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Einleitung 

„Es  ist  ein  schwerer  Fehler,  der  bis  auf  den  heutigen  Tag 
häufig  begangen  wird,  die  Staatslehre  mit  der  Staatsrechtslehre 
zu  identifizieren,"  so  sagte  Georg  Jellinek,  und  er  erklärte  diesen 
Fehler  mit  dem  historischen  Ursprung  der  modernen  Staatslehre 
aus  dem  Naturrecht  ^).  Dasselbe  muß  hinsichtlich  der  Lehre  von 
der  Verwaltung  und  ihrem  Eecht  gelten.  Die  moderne  Ver- 
waltnngs rechts  lehre  hat  daraus  schon  an  ihrem  Teile  die  Folgerung 
gezogen  und  —  im  Prinzip  durchaus  richtig^)  —  die  Erfüllung 
ihrer  Aufgabe  nur  unter  Anwendung  einer  ausschließlich  juristi- 
schen Methode  für  möglich  erklärt.  Das  ist  aber  doch  nur  die 
eine  Seite  der  Folgening  daraus,  daß  die  Verwaltungsrechtslehre 
ein  besonderes  Gebiet  aus  der  Verwaltungslehre  ist.  Die  andere 
Seite  der  Folgerung  liegt  darin,  daß  eben  deshalb  die  Verwaltungs- 
rechtslehre nicht  von  ihrer  Grundlage  in  der  allgemeinen  Ver- 
waltungslehre losgelöst  werden  kann,  ohne  überhaupt  ihre  Grund- 
lagen zu  verlieren.  Was  G.  Jellinek  von  der  Staatsrechtslehre 
sagte,  gilt  in  derselben  Weise  von  der  Verwaltungsrechtslehre: 
wenn  sie  „auch  die  rechtliche  Seite  des  Staates  isoliert,  um  zu 
deren  gründlichen  Erkenntnis  zu  gelangen,  so  muß  sie  doch  von 
Prinzipien  ausgehen,  die  einer  allseitigen  Erkenntnis  des  Staates 
entsprungen  sind."  „Bei  dem  überwiegend  deduktiven  Charakter 
der  juristischen  Untersuchungen  sind  in  vielen  Fällen  die  Resultate 
durch  jene  dogmatischen  Sätze  bereits  a  priori  festgestellt  3)." 

1)  G.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.,  hrsg.  v.  W.  Jellinek, 
1914,  11. 

^)  Meine  Ansichten  über  die  Grenzen  der  Anwendbarkeit  dieses  Prinzips 
habe  ich  niedergelegt  z.  B.  Arch.  f.  Öff.  B.  XXXH,  307,  Verw.  Arch.  XXIU, 
132;  vgl.  femer  bes.  Kaufmann  in  v.  Stengel-Flciscbroann,  Wörterbuch  d. 
Staats-  u.  Verwaltungsrechts  III,  717. 

')  G.  Jellinek,  12. 
Wolcendorff,  PolizHgedanke  ^ 


2  Verwaltungslehre  und  Vervraltungsrechts lehre 

Wir  haben  heute  eine  allgemeine  Verwaltungs recht  sichre 
zum  mindesten  eine  allgemeine  deutsche  Verwaltungofechtslehre  ^), 
Eine  allgemeine  Verwaltungslehre  haben  wir  seit  Lorenz  von  Stein 
nicht  mehr-^).  Das  hat  sich  bis  vor  kurzem  noch  nicht  so  sehr 
fühlbar  gemacht,  weil  in  der  bisherigen  Ver.valtungsrechtslehre  die 
beiden  Disziplinen  nicht  sauber  voneinander  getrennt  waren.  Nach- 
dem die  neuere  Verwaltungsrechtslehre  sich  aber  jetzt  klar  und 
programmatisch  auf  das  „juristische"  beschränkt  hat,  kann  nun- 
mehr die  prinzipielle  Frage  nicht  mehr  zurückgestellt  werden,  ob 
eine  solche  rein  „juristisch"  betriebene  Verwaltungsrechtslehre, 
auf  sich  selbst  gestellt,  fähig  ist,  das  Venvaltungsleben  in  seiner 
rechtlichen  Erscheinungsform  erschöpfend  zu  erklären,  oder  ob  sie 
nicht  doch  aus  den  oben  angegebenen  Gründen  der  Fundierung 
in  bestimmten  Sätzen  einer  allgemeinen  Verwaltungslehre  bedarf). 

Die  folgende  Studie  bedeutet  den  Versuch,  an  dem  Beispiel 
eines,  das  staatsbürgerliche  Leben  rechtlich  besonders  stark  be- 
rührenden, Prinzips  der  Verwaltung,  der  Polizei,  deb  Nachweis 
zu  erbringen,  daß  die  sozialwissenschaftliche  Betrachtungsweise 
der  Verwaltungslehre  prinzipielle  Erkenntnis  von  Erscheinungen 
des  Verwaltungslebens  zu  fördern  vermag,  die  nicht  nur  neben  der 


^)  Dazu  F.  F  lein  er,  Institutionen  des  deutschen  Verwaltungsrechtg. 
8.  Aufl.     1913,  62. 

2)  Selbstverständlich  fehlt  es  auch  seitdem  nicht  völlig  an  verwaltungs- 
wissenschaftlicben  Arbeiten,  weder  an  Monographien  noch  an  Gesamt- 
darstellungen; das  ändert  aber  nichts  an  der  Tatsache,  daß  eine  allgemeine 
Verwaltungslehre  als  wirkliche  Disziplin  heute  nicht  mehr  vorhanden  ist. 
Neuerdings  ist  nun  wieder  verschiedentlich  die  Forderung  nach  einer  wirk- 
lichen Verwaltungalehre  als  Disziplin  erhoben  und  es  sind  verschiedene 
Programme  dafür  aufgestellt  worden.  (Vgl.  statt  alles  anderen  jetzt  die 
kritische  Studie  von  Stier-Somlo  über  „Die  Zukunft  der  Verwaltunga- 
wissenschaft"  in  Verw.  Arch.  XXV,  89—142.)  Zu  diesen  Programmen 
Stellung  zu  nehmen,  ist  hier  kein  Anlaß.  Denn  für  unsere  Studie  muß  ihrer 
gBiüzen  Anlage  nach  die  Frage  des  programmatischen  Wertes  ihrer  Methode 
auf  das  Experiment  ihres  praktischen  Ertrages  an  soziologischer  und  rechts- 
wisscnschaftlicher  Erkenntnisförderung  abgestellt  bleiben.    (Vgl.  unten  S.  6  ff.) 

*j  Sehr  beachtenswert  erscheint  es  mir,  daß  neuerdings  gerade  ein  so 
grundsätzlicher  Vertreter'  der  „juristischen"  Schule  wie  Fleincr  sich  in 
seiner  gehaltreichen  Studie  über  „Beamtenstaat  und  Volksstaat"  (Festgabe 
für  0.  Mayer  1916)  der  Aufgabe  sozialwisse.ischaftlicher  Erforschung  der 
Ordnung  des  Verwtltungslebens  zugewandt  h^t. 


Rechts-  und  ao^ialwb3enscbaftlicbe  Forschung  $ 

juristischen  Erkenntnis  des  Bechtslebens  der  Verwaltunsj,   sondern 
gerade  auch  für  diese  von  ergänzender  Bedeutung  ist.    Der  letztere 
Oesichtspunkt    hat    den    Anlaß    zur    Niederschrift    der    folgenden 
Studie  gegeben,   indem   mehr   denn   zehnjährige  wissenschaftliche 
Beschäftigung  mit   dem  Gegenstande   unter  steter  Berührung  und 
z.  T.    unmittelbarer   Zusammenarbeit   mit    der   Praxis,    sowie   die 
häufige  Notwendigkeit  ihres  Vortrags  vor  Studierenden,  Theoretikern 
und    Praktikern    der    Verwaltung    und    Justiz    den    Verfasser    zu 
der  Überzeugung  gebracht  haben,  daß  ein  Verständnis  der  Grund- 
lagen   des    Poiizeirechts   —  insbesondere,    aber   nicht  allein,    des 
preußischen  —  zu  vermitteln  ist  nur  durch  das  sozialwissenschaft- 
liche  Verständnis    der    staatlichen  Zweckgedanken,   aus    deren  ge- 
schichtlicher Entwicklung  jene  entstanden  sind.    Doch  glaube  ich, 
daß    eine  sozialwissenschaftliche  Untersuchung  des  Gedankens  der 
Polizei  und  seiner  Bedeutung  im  Leben  und  Denken  des  modernen 
Staats  und  seiner  Verwaltung  einen  allgemeineren  Wert  für  deren 
Erkenntnis  haben  kann,  als  den  einer  Grundlage  für  ihre  rechtliche 
Erkenntnis.     Nicht  zwar,  als  ob  jene  ganz  selbständig  und  völlig 
losgelöst   von   dieser  zu  denken  wäre.     Wie  nach  Jellinek  Staats- 
lehre   und   Staatsrechtslehre    nicht    Gegensätze    sind,    sondern    in 
innerem  Zusammenhang  miteinander  stehen,  so  hat  dies  auch  von 
der  Verwaltungslehre  und  von  der  Verwaltungsrechtslehre  zu  gelten. 
Die   rechtliche  Regelung   seiner  Lebensäußerungen   ist    eben   eine 
nicht  wejjzudenkende  Seite  des  Wesens  des  modernen  Staates.    Ein 
Verstehen  seiner  Verwaltung  ist  daher  ohne  Verstehen  ihrer  recht- 
lichen Formen   nicht   möglich.     Tatsächlich   schaltet   auch   unsere 
„Staatswissenschaft"  deren  Berücksichtigung  keineswegs  aus.    Aber 
sie  berücksichtigt  sie  nur  in  ihrem  eigenen  Betrachtungsgebiet,  und 
das  ist  durchaus  nicht  umfassend.    Denn  das,  was  heute  gemein- 
hin als  „Staatswissenschaft"    bezeichnet   wird,    ist  wesentlich   nur 
Staats-    und   Volkswirtschaftslehre.      Die    rechtliche    Ordnung 
unseres  Verwaltungslebens   ist    aber   keineswegs   ein  Produkt  nur 
wirtschaftspolitischer  Ideen,    sondern  einer  Gesamtheit  staatstheo- 
retischer  Gedanken.     Und    diese   sind   damit,    daß  sie  durch   die 
Mittel  des  Rechts  in  Wirksamkeit   gesetzt  sind,    Bestandteile  des 
Gedankensystems  unserer  Verwaltung  geworden.    Dessen  Verständ- 
nis ist  daher  ohne  ihr  —  sowohl   rechts  als   sozialwissenschaft- 
Liches  —  Verständnis  einseitig  und  unvollkommen.     So  klar  und 

l* 


4.  Notwendigkeit  historischer  Grundlegung 

einfach  mir  das  in  thesi  zu  sein  scheint,  so  wenig  ist  es  mög- 
lich, es  in  praxi  gegenüber  einem  Leugnen  zu  beweisen.  Denn 
es  fehlt  jegliches  Beweisraateria],  da  die  fraglichen  Ideen  voa 
der  bisherigen  wissenschaftlichen  Arbeit  schlechterdings  als  nicht 
vorhanden  behandelt  worden  sind.  Es  kommt  also  zunächst  da- 
rauf an,  erst  einmal  dies  Beweismaterial  zu  beschaffen.  Auch 
Könige  können  nicht  bauen,  ehe  die  Kärrner  die  Steine  herbei- 
getragen haben.  Für  einen  Teil  des  (iebäudes  der  Verwaltungs- 
lebre  —  vielleicht  nur  einen  ganz  kleinen  Seitenflügel,  vielleicht 
einen  Eckturm,  vielleicht  auch  das  Zentrum  —  will  die  folgende 
Betrachtung  solche  Kärrnerarbeit  unternehmen,  um  vorerst  nur 
zu  zeigen,  daß  es  an  dem  Material,  zu  bauen,  nicht  fehlt. 

Es  ist  das  Wesen  der  Kärrnerarbeit,  daß  sie  sich  auf  dem 
Boden  des  Vorhandenen  bewegt  und  das  Material  nicht  schafft^ 
sondern  nimmt,  wie  es  von  der  Geschichte  geliefert  ist.  Den  Plan 
einer  neuen  Verwaltungslehre  zu  entwerfen,  wie  Anton  Menger 
den  einer  neuen  Staatslehre  entworfen  iiat,  von  der  Gegenwart 
ausgehend  nach  der  Zukunft  orientiert,  wäre  reizvollere  und 
bestechendere  Arbeit.  Aber  ob  der  so  entworfene  Bau  tragfähig 
wäre?  Das  Gerüst  des  Ideengehalts  ist  dafür  nicht  allein  ent- 
scheidend —  die  verhältnismäßig  geringe  Wirkung  des  Werkes 
A.  Mengers  hat  das  gerade  gezeigt  — ,  sondern  die  feste  Ein- 
fügung des  Unterhaus  in  den  gegebenen  Grund  und  Boden, 
Deshalb  ist  immer  die  bescheidenere  Aufgabe  der  Beschatfung  und 
Sichtung  des  Vorhandenen  die  erste,  weil  sie  unentbehrlich  ist 
für  den  Aufbau  eines  Systems.  Daher  durfte  auch  hier  nicht  ge- 
scheut werden  vor  dem  Graben  in  dem  Boden  der  Vergangenheit. 
Denn  nur  so  können  wir  die  organische  Zusammensetzung  und 
die  Kräfte  des  in  der  Gegenwart  Vorhandenen  erkennen.  Mehr 
als  auf  irgend  einem  anderen  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  haben 
wir  in  der  Verwaltung  —  darauf  hat  noch  jüngst  Spiegel  hin- 
gewiesen^) —  an  dem  „Erbe  des  absolutistischen  Staates"  -zu 
tragen,  ohne  dessen  völlige  Verarbeitung  ein  Weiterschreiten  nicht 
möglich  ist.  Die  Polizei  ist  aber  der  eigentliche  Grundstock  des 
Vermögens  des  absolutistischen  Staates  gewesen.  Handelt  es  sich 
nun,   wie   Spiegel   sagt,   bei   der  Überwindung   des   Absolutismus 

')  L.  Spiegel,  Gesetz  und  Recht,  1013,  3  ft.,  insb.  2J. 
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nicht  nur  um  einen  meclianischen  oder  technischen  Vorgang  des 
Staatsrechts,  sondern  „in  erster  Linie  um  einen  geistigen  Prozeß, 
daß  die  Ideen  des  Absolutismus  neuen  freiheitlichen  Ideen  Platz 
machen,"  so  gilt  das  demnach  von  keiner  Idee  mehr  als  derjenigen 
der  Polizei.  Aber  eben  deshalb,  weil  es  sich  um  eine  Um- 
wandlung von  Ideen  handelt,  setzt  das  Verständnis  der  heutigen 
umgewandelten  Ideen  das  ihres  ursprünglichen  Gehalts  einerseits 
und  der  ihre  Wandlungen  bestimmenden  Kräfte  andererseits  voraus. 
Daher  muß  die  Erforschung  des  heutigen  Polizeigedankens,  seiner 
Entwicklungsraöglichkeiten  und  seiner  Entwicklungstendenzen  ein- 
setzen mit  einer  Erforschung  seiner  bisherigen  Entwicklung. 

Das  war  zur  Feststellung  des  Ziels  der  Arbeit  im  allgemeinen 
unentbehrlich.  Es  ist  aber  weiter  die  konkrete  Aufgabe  einer 
näheren  Umgrenzung  und  ErkUirung  bedürftig,  da  die  hier  zu 
Tersuchende  Betraclitungsweise  durchaus  fremdartig  der,  nur  volks- 
wirtschaftliche oder  verwaltungsrechtliche  oder  „politische"  Unter- 
suchungen kennenden,  wissenschaftlichen  Tradition  der  letzten 
Jahrzehnte  entgegentritt. 

Polizei  ist  eine  prinzipielle  Lebensbetätigung  des  modernen 
Staates,  die  herrschaftliche  Wahrung  der  Ordnung  im  bürgerlichen 
Leben  durch  verwaltende  staatliche  Tätigkeit.  Als  solche  ist  sie 
•Gegenstand  der  Staats-  und  Rechtstheorie  und  ist  von  ihr  schon 
früh  zu  einem  besonderen  wissenschaftlichen  Begriffe  verarbeitet 
worden.  Dieser  hat  seine  eigene  Dogmengeschichte,  die,  wenn 
auch  nach  Inhalt  und  Bedeutung  von  der  allgemeinen  Staatslehre 
yiel  zu  wenig  beachtet,  doch  —  zum  mindesten  für  die  Zeit  bis 
1800    —    recht    gründliche    Untersuchung    erfahren    hat').     Die 

^)  Besonders  F.  X.  Funk,  Die  Auffassung  des  Begriftes  der  Poli/ioi 
im  vorigen  Jahrhundert  (Ztschrft.  f.  gos.  St.  W.  XIX,  1863,  489-555)  und 
■G.  Marchet,  Studien  über  die  Entwicklung  der  Verwaltungslohre  in 
Deutschland  von  der  zweiten  Hälfte  des  17.  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts, 1885,  vgl.  aber  auih  J.  Jungel,  Der  Bogrift'  der  Polizei  im 
Wärttembergischen  Recht  (Diss.  Tüb.)  1912,  13-48.  —  Für  das  19.  Jahr- 
hundert liegen  nur  knappe  l  bcrblicke  vor  in  der  Dissertation  von  Hö  11- 
4orfer  „Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Begriffes  der  Polizei  nach 
■deutschem  Staatsrecht"  1899  S.  30— 106  und  meiner  vor  10  Jahren  heraus- 
gegebenen Abhandlung  „Die  Enlwicklung  des  Polizeibegriffes  im  19.  Jahr- 
hundert" (2.  Teil  der  „Oi-enzen  der  Polizeigewalt",  Arbeiten  a.  d.  jurist.- 
staatswisscnschaftlichen   Seminar  Marburg,    Heft  5),    deren  Ergebuiise    zwar 


fj  Gedanke  der  Polizei 

Dogmeiigescliichte  dieses  Polizeibegriflfes  fällt  aber  durchaus  nicht 
zusammen  mit  der  Entwicklungsgeschichte  des  Gedankens  der 
Polizei  als  praktisch  geltenden  Prinzips  staatlicher  Betätigung. 
Denn  diese  ist  die  Geschichte  der  materiellen  Wandlungen  und 
Wirkungen  des  an  sich  rein  formalen  Prinzips  der  autoritären 
Ordnung  des  bürgerlichen  Lebens  durch  die  StaatsA^erwaltung,  wie 
sie  bedingt  sind  durch  den  politisch-gedanklichen  Gehal<",  mit  den* 
dies  Prinzip  tatsächlich  in  der  Geschichte  des  Staats-  und  Eechts- 
lebens  zur  Geltung  gekommen  ist.  Nur  die  Entwicklungsgeschichte 
des  Polizeigedankens  in  diesem  Sinne  ist  Gegenstand  der 
folgenden  Betrachtung,  die  Geschichte  der  Polizei  als 
politischer  Institution;  nicht  die  Literaturgeschichte  der 
Theorie  der  Polizei.  Denn  auch  hier  gilt  für  die  Verwaltungs- 
lehre, was  G.  Jellinek  für  die  Staatslehre  gesagt  hat^):  „Die  Ge- 
schichte der  Politik  ist  heute  noch  viel  zu  viel  Literaturgeschichte, 
viel  zu  wenig  Geschichte  der  Institutionen  selbst." 

Für  den  Versuch  einer  solchen  Betrachtung  des  Gedankens 
der  Polizei  als  politischer  Institution  aber  schließen  der  ungeheure 
Umfang  des  Gegenstandes,  die  Schwierigkeiten  der  Abgrenzung 
des  Stoffes  und  der  Mangel  irgendwelcher,  von  den  gleichen  Ge- 
sichtspunkten geleiteter,  Vorarbeiten  —  von  mehreren  eigenen 
Einzelstudien  abgesehen-)  —  den  Plan  einer  irgendwie  auf  Voll- 


etwas klarer  sein  dürften  als  die  der  vorgonannteu  Dissertation,  die  aber 
auch  leider  (wie  der  I.  Teil  der  Gesamtarbeit)  in  Flüchtigkeiten  der 
Materiaisichtung  und  Schuellfertigkeiten  des  Urteils  die  allzu  deutlichen 
Merkmale  der  Anfängerarbeiten  trägt. 

^)  G.  Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgeneclitc 
2.  Aufl.  1904,  35. 

2)  Polizeidienstpflicht,  Verw.  Arch,  XV,  523—568;  Die  Grenzen  der 
Polizeigewalt  im  französischen  Recht,  Arch.  öffl.  Recht  XXIX,  325—393; 
Polizei  und  Prostitution  1911  (auch  in  Zeitschrift  f.  ges.  Staatswiss. 
LXVII,  1—26  und  218—266);  Polizeiliche  Landesverweisung,  Ztschrft.  ges 
Staatswiss.  1908,  409—423;  Das  Fremdenrocht  ibid.  1911,  561—569; 
Englische  Exekutivpolizei,  Verw.  Arch.  XXI.  131—137;  Englisches  Polizei- 
recht (in  Besprechung  Köllreuter),  Arch.  öffl.  R.  XXXIIl,  301—306;  Polizei 
und  kommunale  Wohlfahrtspflege,  Verw.  Arch.  XXI,  515  —  551;  Polizei- 
liches Verhaftungsrecht  des  Militärs,  Verw.  Arch.  XXII,  518—546;  Zeugnis- 
pflicht gegenüber  der  Polizei,  Verw.  Arch.  XX,  277—294;  Judenrecht  (in 
Bespiechung  J.  Freund)  Arch.  öflfl.  R.  XXXIIl,  288—295;  Aibeitsiccht, 
Annalcn  des   Deutschen  Reichs  1915,  57— C8;   Richtlinien   des  polizeilichen 
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ständigkeit  oder  auch  nur  Allseitigkeit  des  Überblickes  Anspruch 
erhebenden  Entwicklungsgeschichte  aus.  Auch  nicht  einmal  um 
die  Skizze  einer  derartigen  zusammenhängenden  Entwicklungs- 
geschichte kann  es  sich  daher  handeln,  sondern  höchstens  um  eine 
Folge  aneinandergereihter  Schattenrisse,  die,  bei  einer  Bestrahlung 
des  Polizeigedankenji  aus  den  jeweils  geltenden  Staatstheorien  und 
Projektion  auf  das  bürgerliche  Leben,  dessen  charakteristische 
Konturen  in  den  tinzelnen  Epochen  wiederzugeben  suchen^),  auf 
eine  allseitige  Darstellung  seines  Gesamtinhalts  aber,  besonders 
des  auch  im  Wandel  sich  stets  gleich  bleibenden  Kerns,  verzichten. 
Einseitigkeiten  und  Vergröberungen  sind  bei  solcher  Darstellungs- 
weise nicht  zu  vermeiden.  Deshalb  kann  und  will  diese  Studie 
nur  in  der  Art  der  Autgabe  ihre  Rechtfertigung  suchen:  das 
Problem,  das  der  Polizeigedanke  wegen  der  unmittelbaren  praktischen 
Bedeutung  seines  staatstheoretischen  Gehalts  für  die  rechtliche 
Gestaltung  des  bürgerlichen  Lebens  als  der  Grundlage  des  Staats- 
lebens der  Lehre  vom  öftentlichen  Recht  und  damit  der  Staats- 
wissenschaft stellt,  zunächst  —  nicht  zu  lösen,  sondern  —  über- 
haupt erst  einmal  zur  Anschauung  zu  bringen. 

Aus  dieser  Aufgabe  der  Studie  ergab  sich  ihre  Methode.  Da 
sie  nicht  sowohl  Dogmen  zum  Gegenstande  hat,  die  von  der 
Theorie  oder  der  Diplomatie  formuliert  sind,  als  vielmehr  Ideen, 
die  in  der  Geschichte  des  Staatslebens  tatsächlich  die  Rolle  wirken- 
der Kräfte  gespielt  haben,  so  liegt  ihr  Schwergewicht  nicht  in  der 
Feststellung  des  Tatsächlichen  in  der  Geschichte  des  Staats- 
denkens und  -lebens,   sondern  in  dessen  Beurteilung.     Die  tat- 

Wirltens  im  preiiß.  Recht,  Pr.  Verw.-Bl.  XXXII,  257-263;  daselbst  XXXVI, 
Heft  4  und  13  zwei  kleinere  Aufsätze  über  Eimvirkungeu  des  Kriegs  auf 
den  PolizeigedankcH. 

^)  Mit  dem  oben  über  die  Aufgabe  Gesagten  glaube  ich  klargelegt  zu 
haben  —  will  es  aber  doch,  um  jedes  Mißverständnis  auszuschließen,  noch 
einmal  ausdrücklich  hervorheben  —  daß  es  sich  hier  nie  um  die  Staats- 
theorion,  uic  der  Diplomatie  so  wenig  wie  die  der  Wissenschaft,  weder  an 
sich  noch  auch  in  ihrer  allgemeinen  Wirkung,  handelt,  sondern  nur  um 
ihre  Wirkung  auf  die  obrigkeitliche  Ordnung  des  bürgerlichen  Lebens.  Des- 
halb kommen  z.  B.  Grundsätze  und  Maßregeln  der  ökonomischen  Politik, 
wie  etwa  Monopolienerrichtung,  Handelspolizei  usw.  an  sich  nicht  in  Be- 
tracht, sondern  nur  die  von  ihnen  verursachten  polizeilichen  Beschränkungen 
der  allgemeinen  Bewegungsfreiheit  im  bürgerlichen  Leben. 
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Sächlichen  Unterlagen  dieses  Urteils  sind  letzten  Endes  in  der  ge- 
samten Pragmatik  der  politischen-,  Kultur-  und  Geistesgeschichte 
zu  suchen.     Daher  mußte  auf  ihre  Erörterung  verzichtet  und  die 
Aufgabe    der    Darstellung    auf   die    Herausarheitung    des   Urteils 
selbst   beschränkt   werden.     Aber   auch   hier   war   weiterhin   noch 
Beschränkung    erforderlich.      Denn    es   handelt   sich   um   Ideeen, 
die    das   Produkt   —   nicht   klaren,   formalen   logischen   Ausbaus 
wissenschaftlicher   Erwägungen,    sondern  —  der    ganzen   Kompli- 
ziertheit der  nur  ihrer  eigenen  materiellen  Logik  folgenden  Lebens- 
kräfte  und   -strebungen    sind,   und   somit   den   aus   dogmatischer 
Tradition    uns    zur  Verfügung    stehenden  Begriffen    stets    bis    zu 
einem   gewissen   Grade   inkommensurabel   gegenüberstehen.      Die 
Gefahl'  der  Verschiebung  des  materiellen  Inhalts   des  Urteils,   die 
deshalb   in   solchen  Dingen   unweigerlich  mit   der  —  doch   nicht 
entbehrlichen    —   logischen    und    begrifflichen   Formulierung   des 
Urteils  verbunden  ist,  schien  daher  nur  dadurch  ven-ingert  werden 
zu   können,    daß   der  Ausdruck   des  Urteils  nicht  sowohl  nur  auf 
solche  Fonnulierung   als  vielmehr  stets  gleichzeitig  auf  seine  Er- 
läuterung durch  Beispiele  abgestellt  wurde.    Diese  Beispiele  selbst 
wollen  demnach  —  aus  allen  diesen  Gründen  —  nicht  angesehen 
werden  als  Versuche,   das  Urteil  in  tatsächlicher  Hinsicht  zu  be- 
gründen, sondern  nur  als  Mittel,  seinen  Inhalt  selbst  anschaulich 
zu  machen. 


Kapitel  I 

Der  Polizeistaat  und  seine  Regierungsprinzipien 


1.  Die  allgemeine  entwicklungsgeschichtüche  Bedeutung 
des  Polizeigedankens 

Der  Beginn  des  modernen  Staates  liegt  in  der  Überwindung 
jener  Spaltung  der  herrschaftlichen  Rechte,  die  im  ständischen 
Staat  die  Entwicklung  einer  klar  und  ausschließlich  nach  dem 
Gesichtspunkt  des  Gesamtinteresses  orientierten  inneren  und  äußeren 
Politik  unmöglich  gemacht  hatte.  Die  Konzentrierung  staatlicher 
Gewalt  in  der  Hand  des  Fürsten  war  es,  die  der  Staatsgewalt 
den  Charakter  der  Einheitlichkeit  gab,  der  das  Wesen  des  modernen 
Staates  bestimmt.  Das  staatsrechtliche  und  politische  Gerüst  aber, 
an  dem  das  Gebäude  des  modernen  Staates  zum  Aufbau  gelangte, 
bildete  der  Gedanke  der  Polizeigewalt. 

Erst  mit  und  in  der  Idee  des  modernen  Staats  hat  sich  der 
Begriff  der  Polizeigewalt  zu  seiner  besonderen  Bedeutung  entwickelt. 

In  ihrem  ursprünglichen  Sinne  der  Staatslehre  des  klassischen 
Altertums  entnommen»  bedeutet  Polizei,  noXirela^  nichts  anderes 
als  die  Ordnung  des  Staatswesens  *).  Daher  hat  in  der  Staats- 
lehre zu  Beginn  der  Neuzeit  „Polizei"  zuweilen  noch  die  Ver- 
fassungsgrundsätze bezeichnet,  also,  der  damaligen  Staatsperiode 
entsprechend,    die   Grundgedanken   der    ständischen  Verfassung 2). 


')  E.  Loening,  Lehrbuch  des  Verwaltungsrechts  S.  3  ff.,  Art.  „Polizei" 
ia  Wtbch.  d.  Staatswsss. ;  G.  An  schütz,  Die  Polizei  (Vortr.  d.  Gehe-Stiftung 
II)  1910;  F.  Chr.  B.  Ave-Lallemant,  Physiologie  der  deutschen  Polizei 
1882.  66  ff. 

')  So  bei  Claude  de  Seyssel,  La  Grand' Monarchie  de  la  France 
1519    und  Du  Uaillan.  De  l'Estat   et  succes  des  affaires  de  France  1570. 


]()  Polizei  als  Prinzip  des  moderneu  Staates 

Seine  eigentliche  und  allgemeine  Bedeutung  entbehrte  aher  dieser 
politisch-verfassungsrechtlichen  Zuspitzung  („mitoyenne  entre  le 
roy  et  le  peuple^)"),  und  umfaßte  vielmehr  nur  den  Gegensatz  zu 
dem  Zustande  mangelnder  autoritativer  Ordnung  des  öffentlichen 
Lebens.  In  diesem  Sinne  sprach  man  von  „etats  polices"  und  von 
„politen  Völkern".  Polizei  war  das  Ideal:  gute  Ordnung.  „Gute 
Ordnung  und  Polizei",  „bonne  ordre  et  police",  „Ordnung  guter 
Polizei"  wurden  daher  identische  Begriffe.  Ihr  Inhalt  war  politisch 
wesentlich  der  Gegensatz  zu  der  —  außer  in  den  deutschen 
Städten  —  bestehenden  Ohnmacht  staatlicher  Gewalt  gegenüber 
der  Unmasse  geschichtlich  fundierter  subjektiver  Rechte,  Frei- 
heiten, und  Privilegien,  wie  sie  als  Folge  der  Zersplitterung  jener 
durch  den  Feudalismus  und  seine  in  der  ständischen  Verfassung 
fortlebenden  Reste  sich  entwickelt  hatte.  Eine  ganz  natürliche 
Folge  dieses  Zusammenhanges  war  es,  daß  der  Begriff  der  „Polizei" 
sich  bald  übertrug  auf  den  immer  stärker  sich  entwickelnden 
rechtlichen  und  politischen  Gedanken  des  modernen  Staates,  d.  h. 
den  Gedanken,  daß  der  Vielheit  der  subjektiven  Interessen  des 
geschichtlich  überkommenen  rechtlichen  und  politischen  Besitzes, 
der  staatlichen  Untergewalten  sowohl  wie  der  Staatsbürger,  das 
objektive  Interesse  der  Gesamtheit  beherrschend  gegenüberstehen 
müsse. 

Dieser  Gedanke  der  Orientierung  allen  Lebens  im  Staat  nach 
der  „Salus  publica",  die  nun,  eben  deshalb,  weil  sich  eine  einheit- 
liche Staatsgewalt  bildet,  zu  deren  eigenem  Interesse,  zum  „inter- 
esse  Status  publici",  wird,  ist  die  gemeinsame  Grundlage  der 
Entwicklung  des  Polizeigedankens  und  des  modernen  Staats- 
gedankens. 

Ein  Entwicklungsgesetz   des  Gedankens   der   alleinigen  Maß- 


Alp  Inhalt  dieser,  mit  „police"  bezeichneten,  Grundsätze  gibt  Seyssel  an 
„inalienabilite  du  domaine  et  piusieuj-s  aultres  loix  et  ordonnauces  y  a  con- 
ccrnant  le  bien  publique  du  rojaume''.  (vgl.  A.  Lemaire,  Les  loix  fon- 
damentales  de  la  monarchie  fiancaise  d'apres  les  theoriciens  de  l'ancien 
regime  1907,  S.  74,  72.) 

')  Du  Haillan,  a.  a.  0.  86""  ,Ceux  qui  ont  voulu  discourir  sur 
Testat  de  ce  royaume,  ont  estinie  que  de  cette  commune  police  qui  cstoit 
mitoytnne  entre  le  roy  et  le  peuple,  dependait  toute  la  grandeur  de  la 
France"  (Lemaire  a.  a.  0.  91). 
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geblichkeit  der  salus  publica  als  des  Interesse  statns  public!  war 
es,  daß  er  die  Tendenz  zu  wachsender  Intensität  und  Extensität 
in  sich  trug:  sowohl  der  Umfang  der  unter  dem  Gesichtspunkt 
des  interesse  Status  publici,  der  Polizei,  einer  obrigkeitlichen 
Kegelung  unterworfenen  Lebensgebiete,  als  auch  die  Energie  dieser 
Regelung  waren  in  ständiger  Zunahme  begriffen.  Das  führte 
diinn  dahin,  das  .Wesen  der  Polizei  einerseits  ausschließlich  in 
diese  obrigkeitliche  Regelung  des  gesamten  bürgerlichen  Lebens 
zu  verlegen  und  sie  so  in  Gegensatz  zu  den  anderen  Zweigen 
staatlicher  Betätigung  (äußere  Politik,  Justiz-,  Heer-  und  Finanz- 
wesen) zu  setzen;  andererseits  aber  doch  in  ihr  das  Zentrum  des 
staatlichen  Lebens  zu  erblicken,  aus  dem  alle  jene  anderen  Zweige 
ejst  ihre  Kraft  erhielten.     Das  macht  den  Staat  zum  Polizeistaat. 

Nicht  die  starke  praktische  und  theoretische  Ausbildung  der 
Polizeigewalt  allein  ist  es,  die  das  Charakteristikum  des  Polizei- 
staats gibt,  sondern  auch  iiire  eigentümliche  Stellung  im  Regierungs- 
system des  sich  entwickelnden  modernen  Staates:  die  Heeres-, 
Wirtschafts-  und  Finanzpolitik,  an  denen  sich  im  fürstlichen  Ab- 
solutismus die  einheitliche  Staatsgewalt  jenes  herausbildete,  waren 
verankert  und  gestützt  in  der  theoretischen  und  praktischen  Aus- 
gestaltung der  Polizeigewalt.  Das  seltsam  krause  Gewirr  der 
tausenderlei  Beschränkungen  ist  in  seinen  Einzelheiten  doch  mit 
klaren  Fäden  an  die  leitenden  staatstheoretischen  Ideeen  der  Zeit 
geknüpft. 

Der  erste  Wesenszug  dieses  für  die  Ausprägung  des  Polizei- 
stc^ats  charakteristischen  Polizeigedankens  war  seine  Tendenz  zu 
energischer  Betätigung.  Daß  die  polizeilichen  Anordnungen  erst 
im  Polizeistaat  eine  so  erhebliche  Bedeutung  für  das  bürgerliche 
Leben  erhielten,  hat  seinen  Grund  zu  einem  großen  Teil  darin, 
daß  er  erst  die  Möglichkeit  ihrer  autoritären  Anwendung  sicherte. 
In  früherer  Zeit  war  diese  —  außerhalb  der  Städte  —  nirgends 
gegeben.  Der  Staat  war  .auf  die  organisatorisch  zersplitterte 
Tätigkeit  der  feudalen  und  ständischen  üntergewalten  einerseits 
und  die  Dienstpflicht  der  Untertanen  andererseits  angewiesen^). 
Eben    wegen    dieser    Zersplitterung    des    Staatslebens    entbehi-ten 


')  Dazu  Wolzendorff  „PolizeidienBtpflicht",   Verw.  Arch.  XV,  638  ff. 
(für  England  535  ff). 
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aber  diese  beiden  Ausföhrungsmittel  der  nötigen  soziopsychologiscben 
Garantien  und  waren  daher  praktisch  wertlos  ^).  Erst  recht  galt 
di'es  Yon  den  polizeilichen  Anordnungen  des  Deutschen  Reichs; 
waren  sie  doch  mangels  eigener  Exekutive  nicht  nur  von  den  z.  T. 
recht  geringen  Kräften,  sondern  auch  dem  guten  Willen  der 
Territorialgewalten  abhängig,  gegenüber  denen  die  dürftige  Auf- 
sichtsorganisation des  Reichs  (Fiskale)  im  ganzen  recht  wenig 
zu  bedeuten  hatte.  Daher  beginnt  die  Geschichte  der  Polizei  als 
einer  Erscheinung  des  modernen  öffentlichen  Lebens  nicht  mit 
dem  Auftreten  des  Wortes  und  Begriffes  in  der  Landesgesetz- 
gebung des  15.  und  der  Reichsgesetzgebung  des  16.  Jahrhunderts, 
sondern  erst  mit  der  Organisation  einer  technischen  landesherr- 
lichen Verwaltung,  wie  sie,  für  alle  späteren  vorbildlich,  im  Jahre 
1667  in  Frankreich  durch  die  Einrichtung  der  lieutenance 
generale  de  police  geschah^),  und  dort  allmählich  zur  Auf- 
saugung aller  früheren  erblichen  senorialen  Zustäadigkeiten  führte. 
Als  mit  der  Einrichtung  einer  selbständigen  Verwaltungs- 
organisation in  Paris  der  Polizeigedanke  lebendige  Gestalt  annahm 
und  sich  sogleich  als  ein  wichtiges  Mittel  zur  weiteren  Verein- 
heitlichung der  Staatsgewalt  in  der  Hand  des  Fürsten  erwies'), 
stand  das  Programm  seiner  Aufgabe  bereits  grundsätzlich  fest*)  und 


^)  Für  Frankreich  interessant  besonders  in  dem  Edikt  von  Amboise 
aus  dem  Januar  1752  die  Klage  des  Königs  „que  les  ordonnances  qui  avaient 
ete  faitcs  sur  le  fait  de  la  police  tant  par  les  Rois  ses  predecesseurs  qua 
par  lui,  quoique  tres-belles,  etaient  neanmoins  demeurees  inutiles  et  sans 
execution".  (Delamare,  Traite  de  la  Police  oü  Ton  trouve  l'histoire  de  son 
Etablissement,  les  fonctions  et  les  prerogatifs  de  ses  magistrats.  Par.  1729, 
I,  47). 

2)  Vgl.  darüberPaisant,  La  police  au  XVIII me  siecle,  Discours  prouonce 
ä  Pordre  des  avocats  le  17  avril  1894,  7  ff.  und  die  Einleitung  von  M. 
Chaasaigne,  La  lieutenance  generale  de  police  de  Paris  (These,  Paris)  1906. 

^)  Vgl.  dazu  besonders  Paisant  a.  a.  0.  S.  16;  Chassaigne  a.  a.  0. 
S.  101;  P.  Bonnassieux,  Note  sur  Tancienne  police  de  Paris  (Auszug  aus 
dem  Bulletin  de  la  Societe  de  l'Histoire  de  Paris  et  de  PIlc  de  Franco 
Jahrgg.  1894)  S.  1  ff;  L.  Pelatan  De  Torganisation  de  la  Police,  Etüde 
hiatorique,  theoriqde  et  pratique,  S.  92  ff. 

*)  In  dem  die  lieutenance  g.  d.  p.  begründenden  Edikt  heißt  ea:  „La 
police  conaiate  ä  assurer  le  repos  du  public  et  des  particuliers,  ä  purgcr 
la  ville  de  ce  qui  peut  causer  dea  desordrea,  a  procurcr  l'abondance  et 
faire  vivre  chacun  selon  sa  condition  et  ses  devoirs."     (Chaasaigne  24). 
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harrte  nur  der  energischen  Verwirklichung.  Veranlaßt  zwar  — 
wie  alle  Polizeiorganisation,  die  das  staatliche  Leben  vorher 
and  nachher  hervorgebracht  hat  —  zunächst  durch  das  Bedürfnis 
der  Verbrechensbekämpfung^),  erstreckte  sich  die  Tätigkeit  der 
1667  in  Paris  geschaffenen,  1693  über  ganz  Frankreich  ausgedehnten 
Polizeiverwaltung  sofort  auf  jenen  fast  unbegrenzten  Zweckbereich, 
der  schlechthin  mit  der  zwangsweisen  Verfolgung  des  Staatszwecks 
im  Innern  zusammenfällt  und  mit  dem  von  der  damaligen  Theorie 
geschaffenen  Namen  ^Wohlfahrtspolizei"  völlig  unzulimglich  und 
irreführend  bezeichnet  ist. 

'j  Es  darf  nicht  vergessen  weiden,  daß  iin  Mittelalti'r  das  berufsmäßige 
Verbrcchertnui  infolge  der  verwallUDgsteclmiscben  Schwerfälligkeit  des 
Feudalstaates  und  der  Häungkeit  innerer  Kämpfe  zu  einer  solchen  in  sich 
gefestigten  Macht  gediehen  war,  daß  es  vielfach  ganz  offen  als  Organisation 
der  staatlichen  und  bürgerlichen  Organisation  gcgenübertrat.  8o  hatte  es 
vor  Basel  auf  dem  Kohlenberg  eine  Freistätte,  in  der  es  vollständige  Hoheits- 
rechle  ausübte,  Recht  gab  und  nahm.  ^vgl.  Burekhardt,  Die  Freistätte 
der  Gilen  und  Lahmen  auf  dem  Kohlenberg,  im  Basler  Taschenbuch  1851, 
her.  von  Th.  Streuber,  S.  1  —  22).  So  hatte  es  in  Paris  in  der  cour  des 
miracles  jenes  aus  Victor  Hugos  Schilderung  bekannte  Bollwerk,  in  dem  es 
nach  eigenem  Recht  und  Gesetz  lebte,  ein  Hohn  der  bürgerlichen  Gesell- 
Kchalt  und  der  staatlichen  Ordnung.  Diese  l'bermacht  des  Verbrechens 
(Fr.  Chr.  B.  Ave-Lalleman t,  Das  deutsche  Gaunertum  1858.  Teil  I  S.  47, 
Anm.  2,  vgl.  weiter  S.  62  ff.,  90  ff.,  bes.  91  Anm.  1,  und  über  das  Gauner- 
tum in  Frankreich  Teil  II,  S.  344  ff.)  nötigte  den  Staat  zu  einer  organi- 
eievten  Abwehrtätigkoit  zum  Schutz  der  staatlichen  und  bürgerlichen  Ordnung. 
So  hatten  in  Deutsdiland,  nachdem  schon  die  Landfriedensgesetzgebungen 
sich  mit  diesem  Gegenstand  beschäftigt  hatten,  zunächst  die  Reichspolizei- 
ordnungen aus  dem  16.  Jahrhundert  Bestimmungen  gegen  die  „Jauner  und 
Zigeuner"  getroffen.  Dann  aber  hatte,  als  sich  mit  der  Entwicklung  der 
Landeshoheit  die  Polizeigewalt  als  eine  der  wichtigsten  laudesherrlichen 
Befugnisse  ausgebildet  hatte,  die  Landespolizei  den  Kampf  gegen  da« 
Gaunertum  aufgenommen  ^Avc-Lallemant  63).  Ebenso  war  die  nächste  Auf- 
gabe der  1667  geschaffenen  organisierten  französischen  Polizei  die  Be- 
kämpfung des  ganz  Paris  terrorisierenden  Gaunertums.  Desgleichen  ist  in 
England,  viel  später,  erst  im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts,  eine  staatliche 
Organisation  der  Polizei  ins  Leben  gerufen  worden  zur  Bekämpfung  des 
berufsmäßigen  Verbrechertums,  das  die  Unsicherheit  in  der  Metropole  aufs 
höchste  getrieben  hatte,  und  dem  die  alte,  auf  der  Polizeidienstpflicht  be-> 
ruhende,  Parochialpolizei  völlig  wehrlos  gegenüberstand  (Vcrw.  Arch.  XV, 
535  ff.). 


2.   Der  Inhalt  des  Polizeigedankens  des  ancien  regime 


Das  Prinzip  der  „allgemeinen  Wohlfahrt"  oder,  wie  es  in  der 
rührseligen  Dekadenz  des  ancien  regime  genannt  wurde,  der 
„allgemeinen  Glückseligkeit",  „le  bonheur  de  tous"  —  in  der 
Geschichte  der  Staatslehre  als  „Eudämonismus"  bezeichnet  —  gibt 
nichts  anderes  als  die  Firma  des  Polizeigedankens,  wie  er  für  den 
Polizeistaat  charakteristisch  ist;  eine  Firma  allerdings,  an  deren 
sittlichen  Gehalt  ihre  Inhaber  vielfach  ebenso  glaubten,  wie  die- 
jenigen, die  wissenschaftlich  über  sie  schrieben.  Den  wahren 
Inhalt  jenes  Polizeigedankens  des  achtzehnten  Jahrhunderts  aber 
bildet  nicht  das  vage  Prinzip  des  Eudilmonismus,  sondern  der 
ganze  Komplex  staatstheoretischer  Ideen,  die  das  damalige  staat- 
liche Leben  beherrschten  und  in  dem  jenes  Prinzip  allerdings  auch 
eine  gewisse  Rolle  spielte  Ob  dieser  Ideenkomplex  überhaupt 
auf  eine  einheitliche  Formel  gebracht  werden  kann,  erscheint  mir 
höchst  zweifelhaft.  Sicher  kann  seine  Erkenntnis  nicht  gewonnen 
werden  aus  der  Literargeschichte  der  Staatswissenschaft,  detm 
es  handelt  sich  dabei  nicht  um  die  in  der  Theorie  des  Polizei- 
staats gelehrten,  sondern  um  die  in  seinem  Leben  wirkenden  Ge- 
danken. Ihnen  können  wir  nur  näher  zu  kommen  hoffen,  wenn 
wir  versuchen,  —  soweit  das  in  der  hier  gebotenen  Gedrängtheit 
der  Betrachtung  möglich  ist  —  an  Beispielen  uns  ihre  Funktionen 
in  der  staatlichen  Ordnung  des  bürgerlichen  Lebens  anschaulich 
zu  machen. 

Um  einen  Überblick  über  das  Wirken  des  Poliztigedankens 
auf  die  obrigkeitliche  Regelung  des  bürgerlichen  Lebens  zu  er- 
langen, werden  wir  zweckmäßig,  den  alten  Polizeilehien  folgend, 
zwei  Thätigkeitsgebiete  der  Polizei  getrennt  betrachten :  auf  der  einen 
Seite  den  Schutz  von  Leib  und  Leben  der  Unterthanen,  auf  der 
anderen  Seite  die  Sorge  für  Aufrechterhaltung  der  „guten  Sitte''  '). 


')  Diese  Einteilung  ist  ganz  allgeme'n  üblich  gewesen.     AU  besonders 
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Für  die  einzelnen  Beispiele,  die  für  uns  das  wichtigste  sind,  ist 
es  sowohl  durch  die  Natur  der  Sache  als  den  Stand  der  geschicht- 
lichen Forschung  bedingt,  daß  eine  unserer  Hauptquellen  die 
Pariser  Polizei  ist,  die,  wie  sie  seinerzeit  vorbildlich  für  die  ganze 
Welt  war,  heute  historisch  so  ausgedehnte  Bearbeitung^)  erfahren 
hat,   wie  keine  zweite,   besonders  aber  durch  die  Veröffentlichung 


anschauliches  Beispiel  sei  nur  angeführt,  das  Schema  der  Materien  des  Polizei- 
rechts, das  in  dem  Lehrbuch  von  Fleury  ausgearbeitet  ist.  (Droit  public 
de  France,  Ouvrage  posthume  de  Mr.  Tabbe  Fleury,  compose  pour 
l'education  des  princes  et  publie  avoc  des  notes  par  J.  B.  Daragon  1769, 
[künftig  zitiert  „Fleury"]:  S.  135  f.  I.  substistance  pour  le  coi-ps  1)  Notwendig- 
keiten des  Lebens  (Nahrung,  Kleider,  Wohnung,  Heizung),  2)  Gesundheit  und 
Bequemlichkeiten,  3)  Mittel,  um  dieses  zu  erreichen. —  IL  les  bonnes  moeurs 
1)  Religion  in  bezug  auf  das  Äußere,  2)  innerer  Frieden  im  Reich.  Mäßig- 
keit und  geregeltes  Leben  des  Einzelnen. 

1)  Es  kommen  hier  besonders  in  Betracht  die  bereits  (S.  12  Anm.2f)  ange- 
führten Arbeiten  von  Bonnassieux,  Chassaigne,  Paisant  und  Felatan, 
sowie  Bechard,  Histoire  de  l'administration  de  la  France  1851 ;  P.  Clement, 
La  police  sous  Louis  XIV,  1866;  derselbe,  Histoire  de  Colbert  et  de  son  ad- 
ministration,  1874.  Sehr  viel,  aber  meist  nicht  einwandsfreies,  Material  ent- 
hält die  umfangreiche  Memoirenliteratur  des  ancieu  regime.  Auch  die  sehr 
reichhaltigen  amtlichen  Berichte,  wie  sie  z.  B.  in  dem  großen  V/erk  von 
J,  Peuchet,  Memoires  tirees  des  archives  de  la  Police  de  Paris  1838,  ver- 
öffentlicht sind,  sind  nur  mit  äußerster  Vorsicht  verwertbar,  da  sie  infolge 
einer  später  (S.  43,50)  noch  zu  erörternden  Eigenart  der  Pariser  Polizei  vielfach 
mehr  auf  Sensation,  als  auf  sachliche  Klärung  angelegt  sind.  Instruktiv  hin- 
gegen, wenn  auch  durch  die  Fülle  und  Wiederholung  ermüdend,  sind  nüchterne 
Notizen  aus  der  Praxis,  wie  wir  sie  z.  B.  in  den  von  P.  Göttin  1891  heraus- 
gegebenen „Rapports  inedits  du  lieutenant  de  police  Rene  d'Argenson"  finden. 
Wertvoller  als  alle  Memoiren  sind  jedoch  als  Quellen  für  alle  Einzelheiten 
nach  wie  vor  die  klassische  Sammlung  Delamares  (oben  S.  12  Anm.  1) 
und  für  einen  allgemeinen  Überblick  die  gründliche  amtliche  Denkschrift 
von  1770.  [La  police  de  Paris  en  1770,  Memoire  redige  par  les  ordres  de 
Mr.  de  Sartine  par  J.  B.  Carles  Le  Maire,  conseiller  du  Rr-',  Commissaire 
au  Chätelet  de  Paris,  veröffentlicht  von  A.  Gazier  in  Memoii'es  de  la  Societe 
de  rhistoire  de  Paris  et  de  l'Ile  de  France  V,  1—131.  (1879).  —  Der  Be- 
richt war  für  Maria  Theresia  bestimmt.     (Künftig  zitiert  „Memoire".)] 
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einer    amilichen    Denkschrift    aus    dem  .  Jahre    1 770  *)    unseren 
Blicken  offen  gelegt  ist. 

a)    Polizeiliche  Prinzipien  der  Sorge  für  Leib  und  Leben 

In  der  Sorge  für  das  leibliche  Wohl  der  ünterthanen  ging 
die  Polizei  in  systematischster  Weise  vor,  indem  sie  zunächst  für 
alle  zum  Lebensunterhalt  in  Betracht  kommenden  Dinge  ihre 
wirtschaftliche  Verwendung  von  der  Urproduktion  an  aufs  genaueste 
regelte.  Die  Art  der  Bebauung  der  Felder  und  die  Verwendung 
des  Landes  wird  vorgeschrieben  und  z,  B.  gegen  eine  Verdrängung 
des  Getreidebaues  durch  Weinbau'),  aber  auch  für  die  Anpflanzung 
von  Obstbäumen  Vorsorge  getroffen^).  Die  Bebauung,  das  Säen 
und  Ernten  wird  zur  Pflicht  gemacht,  überwacht  und,  besonders 
in  schwierigen  Zeiten,  geregelt*):  es  wird  etwa  allen  erwachsenen 
Personen  die  Pflicht  auferlegt"),  an  den  Erntearbeiten  teilzu- 
nehmen, insbesondere  den  Armen,  wofür  dann  den  erwerbsunfähigen 
Armen  die  Ährenlese  auf  allen  Äckern  gestattet  wird^)  Die 
Grandbesitzer  werden  verpflichtet,  den  Betrag  ihrer  Ernte  genau  an- 
zugeben, ihr  Getreide  auszudreschen  und  zu  Markte  zu  bringen;  es 
wird  ihnen  verboten,  es  zu  Brau-  und  Brennzwecken  zu  benutzen; 
die  Zeit,  während  deren  sie  es  aufspeichern  dürfen,  wird  genau 
bestimmt^).  Die  Ausfuhr  des  Getreides  wird  untersagt  („Frucht- 
sperre"), der  Handel  mit  Getreide  solchen  Personen  verboten,  die 
ein  Interesse  daran  haben,  es  zurückzuhalten,  z.  B.  den  Müllern*). 


^)  Vgl.  den  Schluß  der  Torhcrgehendcn  Anmerkung.       ')  Fleury  L  141. 

3)  Preuß.  Edikt  t.  19.  3.  1691,  dessen  Inhalt  ich  Verw.  Arch.  XV,  548 
angegeben  habe. 

*)  Pr.  Ed.  V.  3.  12.  1709,  29.  6.  1719  (J.  C.  Dithmar,  Einleitung  in  die 
OeconomischePolizey-  und  Cameral-  Wissenschaften  1731, 164)  und  v.  5. 3. 1787 
(Verw.  Arch.  XV,  548);  Gth.  H.  t,  Berg,  Handbuch  des  teutschen  Polizey- 
rechtes  1799,  III,  259,  261;  Fr.  Ch.  J.  Fischer,  Lehrbegriff  sämtlicher- 
Cameral-  und  Polizeyrechte  1785,  I,  672.  ^)  Delamarc  L  897. 

*)  Franz.  Ordonnance  v.  2.  11.  1  "»58,  noch  im  18.  Jahrb.  in  Gellung,  und 
T.  5.  8.  1709,  Delamare  I,  593,  907;  J.  J.  Moser,  V.  d.  Landeshoheit  in 
Policey-Sachen,  1773,  90. 

7)  Delamaie  I,  897,  899,  821,  .^95:  Moser  132  ff.,  140. 

^)  Memoire  1770,  118  ff.  (Das  Handelsverbot  traf  außer  den  Müllern 
die  Püchter  und  Arbeiter  sowie  alle  Beamte,  die  mit  der  Steuererhebung  zu 
thun  hatten):  Moeer  140  ff. 
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Alle  Händler  werden  beaufsichtigt  und  sind  verptlichtet,  das  Ge- 
treide zu  Markt  zu  bringen.  Ehe  es  dort  ist,  darf  es  nicht  ge- 
kauft werden;  für  Arme  jedoch  wird  der  Markt  früher  geöffnet,  für 
nicht  Ortseingesessene  später^).  Den  Händlern  und  Bäckern  der 
Großstadt  wird  ein  bestimmter  Ankaufsbezirk  —  der  sog.  „Wid- 
mungskreis" —  in  der  Provinz  zugewiesen  '■^)  oder  ihnen  wenig- 
stens der  Ankauf  innerhalb  einer  bestimmten  Mindestentfernung  von 
der  Stadt  verboten^).  Nicht  viel  anders  ist  es  mit  den  anderen 
Nahrungsmitteln,  Fleisch,  Gemüsen,  Obst  und  besonders  Fischen*). 

So  ist  das  ganze  gewerbliche  und  bürgerliche  Leben  in  einem 
Umfange  und  mit  einer  Genauigkeit  geregelt,  wie  wir  uns  das 
heute  überhaupt  nicht  mehr  vorstellen  —  könnten,  wenn  wir  nicht 
seit  beinahe  drei  .Jahren  es  erlebt  und  damit  verstehen  gelernt 
hätten.  Wir  wissen  jetzt,  daß  all'  diese  Dinge  gar  nichts  mit 
philanthropischen  Wohlfahrtsideen  zu  thun  haben,  als  deren  Aus- 
fluß sie  in  den  alten  Polizeilehren  erscheinen,  sondern  höchst 
realpolitische  Maßnahmen  sind,  diktiert  von  keinem  anderen 
Polizeigedanken  als  dem  der  staatlichen  Selbstbehauptung.  Im 
Polizeistaat  waren  sie  regelmäßig  nichts  anderes.  Und  es  sind  nur 
Ausnahmen,  die  die  Regel  bestätigen,  wenn  man  gelegentlich  z.  B. 
in  Paris  unter  dem  Einfluß  der  Wissenschaft  diese  Dinge  ledig- 
lich als  Produkte  ökonomischer  Theorien  ansah  und  daher  dem 
Wechsel  der  Theorien  folgen  zu  können  glaubte,  dann  aber  rasch 
wieder  zu  dem  Alterprobten  zurückzukehren  sich  gezwungen 
sah  5).  Die  ganze  Lebensmittelpolizei  der  deutschen  Staaten  insbe- 
sondere, wie  sie  Moser  aufrollt^),  enthält  kaum  etwas  anderes  als 
Maßregeln   gegen    die   unmittelbare  Gefahr  von  Not  und  Mangel. 

Mit  der  Formel  der  „Wohlfahrtsfürsorge"  ist  diese  ganze 
Wirtschaftspolizei  des  Polizeistaats,  wie  wir  sehen,  durchaus  falsch 
charakterisiert,  wenn  sie  auch  selbst  diese  Charakteristik  beanspruchte. 


1)  Memoire  122  ff.;  Delamarc  I,  613  ff,  630,  624;  Fleury  170;  für 
Österreich  siehe  J.  v.  Sonnenfels,  Grundsätze  der  Polizey,  Handlung  und 
Finanzwisseiischaft  I  (3.  Aufl.)  1777,  305  ff.;  Moser  128,  135. 

2>  Memoire  122  ff.,  Sonnenfels  I  299  (Anm.  zu  §229). 

■>)  Sonnenfels,  I,  305,  301  führt  entsprechende  österreichische  Ver- 
ordnungen an. 

*)  Memoire  46 ff.  115ff.,  127 ff.        »)  Z.B.  in  Frankreich  unter  Turgot. 

«)  Moser  116—126,  140  ff.;   siebe  auch  Berg  III,  136  ff. 
Wolzendorff,  Polizeigedanhe  ^ 


lg  Schutz-  und  Förderungszweck 

Andererseits  trifft  die  Vergleichung,  die  wir  soeben  mit  unsern  kriegs- 
wirtschaftlichen Maßnahmen  gezogen  haben,  doch  nur  das  Äußere, 
nicht  den  eigentlichen  Gedanken  jener  Polizei.  Denn  dieser  war 
nicht,  wie  jetzt  für  uns,  ein  gegebener,  sondern  ein  geschaffener. 
Unsere  Wirtschaftsmaßnahmen  sind  nur  das  Produkt  einer  uns 
von  außen  aufgedrungenen  wirtschaftlichen  Abgeschlossenheit:  die- 
jenigen des  Polizeistaats  waren  Begleiterscheinungen,  wo  nicht 
gar  Mittel  zum  Zweck  eigener  Abschließung.  Sie  waren  insofern 
also  doch  nur  Produkte  politischer  Theorien,  jener  Theorien,  die 
wir  mit  dem  Schlagwort  des  Merkantilismus  kennzeichnen.  Der 
Polizeigedanke,  der  hier  wirkt,  ist  nicht  sowohl  der  der  unmittel- 
baren staatlichen  Erhaltung,  sondern  der  der  staatlichen  Förderung 
durch  eine  autoritäre  Wirtschaftspolitik,  die  dann  allerdings  nicht 
nur  zu  ihrer  Durchführung  im  Innern  jener  polizeilichen  Regelung 
des  bürgerlichen  Lebens  bedarf,  sondern  die  auch  mittelbar,  in- 
folge der  von  ihr  geschaffenen  internationalen  wirtschaftspoliti- 
schen Lage,  jene  Regelung  zu  einer  Frage  staatlicher  Selbsterhal- 
tung macht.  Diese  beiden  Seiten  und  Wirkungen  des  Polizei- 
gedankens sind  aber  ihrem  Wesen  nach  so  mit  einander  verquickt, 
daß  sie  in  der  Gesamtbeurteilung  gar  nicht  zu  trennen  sind. 
Denn  weil  das  in  ihm  enthaltene  Abwehrprinzip  nur  eine  notwen- 
dige Ergänzung  des  Förderungsprinzips  ist,  das  seinen  eigentlichen 
Kern  bildet,  tritt  jenes  Abwehrprinzip  faft  nie  rein  zu  tage,  son- 
dern ist  stets  mit  dem  grundlegenden  und  treibenden  Förderungs- 
prinzip durchsetzt.  Das  zeigt  sich  rein  äußerlich  z.  B.  schön  dar- 
in, daß  fast  das  ganze  System  polizeilicher  Beschränkungen,  wie 
es  gegenüber  den  Nahrungsmittelgewerben  bestand,  auch  gegen- 
über anderen  Erwerb sthätigkeiten  eingerichtet  war;  wie  denn  z.  B. 
in  manchen  deutschen  Territorien  das  Aufkaufen  und  die  Ausfuhr 
von  Honig,  Flachs,  Fellen,  Federn  und  Wachs  verboten,  oder  fremden 
Papierfabriken  das  Sammeln  von  Lumpen  untersagt^),  oder  in 
Frankreich  den  Glasarbeitern  in  der  Provinz  die  Lieferung  ganz 
bestimmter  Mengen  von  Fensterglas  nach  der  Hauptstadt  zur  Pflicht 
gemacht  war  2).  Es  zeigt  sich  aber  auch  in  der  Auffassung,  die 
die  Praxis  seihst  von  den  Aufgaben  der  Poli-'ei  hatte:  das  Hauptziel 
ihrer  Sorge  um  das  „approvisionnement"  erblickte  die  französische 


»)  Moser  237,  242  f.  «)  Chassnigne  185. 
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Polizei  darin,  durch  die  gleichmäßige  Verteilung  der  Lebensmittel 
überall  Zufriedenheit  zu  erzeugen^);  so  erscheint  dieser  Zweig  der 
Polizei  schließlich  als  Ausfluß  des  allgemeinen  Prinzips  der  sog. 
„Nalirungsbalanze"  ^),  d.  h.  des  „Gleichgewichts  zwischen  den  ver- 
schiedenen wirtschaftlichen  und  bürgerlichen  Status"  überhaupt '). 
Das  bedeutet  nun  zwar  nicht  den  Eudämonismus,  den  die  Worte 
ausdrücken,  aber  doch  ganz  bestimmte  andere  politische  Axiome, 
die  jedenfalls  weit  über  das  primitive  Ziel  der  Erhaltung  des 
Volkskörpers  als  der  realen  Grundlage  der  Staatsexistenz  hinaus- 
gehen. Das  ist  nämlich  einmal  die  allgemeine,  in  der  merkanti- 
listischen  Wirtschaftstheorie  wurzelnde  Vorstellung,  daß  das  volks- 
■wirtschaftliche  Leben  schlechterdings  autoritärer  Leitung  zugängig 
und  das  Gedeihen  der  Staatswirtschaft  daher  von  der  Richtigkeit 
und  Energie  jener  Leitung  abhängig  sei.  Es  ist  zum  andern  die, 
aufs  engste  damit  zusammenhängende,  rein  politische  Idee,  daß  das 
Gedeihen  des  Staatslebens  überhaupt  durch  die  möglichste  Sicherung 
der  Autorität  der  Regierung  und  daher  Gleichmäßigkeit  der  Sub- 
ordination der  Untertanen  bedingt  sei.  Wir  werden  das  näher 
sehen. 

Wenn  gewissen  Arten  gewerblicher  Arbeiter  verboten  wurde, 
außer  Landes  zu  arbeiten,  oder,  wenn  die  Verlegung  bestimmter 
Industrien  ins  Ausland  untersagt  wurde*),  so  bezweckte  das 
ebensowenig   die  Wahrung   der  Wohlfahrt  der  Betroffenen  als  die 

1)  Memoire  117:  Ces  lois  ont  singulierement  pour  objet  de  tenir  dans 
la  plus  grande  evidence  possiblo  la  masse  universelle  de  cette  richesse 
■commune,  sur  laquelle  tous  les  sujets  de  l'Etat  ont  un  droit  naturel  et  egal, 
puisqu'elle  iuteresse  essentiellement  leur  subsistence  et  leur  trän  quill  it^; 
4e  donner  en  consequence  ä  cette  meme  masse  tout  le  mouvement  qu'elle 
doit  avoir  pour  le  commerce,  afin  qu'en  se  partageant  autant  qu'il  est  besoin, 
eile  se  repande  et  porte  partout  proportionnellement  l'aisance  et  le  bien-etre 
general. 

2)  Moser  150.  „Eine  fernere  rühmliche  Bemühung  eines  Regentens 
und  ein  ihm  zustehendes  Recht  ist,  dafür  zu  sorgen,  daß  unter  seinen  Unter- 
thanen  in  der  Nahrung,  so  viel  möglich,  das  Gleichgewicht  gehalten  werde, 
und  nicht  einige  Wenige  den  Vortheil  und  Nutzen  allein  an  sich  ziehen, 
<lie  Übrige  hingegen  kaum  oder  nicht  einmal  die  äußerste  Nothdurfft  haben." 

3)  Friedrich  der  Große  sagte  in  seinem  politischen  Testament  von 
1762:  „Der  Herrscher  soll  das  Gleichgewicht  zwischen  Bauer  und  Edelmann 
erhalten,  sodaß  sie  einander  nicht  zugrunde  richten."  (Werke,  deutsch 
1912,  VII,  147).  *)  Clement  343  f,  140. 

2* 
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des  Volkes,  sondern  des  fürstlich -staatlichen  Interesses  an  der 
Hebung  der  Steuerkraft  durch  Stärkung  der  inländischen  Industrie 
im  Sinne  der  herrschenden  ökonomisch-politischen  Lehren.  Da& 
war  das  erste  Ziel  aller  Wirtschaftspolizei.  Friedrich  der  Große 
hat  es  mit  aller  Nüchternheit  und  Klarheit  bezeichnet:  „daß  der 
Herrscher  seine  Einnahmen  beträchtlich  vermehren  kann  mit  Hilfe 
von  löblichem  Gewerbefleiß,  wodurch  man  sich  bereichert"  ^).  Und 
schon  der  offizielle  Polizeilehrer  seines  königlichen  Vaters  hatte 
auf  diesen  Zusammenhang  des  Polizeigedankens  mit  dem  Fiskal- 
interesse in  dem  hübschen,  einfachen  Satze  hingewiesen,  „daß 
das  oekonomische  Wesen  ohne  eine  gute  Policey  nicht  bestehen 
kan,  das  Cameralwesen  aber  von  beyden  grossesten  Theils  seinen 
Zufluß  erwarten  muß"-). 

Wenn  weiterhin  aber  ganz  allgemein  die  Zünfte  zu  völligen 
Polizeianstalten  ausgebildet  wurden,  so  bezweckte  das  nicht  nur 
eine  Hebung  des  inländischen  Handwerks  in  dem  angedeuteten 
Sinne,  sondern  zugleich  die  rechtsorganisatorische  Schaffung  ganz 
allgemeiner,  neuer  Möglichkeiten  für  das  Eingreifen  der  staatlichen 
Autorität.  In  dieser  Wirkung,  die  wir  sogleich  näher  zu  betrachten 
haben  werden,  liegt  etwas  sehr  wichtiges:  die  merkantilistische 
Wirtschaftsregeluug  führte  in  sich  zu  einer  immer  stärkeren  An- 
spannung der  Polizeigewaltübung  im  allgemeinen  und  wirkte  sa 
aus  sich  selbst  heraus  organisch  zusammen  mit  der  allgemeinen 
politischen  Tendenz  des  Polizeistaats.  Nur  aus  diesem  eigentüm- 
lichen Zusammenwirken  ist  der  Polizeistaat  zu  verstehen,  und 
dieses  Zusammenwirken  wurde  psychologisch  noch  verdichtet  durch 
die  herrschende  Theorie  des  Eudämonismus,  die,  vermöge  ihrer 
nahen  Verwandtschaft  mit  dem  Utilitarismus,  das  gegebene  wissen- 
schaftliche Gewand  war,  um  jene  beiden  anderen  praktischen 
Strebungen  als  eine  politisch- gedankliche  Einheit  einzukleiden; 
die  damit  aber  auch  jenen  Strebnngen  die  sentimentale,  unwahre 
Prägung  verlieh,  die  heute  eine  objektive  Würdigung  des  Polizei- 
staats so  sehr  erschwert.  Gerade  deshalb  ist  aber  auch  dessen 
Erkenntnis  nur  möglich,  wenn  man  die  einzelnen  Fäden,  au» 
denen    sein   Polizeigedanke    gewoben    war,   klar  zu   legen  sucht. 


>)  Politisches  Testament  tod  1752,  „Kurze  Rekapitalierang"  (a.  a.  0. 
141).  3)  Dithmar  7. 
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ebenso  aber  auch  die  Tatsache,  daß,  und  die  Art,  wie  diese  zu 
jenem  zusammen  verwoben  waren. 

Die  erste  Aufgabe  bei  der  Untersuchung  des  Polizeigedankens 
ist  daher  die  Entfernung  des  Schleiers  des  Eudämonisraus,  der 
alle  seine  Lebensäußerungen  gleichmäßig  umhüllt.  Eine  der 
typischen  Maßregeln  der  Wirtschaftspolizei,  die  Beschränkungen 
des  Kaffeeverbrauches,  erklärte  die  Literatur  z.  B.  aus  dem  schäd- 
lichen Einfluß  des  Kaffees  auf  die  Erregbarkeit  des  weiblichen 
Gemüts.  In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  natürlich  nur  um  eine 
merkantilistische  Maßregel,  da  durch  „die  Caffeeseuche" ,  wie 
Moser  sagt,  „erstaunliche  Summen  Geldes  außer  Landes"  gehen  ^). 
Wenn  zur  Verhinderung  „unnötiger  Üppigkeit"  das  Tragen  kost- 
barer exotischer  Stoffe  verboten  wurde,  so  war  der  Grund  der 
gleiche;  wie  denn  au'^h  gerade  umgekehrt  in  anderen  Ländern  — 
in  denen  Seidenzucht  betrieben  wurde  —  die  Verwendung  von 
Seide,  z.  B.  für  Knöpfe  geboten  war  2).  In  allen  diesen  Maßregeln 
wirkt  jedoch  in  und  neben  dem  merkantilistischen  Moment  noch 
etwas  anderes  mit.  Denn  diese  Maßregeln  waren  alle  verschieden 
abgestuft  gegenüber  den  einzelnen  Klassen  der  Untertanen:  jedem 
Bürger  ist  durch  das  Polizeisystem  sein  besonderer  Platz  in  der 
„guten  Ordnung"  des  Gemeinwesens  angewiesen.  Was  ist  aber 
•der  Sinn  dieser  Differenzierung  der  Polizeigewaltübung? 

Das  Gebiet,  auf  dem  recht  eigentlich  die  Differenziertheit 
der  Polizeigewaltübung  und  in  Verbindung  damit  überhaupt  die 
ganze  Kompliziertheit  des  älteren  Polizeigedankens  in  seinem 
merkwürdigen  Gegensatz  von  staatstheoretisch -programmatischer 
Unwahrheit  und  praktisch-politischer  Zielsicherheit  zu  voller  Ent- 
faltung kam,  ist  die  Polizei  der  allgemeinen  Lebenshaltung,  wie 
man  sie  vielleicht  am  besten  bezeichnet,  „bonnes  raoeurs",  „Luxus- 
und  Sittenpolizei",  wie  man  sie  damals  nannte.     Ihr  werden  wir 


«)  Moser  109;   vgl.  auch  Berg  238  f. 

2)  Z.  B.  Edikt  Ludwigs  XIV  v.  25.  9.  1694:  „Nous  avons  ete  informe 
du  pr^judice  considciable  que  cause  dans  notre  royaume  Tusage  qui  a'est 
introduit  depuis  peu  de  temps  de  porter  des  boutons  de  la  meme  etoffe 
des  habits,  au  Heu  qu'aupararant  ils  etaient  pour  la  plupart  de  soie  ce  que 
■donnait  de  l'emploi  ä  un  grand  nombre  de  nos  sujets."  —  Das  Edikt  droht 
strenge  Strafen  gegen  die  Verwendung  von  vStoffknöpfen  in  best.  Fällen 
an.    Vgl.  Clement  190. 
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uns  daher  zuwenden  müssen,  um  die  prinzipielle  Bedeutung  jener 
Differenziertheit  für  den  Polizeigedanken  zu  ermitteln.  Die  Er- 
kenntnis dieser  Bedeutung  wird  uns  dann  —  ohne  daß  es  be- 
sonderen Hinweises  bedürfte  —  auch  für  die  bisher  angedeuteten 
Grundgedanken  der  Wirtschaftspolizei  ergänzende  Gesichtspunkte 
liefern.  Denn  beide  Materien  berühren  sich  gegenständlich  so  nahe, 
daß  sie,  wie  wir  sehen  werden,  vielfach  ganz  ineinander  übergehen. 
Unter  dem  Titel  „Luxaspolizei"  schreibt  die  Polizei  der  all- 
gemeinen Lebenshaltung  dem  Untertan  die  Art  und  die  Stoffe  vor, 
in  denen  er  sich  kleiden,  die  Anzahl  und  den  Wert  der  Edel- 
steine, mit  denen  er  sich  schmücken  darf,  die  Art  der  Wagen, 
in  denen  er  fahren,  die  Anzahl  der  Gänge,  die  Art  der  Speisen 
und  Getränke,  den  Inhalt  der  Schaustucke  und  Musik  (Zahl  der 
Musiker),  die  er  bei  seinen  Festen  genießen  darf,  die  Spiele, 
die  er  spielen  und  vor  allem  —  das  gehörte  in  allen  Staaten 
jener  Zeit  zu  dem  wichtigsten  —  die  Livreeen,  die  er  seinen  Be- 
dienten anlegen  darf.  Der  Firma  nach  handelt  es  sich  hier  über- 
all um  erzieherische  Maßnahmen  zum  Schutze  der  „guten  Sitte* 
im  Sinne  der  eudämonistischen  Polizeilehre.  Tatsächlich  ist  es 
ohne  weiteres  klar,  daß  es  sich  meist  um  rein  wirtschaftspolizei- 
liche Maßnahmen  handelt;  sei  es,  daß  sie  unmittelbar  bestimmte 
Ziele  einer  merkantilistischen  Wirtschaftspolitik  verfolgen,  wie  z.  B, 
die  Vorschriften  über  Verbrauch  von  Wolle,  Seide,  Gold,  auslän- 
dischen Nahrungsmitteln;  sei  es,  daß  ihr  Ziel  nur  das  ganz  allge- 
meine der  Erhaltung  des  inländischen  Vermögens  und  damit  der 
Steuerkraft  ist^).     Daß  das  ideell   erzieherische  (eudämonistische) 

^)  Vgl.  besonders  die  allgemeine  Darstellung  bei  Fleury  I,  192  ff.; 
aber  auch  Sonnenfels;  Moser  105  ff.,  daselbt  z.  B.  Cbursächsisches  Aus- 
schreiben Y.  1583  „von  übemiäßiger  Kleidung  und  Unkosten  derer  Wirt- 
schaften, auch  Kindtaufen,  Kirmeß  und  Begräbniß",  später  revid.  Polizei-  u. 
Kleiderordnung  von  1600;  entsprechend  Württemberg.  Landtagsabschied  v. 
1620;  Bayer.  Kleiderordnung  v.  1749;  Pr.  Ed.  v.  6.  II.  1731  Verbot  füi  die 
„ganz  gemeinen  Weibsleute"  „seidne  Röcke,  Camisöler  und  Läze"  zu  trafen ; 
Churbrandenburg.  Konstitution  v.  20.  3.  1GÖ5  über  die  Verlöbnisse  usw.  der 
Bauersleute;  Badcn-Durlach.  Ver.  v.  23.  11.  1754  „wegen  der  Hochzeits-  und 
Kindtauflfs-Kosten",  v.  8.  3.  1755  „wegen  der  Leichenbegängnisse  und  des 
Betrauerns  der  Verstorbenen"  uud  schließlich  11.  11.  1767  ganz  allgeaiein 
„wegen  Einschränkung  übelhausender  Unterthanen".  Zahlreiche  charak- 
teristische Einzelbestimmungen  bei  Berg,  II,  239 ff.,  J.  B.  Hoffer,  Bejträge 
zum  Policejrecht  der  Teutschen  1764,  345  ff. 
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von  dem  materiell  erzieherischen  (merkantilistischen)  bei  all'  diesen 
Dingen  nie  scharf  zu  trennen  ist  ^),  liegt  ebenfalls  auf  der  Hand ; 
ebenso,  daß  diese  Verschwommenheit  die  Folge  der  eudämonistischen 
Theorie  ist.  Aus  jenen  beiden  Momenten  ist  aber  das  Streben, 
jedem  Bürger  seinen  Platz  „in  der  guten  Ordnung"  des  gemeinen 
Wesens  anzuweisen,  nicht  zu  erklären,  wie  es  in  allen  zuletzt 
aufgezählten  Beispielen  verwirklicht  ist  in  der  Abstufung  der 
verschiedenen  polizeilichen  Anforderungen  gegenüber  den  ver- 
schiedenen Bevölkerungskkssen,  besonders  zwischen  den  „Standes- 
personen" und  den  „ganz  geraeinen  Leuten"  2).  Diese  Abstufung 
erscheint  auf  den  ersten  Blick  als  eine  ganz  natürliche  Folge  der 
ständischen  Gliederung  des  Volkes,  wie  sie  dem  Polizeistaat  über- 
kommen war.  Wenn  wir  aber  z.  B.  sehen,  daß  nicht  nur  all- 
gemein den  Leuten  niederen  Standes  das  Degentragen  untersagt 
ist  3),  sondern  in  Paris  den  Dienern  aller  Art  verboten  wird,  Stock 
und  Degen  zu  tragen,  sich  zu  maskieren,  ins  Theater  zu  gehen*) 
u.  dgl.  m.,  so  ist  das  doch  schon  auffallende  Überspannung  des 
Prinzips  ständischer  Gliederung.  Diese  Überspannung  wird  um 
so  auffallender,  als  jenes  Prinzip  an  sich  durchaus  demjenigen 
des  Polizeigedankens  entgegen  war,  der  keinen  anderen  Maßstab 
gegenüber  dem  Untertan  kannte  als  den  einheitlichen  des  Interesse 
Status  publici,  ein,  wie  wir  noch  näher  sehen  werden,  dem 
ständischen  geradezu  feindliches  Prinzip.  Wie  erklärt  sich  also 
die  Konzession  des  Polizeigedankens  an  dies,  ihm  an  sich  feindliche, 
Prinzip?    Die  Erklärung  kann  nur  in  seinem  eigenen  Wesen  ge- 


^)  In  dieser  Frage  erfreut  Di tb mar  wieder  durch  nüchterne,  preußische 
Klarheit:  „Der  Fürst  soll  vor  den  Reichthums  seiner  Unterthanen  alle  Vor- 
sorge zutragen,  und  dahin  zusehen,  daß  selbige  in  den  Standt  gesetzt  werden 
Ton  ihrem  Überfluß  und  Reichtums  zum  gemeinen  besten  zu  contribuiren" 
(a.  a.  0.  158). 

^)  Auch  sind  wieder  von  dem  gewissenhaften  Moser  die  entscheidenden 
Gesichtspunkte  klar  hervorgehoben  worden  (a.  a.  0.  106),  indem  er  als 
Ursache  der  polizeilichen  Regelung  der  Kleidung  angibt:  „1.  Damit  so  wenig, 
als  möglich,  Geld  vor  dieselbige  zum  Land  hinausgehe;  2.  daß  überhaupt 
die  Unterthanen  sich  nicht  durch  einen  das  Verhältniß  ihres  Vermögens  über- 
treffenden Aufwand  hierinn  selber  Schaden  thuu ;  3.  damit  auch  äußerlich  ein 
Unterschied  zwischen  denen  verschiedenen  Ständen  imd  Graden  der  Unter- 
thanen verbleibe."     Vgl.  auch  Berg  11,  233. 

3)  Memoire,  23;  Sonnenfels,!,  325;  Moser,  107.    ■♦)  Memoire  23. 
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sucht  werden.  Das  ist  die  Tendenz,  alle  Kräfte  im  Staat  sich 
dienstbar  zu  machen.  Die  überkommene  Gesellschaftsordnung  wurde 
ihm  so  Mittel  zum  Zweck:  ein  technisch-organisatorisches  Mittel, 
um  das  formale  Ordnungsprinzip  der  überkommenen  Gesellschafts- 
ordnung durch  Eingliederung  in  seine  eigene  formale  Ordnung 
deren  materiell  durchaus  fremdartigem  Prinzip  der  Wahrung 
des  staatlich-fürstlichen  Souveränitätsinteresses  ein-  und  unterzu- 
ordnen. So  gibt  in  unserem  letzten  Beispiel  die  traditionelle  soziale 
Stellung  der  „laquais  et  valets"  mit  der  daraus  entspringenden 
allgemeinen  Aufgabe  der  Polizei^)  nur  die  politische  Handhabe, 
mn  die  gegenüber  den  zweifellos  polizeilich  meist  sehr  bedenk- 
lichen Elementen  jenes  Standes  im  Interesse  der  obrigkeitlichen 
Ordnungswahrung  erforderlichen  Maßnahmen  in  einer  Weise  zu 
begründen,  daß  sie  dem  Bürger  sowohl  wie  dem  Edelmann  als 
väterliche  Fürsorge  für  ihre  besonderen  Interessen  erschienen. 
Tatsächlich  lag,  hier  wie  auf  anderen  Gebieten,  nichts  weniger 
im  Sinne  des  Polizeigedankens  als  derartige  altruistische  Gefühls- 
politik. In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  nicht  um  Maßnahmen 
für,  sondern  gegen  die  „Herren":  alle  polizeilichen  Maßregeln 
gegen  die  Diener  wurden  ergänzt  dadurch,  daß  man  die  Herrschaft 
für  ihre  Vergehen  verantwortlich  machte.  Darin  lag  der  Kern- 
punkt der  ganzen  Bedientenpolizei,  und,  wenn  man  diese  Vorschrift 
zusammenhält  mit  dem  Verbot  an  die  Diener,  Degen  zu  tragen 
und  sich  zu  maskieren,  kann  m.  E.  bei  Kenntnis  der  Zustände 
im  Paris  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  kein  Zweifel  sein,  daß 
diese  ganze  Polizei  nur  dem  Zweck  diente,  den  Libertins  die 
Durchführung  ihrer  wilden  Abenteuer  mit  Hilfe  ihrer  bewaffneten 
und  vermummten  Dienerschaft  zu  unterbinden. 

Die  Berücksichtigung  der  ständischen  Gliederung  der  Untertanen- 
schaft ist  einer  der  vielen  Punkte,  in  denen  sich  die  Unwahrheit 
des   äußeren   Auftretens  des  polizeistaatlichen  Polizeigedankens*), 


^)  Diese  Aufgabe,  die  Aufrechterhaltung  der  ng^ten  Zucht  des  Ge- 
sindes", ist  für  jene  Zeit  zu  selbstverständlich  und  bekannt,  als  daß  sie 
noch  besonderer  Erwähnung  bedurft  hätte.  Vgl.  jedoch  z.  B.  Sonnen  fei  ■ 
I,  164  ff.,  Moser  96  ff.,  Berg  II,  256-283. 

')  Ein  Pariser  Banquier  hat  in  der  Vergoldung  seines  Wagens  das 
Maß  seines  bürgerlichen  Standes  überschritten.  Da  aber  für  den  merkan- 
tilistiächen  Staat  die  Stimniung  eines  gewichtigen  Finanzmannes  ein  ebenso 
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zugleich  aber  seine  absolute  innere  politische  Zielsicherheit  offenbart. 
Die  ständische  Ordnung  wird  eine  seiner  wichtigsten  Handhaben 
für  alle  seine  Zwecke:  für  die  Wahrung  der  merkantilistischen 
Wirtschaftsordnung,  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Gesundheit, 
des  staatlichen  Autoritätsprinzips  überhaupt.  Die  von  den 
einzelnen  Ständen  gehegten  Sonderheiten  werden  Bande  für  ihre 
Einspannung  in  das  polizeistaatliche  Verwaltungssystem. 

In  wirtschaftspolizeilicher  Beziehung  ist  das  wichtigste,  die 
Verwertung  der  Organisation  von  Handel  und  Gewerbe  in  der 
Umwandlung  der  Zünfte  in  Polizeianstalten  ^),  zu  bekannt,  als  daß 
wir  näher  darauf  einzugehen  brauchen.  Es  sei  hier  nur  daran 
erinnert,  daß  z.  B.  für  die  zahlreichen,  oben  angeführten,  Ver- 
pflichtungen der  Gewerbetreibenden  vielfach  die  Zünfte  haften  und 
daß  zum  Zwecke  der  gewerbepolizeilichen  Aufsicht  das  rein 
polizeirechtliche,  äußerlich  aber  auch  zünftlerische  Institut  der 
„geschworenen  Meister**,  Jurez",  „prud'hommes"  oder  „bourgeois 
intendants"  dient  ^).  Die  Mitglieder  gewisser  Gewerbe,  :.  B.  in 
Frankreich  aller  Metallgewerbe  (Juweliere,  Schwertfeger,  Zinn-  und 
Bleigießer,  Kupferschmiede,  Alteisenhändler  usw.),  müssen  Ver- 
zeichnisse der  An-  und  Verkäufe  führen^),  andere,  wie  die  Bier- 
brauer oder  in  Braunschweig  die  Leinenweber,  in  Baden-Durlach 
die  Tuchwirker,  ihre  Produkte  prüfen  lassen*),  wieder  andere, 
wie  die  Tabakshändler  in  Kur-Hessen,  ihre  Rohstoffe  anmelden^). 
Die  Fuhr-  und  Handelsleute  sind  genötigt,  sich  gewisser  vor- 
geschriebener und  keiner  anderen  Straßen  zu  bedienen«).  Die 
Wirte  sind  verpflichtet,  Unterkunft  suchende  Fremde  aufzu- 
nehmen ^).    Dafür  werden  ihnen  wohl  auch  „die  Domesticquen  der 

ernstes  Problem  ist  als  die  Verschwendung  des  bilanzentscheidenden  Edel- 
metalls, die  polizeiliche  Ordnung  aber  gewahrt  werden  muß,  wird  nach  sorg- 
fältiger Beratung  an  höchster  Stelle  die  Strafe  —  dem  Vergolder  auferlegt. 

1)  „Die  Hand^erks-Zünften  stehen  ganz  und  gar  unter  d  r  landes- 
herrlichen Obsicht  und  Befehl",  Moser  190. 

2)  Delamare  II,  654  ff.,  571  ff.;  III.  10  ff.;  255,  300,  379  ff.;  IV  732; 
Memoire  21.  ')  Chassaigne  225. 

*)  Über  die  „Linnenlaggen"  in  Braunschweig  siehe  Berg  446  ff.,  über 
die  Tuchaufäicht  Moser  213. 

6)  J.  A.  Hoffmanns  Unmaßgeblicher  Entwurf  v.  d.  Umfange  usw.  des 
Pomeiwesens  1765,  78.  «)  Moser  229. 

T)  Le  Poitteyin,  Dictionnaire-  formulaire  de  la  simple police  1904,1, 90. 
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ungebethenen  Gäste  auf  dem  platten  Lande"  zugewiesen^).  Den 
Bauern  liegt  die  Pflicht  der  Bodenbestellung  ob^);  sie  müssen 
in  Bayern  und  Cöln  Kartoffeln,  in  Kur-Mäinz  bestimmte  Wein- 
sorten, anderwärts  Tabak  bauen,  in  Preußen  Obstbäume  und 
lebende  Hecken,  in  anderen  Territorien  Maulbeerbäume  an- 
pflanzen; in  Württemberg  dürfen  sie  Weinberge  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Kegierung  anlegen,  in  manchen  Ländern  ist  diese 
sogar  zu  jeder  Änderung  der  bestehenden  Bebauungsart  erforder- 
lich^); die  Bauern  müssen  in  Preußen  zur  Wolfsjagd  ausziehen*); 
in  Österreich  dürfen  ihnen  Darlehen  nur  bis  zu  bestimmter 
Höhe  gewährt  werden  5),  eine  Beschränkung,  die  in  den  meisten 
deutschen  Territorien  sonst  nur  hinsichtlich  der  Studenten  be- 
steht ^).  Alle  Untertanen  müssen  in  Preußen  je  nach  dem  Stande 
zwischen  6  und  10  Sperlinge  im  Jahr  zur  Strecke  bringen^). 
Den  Ärzten  liegt  Behandlungspflicht  und  strenge  Eesidenzpflicht 
ob  *).  Die  Pfarrer  dürfen  Brautleute  nicht  einsegnen,  ehe  diese 
die  vorgeschriebenen  Obst-  und  Eichbäume  angepflanzt  haben  ^). 
Der  Adel  ist  in  Preußen  durch  die  besondere  Pflicht  aus- 
gezeichnet, sein  Geld  im  Lande  zu  verzehren  ^°). 

In  der  gleichen  Weise  wird  die  Gliederung  der  Untertanen- 
schaft für  die  Zwecke  der  Sicherheits-  und  Ordnungspolizei  nutz- 
bar gemacht.  Die  Feuerlöschpflicht  ist  den  Handwerkern  „nach 
Art  und  Weise  ihres  Berufs"  (Maurer,  Zimmerleute  u.  dgl.)  zur 
Pflicht  gemacht.  Der  Meister  haftet  für  die  Gesellen,  die  Zunft 
für  die  Meister").    Die  Trödler  müssen  verdächtige  Personen,  die 


1)  Preuß.  Ed.  v.  1.  8.  1720,  7.  2.  1721,  Dithmar  216.         «)  oben  16 f. 
3)  Moser  334 flf.      ♦)  Regl.  v.  20.  1.  1734  (Vgl.  Verw.-Arch.  XV,  550f.). 

6)  SonnenfelsII,  57  (§  48  Anm.  t.). 

^)  J.  H.  G.  V.  Justi,  Grundsätze  der  Policeywissenschaft,  1759,  II,  76; 
Ho  ff  mann  XVI;  J.  B.  Hoffer,  246  ff. 

7)  Preuß.  Ed.  v.  22.  7.  1744  (Verw.-Arch.  XV,  551). 

«)  Verw.-Arch.  XV,  553  f.  »)  Ed.  v.  19.  3.  1691  (ebenda  548). 

")  Nach  dem  Pr.  Ed.  v.  16.  1.  1748  sollen  „adlige  Vasallen  und  Unter- 
thanen"  ohne  besondere  Erlaubnis  keine  längere  Reise  ins  Ausland  machen, 
Moser  104.;  Tgl.  auch  Dithmar  216.;  sowie  ferner  die  .Ansichten  Friedrichs 
des  Großen  über  die  besonderen  Standespflichten  des  Adels  in  seinem  politi- 
schen Testament  ?.  1752  (a.a.O.  146  ff.). 

")  Verw.-Arch.  549;  ß.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  §51; 
Sounenfels  I,  380  ff. 
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ihnen  Kaufangebote  machen,  anzeigen^).  Die  Gastwirte  sollen  alle 
von  ihnen  beherbergten  Fremden  und  verdächtige  Personen  nicht 
dulden,  sondern  anzeigen  2),  Steckbriefe  lesen  und  befolgen,  den 
Gewerbeschein  der  Hausierer  prüfen,  die  Amtsblätter  halten,  die 
Tätigkeit  der  Gendarmerie  durch  Mitteilungen  unterstüzen  u. 
dgl.  m.3).  Die  Bauern  müssen  wie  an  den  Wolfsjagden,  so  an  den 
Streifzügen  gegen  die  Zigeuner  teilnehmen,  und  bei  gewissen  Er- 
krankungen des  Viehs  obliegt  ihnen  eine  Anzeigepflicht*).  Den 
Geistlichen  ist  die  Dauer  der  Predigt  bemessen;  sie  sind  zur  Ver- 
kündung  der  Gesetze  und  behördlichen  Verlautbarungen  oder 
wenigstens  zur  Überwachung  deren  Verbreitung  durch  die  Gemeinden 
und  zu  ihrer  Erläuterung  verpflichtet,  ebenso  zur  Anzeige  von 
Konkubinaten  und  gewaltsamen  Todesfällen  *).  Ein  solche  Anzeige- 
pflicht besteht  für  Ärzte  bei  Duellen  und  bevorstehenden  Ver- 
brechen^). Die  Besonderheit  des  Lebens  des  städtischen  Bürgers 
zieht  diesem  die  Pflicht  zu,  sein  Haus  abends  zu  schließen  ^),  auf 
das  Feuer  „fleißige  Aufsicht  allezeit"  zu  haben  ^),  die  Straße  zu 
säubern^),  nicht  zu  dulden,  „daß  die  Bürgerstöchter  müßig  sind", 
und  „liederliche  Weibspersonen"  anzuzeigen^");  in  Kesidenzstädten 
müssen  die  wohlhabenden  Bürger  kostbare  Häuser  errichten"); 
den  Handwerkern  ist  der  blaue  Montag  verboten,  und  das 
„Höckerey-treibende  Weibes-Volk"  wird  „wöchentlich  ein  gewisses 
zu  Spinnen"  angehalten  ^2)  Endlich  gibt  die  soziale  Sonderstellung 
der  Juden  zu  einem    besonderen    System  der  Judenpolizei  Anlaß, 


^)  Chassaignc  207ff.  sowie  unten  S.  29.  Anm.  3. 
^)  Memoire  50;   für  Preußen  siehe  Vcrw.Arch.  XV,  554  f. 
^)  ebenda.  555. 

*)  Preuß.  Ed.  v.  22.  12.  1746  §8;   Mylius  C.  C.  M.  VI,  131. 
6)  Preuß.  Ed.  v.  18.  12.  1714,  10.  4.  1717  (Dithmar  140f),  28.  12.  1711 
und  spätere;  näheres  vgl.  Verw.  Arch.  XV,  552. 

«)  Pr.  Gab.  0.  v.  29.  2.  1780;  §  506.  II,  20  A.  L.  R. 
^  Memoire  51. 

8)  Pr.  Ed.  V.  25.  5.  1660,   Feuer-0.  f.  Berlin  v.  15.  7.  1672,  Mylius  I, 
139,  147. 

9)  Österr.  Ver.  v.  28.  2.  1726.  15.  6.  1726,  Sonnenfels  I,  265  ff. 
10)  Mylius  III,  201,  V  Abt.  2,  235;  Fischer  I,  572. 

")  Rechtlich   wurden   dagegen   allerdings   Bedenken   geltend  gemacht, 
Moser  441  ff. 

12)  Pr.  Ed.  14.  1.  1713,  Dithmar  215. 


28  Judenpolizei 

das  allein  für  sich  schon  ein  völliges —  freilich  etwas  vergröbertes 
—  Spiegelbild  des  gesaraten  polizeistaatlichen  Regimes  darstellt 
und  daher  für  uns  besonderes  Interesse  bietet. 

Die  Grundfagen  der  Judenpolizei,  die  Maßnahmen  zur  Be- 
schränkung ihrer  Bevölkerungszahl,  insbesondere  das  Verbot,  mehr 
als  ein  oder  zwei  Nachkömmlinge  und  ohne  obrigkeitliche  —  gegen 
bestimmte  Leistungen  gewährte  —  Genehmigung  zu  verheiraten 
(„anzusetzen")^),  waren  nur  das  Produkt  aus  der  Auffassung  der 
Juden  als  Staatsfremder  und  der  Grundgedanken  der  merkan- 
tilistischen  Wirtschaftspolizei:  einfach  ergänzendes,  logisch  kon- 
sequentes Gegenstück  zu  der  Populationstheorie  mit  der  Tendenz, 
die  eigentlich  staatsbürgerlichen  Arbeitskräfte  zu  vermehren.  Daher 
galt  auch  jene  Tendenz  nicht  absolut,  sondern  nur  nach  Maßgabe 
der  leitenden  Gedanken  des  Merkantilismus:  die  Genehmigung 
zur  „Ansetzung"  wird  erteilt  in  Preußen  gegen  Entnahme  einer 
bestimmten  Warenmenge  aus  der  Königlichen  Porzellanmanufaktur, 
beim  zweiten  Kinde  außerdem  gegen  Übernahme  der  Verpflichtung 
zur  Ausfuhr  einer  gewissen  Jahresmenge  inländischer  Industrie- 
produkte. Aus  dem  Prinzip,  das  Gewerbsleben  möglichst  restlos 
in  den,  zu  reinen  Polizeianstalten  gewordenen,  Zünften  zu  organi- 
sieren, ergiebt  sich  sodann,  in  Verbindung  mit  der  Idee  des  Schutzes 
der  eigentlichen  Staatsangehörigen  gegen  die  Konkurrenz  der  Juden, 
deren  prinzipieller  Ausschluß  von  allen  Handwerken  außer  solchen 
„wovon  sich  keine  Professionsverwandte  und  privilegierte  Zünfte 
finden"  2).  Weiter  aber  sind  auch  im  eigentlichen  Handelsgewerbe 
aus  demselben  Grunde  die  Juden  sehr  beschränkt:  nur  die  be- 
sonders konzessionierten  Schutzjuden  dürfen  offne  Läden  und 
Buden  halten;  die  anderen  Schutzjuden  müssen  sich  „mit  dem 
alten  Kleiderkram  oder  dem  ihnen  sonst  erlaubten  Handel  von 
Kleinigkeiten  und  Trödelwaren,"  dem  Wechselverkehr  und  Pferde- 
handel begnügen;  allen  ist  der  Hausierhandel  und  das  Halten 
mehr  als  eines  Ladens  verboten ').  Die  Pflicht  der  Silberlieferung 
an  die  Münze  zu  bestimmtem  Preis,  zur  käuflichen  Entnahme  von 


*)  J.  Freund,  Die  Emanzipation  der  Juden  in  Preußen  1912.  I,  16  ff.; 
dazu  meine  Besprechung  Arch.  öffl.  R.  XXXIII.  28!*  ff.;  vgl.  femer  z.  B.  Moser, 
V.  d.  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen  Personen  und  Vermögens 
1773,  11  ff.;    Delamare  I,  261  ff.;  Chassaigne  219  f. 

«)  Freund  19.  »;  Ebenda  21. 
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Waren  aus  staatlichen  Anstalten,  besonders  künstlich  gezüchteten 
Betrieben,  wie  Porzellan-  und  Seidenraanufakturen  —  womöglich 
mit  der  weiteren  Pflicht  zum  Verkauf  über  die  Grenze  zu  be- 
stimmtem Satze  ^)  — ,  sind  nur  typische  Maßregeln  der  merkan- 
tilistischen  Bilanzpolitik.  Nichts  anderes  ist  die  ßindimg  der 
Schutzerteilung  an  die  Bedingung  vorheriger  Errichtung  von 
Fabriken 2).  Alle  diese  Maßnahmen  aber  sind  nur  ebensoviele 
Beispiele  für  das  Prinzip  des  Polizeistaats,  die  bestehende  soziale 
Ordnung  für  seine  Zwecke  verwaltungstechnisch  und  rechts- 
organisatorisch auszunutzen.  So  gipfelt  sie  in  der  Schaffung  einer 
Art  Rechtsvermutung  für  die  Unehrlichkeit  der  Juden  3)  und 
Begründung  einer  solidarischen  Haftung  der  Judenfamilien  für 
Diebstähle  und  Hehlerei  jedes  ihrer  Mitglieder*). 

Für  die  Beurteilung  des  Polizeigedankens  ergibt  sich  die 
Bedeutung  dieser  Anlehnung  der  Polizeigewaltübung  an  die  über- 
kommene soziale  Gliederung  aus  der  schon  angedeuteten  Er- 
wägung, daß  für  jenen  diese  Gliederung  an  sich  nicht  als  staat- 
licher Wert  erscheinen  konnte.  Die  überkommene  soziale  Stellung 
der  Juden  wurde  durch  den  Ausschluß  von  aller  „bürgerlichen 
Nahrung"  gewahrt  nur,  soweit  der  Staat  von  wirtschaftspolitischem 
Gesichtspunkte  aus  ein  unmittelbares  egoistisches  Interesse  daran 
hatte;  vom  Pferdehandel  z,  B.  wurden  sie  nicht  ausgeschlossen^), 
da  waren  sie  vermutlich  für  das  Militär  unentbehrlich.  Wenn  der 
Bedientenkaste  Unbotraäßigkeiten  untersagt  wurden,  so  wurde,  wie 
wir  sahen,  der  Herrenkaste  damit  keineswegs  eine  bevorzugte 
Stellung,  sondern  im  Gegenteil  eine  neue  polizeiliche  Pflicht  über- 
tragen. In  anderen  Fällen  wurden  aber  geradezu  die  Dienenden 
von  der  Polizei  gegenüber  der  Herrschaft  geschützt,  wie  z.  B.  im 
Interesse  der  Volkswirtschaft  den  ländlichen  Tagelöhnern  eine  aus- 
gedehnte, wenn  auch  natürlich  mit  beschränkender  Beaufsichtigung 
verbundene,   schützende  polizeiliche  Obsorge  in  ihrem  Verhältnis 


1)  Ebenda  23  f.  «)  Ebenda  22. 

^)  Diese  erblicke  ich  auch  darin,  daß  z.  B.  in  Preußen  und  Baden-Baden 
nur  für  Juden  die  besondere  Pflicht  zur  Anzeige  bestand,  wenn  ihnen  ge- 
stohlene Sachen  zum  Kauf  angeboten  wurden,  Mylius  C.  C.  M.  VI,  131 ; 
8  0  aber  noch  §  10  der  CriminalordDung  von  1805;  Baden-Baden  Yer.  v.  1.9. 1761, 
Moser  861. 

*)  und  6)  Freund  29. 
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zum  Grundbesitzer  erwiesen  wurde  ^).  Ebenso  vergaß  auch  die 
polizeiliche  Regelung  des  gewerblichen  Arbeitswesens  keineswegs 
die  Interessen  der  sozial  und  wirtschaftlich  Schwächeren,  erblickte 
sie  doch  ihre  Hauptaufgabe  in  der  Abstellung  der,  die  alten 
Bevorrechtigungen  schützenden,  „ Handwerksmißbräuche "  *);  wie  sie 
ja  auch  andererseits  alle  bestehenden  Handels-  und  Gewerbe- 
gerechtigkeiten rücksichtslos  durchbrach  durch  die  Schaffung  des 
Instituts  der  „Freimeister",  oder  die  Erteilung  von  Hausier- 
erlaubnissen an  invalide,  verabschiedete  Soldaten,  aber  auch 
Landfremde  usw^).  Aber  ^darüber  hinaus  erblickte  die  Polizei 
ganz  allgemein  eine  Aufgabe  darin,  gerade  den  sozial  und 
wirtschaftlich  Schwächsten,  denen  die  überkommene  Staats- 
und Sozialordnung  anderen  Rechtsschutz  schwerer  zugänglich 
machte,  Schutz  und  Hilfe  zu  gewähren  in  allen  rechtlichen  und 
geschäftlichen  Nöten;  und  besonders  die  Pariser  Polizei  legte  auf 
diesen  Teil    ihrer  Tätigkeit    großen  Wert*).     Ja    noch    mehr,    es 

1)  „Ces  gens  precieui  rendent  les  Services  Icfi  plus  essentiels;  ils  sont 
infatigables ,  ils  s'occapent  sans  relache  des  besoins  de  la  societe;  ils 
meritent  donc  toute  la  protection  des  magistrats  et  des  officiers  de  police. 
US  doivent  les  faire  employer  autant  qu'il  est  possible  dans  les  campagnes 
oü  ils  se  presentent,  et  regier  leurs  salaires  raisonnablement  en  cmpechant 
n^anmoins  qu'ils  n'exigent  un  plus  haut  prix  que  celui  de  leur  rcglement 
et  ceux  qui  ont  besoin  de  leur  Service  de  les  encherir  les  uns  sur  les  autres." 
Memoire  23  f. 

2)  Das  ist  zu  bekannt,  als  daß  näheres  Eingehen  darauf  nötig  wäre, 
vgl.  jedoch  Berg  III,  483  ff. 

«)  Moser  229,  241. 

*)  Memoire  57  heißt  es  von  der  hilfsbereiten  Tätigkeit  der  Polizei- 
kommissariate für  dfe  unbemittelte  Bevölkerung:  „Cette  justice  prompte  et 
sommaire,  qu'ils  leur  rendent  gratuitemeut  et  sans  cesse,  doit  etrc  regardee 
comme  une  des  causes  qui  contribuent  principalement  au  bon  ordre  et  a 
cette  tranquillite  etonnante  qui  regnent  ä  Paris;  eile  maintient  la  bonne 
foi  dans  le  commerce  et  l'usage  des  chosea  les  plus  communes  et  les  plus 
necessaires;  les  gens  du  peuple,  et  par  consequent  les  plus  pauvres  citoycns, 
y  trouvent  le  plus  grand  soulagement;  eile  assure  le  paiement  de  leurs 
salaires;  ils  ne  connaissent  point  d'autres  juges  des  difficultes  ou  des 
contestations  qui  s'  elevent  ä  ce  sujet;  des  debats  et  des  querelles  qui  peuvent 
naitre  entre  eux;  des  plaintes  qu'ils  peuvent  avoir  ä  faire  les  uns  contre 
les  autres;  assures  de  trouver  aupres  des  commissaires  l'accis  le  plus  facile 
et  la  plus  grande  attention  ä  leurs  plaintes,  ils  s'y  rendent  avec  empresse- 
ment." 
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erschien  schließlich  schlechthin  als  Aufgabe  der  Polizei,  die 
traditionelle  soziale  und  staatliche  Übermacht  der  bevorrechtigten 
Kasten  zu  brechen;  auch  diese  Aufgabe  hat  in  Paris  ihre  schärfste 
Ausprägung  gefunden  in  dem  Kampf  um  die  Exemtionen  der 
adligen  Höfe^);  in  dasselbe  Kapitel  gehört  aber  auch  die  überall 
sehr  energische  Bekämpfung  des  Duellwesens'').  Das  hat  uns  zu 
dem  entscheidenden  Gesichtspunkt  geführt:  das  wahre  Ziel  der 
Polizeigewaltübung  war  nicht  der  wohlfahrtsfördernde  Schutz 
einzelner  Klassen  —  weder  der  oberen  noch  der  niederen  — 
sondern  die  objektive  Wahrung  der  staatlichen  Ordnung. 

Nicht  wegen  der  subjektiven  Kechtlosigkeit  der  übrigen  Be- 
völkerung, die  sie  verursachte,  mußten  die  Exemtionen,  besonders 
das  jeden  Verbrecher  schützende  Asylrecht,  der  Feudalherren 
fallen,  sondern  weil  sie  sich  dem  innersten  Lebensprinzip  des  sich 
entwickelnden  neuen  Staates  entgegenstellten:  der  Einheitlichkeit 
des  Staatswillens,  des  Interesse  status  publici,  oder  —  wie  es 
Friedrich  Wilhelm  I.  schärfer  bezeichnete  —  der  Stabilisierung 
der  Souveränität,  auch  gegenüber  den  „Junkers".  Dieses  zum 
Prinzip  erhobene  Eigenbewußtsein  seines  Wesens  mußte  als 
leitendes  Moment  des  einheitlichen  Staatswillens  in  der  inneren 
Verwaltung  das  abstrakte  und  absolute  Streben  nach  Wahrung 
der  Autorität  an  sich  erzeugen.  Dieser  Wille  zur  Autoritäts- 
wahrung an  sich  ist  es,  der  überall  aus  der  seltsamen  und 
scheinbar  so  widerspruchsvollen  Stellung  des  Polizeistaats  zu  den 
ständischen  Zügen  des  überkommenen  öffentlichen  Lebens  heraus- 
blickt. Er  ist  es,  der  den  Diener  unter  die  Zucht  des  Herrn 
beugt,  um  zugleich  ihn  und  jenen  desto  fester  am  Zügel  zu 
haben.  Er  ist  es  auch,  der  den  gemeinen  Mann  gegen  den  Adel 
schützt,  um  die  Feudalherren  fühlen  zu  lassen,  daß  es  nur  noch 
eine  Souveränität  im  Staate  gibt,  zugleich  aber  die  gemeinen 
Leute,  „ohne  daß  sie  selbst  es  merken,  in  der  Gewöhnung 
an  das  Joch  der  Unterordnung  und  des  Gehorsams  zu 
halten,  die  so  nötig  sind,  um  sie  zu  regieren"  ^). 


1)  Clement    135;     Chassaigne    46  f.;     M.    Fregier,    Histoire    de 
Tadministration  de  la  police  de  Paris  1850,  11,205;    vgl.   auch  unten  48  f. 

2)  Vgl.  z.B.  Moser  356 ff. 

3)  Das  ist  nicht  eine  Konstruktion,  die  ich  hier  versuche,  sondern  ein- 
fache urkundliche  Tatsache.    Die  Denkschrift  der  Pariser  Polizei  von  1770 
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Staatsbildende  Kraft  hat  Schmollei-  einmal  als  das  Wesen 
des  Merkantilismus  bezeichnet  und  hat  dies  damit  begründet,  daß 
der  „zunehmende  Merkantilismus  ebenso  sehr  oder  noch  mehr  die 
Umbildung  und  Einheit  nach  Innen,  als  den  Abschluß  nach  Außen 
bedeutete".  Das  Bild,  das  wir  von  dem  Wirken  des  Polizei- 
gedankens auf  das  alltägliche  bürgerliche  Leben  im  Polizeistaat 
gewonnen  haben ,  bestätigt  an  seinem  Teil  diese  Auffassung. 
Denn  wir  haben  kaum  ein  Beispiel  von  P^lizeigewaltübung  ge- 
sehen, das  nicht  irgendwie  mit  dem  Merkantilismus  zusammen- 
hinge, und  haben  andererseits  gefunden,  daß  in  aller  dieser  Polizei- 
gewaltübung das  Lebensprinzip  die  Idee  des  sich  neu  bildenden 
Staates,  die  Einheitlichkeit  der  Staatsgewalt,  ist.  Ob  freilich 
dies  Prinzip  selbst  in  seiner  Abstraktion  nur  das  Produkt  des 
Merkantilismus  ist,  ist  eine  andere  Frage,  die  wir  hier  auf  sich 
beruhen  lassen  können.  Für  die  Zwecke  unserer  Betrachtung 
bedarf  es  nur  der  Klärung  der  Tatsache,  daß  der  Kristallisations- 
punkt des  modernen  Staates,  der  Polizeigedanke,  das  abstrakte 
Moment  des  Aatoritätsprinzips  enthält,  das,  zwar  in  concreto  nieist 
materiell  in  merkantilistischen  Erwägungen  wurzelnd,  doch  einen 
formalen  gedanklichen  Eigenwert  erhält.  Gerade  diese  Eigen- 
existenz des  Prinzips  staatlichen  und  fürstlichen  Autoritäts- 
interesses ist  es,  die  ihm  die  Fähigkeit  sichert,  sich  der  Formen 
aller  denkbaren  politischen  Ideen  und  Einrichtungen  als  psycho- 
logischer Stütze  zu  bedienen.  Das  zeigt  sich  in  stärkerer  Plastik 
noch  als  in  den  bisher  besprochenen  Zweigen  der  Polizeiverwaltung 
in  den  charakteristischsten  Äußerungen  des  Eudämonismus,  in  der 
Sitten-  und  Keligionspolizei. 

fährt,  nachdem  sie  die  in  der  Anmerkung  4  auf  S.  30  wiedergegebene 
Schilderung  der  wohltätigen  Fürsorge  der  Polizei  für  die  niederen  Schichten 
der  Bevölkerung  entworfen  hat,  unmittelbar  —  nach  Erwähnung  des 
„empressement"  des  bürgerlichen  Hilfsbedürfnisses  —  und  wörtlich  fort: 
„Cette  idee  arrete  ou  modere  dans  la  plupart  des  occasions  l'omportement 
natural  ä.  ces  gens  grossiers;  eile  empeche  la  frequence  des  voies  de  fait 
de  leur  part,  et  les  suitcs  souvent  malheureuses,  qu'elles  pourraient  avoir; 
enfin  eile  les  tient  habituellemcnt,  sans  qu'ils  s'en  aper(;oivent,  sous  le  joug 
de  la  Subordination  et  de  l'obcissance  si  nccessaires  pour  les  gouvemer." 


b)  Sinn  und  Ziele  der  Sittenpolizei 

Die  Wirkungen  des  Polizeigedankens  auf  dem  Gebiete  der 
Sitten-  und  Eeligionspolizei  erscheinen  äußerlich  genau  so 
kompliziert  und  widerspruchsvoll,  wie  die  bisher  besprochenen. 
Da  wird  der  einfache  außereheliche  Geschlechtsverkehr  streng 
verfolgt,  die  Prostitution  aber  geduldet,  wo  nicht  staatlich  unter- 
stützt und  polizeilich  ausgenützt.  Da  erscheint  der  Staat  als 
Büttel  der  Kirche  in  der  Verfolgung  von  Keligions vergehen,  die 
Autorität  der  Kirche  aber  schützt  die  Priester  nicht  im  geringsten 
vor  polizeilicher  Beschränkung  ihrer  Aratsausübung.  Da  wird  die 
geistige  Vervollkommnung  der  Bürger  als  das  Ziel  aller  Polizei- 
gewaltübung verkündet,  die  Wissenschaften  und  Künste  aber 
werden  nach  allen  Seiten  geknebelt.  Wir  brauchen  uns  bei  dieser 
Systeralosigkeit  des  äußeren  Wirkens  des  Polizeigedankens,  die  aus 
jeder  guten  kultur-  und  gesellschaftsgeschichtlichen  Schilderung 
zu  erkennen  ist,  nicht  aufzuhalten.  Es  genügt,  daß  wir  über  ihre 
Existenz  und  damit  über  die  Tatsache  im  Klaren  sind,  daß  die 
Formel  des  Eudämonismus  auch  diese  charakteristischste  Seite  der 
polizeistaatlichen  Polizeigewaltübung  in  keiner  Weise  zu  erklären 
vermag;  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  umgekehrt,  die  Vor- 
stellung der  „Willkür",  die  sich  dem  vulgären  Denken  mit  dem 
Begriff  des  Polizeistaats  verbindet.  Wir  können  daher  sofort 
dazu  übergehen,  die  Fäden  der  eigentlichen  Prinzipien  aus  dem 
Knäuel  dieses  scheinbar  systemlosen  polizeilichen  Wirkens  zu 
entwirren. 

Wie  die  Wirtschafts-  und  Sicherheitspolizei  sich  an  die 
ständische  Gliederung  der  Bevölkerung  anlehnte,  so  suchte  auch 
die  Sittenpolizei  psychologische  Stützen  in  den  vorhandenen 
sozialen  Kräften.  Das  Ständewesen  war  für  sie  auch  nicht 
bedeutungslos.  Viel  wichtiger  aber  waren  zwei  andere  Faktoren: 
die  Tradition  des  bürgerlichen  Lebens  und  die  des  geistlichen 
Lebens.  Erstere  lieferte  die  zwar  aus  sich  selbst  nicht  mehr 
recht  lebensfähige,  aber  als  Form  doch  noch  sehr  wohl  brauchbare 
Organisation  bürgerlicher  Zucht,  honnetet6  publique,  letztere  die 
festgefügte  Organisation  der  Kirche.  In  beider  Dienst  stellte  sich 
scheinbar  die  Polizei,  um  in  Wahrheit  sich  ihre  Autorität  psycho- 
logisch dienstbar  zu  machen. 

Wolzendorff,  Polizeigedante  3 
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Zu  den  Maßregeln,  die  unter  der.  Firma  des  Schutzes  der 
bürgerlichen  Zucht  und  Sitte  gingen,  gehören  in  erster  Linie  die- 
jenigen, die  wir  bereits  als  Polizei  der  allgemeinen  Lebens- 
haltung betrachtet  und  von  denen  wir  erkannt  haben,  daß  ihre 
wahren  staatlichen  Zweckgedanken  rein  staatsegoistische  waren: 
meist  sollten  sie  konkreten  merkantilistischen  Zwecken,  immer 
aber  darüber  hinaus  dem  ganz  allgemeinen  Ziel  dienen,  das  ganze 
bürgerliche  Leben  mit  dem  Bewußtsein  der  Unterordnung  unter 
den  obrigkeitlichen  Willen  zu  durchsetzen.  Zu  dieser  Polizei 
der  bürgerlichen  Zucht  gehören  weiter  die  außerordentlich  wich- 
tigen Maßregeln  gegen  Trunksucht  und  Unzucht.  In  ersterer 
Hinsicht  hat  die  damalige  Polizei  vielfach  Grundsätze  angewandt, 
um  deren  Rücksichtslosigkeit  —  zu  ^er  sich  jetzt  kaum  die  mili- 
tärische Polizei  des  Belagerungszustandes  entschließt  —  man  sie 
vielleicht  beneiden  könnte,-  ich  erinnere  nur  an  das,  so  gar  nicht 
psychiatrisch-  angekränkelte,  preußische  Edikt  vom  31.  März  1718 
„gegen  das  Vollsaufen  und  daß  die  Trunkenheit  in  denen  Ver- 
brechen nicht  entschuldigen,  sondern  die  Strafe  vermehren  soll" 
und  den,  immerhin  gemütlicher  klingenden,  württerabergischen 
„Saufgulden"  gegen  die,  „so  sich  übermütig  betrinken"  ^).  Die 
Beschränkungen  des  Kreditierens  gegenüber  Studenten,  besonders 
seitens  der  Schankwirte^,  gehören  ebenfalls  hierher  und  auch 
nicht  zu  den  schlechtesten  Maßnahmen  des  Polizeistaats. 

Das  Prinzip  ist  einzig  das  der  autoritären  Ordnung. 
Die  Einseitigkeit  und  innere  Hohlheit  dieses  Prinzips  zeigt 
sich  am  deutlichsten  auf  dem  Gebiet  der  Sittenpolizei  im 
engeren  Sinne,  der  Polizei  der  geschlechtlichen  Zucht.  Hier 
läßt  sich  der  Eindruck  nicht  zurückdrängen,  daß  es  im  Grunde 
auf  nichts  anderes  ankam,  als  überhaupt  zu  befehlen.  Es 
herrscht  hier  ein  so  wildes  System  der  System losigkeit  —  für 
alle  Einzelheiten  muß  auf  meine  an  anderer  Stelle  gegebene 
nähere  Schilderung  verwiesen  werden  ^)  —  ein  solches  Schwanken 
zwischen  drakonischer  moralisierender  Verpönung  der  kleinsten 
Schwäche,     zynischer    Förderung     der    Unzucht     (besonders     zur 


1)  Moser  103  f. 
^}  Vgl.  oben  S.  26  Anm.  4. 

3)  Wolzcndorff,  Polizei  und  Prostitation    1911  (auch  Ztschrft.  f.  d. 
ges.  StWssschft.  LXVII)  7  f.,  21  ff.,   35  ff. 
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Korruption  des  französischen  Adels  dnrch  die  Pariser  Polizei),  wohl- 
wollender boiirgeoiser  Fürsorge  (durch  dieselbe  Pariser  Polizei) 
und  realistisch  duldender,  Staats-  und  volksdienlicher  Beauf- 
sichtigung (in  Preußen),  daß  es  meist  (außer  in  Preußen)  schwer 
ist,  selbst  bei  den  ernsten  und  vernünftigen  Maßregeln  an  einen 
tieferen  Willen  zu  glauben,  als  den  bloßer  Geltendmachung  des 
selbstzwecklichen  Autoritätsprinzips.  Besondere  Beachtung  ver- 
dient für  uns  nur  die  systematische  Ausnutzung  der  Ordnungs- 
und  Autoritätsgedanken  der  bürgerlichen  Tradition,  wie  sie  in 
den  verschiedenen  Maßnahmen  einer  Ausscheidung  der  Prosti- 
tuierten aus*  der  bürgerlichen  Gesellchaft  —  besondere  Kleidung, 
Wohnung,  Benennung,  rechtliche  Behandlung  —  zur  Geltung 
kam,  daneben  aber  die  interessante  Tatsache,  daß  der  einzig  klare 
Gedanke,  der  diesenti  durch  die  Denkformel  des  Eudämonismus 
ermöglichten  Wirrwar  immerhin  noch  einen  festen  Kern  gab,  in 
der  merkantil  istischen  Peuplierungsidee  steckte.  Das  ist  eben  das 
charakteristische  für  die  Selbstsicherheit  des  Autoritätsprinzips  des 
interesse  Status  publici,  daß  es  in  seiner  eigenen  Formulierung 
nicht  den  geringsten  Anstoß  an  dem  Widersinn  nahm,  daß  die 
Polizei  der  „Tugend"  diene,  „weil  das  der  Volksgesundheit 
nützt"  und  sie  selbst  „hierbei  ihre  Rechnung"  finde,  indem 
sie  sich  damit  der  Volkskräfte  „in  ihrer  frischen  Stärke  bedienen 
könne"  ^). 

Die  Möglichkeit  der  Anlehnung  an  die  Organisation  des 
geistlichen  Lebens  war  natürlich  in  deren  festerem  Ausbau  in 
der  kirchlichen  Ordnung  viel  größer  als  gegenüber  der  des  bürger- 
lichen Lebens  und  wurde  entsprechend  ausgenutzt,  der  Natur 
der  Sache  gemäß  am  meisten  in  katholischen  Staaten.  Zu 
besonderer  systematischer  Ausbildung  gelangte  dieser  Zweig  der 
Polizei  —  wie  mir  scheint,  viel  mehr  als  in  Österreich  —  in 
Frankreich,  wo  man  eine  positivrechtliche  Begründung  dafür  aus 
der  dem  König  von  dem  Pariser  Konzil  829  zuerkannten  Aufgabe 
der  „garde  et  protection"  der  Kirche  ableitete.  Zu  dieser  Polizei 
gehören  vor  allem  die  Vorschriften  über  die  Heilighaltung  der 
Feiertage,  die  Beobachtung  der  Fastengebote  und  die  entsprechen- 


')  So  iu  L.  F.  Langemacks  Abbildung    einer   vollkommenen   Polizei 
1747,  35  f.:  vgl.  Polizei  und  Prostitution  22  Anm.  1. 
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den  Beschränkungen  der  Nahrungsmittel gewerbe^)  und  Beauf- 
sichtigung der  Gasthäuser  2),  die  Anordnungen  über  die  Schmückung 
der  Bürgerhäuser  bei  Prozessionen^),  Verbot  des  Fluchens  und 
Schwörens*)  aber  auch  die  Verhinderung  und  Aufsuchung  aller  gegen 
die  Kirclie  gedruckten  und  verbreiteten  Bücher*),  „trouble  ou  scandale 
dans  les  eglises"^),  oder,  wie  man  in  Österreich  sagte,  die  „Kirchen- 
scmvätzenabstellung"  ^).  Alle  diese  Maßregeln  könnten,  für  sich 
genommen,  sehr  wohl  für  das  gelten,  als  was  sie  sich  ausgaben, 
als  Dienste  des  Staates  gegenüber  der  Kirche.  Die  Frivolität 
des  Eokoko  scheint  mir,  bei  aller  Ofienkundigkeit  in  der  Lebens- 
haltung der  Regierenden,  noch  kein  sicherer  Bev^eis  dagegen; 
denn  sie  war  doch  meist  wieder  recht  fest  in  einer  ehrlichen, 
wenn  auch  oberflächlichen  Devotion  rückversichert.  Wichtiger  sind 
für  uns  die  Positiva  der  Polizeigewaltübung.  Wenn,  neben  dem 
polizeilichen  Schutz  der  Feiertage  auf  der  einen  Seite,  auf  der 
anderen  Seite  eine  Einschränkung  der  Feiertage  zur  Hebung  der 
nationalen  wirtschaftlichen  Tätigkeit  angestrebt  wutde*),  so  spricht 
das  für  sich.  Wenn  die  Pariser  Polizei  die  Geistlichen  über- 
wachte, die  ihr  Gelübde  übertraten  ^),  waren  sich  ihre  geistig  durch- 
weg hochstehenden  Leiter  m.  E.  ganz  zweifellos  bewußt,   daß  sie 

^)  Memoire  13,45  Clement  93;  Moser  43;  Delamarel,  326,  329  ff. 

^)  Mem  oire  45. 

»)  Delamarel,  305  ff,  313  ff.,  336  ff.;  Flcury  I,  196;  Delamare  I 
342,  344.  *)  Memoire  14. 

5)  Berg,  III,  6  ff.;  Moser  102  ff.;  Delamare  I,  464  ff.  457  ff.  —  Die 
entsetzliche  Härte  'der  noch  im  17.  Jahrhundert  z.  B.  in  Frankreich  gegen 
Lästern  und  Schwören  angedrohten  Strafen  (Ord.  v.  1651  und  1661:  beim 
ersten  Kückfall  nach  dreimaliger  Bestrafung  Pranger  und  Durchbohrung  der 
Oberlippe,  beim  zweiten  Pranger  und  Durchbohren  der  Unterlippe,  beim 
dritten  zur  Vermeidung  weiterer  Rückfälle  Abschneiden  der  Zunge)  ist  al» 
Dienst  gegenüber  der  Kirche  nicht  zu  erklären,  denn  diese  hatte  selbst 
vorher  Leibesstrafen  mißbilligt.  Vielmehr  sind  m.  E.  auch  diese  Maßregeln 
der  Polizei  nur  zu  erklären  aus  dem  Streben,  den  für  die  staatliche  Zucht 
und  Autorität  so  verderblichen  Geist  der  Rohheit  und  Ausschweifung,  der  in 
jener  Zeit  tatsächlich  vorhanden  und  eine  stete  Quelle  von  Gewalttätigkeiten 
war,  in  einer  charakteristischen  Anßerungsform  mit  der  psychologischen 
Waffe  religiösen  Denkens  zu  treffen. 

•)  Memoire  45.  '')  Ver.  v.  4.  5.  1747,  Sonnenfels,  I,  125. 

«)  öster.  Patent  v.  21.  1.  1754,  Sonnenfels,  I,  1874. 

^)  Ohassaignc  72;  es  handelt  sich  nicht  um  eine  ausschließliche 
Besonderheit  der  Pariser  Polizei  vgl.  Sonnenfels,  I,  124. 
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mit  diesem  der  Kirche  geleisteten  Dienst  deren  Autorität  mehr 
untergruben  als  stützten:  die  kirchliche  Autorität  sollte  ihre  Ab- 
hängigkeit von  der  staatlichen  fühlen,  um,  zu  ihrer  eigenen  Er- 
haltung, jener  dienstbar  zu  werden  sich  bereit  zu  finden.  Dem 
entspricht  dann  der  später  offen  ausgesprochene  Grundsatz,  daß 
die  Kirchenprediger  zwar  die  Untertanen  und  im  Prinzip  auch 
die  Herscher  zum  rechten  ermahnen  sollen,  nicht  aber  in  praxi 
„was  die  Herrschaft  Kraflft  obrigkeitlichen  Amtes,  nach  ihrer  Ein- 
sicht und  auf  ihre  Verantwortung  vor  Gott  verfuget,  von  denen 
Lehrern  gerüget  und  angezäpfet,  dadurch  aber  die  Gemüther 
gegen  dieselbe  aufgebracht  werden  dürfe"  ^).  Denn  die  „Disziplin 
der  Klerisey"  wird  nun  ganz  allgemein,  insbesondere  hinsichtlich 
ihrer  Lehrtätigkeit,  „ein  wesentliches  Stück  der  Religions- 
polizey"  ^).  So  wird  die  äußere  Organisation  der  Kirche  völlig  in 
den  Dienst  des  staatlichen  Autoritätsprinzips  gestellt,  und  es  ist 
nur  ein  äußeres  Kennzeichen  dieses  Verhältnisses,  daß  schließlich 
Kanzel  und  Geistliche  Mittel  werden  —  und  zwar  bewußt  ange- 
wandte psychologische  Mittel,  in  Konkurrenz  mit  Schenke  und 
Wirt  —  zur  Verkündung  des  staatlichen  Polizeibefehls  und  den 
Geistlichen  allerhand  sonstige  besondere  Dienstpflichten  gegenüber 
der  Polizei  auferlegt  werden,  unter  denen  nicht  die  geringste  die 
zur  Führung  der  Standesregister  war'). 

Aber  der  Polizeigedanke  begnügt  sich  nicht  damit,  die 
äußere  Organisation  der  Kirche  sich  dienstbar  zu  machen, 
sondern  er  verfährt  ebenso  mit  der  inneren  Organisation  des 
Glaubens,  der  Religion.  Der  Satz  „religio  turbata  politiam 
turbat",  den  die  Kleriker  zum  Schutze  der  kirchlichen  Autorität 
geprägt  hatten,  wird  so  zu  einem  reinen  Machtmittel  des 
Polizeistaats.  Entsprechend  der  ganzen  Entwicklung  des  geistigen 
Lebens  nimmt  das  gegenüber  der  Ausnutzung  der  kirchlichen 
Organisation  immer  größere  und  allgemeinere  Bedeutung  au. 
Und    wirklich    war    auch    der    Gedanke,     daß    der    Schutz    der 


»)  Moser  41.  2)  Sonnenfels,  I,  142. 

')  oben  S.  26  f.  und  Verw.  Arch.  XV,  552  f.;  dazu  die  ausdrückliche 
Peststellung  von  Sonncnfels  I,  391;  „die  Gesetze  würden  dadurch,  daß 
sie  von  dem  Orte  vorgetragen  werden,  von  welchem  das  Volk  die  beiligsten 
Lehren  und  Pflichten  zu  hören  gewöhnt  ist,  in  den  Augen  aller  Bürger  eine 
Ehrwürdigkeit  erhalten,  die  zu  ihrer  Unverbrüchlichkeit  beitragen  kann." 
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Keligion  eine  wesentliche  Aufgabe  der  Polizei  sei,  eine  höchst 
brauchbare  psychologische  Stütze  des  Polizeigedankens:  die 
menschlich  z.  T.  ungeheuerliche,  durchweg  nur  wirtschafts- 
poJitische  Zwecke  verfolgende,  Judenpolizei  rechtfertigte  er  mit 
einem  Schlage^)  und  für  die  Verhinderung  des  Auswandern» 
der  wirtschaftlich  so  wertvollen  Hugenotten  aus  Frankreich 
lieferte  er  die  Begründung,  daß  die  Auswanderung  die  Be- 
kehrung verhindern  würde  2).  Viel  wichtiger  aber  als  die 
mancherlei  besonderen  Handhaben,  die  das  Prinzip  „religio  tur- 
bata  politiam  turbat"  dem  Polizeigedank^n  lieferte,  ist  das  darin 
gegebene  ganz  allgemeine  psychologische  Mittel,  um  in  der  ge- 
samten Regelung  des  geistigen  Lebens  sein  eigenes  Prinzip,  das 
der  abstrakten  Unterordnung  alles  Individuallebens  unter  die 
Autorität,  zur  Geltung  zu  bringen,  wie  wir  das  schon  in  der 
Ausnutzung  der  geistlichen  Autorität  für  die  Eindringlichkeit 
seiner  eigenen  Anordnungen  durch  ihre  Verkündung  von  der 
Kanzel  gesehen  haben. 

Diese  Verkündung  der  obrigkeitlichen  Anordnungen  von  der 
Kanzel  ist  nur  eine  Anwendung  und  ein  äußeres  Kennzeichen 
des  Prinzips,  das  der  Polizeistaat  in  seiner  späteren  Entwicklung 
immer  klarer  und  bewußter  herausarbeitete:  die  Religion  ist  für 
den  Staat  nur  ein  Mittel  —  das  „souveraineste  Mittel"  nach 
Moser  ^)  — ,  um  im  Volke  den  Geist  bereitwilliger  Unterordnung  zu 
erzeugen  und  zu  erhalten;  sie  „ergänzet  das  Mangelhafte  der  Ge- 
setze", „der  Regent  muß  also"  —  wie  die  berühmtesten  Polizei- 
lehren mit  rührender  Offenheit  erklären  —  „diesen  Leitriemen  in 
seinen  Händen  nicht  vernachlässigen  und  seine  Sorgfalt  muß  darauf 
gerichtet  sein,  daß  jeder  Bürger  Religion  habe"*).  Damit  mußte 
sich  natürlich  der  Aufgabenkreis  der  sog.  Religionspolizei  erheblich 


1)  Del  amare  I,  261  ff.,  stellt  die  Regelung  der  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Juden  ein/ach  als  ßeligionspolizei  dar. 

')  ebenda  287. 

3)  Moser  39.  „Die  Religion  ...  ist  das  allersouveraineste  Mittel  zur 
Aufheiterung  des  Verstandes  und  zur  Besserung  des  Willens,  mitbin  zur 
Glückseligkeit  des  gemeinen  Wesens;"  Dithmar  138  ff.  „Der  Gottesdienst 
ist  die  Grund-Veste  guter  Policey.  —  Die  Christliche  Religion  ist  nicht  nur 
die  Wahre,  sondern  auch  zu  crhaltung  eines  rechtmäßig  eingcrichtetea 
Staates  beqvemste  Religion." 

*)  Sonnenfels  I,  118  ff.;  ähnlich  auch  Justi  II,  57  ff. 
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erweitern  und  alle  Fragen  des  geistigen  Lebens  umfassen.  Tat- 
säch  lieh  vereinigt  sie  sich  daher  auch  mit  der  Sittenpolizei  und 
wird  zu  jenem  Zweige  der  Polizeigewaltübung,  der  für  den  über- 
bildeten lind  entarteten  Polizeistaat  der  charakteristischste  ist: 
der  Gesinnungspolizei. 

Die  Gesinnungspolizei  ist  nur  die  Reinkultur  jenes  Elementes 
des  polizeistaatlichen  Polizeigedankens,  in  dem  wir  bei  allen  seinen 
Äui3erungen  sein  eigenstes  Wesen  fanden:  des  abstrakten  Prinzips 
der  Unterordnung  des  Bürgers  unter  die  obrigkeitliche  Autorität- 
Wenn  in  Wien  eine  —  sogar  proösterreichische  —  Schrift  konfisziert 
wurde,  weil  in  ihr,  ganz  beiläufig  mit  zwei  Zeilen,  die  rechtliche 
Möglichkeit  erwähnt  war,  daß  auch  ein  Protestant  zum  Römischen 
König  gewählt  werden  könne^);  wenn  in  Paris  Polizeibeamte 
in  alle  Kaffees  geschickt  wurden,  um  unter  Ungehorsamsstrafe  das 
Verbreiten  eines  Gerüchtes  über  eine  beabsichtigte  Beschneidung 
der  Rechte  des  Parlaments  zu  verbieten  2) ;  oder  wenn  Friedrich 
Wilhelm  I.  an  Moser  schrieb:  „Daß  Ihr  Euch  nicht  unterfangen 
sollt,  in  Schriften  das  Recht  des  N.  N.  zu  verteidigen 3)"  —  der 
Zweck  ist  überall  derselbe:  der  Untertan  soll  unter  keinen  Um- 
ständen zu  einem  kritischen  Denken  gelangen,  sondern  in  „Ruhe 
und  Modestie"  dem  Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  und  Notwendig- 
keit des  von  Obrigkeits  wegen  bestehenden  Zustandes  zu  leben. 
Daher  sind  „Zeitungsbätter  und  alle  Bücher,  welche  in  die  Staats- 
geschäfte einschlagen,"  außer  der  ordentlichen  Zensur  noch  einer 
besonderen  „Staatszensur"  unterworfen*),  und  in  manchen  Ländern 
dürfen  die  Juristenfakultäten  nichts  über  Staatsrecht  publizieren 
ohne  Genehmigung  des  Hofs*).  „Schmähsüchtige"  Bücher  — 
d'un  genre  satirique  qui  ne  doit  etre  souffert  ni  toler6  — ,  „die 
Gesetze  anzapfende,  verkehrte  und  neuerliche  Lehren"  werden  ver- 
boten *).  Damit  aber  aem  Geist  des  Untertanen  nicht  nur  Schäd- 
liches —  d.  h.  Autoritätswidriges  —  vorenthalten,  sondern  auch 
positiv  Gutes  geboten  wird,  läßt  die  Polizei  Schauspiele  mit  ganz 
bestimmten  Tendenzen  aufführen '),  und  Sonnenfels  verlangt  allen 


5)  Justi  II,  59. 

2)  Perthes,  Deutsches  Staatslehcn  vor  der  Kevoliition  1845,  187. 
8)  Chassaigne  186.  *)  Sonnenfels  I,  93.  ^)  Moser  68. 

p;  Österr.  Ver.  v.  1715,  Sonnenfels  1,  147;  Memoire  20. 
'')  unten  S.  42  Arm.  i  und  2. 
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Ernstes    ganz    allgemein    polizeiliche    Anordnung,    daß   auf  dem 
Theater   das  Laster    „in   seiner  scheußlichen  Gestalt   und  mit  der 
Strafe  als  einer  unabänderlichen  Folge,  die  Tugend  mit  allen  ihren 
Reizungen   usw.    wenigstens   am  Ende  siegend"  erscheine*).    Nur 
eine  Konsequenz   der  diese   Gesinnungspolizei   leitenden  Idee  des 
Eigenwertes    und    der    S.elbstzwecklichkeit    der  Unterordnung    des 
bürgerlichen  Denkens  unter  die  Autorität  war  es,  wenn  der  Polizei- 
lehrer   Friedrich    Wilhelms  I.   „unzeitiges    ürtheilen  von  Staats- 
Sachen"    und    „widerspenstige  und   ungeziemende   Gegen-Keden" 
als  Tatbestände   des   mit  den  schwersten  Strafen  zu  verfolgenden 
Ungehorsams  charakterisierte  2),  oder  zur  selben  Zeit  Ernst- August 
von  Sachsen-Weimar  „das  vielfältige  Raisonniren  der  Unterthanen" 
„bey  halbjähriger  Zuchthausstrafe"  verbot  3).     Und  sowohl  ein  Er- 
fordernis   dieser   Unterordnung   als   ein  Mittel   zu  ihrer  weiteren 
Erhaltung  war  die  allgemein  anerkannte  Pflicht  zur  Landestrauer 
als  eines  „schuldigen  Zeichens  der  Ehrerbietung  der  Unterthanen 
gegen  ihre  Landesherrschaft"*).  Der  Geist  der  „Ruhe  und  Modestie", 
der  absoluten  Unterordnung  unter  die  Autorität  ist  letzten  Endes 
das  einzige  Ziel  der  ganzen  Gesinnungspolizei.    Die  ganze  Polizei 
der    „unerlaubten    Verbindungen",    die   schließlich    private    und 
ständische  Versammlungen  in  gleicher  Weise  traf*),  gehört  daher 


1)  Sonnenfels  I,  139. 

2)  Dithmar  144.  —  Über  die  Verbreitung  der  „Einleitung"  Dithmars 
sowie  sein  besonderes  Ansehen  in  Preußen  vgl.  die  interessanten  Aus- 
führungen von  0.  Gerland  in  Ztschrft.  f.  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staats  wssschft.  II,  416. 

^)  Ver.  V.  1736.  „Das  vielfältige  Raisonniren  der  Unterthanen 
wird  hiermit  bey  halbjähriger  Zuchthaus-Strafe  verboten,  und 
haben  die  Beamten  solches  auf  Beschehen  sogleich  anzuzeigen,  maßen  das 
Regiment  von  Uns,  nicht  aber  von  den  Bauern,  dependirt,  und 
Wir  keine  Raisonneurs  zu  Unterthanen  haben  wollen.  Und  ob- 
gleich "die  Beamten  nicht  allzuhart  verfahren  sollen,  so  wollen  Wir  doch 
Unsere  gnädigste  Befehle  jedesmal  mit  der  äußersten  Accuratezza  be- 
obachtet wissen."  C.  F.  v.  Moser,  der  diese  Verordnung  mitteilt,  bemerkt 
dazu:  „Also  immerhin  hart;  nur  nicht,  daß  es  bis  zum  Aufruhr  komme." 
(Politische  Wahrheiten  1796,  II,  35  f.). 

*)  Moser,  Unterthanen  69  fif. 

')  1768  erkannte  das  Cammergericht,  daß  die  „Unterthanen,  ohne 
obrigkeitliches  Vorwissen  und  Erlaubniß,  keine  Gemeinds-  noch  sog, 
Landesversammlungen,  oder  andere  Zusammenkünffte,  anstellen,  viel  weniger 
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in  dieses  Kapitel.  Denn  als  ihr  Leitgedanke  hat  sich  allmählich 
die  Auffassung  herausgebildet,  „daß  das  freie  Assoziationsrecht 
nicht  bloß  dem  Mißbrauch  ausgesetzt,  sondern  an  sich  eine  Quelle 
von  Übeln  und  deshalb  selbst  vom  Übel,  ja  daß  eigentlich  der 
Ersatz  der  gewillkürten  Genossenschaften  durch  polizeiliche  Ab- 
teilungen wünschenswert  sei."  Wenn  man  „heimliche  Conven- 
tikel",  „ungebührliche"  und  „unordentliche  Zusammenkünfte"  ver- 
bot, so  galt  das  allen,  die  nicht  obrigkeitlich  eingerichtet  oder 
wenigstens  genehmigt  waren  ^)-  „Ce  que  le  tuteur  est  au  pupille, 
le  magistrat  Fest  au  citoyen",  sagte  Delamare. '') 

Diese  Gesinnungspolizei  ist,  wie  wir  sehen,  tatsächlich  nur 
die  Reinkultur  des  wesentlichsten  Charakterzuges  des  polizeistaat- 
lichen Polizeigedankens,  des  absoluten  Autoritätsprinzips.  Sie  gibt 
daher  ein  verschärftes  und  konzentriertes  Spiegelbild  des  Polizei- 
gedankens in  seiner  Allgemeinheit.  Deshalb  sind  ihre  her- 
vorstechenden Eigenarten  auch  nur  verstärkte  Reflexe  der- 
jenigen jener.  Die  ungeheuerliche  Frivolität,  die  aus  der  Ver- 
wendung der  religiösen  Werte  als  Mittel  für  polizeiliche, 
d,  h.  staatliche,  jedoch  durch  das  fürstliche  Interesse 
gesehener,  Zwecke  spricht,  ist  ein  ganz  allgemeiner  Wesens- 
zug des  polizeistaatlichen  Polizeigedankens.  Sie  ist  aber 
doch  nur  die  Entartung  eines  anderen,  wertvollen  Wesenszuges 
des  Polizeigedankens,  die  in  seltsamer  Weise  dadurch  gefördert 
wurde,  daß  gerade  dieser  von  der  Staatstheorie  in  idealistischer 
Deutung  verschleiert  wurde:  sie  ist  die  Entartung  des  Realismus 
des  Polizeistaats,  die  gefördert  wurde  durch  dessen  phraseolo- 
gische Umhüllung  mit  dem  vermeintlichen  Idealismus  des  eudä- 
monistischen  Prinzips  und  das  damit  in  den  Polizeigedanken  ge- 
tragene Moment  der  Unwahrheit.  An  dieser  inneren  Unwahrheit 
mußte  jener  Polizeigedanke  zu  gründe  gehen.  Wenn  der  erste  und 
bedeutendste  Leiter  der  Pariser  Polizei,  de  la  Reynie,  in  der  Er- 
sieh zusammen  verbinden  sollen."  J.  M.  v.  Gramer,  Wetzlarer  Neben- 
stunden  104  Theil,  104. 

•)  Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  bedeutsame  und  höchst  interessante, 
aber  auch  sehr  umfangreiche  Materie  würde  hier  zu  weit  führen,  kann  aber 
auch  um  so  eher  unterbleiben,  als  alles  allgemein  wichtige  von  Gierke  im 
dritten  Bande  seines  Genossenschaftsrechtes  zur  Darstellung  gebracht  ist. 
Vgl.  besonders  daselbst  768  ff. ;  dazu  meine  Notizen  Verw.  Arch.  XVIII,  262. 
»)  Delamarel,  238. 
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kenntnis,  daß  Zwangsmaßregeln  gegen  einen  Aberglauben  nichts 
au  szurichten  vermögen,  den  Unfug  der  Wahrsagerinnen  niit  den 
Waffen  rein  geistiger  Beeinflussung  durch  Aufführung  belehrender 
Theaterstücke  zu  bekämpfen  unternahm^)  so  spricht  daraus  zweifel- 
los ein  verständiger,  ernster  Eealismus.  Wenn  aber  seine  Nach- 
folger dem  Volk  Hanswurst-(scaramouche-)Spiele  vorsetzen  ließen, 
um  es  von  den  querelies  religieuses  abzulenken  2),  so  war  aus 
diesem  Realismus  schon  ein  Skeptizismus  nach  spätröraischem 
Muster  (panem  et  circenses !)  geworden,  der  in  der  Anwendung 
von  Frivolität  zum  mindesten  nicht  mehr  weit  entfernt  war. 
Wie  alle  anderen  sind  auch  diese  Züge  der  Gesinnungspolizei 
keine  ihr  eigenen  Besonderheiten,  sondern  nur  scharfe  Aus- 
prägungen allgemeiner  Wesenszüge  des  polizeistaatlichen  Re- 
gierungsprinzips. 

Es  kann  hier  nicht  die  Aufgabe  sein,  im  Einzelnen  zu  prüfen, 
ob  wirklich,  wie  ich  das  allerdings  annehme,  die  Frivolität  des 
Polizeigedankens  des  späteren  Polizeistaats  in  ihrer  historischen 
Entstehung  als  eine  Entartung  früheren  gesunden  Realismus'  nach- 
weisbar ist.  Denn  für  uns  ist  von  Wichtigkeit  nur  einerseits  die 
Tatsache,  daß  gegen  Ausgang  des  Polizeistaats  jene  Frivolität 
vorhanden  ist,  andererseits  die  Bedeutung  dieser  Eigenschaft  in 
seinem  Gesamtbilde.  Und  letztere  ist  gedanklich  jedenfalls  die 
einer  Überbildung  und  Entartung  realistischen  Staatsdenkens  aut 
der  Grundlage  des  abstrakten  Autoritätsprinzips  und  der  Dialektik 
der  eudämonistischen  naturrechtlichen  Staatslehre.  Denn  gerade 
diese  doppelte  Grundlage  gibt  die  Erklärung,  daß  im  Polizeige- 
gedanken  des  ancien  regime  Realismus,  Skeptizismus  und  Frivolität 
in  einander  übergehen.  Ich  will  versuchen,  das  an  wenigen 
Beispielen  klarzumachen. 

Es  kann  auf  den  ersten  Blick  als  ideologisches,  eudämonistisches 
Phrasentum  erscheinen,  wenn  die  ältere  Polizei  unter  ihren  Auf- 
gaben für  die  geistige  Bildung  ganz  allgemein  neben  der  Ver- 
hinderung des  Druckes  schlechter  Bücher  die  der  Anpreisung  un- 


^)  Fr.  Funck-Brentano,  Le  dramc  des  poisons  6.  Aull.  1903,302.  — 
Es  darf  daran  erinnert  werden,  daß  das  gleiche  Mittel  heute  wieder  —  wenn 
au  b  nicht  unmittelbar  durch  die  Polizei,  so  doch  mit  ihrer  Duldung  und 
F  ö'derung  —  im  Kampfe  gegen   die  Geschlechtskrankheiten  verwandt  wird. 

^)  Chassaigne  65. 
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geprüfter  Heilmittel  nennt  ^).  In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  um 
eine  höchst  realistische  Konsequenz  aus  der  Erkenntnis  des  staat- 
lich-sozialen Werts  der  Hygiene  einerseits,  andererseits  der  Un- 
ausrottbarkeit der  Neigung  der  ün-  und  Halbgebildeten  zu,  ge- 
wissenlos Heilung  versprechenden,  Kurpfuschern,  Wunderdoktoren, 
Quacksalbern  usw.  Die  Pariser  Denkschrift  von  1770  spricht  es 
klar  aus:  „L'inutilit^  des  defenses  les  plus  s6veres  ayant  fait 
connaitre  que  cet  abus  est  du  nombre  de  ceux  qu'il  est  im- 
possible  d'erapecher,  il  parut  que  tout  ce  que  l'on  pouvait  faire 
de  mieux  ä  cet  egard  6tait  de  chercher  de  mettre  en  pratique 
les  moyens  qui  pouvaient  en  dirainuer  les  inconv6nients."  Daher 
das  Prinzip  „de  les  tolerer  ä  condition  qu'ils  se  feraient  con- 
naitre et  leurs  rem^f'es"  ^).  Dieser  Realismus  ist  der  Kern  der 
Polizei  des  Kurpfuschertums :  jener  soziale  Schädling  ist  durch 
Verbote  nicht  zu  unterdrücken,  er  würde  vielmehr  durch  Ver- 
bote, in  die  Heimlichkeit  gedrängt,  nur  umso  stärker  und  ge- 
fährlicher wuchern:  daher  Duldung,  aber  nur  in  Verbindung 
mit  Aufsicht.  Das  ist  dasselbe  System,  das  von  einer  nüchternen, 
verantwortungsbewußten  Regierung,  wie  der  preußischen,  gegen- 
über der  Prostitution  befolgt  wurde:  Duldung,  aber  Beauf- 
sichtigung in  sicherheits-  und  gesundheitspolizeilicher  Hinsicht^). 
Hier  besaß  die  französische  Polizei  denselben  Realismus  in  der 
Erkenntnis,  er  wurde  aber  in  der  Anwendung  zum  Skeptizis- 
mus :  Nichtdurchführung  der,  praktisch  illusorischen,  alten  „sitten- 
polizeilichen Verbote"  zwar  als  Regel,  jedoch  nicht  ergänzt  durch 
Beaufsichtigung,  wohl  aber  durchbrochen  durch  gelegentliche 
—  an  sich  und  infolge  der  praktischen  Modifizierung  durch 
Korruption  —  sinnlose  Anwendung  der  alten  Gesetze  lediglich 
zur  prinzipiellen  Betonung  des  Vorhandenseins  der  Autorität. 
Der  Schritt  zur  Frivolität  wurde  vollzogen  durch  die  Indienst- 
stellung einerseits  dieser  ganzen  „police  des  moeurs"  in  das 
Sensations-    eventuell    auch    Intriguenbedürfnis    des   Hofes*)   und 

^)  So  z.  B.  noch  im  19.  Jahrhundert  für  Preußen  L.  t.  Rönne  und  H. 
Simon,  Das  Polizeiwesen  des  Preußischen  Staati  1840/41,  I,  714  ff. 

2)  Memoire  98  ff.;  es  durften  nur  Mittel  verkauft  werden,  die  von  ein« 
besonderen,  aus  dem  Dekan  der  medizinischen  Fakultät  und  drei  Apothekern 
gebildeten  Kommision  geprüft  waren. 

8)  Wolzendorff,  Polizei  und  Prostitution  35  ff. 

*)  ebenda  2 3  ff.  und  die  dort  Zitierten,  bes.  Chassaigne  211  ff. 
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durch  die  Verwendung  der  femmes  galantes  andererseits  im  un- 
mittelbaren Dienste  der  Polizei^).  Nicht  anders  war  es  mit  der 
Behandlung  der  niederen  Bevölkerungsklassen  durch  die  Polizei. 
Der  starke  Realismus,  aus  dem  wir  sie  die  Taglöhner  nur  wegen 
ihres  Wertes  für  die  Volkswirtschaft  schützen  sahen,  geht  schon 
in  Skepsis  über  bei  der  Hilfsbereitschaft  der  Kommissare  gegen- 
über den  kleinen  Leuten  in  Paris,  die  wir  unter  dem  Mantel  der 
Gerechtigkeitspflege  das  Ziel  einer  Einschläferung  bürgerlichen 
Selbstbewußtseins  verfolgend  fanden.  Die  Frivolität  ist  erreicht, 
wenn  man  öfientliche  Vergnügen  nicht  nur,  wie  wir  das  kennen 
gelernt  haben,  als  Ablenkung  gegen  ünzufriedenheitsregungen  be- 
nutzte, sondern  sogar  künstlich  durch  Polizeispitzel,  z.  B.  am 
Karneval,  Ausgelassenheit  weckte^). 

Diese  Beispiele  ließen  sich  beliebig  vermehren.  Wir  brauchen 
aber  nur  an  das  zu  erinnern,  was  wir  schon  gesehen  haben :  es  gibt 
nur  äußerst  wenige  Maßregeln,  die  ihren  Grund  nicht  in  höchst 
realistischen  wirtschaftspolitischen  Erwägungen  haben.  Dieser 
Realismus  wird  zum  Skeptizismus,  wenn  im  Interesse  des  selbst- 
zwecklichen Autoritätsprinzips  zur  Erhaltung  sozialer  Wertvor- 
stellungen die  Anwendung  jener  wirtschaftspolitischen  Erwägungen 
ihres  ursprünglichen  Sinnes  beraubt  wird:  man  verhindert  einen 
als  gemeinschädlich  gedachten  Verbrauch,  z.  B.  ausländischer 
Stoffe,  in  starker  Weise  da,  wo  er  keine  Rolle  spielt,  bei  dem 
gemeinen  Mann ;  in  schwacher  Weise  da,  wo  er  allein  Bedeutung  hat, 
bei  den  höheren  Ständen.  Der  Skeptizismus  wird  zur  Frivolität, 
wo  religiöse  Motive  zum  Mantel  für  rein  wirtschaftspolitische 
Maßnahmen  werden:  Verhinderung  der  Auswanderung  der  huge- 
nottischen Industriellen  unter  der  Firma  des  Interesses   der  „Be- 


^)  Mit  größter  Harmlusigkeit  wii'd  das  von  der  Polizei  selbst  in  der 
Denkschrift  von  1770  geschildert  (92  ff.):  „Elles  sont  obligees  de  faire  une 
attention  particuliere  aux  honimes  qui  circulent  chez  elles,  de  rccueilir  las 
discours  qu'ils  peuvent  tenir  contre  le  gouvemement,  les  complots  et  lea 
projets  qu'ils  peuvent  auoir  äu  prejudice  de  la  sürete  et  de  la  tranquiliite  publi- 
que". Alle  verdächtigen  Leute  sollen  sie  der  Polizei  anzeigen  und,  wenn  sie  sie 
nicht  kennen,  die  Polizei  rufen  lassen.  „Pour  peu  qu'il  soit  rcconnu  qu'elles  aient 
manquea  a  ces  devoirs  .  .  elles  sont  arretees  et  punies  par  une  detention 
plus  ou  moin  longue  dans  une  maison  de  force." 

*)  Chassaigne  251;  für  die  beiden  anderen  Beispiele  vgl.  oben  33,  42. 

')  Preuß.  C-0.  V.  29.  2.  1780. 
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kehiung".  Kealismus  war  es,  Avenn  jedem  Bürger  nach  seinem 
Staude  und  Beruf  Pflichten  im  Dienste  der  Gesamtheit  auferlegt 
wurden,  dem  Bauer  zur  Bestellung  des  Feldes,  dem  Maurer  zur 
Hilfe  bei  Bränden,  dem  Arzt  zur  Behandlung  der  Kranken. 
Skeptizismus  aber  war  es  schon,  wenn  man  von  dem  Arzt  die 
Denunziation  des  Duellanten  verlangte,  der  seine  Hilfe  gebraucht 
hatte.  Frivolität  war  es,  daß  man  von  den  Geistlichen  solche 
Denunziationen  erwartete  und  sie  in  einer  Linie  mit  den  Schank- 
wirten als  die  geeigneten  Organe  0  zur  Verkündung  obrigkeitlicher 
Anordnungen  verwandte.  Die  christliche  Religion  ist  die  zur  Er- 
haltung eines  Staates'  „bequemste",  heißt  es  in  der  maßgebenden 
preußischen  Polizeilehre  ^).  Daß  man  aber  schließlich  die  Denun- 
ziation, die  man  zur  Ermittlung  von  Übertretungen  der  immer 
maßloser  anschwellenden  Verbote  brauchte,  durch  Begründung  von 
Zwangspflichten  nicht  mehr  so  gut  sichern  zu  können  glaubte 
durch  Spekulation  auf  den  Gewinn,'  war  ein  Realismus,  ein 
als  Skeptizismus,  eine  Frivolität,  die  schlechterdings  die  Amoral 
selbst  darstellten. 

Und  damit  sind  wir  zu  dem  letzten  Wesenszug  des  polizei- 
staatlichen Polizeigedankens  gelangt.  Seine  innere  Unwahrheit 
stellte  ihn,  je  länger  je  mehr,  ganz  außerhalb  von  Gut  und  Böse. 
Denn  je  mehr  seine  Zwecke  rein  regierungs-egoistisch  wurden, 
desto  mehr  bediente  er  sich  der  Form  des  Eudämonismus.  Je  be- 
wußter sich  sein  Ziel  von  der  salus  publica,  der  Wohlfahrt  aller, 
verschob  auf  das  des  reinen  Souveränitätsinteresses  des  Fürsten 
oder  allmächtigen  Ministers,  desto  intensiver  wurde  das  „bonheur 
de  tous"  äußerlich  als  Ziel  betont.  Je  weniger  er  rechtlich  und 
politisch  einen  menschlichen  Wert  des  Individuums  praktisch  an- 
zuerkennen geneigt  war,  je  weniger  er  subjektive  bürgerliche  Be- 
ziehungen des  Einzelnen  zum  Staat  wünschte  und  förderte,  je 
mehr  er  die  Untertanen  nur  als  Gegenstände  staatlicher  Wirtschaft 
in  betracht  zog,  die  mit  der  „Bevölkerungpolitik"  ^)  wie  lebendes 
Inventar  des  Staatseigentümers  in  Rechnung  gestellt  und  züchtend 

^)  Vgl.  oben  38.  »)  Dithmar  139. 

3)  Berg  II,  19  ff.;  Moser  25  ff.  nannte  die  Materie  „Sachen,  welche  der 
Unterthanen  Beybehalt  und  Vennehrung  betreffen";  zu  dieser  Eichtung  der 
Polizei  gehörte  auch  das  Verbot  des  Selbstmordes,  wie  es  durch  das  Preuß.  Ed. 
T.  22.  1.  1731  ausgesprochen  wurde,  Moser  356. 
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bewirtschaftet  wurden,  desto  gemütsvoller  wurden  die  Formeln: 
Sorge  für  die  Glückseligkeit  und  die  Vervollkommnung  aller 
Einzelnen.  Dieses  Arbeiten  mit  innerlich  unwahren  Begriffen 
mußte  in  der  Gleichgültigkeit  gegenüber  den  eigenen  moralischen 
Grundsätzen  schließlich  auch  jene  absolute  Amoral  in  den  Mitteln 
erzeugen,  durch  die  sich  der  Polizeigedanke  sein  eigenes  stolzes 
Gebäude,  das  abstrakte  Autoritätsprinzip,  selbst  untergrub.  Das 
von  diesem  Prinzip  so  raffiniert  ausgedachte  System  geheimer 
polizeilicher  Überwachung  so  ziemlich  des  ganzen  bürgerlichen 
Lebens  war  das  vorzüglichste  dieser  Mittel. 

Daß  dieses  System  der  Geheimpolizei  das  ganze  bürgerliche 
Leben,  die  Grundlage  der  staatlichen  Ordnung,  innerlich  zersetzen 
und  aashöhlen  mußte,  ergibt  sich  ohne  weiteres  aus  seinem  ganzen 
Wesen,  das  sowohl  in  seinen  diabolischen  Grundzügen  als  auch 
seinen  ungeheuerlichen  Einzelheiten  sattsam  erforscht  ist^).  Es  ge- 
nügt hier,  zwei  Punkte  zur  Ergänzung  hervorzuheben.  Einmal  kann 
die  absolut  demoralisierende  Wirkung  des  Denunziationssystems 
überhaupt  nicht  überschätzt  werden,  jenes  Systems,  das  durch  un- 
endliche Variationen  hindurchging  vom  freiwilligen,  durch  Beloh- 
nung angereizten  oder  durch  polizeiliche  Anordnung  verpflichteten, 
gelegentlichen  Agenten  über  alle  denkbaren  Arten  —  sogar  unbe- 
wußter —  Hilfäspitzel  („Vertraute")  aus  allen  Volksschichten  bis 
zum  berufsmäßigen  Geheimpolizisten.  Wir  wissen  aus  zahlreichen 
urkundlichen  Zeugnissen,  daß  schon  im  17.  Jahrhundert  die  in  der 
älteren  genossenschaftlichen  Staatsordnung  ganz  natürliche  Anzeige 
der  Amts-  oder  Gerichtsfolge  „gleichsam  pro  re  turpi  gehalten" 
wurde  ^).  Welcher  Mangel  an  bürgerlichem  Ehrgefühl  mußte 
demnach  in  dem,  dem  Bürger  noch  mehr  entfremdeten,  Staat  des 
18.  Jahrhunderts  vorausgesetzt  oder  erzeugt  werden,  wenn  man  dem 
Bürger  die  Denunziation  eines  Berufsgenossen  und  Konkurrenten 
zur  Pflicht  machte,  wie  es  z.  B,  bei  Übertretungen  im  Tabaks- 
handel in  manchen  Ländern  geschah.  Und  wie  mußte  —  das  ist 
der    andere   Punkt  —  mit   dieser   Aushöhlung    des    bürgerlichen 


^)  Vgl.  besonders  Cbassaigue  235—252;  iui  übrigen  die  allgomeinea 
Werke  zur  politischen  Geschichte,  sowie  die  Einleitung  von  Fournier,  Die 
Geheimpolizei  auf  dem  Wiener  Kongreß  1913,  aber  auch  Ave-Lallemant, 
Deutsches  Gaunertum  IV,  16  ff.  und  Psjsiologie  99,  Anm.  3. 

3)  Verw.  Arch.  XV,  539  fl". 
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Pflichtgefühls  gleichzeitig  der  Respekt  vor  dem  Staat  untergraben 
werden,  wenn  dieser  in  jenem  Denunziationswesen  neben  die  Be- 
lohnung des  unehrenhaft  handelnden  Bürgers  den  Straferlaß  stellte 
für  den  seine  verbrecherische  Gesinnung  durch  die  Schurkerei 
des  Verrats  noch  bekräftigenden  Verbrecher;  wie  z.  B.  unter 
Verzicht  auf  jede  moralische  Erwägung  die  Pariser  Polizei  in 
ihrer  offiziellen  —  freilich  nicht  für  die  Öffentlichkeit  bestimmten  — 
Denkschrift  von  1777  die  größere  Nützlichkeit  und  Billigkeit  der 
Verbrecher  und  Dirnen  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Harmlosigkeit 
des  Zynismus  schildert^).  Mit  diesem  System  hatte  die  hemmungs- 
lose Selbstzwecklichkeit  des  Autoritätsprinzips  des  ancien  regime 
den  Punkt  erreicht,  an  dem  es  sich  selbst  auflösen  mußte:  die 
so  kunstvoll  als  Fundament  bürgerlichen  Unterordnungswillens 
gezüchtete  öffentliche  Moral  mußte  damit  auf  die  Dauer  so  zer- 
setzt werden,  daß  für  den  Geist  der  Autorität  nirgends  mehr 
fester,  zuverlässiger  Boden  blieb.  So  mußte  der  Polizeigedanke 
des  Polizeistaates  schließlich  sich  selbst  vernichten. 


3.  Reflex  des  Polizeigedankens  im  bürgerlichen  Empfinden 

Gerade  die  Überbildung  seines  eigenen  Wesens  und  doch 
auch  nur  diese  Entartung  hat  den  älteren  Polizeigedanken  in  der 
politischen  Entwicklung  schließlich  seines  psychologischen  Haltes 
und  damit  seiner  Lebensfähigkeit  beraubt.  Er  hatte  —  das 
Gesamtbild  seiner  politischen  Bedeutung  wäre  ohne  die  Hervor- 
hebung dieser  Tatsache  unvollständig  —  lange  Zeit  hindurch  sehr 
wohl  einerseits  dem  staatlich -fürstlichen  Interesse  entsprechend 
seine  Aufgabe  erfüllen  können,  ohne  andererseits  auch  nur  in 
irgend  erheblicher  Weise  von  den  Regierten  als  lästig  empfunden 
zu  werden.  Ja,  wir  werden  vielleicht  sagen  müssen:  er  wurde 
im  großen  Ganzen  nicht  nur  nicht  als  lästig,  sondarn  sogar  als 
wohltuend  empfunden.  Wenigstens  das  schöngeistige  Schrifttum 
des    18.  Jahrhunderts    wendet    die    von    ihm    dem  Zustande    der 


^)  Memoire  95  £f.,  z.B.:  „L'interet  des  denonciateui-s  de  cette  derniere 
espece  est  d'obtenir  de  l'indulgence  pour  eui-memes  en  cas  qu'ii  leur  arrlvät 
de  meriter  quelque  punition;  vgl.  auch  oben  44  Anm.  1. 
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Polizei  in  Städten  und  Ländern  mit  Vorliebe  gewidmete  Beob- 
achtung nur  unter  dem  Gesichtspunkte  an,  ob  die  polizeiliche 
Obsorge  für  das  bürgerliche  Leben  recht  erschöpfend  ist.  Und 
hinsichtlich  des  Prototyps  aller  Bevormundungspolizei,  der  Pariser 
Polizeiverwaltung,  haben  wir  —  wie  bereits  angedeutet  —  eine 
Fülle  aktenmäßiger  Belege  für  die  Dankbarkeit,  mit  der  das  weit- 
gehende Eingreifen  der  obrigkeitlichen  Färs)rge  bis  in  die 
privatesten  Angelegenheiten  als  Wohltat  für  das  bürgerliche 
Leben  empfunden  wurde. 

Daß  im  Polizeistaat  die  so  tief  in  das  bürgerliche  Leben  ein- 
schneidende Fürsorge  der  Polizei  lange  Zeit  hindurch  nicht  als 
eine  Qual,  sondern  als  eine  Wohltat  empfunden  wurde,  hatte  seinen 
ganz  natürlichen  Grund  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
staatlichen  Lebens.  Denn  dies  Regime  des  Polizeistaats  war  es  ja 
doch  gewesen,  das  zuerst  —  immer  wieder  abgesehen  von  den 
deutschen  Städten  des  Mittelalters  —  dem  bürgerlichen  Leben  das 
köstliche  Gut  der  Sicherheit  gegeben  hatte.  Nicht  nur  der  Sicher- 
heit 'vor  verbrecherischen  Angriffen  auf  Leben  und  Eigentum, 
sondern  auch  vor  den  in  alten  Privilegien  gegründeten  Eingriffen 
obrigkeitlicher  Gewalten,  deren  Gerechtsame  die  sinnlosen  üeber- 
bleibsel  längst  verschwundener  sozialer  Organisation  waren.  Das 
zeigt  uns  auch  wieder  am  deutlichsten  die  Geschichte  der  fran- 
zösischen Polizei.  Auf  der  einen  Seite  waren  Raubgesindel, 
Seuchen  und  Schmutz,  die  dem  Stadtbild  von  Paris  vorher  das 
Gepräge  gegeben  hatten,  von  der  lieutenance  generale  mit  un- 
widerstehlicher Energie  bis  in  die  entferntesten  Winkel  verfolgt 
worden.  Auf  der  anderen  Seite  waren  durch  ihre  Zuständigkeit 
die  Reste  feudaler  Gerichtsbarkeit  beseitigt  worden,  die  in  den 
„enclos",  den  Höfen  der  Feudalherren,  wie  berichtet  wird,  allen 
Schädlingen  des  öffentlichen  Lebens  eine  Zuflucht  gewährten,  die 
gefährlicher  war  für  die  öffentliche  Sicherheit  als  die  „cours  des 
miracles"  des  Verbrechertums ').  Die  neu  geschaffene  Organisation 
der    Polizei    war   die    erste    Kraft    gewesen,    die   prinzipiell  dem 


')  Sogar  und  gerade  nach  Aufhebung  der  justice  seiguieuriale  in  Paris 
^1674)  noch  legten  die  Feudalherren  vielfach  Wert  darauf,  allen  Staatsver- 
brechern Asyl  zu  gewähren,  lediglich  uui  ihre  Macht  gegenüber  der  staat- 
lichen Ordnung  zu  erkennen  zu  geben.  Näheres  dazu  vgl.  Clement  135, 
Chassaigne  46  f. 
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Bürgertum  handgreiflichen  Schutz  gewährte  gegen  seine  beiden 
Widersacher:  die  asozialen  Mächte  des  Verbrechertums  und  der 
feudalen  Willkür.  Und  ihre  Leistungen  waren  für  damalige  Be- 
griffe so  fabelhaft,  daß  die  Pariser  Polizei  für  eins  der  7  Welt- 
wunder galt.  Dabei  war  ihre  Hilfsbereitschaft  für  jeden  einzelnen 
bedrängten  Bürger  genau  so  beharrlich  und  wirkungsvoll,  wie  ihre 
großen  allgemeinen  Unternehmungen  es  waren,  und  die  Akten 
sind  voll  der  rührendsten  Geschichten,  wie  die  Bürger  in  allen 
ihren  Nöten,  selbst  den  delikatesten  Familienangelegenheiten,  ver- 
trauensvoll zum  lieutenant  g.  d.  p.  kamen  und  stets  väterlichen 
Bat  und  zuverlässige  Hilfe  fanden i).  In  späterer  Zeit  kam 
besonders  in  Preußen  —  und  vielleicht  auch  in  Österreich  — 
dem  Polizeigedanken  in  solcher  Weise  das  Bedürfnis  des  bürger- 
lichen Lebens  entgegen,  als  es  nämlich  nach  1763  galt,  durch 
neue  Ordnung  und  Anspannung  der  bürgerlichen  Kräfte  die  auf 
allen  gleichmäßig  lastenden  Schädigungen  durch  den  sieben- 
jährigen Krieg  zu  bekämpfen  2),  wo  dann  auch  wieder  das  psycho- 
logische Moment  der  persönlichen  Erreichbarkeit  des  Trägers  des 
Polizeigedankens  —  hier  des  Monarchen  selbst  —  für  die  Hilfs- 
bedürftigen eine  große  Rolle  spielte. 

Diese  Beziehungen  der  Polizeigewalt  zum  bürgerlichen  Leben 
entsprechen  durchaus  der  Formel,  die  die  Staatslehre  jener  Zeit 
unter  dem  Einflüsse  der  Naturrechtslehre  geprägt  hat:  Amt  der 
Polizei  ist  die  Sorge  für  das  allgemeine  Wohl.  Dieser  Wesens- 
zug der  Polizei,  die  Sorge  für  die  Allgemeinheit  als  die  Grund- 
lage des  Staates,  für  das  Interesse  status  publici  im  Gegensatz 
zu  den  Einzelinteressen  der  üntergewalten  des  zersplitterten 
Staatswesens  der  ständischen  und  der  feudalen  Epoche,  gibt  aber 
immerhin  nur  eine  Seite  ihres  Charakters.  Die  andere  Seite  lag 
darin,  daß  dieses  Interesse  status  publici  doch  noch  nicht  zu  eigenem 
juristischen  und  politischen  Wesen  erwachsen  war,  sondern  noch 
untrennbar  verbunden  war  mit  der  Person  des  Fürsten  2).  An 
dem  lieutenant  general  de  police  in  Paris  ist  auch  dies  wieder 
am    deutlichsten    zu   erkennen.     Auf  der  einen   Seite  war  er  der 


')  Zahlreiche  Beispiele  bei  Chassaigue,  101  tf.:  Paisant,  291  ff. 

2)  Dazu  hat  schon  1808  Brandes  in  seinen  .,Betrachtungen  über  den 
Zeitgeist  in  Deutschland"  59,  67  interessante  Bemerkungen  gemacht. 

3)  Vgl.  oben  z.  B.  20,  32,  40. 

Wollen dorff,  Polizeigedanke  ' 


50  Bindong  an  das  fürstliche  Souveränitätsinteresse 

gerechte,  zugleich  strenge  und  wohlwollende  Hüter  des  Volkswohls, 
auf  der  anderen  Seite  war  er  der  skeptische,  frivole  Hofmann, 
dessen  Aufgabe  z.  B.  darin  bestand,  dem  Könige  oder  der 
jeweiligen  maitresse  en  titre  jeden  Morgen  eine  elegante,  prickelnde 
Darstellung  der  chronique  scandaleuse  zu  unterbreiten.  So  war 
es  eine  seiner  Hauptobliegenheiten,  durch  ein  zahlloses  Heer  von 
Spitzeln  das  galante  Treiben  der  vornehmen  Welt  ununterbrochen 
zu  beobachten;  jedoch  nur  für  pikante  Berichte  an  den  Hof, 
keineswegs,  um,  wie  gegenüber  dem  Volke,  mit  strenger  Hand 
der  Entsittlichung  Einhalt  zu  tun.  Versuchte  er  das  einmal  — 
1714  geschah  es  in  Sachen  der  Luxuspolizei  —  so  kam  er  übel  an 
und  sein  Erfolg  war  günstigenfalls  die  Heiterkeit  des  Hofadels. 
So  mußte  sich  die  Polizei  mit  der  Feststellung  begnügen:  „les 
lois  d'honnetet6  public  sont  les  plus  mal  observees".  Und  der 
1.  g.  kam  im  Interesse  der  Erhaltung  seines  Amtes  mit  der  Zeit 
immer  mehr  dahin,  dessen  höfische  Seite  zum  Schaden  der  volks- 
tümlichen zu  pflegen,  bis  schließlich  diese  ganz  verschwunden 
war^).  Das  war  zwar  eine  Entartung  des  Polizeigedankens,  aber 
doch  eine  solche,  die  in  seinem  Wesen  begründet  war.  Denn  das 
„Interesse  status  publici"  war  eben  —  tout  l'etat  est  dans  la  per- 
sonne du  prince^)  —  nicht  nur  und  an  sich  die  „salus  publica" 
als  „salus  populi",  sondern  diese  durch  die  Vermittlung  des  fürst- 
lichen Souveränitätsinteresses.  Darin  lag  der  tiefere  Grund  für 
die  Hemmungslosigkeit  des  selbstzwecklichen  Autoritätsprinzips, 
das  das  zersetzende  Element  des  polizeistaatlichen  Polizei- 
gedankens bildete.  Dies  Element  aber  hatte  schlechterdings  keine 
Statt  in  der  naturrechtlich-staatstheoretischen  Formulierung  dieses 
Polizeigedankens  durch  die  damalige  Wissenschaft.  Und  doch 
war  seine  Erkenntnis  Vorbedingung,  um  eine  Gesundung  des 
entarteten  Polizeigedankens  herbeizuführen  und  auf  Grund  seiner 
gesunden  Elemente  eine  organische  Weiterbildung  seines  Gehalts 
in  Theorie  und  Praxis  einzuleiten,  wie  sie  eine  Notwendigkeit 
war  aus  dem  Gesetze  seiner  bisherigen  Entwicklung. 

')  Paisant  11,  24;  Fleury  I,  212;  auch  Chassaigne  54;  sehr  lehr- 
reich in  dieser  Hinsicht  sind  besonders  die  von  Göttin  1891  herausgegebenen 
Rapports  inedits  du  lieutenant  de  police  Rene  d'Argenson;  vgl.  auch  oben 
42fif. 

^)  Bossuet,  Politique  tir^e  des  propres  paroles  de  I'Ecriture  sainte  VI,  1,  L 
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Unter  der  Formel  der  salus  publica  war  der  Polizeigedanke 
des  Polizeistaates  ins  Leben  getreten.  Er  war  es,  der  die  Vielheit 
^er  rechtlichen  Beziehungen  des  älteren  Staates  zwischen  Inhabern 
und  Unterworfenen  der  Staatsgewalt  in  der  Praxis  zur  Einheit 
der  Untertanenschaft  umwandelte,  indem  er  die  Rechts-  und  Lebens- 
sphäre des  Einzelnen  nur  an  dem  einheitlichen  Staatsinteresse 
maß.  So  mußte  er  tatsächlich  dahin  wirken,  jene  engere 
Zusammengehörigkeit  zwischen  dem  Staat  und  seinen  Angehörigen, 
die  diese  zu  Bürgern  macht,  im  Volksbewußtsein  zur  Entstehung 
kommen  zu  lassen.  Und  es  ist  kein  Zufall,  daß  die  Pariser 
Polizei  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  bewußt  diese 
Tendenz  förderte,  sich  als  „citoyenne"  bezeichnete  und  aufzuführen 
suchte^).  Tatsächlich  mußte  der  Polizeigedanke  in  seiner  formellen 
Bedeutung  der  Wahrung  des  einheitlichen  „interesse  status  publiei" 
den  Gedanken  der  einheitlichen  Zugehörigkeit  der  Untertanen  als 
solcher  zum  Staat  erzeugen  und  stärken.  Ebenso  mußte  anderer- 
seits der  materielle  Gedanke,  dessen  er  sich  in  Theorie  und 
Praxis  als  Aushängeschild  bediente,  der  der  Förderung  des  Einzel- 
wohls in  und  mit  dem  Gesamtwohl,  dem  allgemeinen  Denken  den 
seit  dem  Mittelalter  entschwundenen  Staatsgedanken  wieder 
menschlich  näher  bringen.  Der  Gedanke  der  Überordnung  des 
Gemeinwohls  über  das  Einzelwohl  wurde  in  dem  polizeilichen 
Wirken  vermittelt  durch  die  Anschauung,  daß  das  Zusammen- 
wirken der  Einzelkräfte  zu  einem  solidarischen  Endziele  in  der 
Förderung  dieses  solidarischen  Interesses  zugleich  einer  nur  auf 
diesem  Wege  zu  erreichenden  Förderung  der  Individualinteressen 
dient.  Theorie  und  Praxis  des  Polizeigedankens  mußten  also  dahin- 
wirken,  die  ersten  Anfänge  eines  Bürgersinnes  des  modernen 
Staates  zu  wecken. 

Der  entstehende  Bürgersinn  wurde  nun  aber  durch  die  Praxis 
des  Polizeigedankens  von  vornherein  in  eine  einseitige  Richtung 
gedrängt.  Das  bürgerliche  Interesse  am  Staat  konnte  unter  dem 
Eegierungssystem  des  ancien  regime  sich  naturgemäß  zunächst 
weniger  auf  eine  aktive  Teilnahme  am  Staat  richten,  wie  das  eine 
Folge  des  enstehenden  Bewußtseins  der  Verkettung  der  Einzel- 
interessen mit  dem  Gemeininteresse  hätte  sein  müssen.    Vielmehr 


^)  Cbassaigne  72;  vgl.  auch  oben  30 f. 
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mußte  zunächst  das  Interesse  an  einer  gewissen  Freiheit  vom 
Staate  ganz  im  Vordergrund  stehen.  Denn  in  dem  Maße,  als 
durch  die  Gewöhnung  der  Kern  des  polizeilichen  Wirkens,  die 
Ordnung  im  Staat  und  die  Sicherheit  vor  asozialer  Vergewalti- 
gung, dem  erwachenden  Bürgersinne  mehr  und  mehr  als  selbst- 
verständliches Element  des  staatlichen  Lebens  erscheinen  mußte, 
mußten  die,  nur  historisch  zu  erkennenden,  Vorteile,  die  der 
Polizeigedanke  durch  seine  organisierte  Anwendung  gebracht 
hatte,  dem  Blicke  immer  mehr  entschwinden  und  dieser  mußte 
so  mit  wachsender  Aufmerksamkeit  einzig  auf  den  lästigen  Be- 
schränkungen der  individuellen  Bewegungsfreiheit  hängen  bleiben, 
die  jener  verursacht  hatte. 

Je  mehr  aber  der  Polizeigedanke  in  der  Praxis  durch  seine 
Entartung  von  der  Theorie  der  salus  publica  sich  entfernte,  desto 
mehr  mußte  im  bürgerlichen  Empfinden  jene  Auffassung  des 
polizeilichen  Wirkens  als  einer  Belästigung  und  Bedrückung  sich 
verstärken.  So  mußte  es  schließlich  dahin  kommen,  daß,  wie  der 
Polizeigedanke  die  kleinsten  Kleinigkeiten  des  bürgerlichen  Lebens 
nur  noch  unter  dem  Gesichtspunkte  des  abstrakten  Autoritäts- 
prinzips zu  sehen  und  daher  gar  keinen  Unterschied  mehr  zwischea 
an  sich  staatlich  wichtigen  und  unwichtigen  Gegenständen  zu 
machen  vermochte,  so  auch  das  bürgerliche  Denken  gegenüber 
polizeilichen  Vorschriften  über  die  allergleichgültigsten  Dinge  mit 
größter  Sorgfalt  nur  mehr  auf  die  formale  Tatsache  der  Be- 
schränkung achtete.  „Wo  der  Bürger  —  so  sagte  Weckherlin  — 
nicht  ungekränkt  ein  Glas  Wein  trinken,  wo  er,  ohne  den  Hut 
abzunehmen,  nicht  vor  dem  Senator  vorbeigehen  kann  ....  da 
ist  keine  Freiheit."  Das  war  der  Bttrgersinn,  den  das  entartete 
polizeistaatliche  Regierungss3'stera  erzeugt  hatte.  Er  mag  uns 
heute  kleinlich  erscheinen.  Das  wäre  dann  aber  nur  die  natür- 
liche Folge  der  Kleinlichkeit  des  Polizeigedankens,  von  dem 
er  hervorgebracht  war  und  gegen  den  er  sich  wandte.  War  es 
doch  das  Wesen  des  Polizeistaats,  „i  i  allem  Kleinen  groß,  in 
allem  Großen  klein"  zu  sein  (L.  v.  Stein).  Aber  wir  werden 
auch  nicht  an  dem  Äußerlichen  des  Gegenstandes  bürgerlichen. 
Denkens  dessen  politischen  Charakter  allein  messen  dürfen.  Denn 
dieses  selbst  zeigt  sich  uns  hier  bestimmt  durch  das  Ehrgefühl^ 
für  das  es  im  Grunde,  wie  für   das  Rechtsgefühl,  die  Frage  des 


Vernicütung  des  Polizeigedankens  durch  seine  eigene  Wirkung        53 

sachlich,  d.  h.  nützlich,  Wichtigen  nicht  gibt.  Und  dies  Ehrgefühl 
ist  nicht  nur  an  sich  der  Beweis  eines  erwachenden  bürgerlichen 
Selbstbewußtseins,  des  Bewußtseins  der  Selbstberechtigung  der 
Persönlichkeit  im  Staat;  sondern  gerade  in  seiner  Reizbarkeit 
gegenüber  Kleinlichkeiten  ist  es  ein  Symptom  für  die  Intensität 
jenes  bürgerlichen  Selbstbewußtseins.  Weiter  waren  aber  jene 
Äußerungen  des  bürgerlichen  Selbstbewußtseins,  mögen  sie  klein- 
lich gewesen  sein  oder  nicht,  politisch  richtig  gedacht  und  das 
allein  ist  entscheidend.  Die  Kleinlichkeiten,  die  sich  die  Opposition 
des  Bürgersinnes  zum  Gegenstand  suchte,  waren  nur  S3'mptome 
der  Entartung  des  Polizeigedankens,  Symptome  seiner  Hohlheit  und 
der  Amoral  seines  selbstzwecklichen  Autoritätsprinzips.  So  ist  die 
an  sich  kleinliche  Opposition  doch  nur  ein  Symptom  für  größeres, 
für  das  prinzipielle  Sichauflehnen  des  Bürgertums  gegen  die  er- 
kannte Entartung  des  Polizeigedankens.  Jener  Bürger  Weck- 
herlins  und  Beaumarchais'  Figaro  sind  Kämpfer  aus  einer 
Schlachtreihe  ^). 

Daß  der  Staat,  lediglich  aus  dem  Prinzip  der  Autorität,  mit 
völliger  moralischer  Gleichgültigkeit  soziale  Einrichtungen  hielt, 
die  nicht  nur  sozial  sich  längst  überlebt  hatten,  sondern  auch 
seinem  eigenen  inneren  Wesen  nicht  mehr  entsprachen;  daß  er 
innerlich  unhaltbare  Institutionen  stützte,  nur  um  selbst  an  ihrer 
Form  eine  Stütze  zu  haben  —  die  Erkenntnis  oder  wenigstens  die 
Empfindung  dieser  Unwahrheit  des  Polizeigedankens  war  es,  die 
jene  scheinbar  kleinliche  Opposition  des  Bürgersinnes  geweckt  und 
so  zäh  gemacht  hatte.  In  dieser  Unmittelbarkeit  ihrer  Kausalität 
lag  ihre  politische  Richtigkeit  und  damit  ihre  Stärke,  die  zur 
politischen  Vernichtung  des  polizeistaatlichen  Regierungssystems 
iühren  mußte.  So  mußte  der  Polizeigedanke  des  ancien  regime 
sich  selbst  vernichten. 


»)  Dazu  Ztschft.  ges.  St.-W.  LXXII,  501  f.,  insbes.  501,  Anm   1. 


Kapitel  II 
Aufklärung  und  Polizeigedanke 

Die  Wirkungen  des  Polizeigedankens  des  ancien  regime 
reichen  bis  in  unsere  Tage,  und  die  Aufklärung,  die  prinzipielle 
Gegnerin  seines  Bevormundungsprinzips,  hat  sie  uns  vermittelt. 
Denn  nur  auf  sie  und  die  eigentümliche  Art  ihrer  Vermittlung- 
ist  eine  gewisse  ündurchsichtigkeit,  die  noch  heute  dem  Polizei- 
gedanken eignet,  letzten  Endes  zurückzuführen.  In  dem  Wesen 
des  älteren  Polizeigedankens  war  es,  wie  wir  fanden,  bedingt,  daß 
er  schließlich  zur  Überbildung  und  damit  zur  Entartung,  dadurch 
aber  auch  zu  seiner  psychologischen  Aushöhlung  und  politischen 
Unhaltbarkeit  gelangen  mußte,  wie  sie  gegen  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  tatsächlich  eingetreten  ist.  Diese  Haltlosigkeit  nun 
war  der  Grund  dafür,  daß  er  nicht  so  lange  zu  bestehen  vermochte, 
bis  die  politische  Kraft  eines,  inzwischen  herangereiften,  anderen 
staatlichen  Lebensprinzips  ihn  ersetzt  hätte,  sondern  daß  reine 
politische  Theorien,  die  Ideen  der  Aufklärung,  ihn  verdrängen 
konnten.  Dadurch  aber,  daß  bei  dieser  Einleitung  einer  neuen 
Epoche  innerstaatlicher  Ordnung  reine  Theorien  die  entscheidende 
Rolle  spielten  —  in  Deutschland  wenigstens^)  —  ist  einerseits 
ein  wesensfremdes  Element  in  die  organische  Entwicklung  hinein- 
getragen, das  bis  heute  noch  nicht  restlos  von  ihr  resorbiert  ist, 
andererseits   das   Fortleben   wichtiger,   aber   unter   der  Oberfläche 

')  In  Frankreich  lagen  staatstheoretisch  die  Dinge  nicht  anders.  Aber 
dadurch,  daß  dort  die  Theorien  in  der  Revolution  sofort  in  unlösbare  Ver- 
bindung mit  den  realen  politischen  Kräften  gerieten,  ist  die  dortige  Ent- 
wicklung mit  der  unsrigen  gar  nicht  zu  vergleichen.  Die  „Ideen  von  1789" 
sind  dort  zu  einer  selbständigen,  realen  politischen  Kraft  geworden.  Vgl. 
dazu  F.  Fl  ein  er.  Die  Staatsauffassung  der  Franzosen.  (Gehe-Stiftung 
VII,  4)  1915,  4  ff. 
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seines  Programms  liegender,  Lebenselemente  des  alten  Polizei- 
gedankens ermöglicht  worden.  Das  ist,  wie  wir  sehen  werden, 
die  Ursache  von  Unklarheiten  und  Schwankungen  in  der  folgenden 
Entwicklung  geworden,  an  deren  Überwindung  wir  heute  noch  zu 
arbeiten  haben.  Darum  ist  das  Verhältnis  der  Autklärung  zum 
Polizeigedanken  ein  besonderes  Problem  in  dessen  Entwicklungs- 
geschichte. 

Nur  in  und  mit  seinem  vitalen  politischen  Gehalt  ist  das 
Verhältnis  der  Aufklärung  zum  Polizeigedanken  für  uns  ein 
Problem.  Wie  überhaupt  für  unsere  Betrachtung  die  Staats- 
theurie  und  ihre  Dogmen-  und  Literargeschichte  eine  Bedeutung 
an  sich  nicht  haben,  so  kommt  auch  die  literarische  Staats- 
theorie der  Aufklärung  an  sich  für  uns  nicht  in  Betracht,  sondern 
nur,  insofern  sie  als  Ursache  oder  Wirkung  der  im  staatlichen 
Leben  tatsächlich  geltenden  politischen  Gedanken  für  deren  Ver- 
ständnis oder  Bewertung  von  Belang  ist.  Das  Problem  der 
Aufklärung  ist  daher  für  uns  ein  anderes  —  zum  Teil  engeies, 
größten  Teils  aber  sehr  viel  weiteres  und  allgemeineres  — ,  als 
es  dem  üblichen  Bild  in  der  Geschichte  der  Staatslehre  entspricht. 
Es  ist  das  der  politischen  Kausalität  der  für  den  Polizeigedanken 
erheblichen  Ausflüsse  der  Aufklärung  als  einer  allgemeinen 
Geistesströmung,  und  zwar  der  Kausalität  aus  der  Richtung  der 
Vergangenheit  sowohl  wie  in  der  der  Zukunft.  Freilich  ist  das 
ein  so  weites  Problem,  daß  hier  überhaupt  nur  Andeutungen 
möglich  sind^). 


^)  Es  muß  für  die  gesamten  folgenden  Ausführungen  ganz  besonders 
noch  an  den  in  der  Einleitung  (7  f.)  ausgesprochenen  Gedanken  erinnert 
werden,  daß  es  sich  in  dieser  ganzen  Studie  nur  um  die  Darlegung  von  Ur- 
teilen handelt,  deren  Unterlagen  in  der  gesamten  Geschichte  des  öffentlichen 
Lebens  zu  suchen  sind  und  deren  Begründung  daher  nie  auseinandergesetzt, 
sondern  nur  anschaulich  gemacht  werden  kann.  Für  das  besondere  Problem 
dieses  Abschnittes  war  aber  auch  dies  nicht  einmal  in  dem  wünschens- 
werten Mindestmaß  möglich,  ohne  den  Gesamtrahmen  der  Arbeit  zu  sprengen. 
Denn  um  einigermaßen  das  Wesentliche  anschaulich  zu  machen,  hätte  der 
Erörterung  allgemeiner  geistiger,  aber  auch  rechtsgedanklicher  Zusammen- 
hänge ein  Raum  zugewiesen  werden  müssen,  der  nicht  dem  Verhältnis 
überragender  Bedeutung  der  praktisch  politischen  Kausalitäten  entsprochen 
hätte,  auf  das  die  Gesamtstudie  sonst  zugeschnitten  ist.  Es  erschien  mir 
daher   geboten,    das,  was    für   jene    Zusammenhänge    zu    wenigstens    etwas 


1.  Der  Polizeigedanke  des  „aufgeklärten  Absolutismus". 

Wenn  wir  die  Bedeutung  der  Aufklärung  würdigen  wollen 
im  Kahraen  des  Gesamtbildes  der  Entwicklung  staatlicher 
Probleme,  muß  zunächst  eine  Erscheinung  als  besonders 
charakteristisch  in  die  Augen  fallen:  ehe  die  Aufklärung  — 
wenigstens  in  Deutschland  —  zur  Ausgestaltung  eines  besonderen 
staatstheoretischen  Systems  in  der  Wissenschaft  gelangte,  war  sie 
schon  in  der  Wirklichkeit  des  Staatslebens  zur  Unterlage  eines 
ausgebildeten  innerpolitischen  Kegimes  geworden*).  Der  Pro- 
klamierung der  Aufklärung  in  der  Staatsphilosophie  durch  Kant 
ging  ihre  Anwendung  in  der  Politik  durch  Friedrich  den 
Großen,  Joseph  IL  u.  A.  voraus.  Dies  Regime,  das  nicht  un- 
richtig, aber  auch  nicht  anschaulich  und  erschöpfend,  mit  dem 
landläufigen  Namen  des  „aufgeklärten  Absolutismus"  gekenn- 
zeichnet wird,  ist  für  die  Entwicklung  des  Polizeigedankens  von 
größter  Bedeutung. 

Schon  an  sich  ist  diese  erste  Wirkung  der  Aufklärung  ein 
Symptom  für  die  ihr  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  staatlichen 
Probleme  zukommende  Bolle:  die  Staatsautorität  war  es,  die  ihr 
zuerst  ihre  Bolle  zuwies.  Sie  verdankt  also  ihr  erstes  Auftreten 
dem  Polizeistaatsprinzip  und  seiner  gedanklichen  Grundlage,  dem 
Naturrecht.  Nur  das  naturrechtliche  System,  der  Glaube  an  die 
Möglichkeit  der  Regelung  sozialer  Fragen  nach  rationalen  Grund- 
sätzen, und  das  Prinzip  des  Polizeistaats,  die  Vorstellung  von  der 
Möglichkeit  und  Nützlichkeit  autoritärer  Verwirklichung  solcher 
Grundsätze,    sind    die   Grundlage   für  dieses   erste   Auftreten  der 


näherer  Veranschaulichung  dienlich  sein  könnte,  zur  Ergänzung  vorliegender 
Darstellung  in  gesonderter  Veröffentlichung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Auf 
diese  ergänzende  Skizze,  die  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft (Jahrg.  LXXII,  493—537)  erschienen  ist,  muß  daher  ganz  all- 
gemein verwiesen  werden.     Vgl.  jedoch  auch  unten  S.  68  Anm.  1. 

*)  Die  geistes-  und  kulturgeschichtlich  höchst  interessanten  pro- 
grammatischen Grundideen  dieser  politischen  Mode  gehören  in  die 
Geschichte  der  politischen  Theorien,  die  hier  nicht  zu  erörtern  ist.  Vgl. 
jedoch  besonders  R.  Kos  er,  Die  Epochen  der  absoluten  Monarchie  in  der 
neueren  Geschichte.    Hist.  Ztschrft.  LXI,  284  ff. 
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Aufklärung  auf  der  Bühne  der  Politik.  Daß  aber  der  Polizei- 
gedanke des  Polizeistaats  selbst  die  Aufklärung  zuerst  zur 
Geltung  gebracht  hat,  muß  schon  auf  den  Gedanken  führen,  daß 
jene  ihm  innerlich  nicht  so  wesensfremd  war,  um  zur  Über- 
windung der  in  seinem  innersten  Wesen  begründeten  Schädlich- 
keiten geeignet  sein  zu  können.  Die  Wirkungen  des  Auf  klärungs- 
Eegimes  waren  tatsächlich  äußerlich  von  denen  des  ursprünglichen, 
eigentlichen  Polizeistaats  wenig  verschieden.  Wichtiger  aber  als 
das  ist  es,  daß  auch  ihr  innerer  Charakter  derselbe  war;  die  eudä- 
monistische  Firma  des  Polizeigedankens  ist  nur  durch  eine  andere 
ersetzt  worden,  deren  wesentlichstes  aber  ist  gleich  geblieben: 
ihre  innere  Unwahrheit.  Die  äußerlichen  Wirkungen  des  „auf- 
geklärten Absolutismus"  sind  im  Einzelnen  und  im  Ganzen 
genügend  bekannt.  Ihre  innerliche  Charakteristik  bedarf  einer 
kurzen  Erläuterung. 

Das  wesentlich  neue  an  dem  Dogma  des  „aufgeklärten" 
Polizeigedankens,  den  Friedrich  d.  Gr.  geschaffen  und  Joseph  IL 
dann  übernommen  und  weiter  ausgebildet  hat,  wird  wohl  immer 
noch  am  besten  mit  der  —  in  der  Abgeschliffenheit  durch  ewige 
lehrhafte  Wiederholung  unserem  Denken  leider  kaum  noch  faß- 
baren —  friderizianischen  Formel  zu  kennzeichnen  sein,  daß 
„jeder  nach  seiner  Fa9on  selig  werden"  soll,  also  in  einer 
prinzipiellen  Ablehnung  des  Bevonnundungsgedankens.  In  der 
Anwendung  entsprach  aber  dieser  neuere  Polizeigedanke  jener 
Formel  ebensowenig  wie  der  ältere  derjenigen  der  „salus  publica". 
Und  zwar  waren  die  Gründe  dafür  noch  wesentlich  die  gleichen. 
Zunächst  auf  allen  Gebieten,  auf  denen  wirtschaftliche  Fragen 
eine  Rolle  spielten,  waren  nach  wie  vor  entscheidend  die  Grund- 
sätze des  Merkantilismus.  Wie  weit  diese  ökonomisch-politisch 
für  die  damaligen  Verhältnisse  richtig  waren,  ist  hier  nicht  zu 
untersuchen.  Für  den  Polizeigedanken  Friedrichs  muß  es  an  sich 
als  ein  Wertfaktor  gelten,  daß  er  nicht  rein  rationalistisch  aus 
allgemeinen  staatsphilosophischen  Grundsätzen  alle  Folgerungen 
ableitete,  sondern  in  wirtschaftlichen  Fragen  lediglich  den,  ihn 
zum  Merkantilismus  führenden  *),  praktischen  Erwägungen  folgte : 


^^  Für  alle  Einzelheiten  muß  hier  auf  die  Darstellungen  der  ökonomi- 
schen  Politik    und    der    preußischen    Geschichte    verwiesen    werden.     Von 
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nur  durch  die  Erfahrung  gewonnene  Überzeugung  war  es,  von 
der  sich  Friedrich,  wie  er  oft  betonte,  leiten  ließ^).  Aber  diese 
raerkantilistische  Politik  mußte,  einmal  eingeschlagen,  die  ganze 
Polizeigewaltübung  notwendig  in  eine  Richtung  bringen,  die  der 
typischen  des  älteren  Staats  entsprach  und  so  die  eigenen  all- 
gemeinen Grundsätze  des  friderizianischen  Polizeigedankens  unter- 
höhlen mußte.  Ich  brauche  hier  nur  daran  zu  erinnern,  daß  aus 
den  merkantilistischen  Grundsätzen  heraus  gerade  Friedrich  zu 
einer  Judenpolizei  gelangte,  die  alles  bisherige  an  Bedrückung 
übertraft)  und  geradezu  ein  Hohn  auf  das  „nach  jeder  Fa9on  selig 
werden"  war.  Dieser  Polizeigedanke  war  also  hier  derselben 
Unwahrhaftigkeit  und  daher  letzten  Endes  der  psychologischen 
Haltlosigkeit  verfallen,  wie  derjenige  des  echten  Polizeistaats.  Es 
läßt  sich  in  ihm  ganz  wie  in  jenem  der  gefährliche  Übergang 
vom  Realismus  über  den  Skeptizismus  zur  Frivolität  erkennen,  also 
in  den  unvereinbaren  Gegensatz  zu  der  idealen  Forderung  des 
Programms;  nur,  daß  die  letzte  Stufe,  die  der  Frivolität,  selten 
erreicht  wurde. 

Realismus  war  es  noch,  wenn  Friedrich  nicht  physiokratischen 
Grundsätzen  seine,  die  merkanilistischen  Ideen  bestätigenden,  Er- 
fahrungen opferte,  oder  die  josephinische  Politik  jene  mit  diesen 
nach  ihrem  Zweckmäßigkeitsurteil  durchsetzte  3).  Ein  schwerer, 
bis  an  die  Grenze  der  Frivolität  gehender,  Skeptizismus  lag  in 
dem  ganzen  System  der  geheimen  Polizei,  das  von  Friedrich 
in  wenigen  festen  Zügen  vorgezeichnet,  von  Joseph  H.  weiter 
ausgebildet,  in  Österreich  unmittelbar  an  die  trübsten  Traditionen 
des  älteren  Polizeistaats  anknüpfen  konnte*).  An  sich  ist  die 
Notwendigkeit  geheimer  Überwachung  staatsgefährlicher  Faktoren 


letzterer  vgl.  bes.  R.  Koser,  Geschichte  Friedrichs  des  Großen.  4/5.  Auflage 
1913.  III,  235  ff. 

1)  Koser  259. 

2)  Freund,  14  ff.;   vgl.  auch  oben  28  f. 

^)  Auch  für  die  josephinische  Wirtschaftspolitik  muß  auf  die  all- 
gemeinen nationalökonomischen  und  geschichtlichen  Darstellungen  verwiesen 
werden;  vgl.  jedoch  besonders  die  mehrfach  erwähnte  Studie  von  Marchet 
und  P.  V.  Mitiofanov,  Joseph  II.  (übersetzt  v.  V.  v.  Demelic)  1910,  428  ff. 

*)  Niheres  dazu  siehe:  A.  Fournier,  Die  Geheimpolizei  auf  dem 
"Wiener  Kongreß  1913,  1  ff.;  Mitrofano?  271  ff. 
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nur  die  Forderung  eines  gesunden  Realismus.  Indem  sich  aber 
Friedrich  z.  B.  des  Mittels  einer  Beobachtungs-  und  Denunziations- 
pflicht der  Gastwirte  gegenüber  den  privaten  Gesprächen  und 
Korrespondenzen  ihrer  Gäste  bediente^),  war  mit  der  darin 
liegenden  Erziehung  des  bürgerlichen  Handelns  und  Denkens  zu 
ehrlosem  Vertrauensbruch  der  Schritt  zu  jenem  staatlichen 
Skeptizismus  vollzogen,  der,  ohne  Rücksicht  auf  weitere  und 
tiefere  Schäden,  nur  die  sichere  Erreichung  seines  unmittelbaren 
Zieles  verfolgt.  Die  ganze  Bedeutung  dieses  Schrittes  zeigt  sich 
deutlicher,  wenn  man  die  lediglich  in  der  Konsequenz  der  Idee 
der  geheimen  Polizei  liegende  Ausbildung  betrachtet,  die  dieses 
Institut  unter  Joseph  II.  mit  dem  ganzen  Apparat  der  Denunzianten- 
Prämien,  des  „Vertrauten"-Systems  des  „Interzepten"- Verfahrens  2) 
usw.  betrachtet,  das  schließlich  den  völligen  moralischen 
Indifferentismus  des  älteren  Polizeistaats  fortleben  lassen  mußte, 
das  damit  aber  auch  in  der  vollständigen  Zersetzung  staatsbürger- 
lichen Denkens  in  allen  Beteiligten  wieder  zur  gleichen  Unter- 
höhlung der  staatlichen  Autorität  führen  mußte,  die  es  doch  um 
jeden  Preis  schützen  wollte.  Das  alles  war  jedoch  zugleich  vom 
Grundgedanken  der  Aufklärung  aus,  dem  der  sittlichen  An- 
erkennung des  Individuums,  eine  ungeheure  Unwahrheit.  Dieser, 
vor  der  inneren  Unwahrheit  in  keiner  Weise  zurückschreckende, 
politische  Skeptizismus  muß  aber  doch  als  sehr  nahe  die  Grenzen 
der  Frivolität  berührend  angesehen  werden,  wenn  man  bedenkt, 
daß  praktisch  ein  so  ausgedehntes  System  geheimer  politischer 
Polizei  schließlich  immer  mehr  oder  weniger  zur  Gesinnungs- 
schnüffelei führen  mußte,  die  nun  einmal  den  absolutesten  be- 
grifflichen Gegensatz  zur  Idee  geistiger  Freiheit  bildet. 

Nun  bleiben  allerdings  noch  die  Prunkstücke  der  „aufge- 
klärten" Polizei:  die  der  gedruckten  Meinungsäußerung  und  der 
Glaubensübung  gewährte  Freiheit.  War  hier  nicht  wenigstens 
völlige  innere  Wahrheit  und  Konsequenz?  Ich  glaube  nicht.  Für 
die    Behandlung   der   Presse    kommt    da    zunächst    die   Tatsache 


1)  Poarnier,  Geheimpolzei  9. 

2)  FournJer2ff.;  Mitrofanov  272.  Einen  interessanten  Einblick  in 
die  Bedeutung  und  Wirkung  dieses  Systems  giebt  bes.  die  KoiTespondeni 
des  Gesandten  Cobenzl  in  Brunner,  Humor  in  der  Diplomatie  des 
XVin.  Jahrhunderts. 
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in  betracht,  daß  jene  Freiheit  keineswegs  so  ganz  unbeschränkt 
war^),  daß  z.  B.  unter  Joseph  II.  zu  den  von  der  Zensur  zu 
prüfenden  Eigenschaften  der  Druckschriften  alle  gehörten,  die  wir 
schon  aus  dem  eigentlichen  Polizeistaat  kennen,  und  nur  noch 
ein  Erfordernis,  das  der  Übereinstimmung  mit  der  „gesunden 
Vernunft"  hinzugekommen  war  2).  Wichtiger  aber  noch  erscheint 
mir  die  eigentümliche  psychologische  Nuance,  die  dem  Gedanken, 
daß  „Gazetten  nicht  geniert  werden  sollen",  innewohnte.  Das 
berühmte  „Niedriger  Hängen"  Friedrichs  d.  Gr.  war  nicht  nur  die 
schöne  Geste  eines  gewandten  Geistes,  sondern  auch  der  wahrhafte 
Ausdruck  einer  hohen  Gesinnung.  Dennoch  aber  war  diese 
Gesinnung  nicht  einfach  nur  die  eines  edlen  Menschen,  der 
andere  gelten  lassen  will,  sondern  daneben  auch  die  eines  großen 
Menschen,  der  die  anderen  verachtete.  Und  was  bei  Friedrich 
das  Produkt  eines  menschlich  traurigen  Lebensschicksals  und  der 
Einsamkeit  des  Genies  war,  das  war  bei  Jos.eph  die  dem  größeren 
Vorbild  abgelernte  Verachtung  vor  der  öffentlichen  Meinung.  Es 
entsprach  dabei  zunächst  dem  allgemeinen  aristokratisch-legeren 
Charakterzug  der  Aufklärung,  dessen  Äußerungen  wir  auch  in 
den  Urteilen  J.  J.  Mosers  und  Justis  zu  dieser  Materie  finden 
können  3)    und    dessen    Konsequenz    in   der    Praxis    wir   in   den 


*)  Vgl.  im  allgemeinen  die  Schilderungen  von  Biedermann,  Deutsch- 
land im  XVni.  Jahrhundert,  160  und  W.  Wenck,  Deutschland  vor  100  Jahren 
1887,  I,  66-86 

^)  „Jedes  mehr  oder  weniger  bedeutende  Werk,  das  auf  die  Wissen- 
schaft, Erziehung  oder  Religion  Einfluß  haben  könnte,  muß,  nachdem  die 
Lokalbehörde  sich  überzeugt  hat,  daß  nichts  gegen  die  Religion,  die  guten 
Sitten  und  die  Aufgaben  des  Staates  darin  vorkommt  und  daß  es  der  ge- 
sunden Vernunft  entspricht,  mit  Attesten  versehen,  nach  Wien  geschickt 
werden."  Für  die  Wiener  Zensur  galt  dann  der  Grundsatz:  „Man  muß 
Strenge  gegen  alle  Geistesprodukte  walten  lassen,  die  sittenlose  oder  unver- 
nünftige Angriffe  enthalten"  .  .  .  „Schriften,  die  die  katholische  und  manch- 
mal überhaupt  die  christliche  Religion  kathegorisch  verwerfen,  dürfen  nicht 
geduldet  werden,  ebensowenig  wie  solche,  die  den  heiligen  Glauben  öffent- 
lich verspotten  und  dadurch  dem  Unglauben  freie  Bahn  schaffen,  oder  die 
durch  abergläubische  Enstellung  der  göttlichen  Eigenschaften  und  lügenhafte, 
fantastische  Gotteslästerung  dazu  veranlassen,  die  Kirche  zn  verachten." 
Mitrofanov,  829,  —  Vgl.  ferner  die  allgemeine  Schilderung  bei  Bieder- 
mann, 132  £f. 

')  Vgl.  dazu  Ztschift.  ges.  St.-W.  LXXII,  506. 
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österreichischen  Zensurgrundsätzen  erkennen  in  der  unterschied- 
lichen Behandlung  der  für  „Pöbel  und  Hohlköpfe"  und  der  für 
„gebildete  Leute"  besimmten  Literatur  i).  Es  liegt  aber  doch 
noch  ein  anderes  Moment  in  jenem  Polizeigedanken.  Ein  mit 
den  höfischen  Verhältnissen  seiner  Zeit  sehr  vertrauter,  kluger 
Mann  2),  der  von  Friedrichs  Größe  die  höchste  Meinung  hegte, 
hat  schon  die  Beobachtung  gemacht,  daß  skeptische  Erwägung 
krasser  Nützlichkeit  den  König  zu  seiner  freiheitlichen  Haltung 
der  Presse  geführt  habe:  die  Erwägung,  daß  das  Volk  genau  so 
befriedigt  sei,  wenn  es  .,räsonnieren"  dürfe  über  Mängel,  als  wenn 
es  diese  beseitigt  sehe.  Ein  kluger  Gedanke,  den  die  Polizei 
aller  Zeiten  beherzigen  sollte,  wenn  sie  dabei  nicht  vergißt, 
gegenüber  nicht  nur  vermeintlichen  Mängeln  andere  Wege  einzu- 
schlagen; aber  doch  —  und  in  beiderlei  Hinsicht  gilt  von  der 
differenzierten  Behandlung  der  Druckerzeugnisse  dasselbe  —  ein 
Gedanke,  den  in  das  Gewand  des  abstrakten  und  idealistischen 
Prinzips  geistiger  Freiheit  zn  kleiden,  eine  —  mehr  oder  weniger 
frivole  —  innere  Unwahrheit  ist  und  daher  ein  politischer  Fehler; 
denn  es  muß  auf  die  Dauer  der  staatlichen  Autorität  ihren  psycho- 
logischen Halt  nehmen. 

Micht  viel  anders  war  es  mit  der  Praxis  des  Prinzips  der 
Denkfreiheit  aul  dessen  eigenstem  Gebiete,  dem  der  Religions- 
politik. Mit  dem  Schlagwort  „Josephinismus"  sind  wir  schon  im 
Bilde  3).  Wir  können  uns  daher  mit  dem  Hinweis  auf  einige 
besonders  charakteristische  Züge  begnügen.  „Das  Josephinische 
Regiment   war   weit  entfernt,   den  wahren  Liberalismus  der  Auf- 


')  „Man  muß  Stienge  walten  lassen  gegen  Bücher,  die  nichts  zur  Be- 
förderung der  Wissenschaft  und  .\ufkärung  beitragen.  Umso  nachsichtiger 
sollen  dagegen  Arbeiten  beurteilt  werden,  die  Gelehrsamkeit,  Kenntnisse 
und  richtige  Begriffe  verbreiten,  umsomehr,  als  die  Werke  der  ersten  Gattung 
mehr  oder  weniger  bloß  vom  Pöbel  und  Hohlköpfen  gelesen  werden,  während 
die  anderen  Werke  gebildeten'  Leuten,  die  feste  Grundsätze  besitzen,  in  die 
Hände  fallen."     Mitrofanov  829. 

2)  F.  C.  V.  Moser;  aber  auch  Kant  hat  denselben  Grund  angenommen, 
nur  hat  er  ihn  anders  bewertet.     Vgl.  Ztschrft.  ges.  St.-W.  LXXII,  616  f. 

3)  Für  alles  Nähere  vgl.  die  Darstellungen  zur  Kirchenrechtsgeschichte 
z.  B.  Friedberg,  Lehrbuch  des  kath.  u.  ev.  K.-R.  6.  Aufl.  1906,  72  ff.,  und 
zur  österreichischen  Geschichte  z.B.  Mitrofanov  666  ff,,  aber  auch  die  in 
der  folgenden  Anmerkung  angeführte  Schrift  von  0.  Lorenz. 
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klärung  zu  befördern,  es  hat  eben  nur  den  täuschenden  Schein 
einer  einseitigen  philosophischen  und  moralischen  Doktrin  als  zu- 
fälliges Aushängeschild  gebraucht  und  war  im  Wesen  nicht 
weniger  bevonnundend,  als  das  spanische  Sj'stem  Philipps  IL". 
Zu  diesem  treffenden  Urteil  gelangt  0.  Lorenz  mit  seiner  geist- 
vollen Studie  über  „Joseph  IL  und  die  belgische  Revolution"^). 
Das  für  uns  Wichtige  daran  ist  nicht  nur,  daß  in  der  Wirkung 
der  josephinische  Polizeigedanke  rein  polizeistaatlich  war,  sondern 
auch  seinem  innern  Charakter  nach  in  der  skeptischen  Ausnutzung 
ideeller  Momente  zur  Erreichung  der  rein  praktischen  Ziele  des 
fürstlichen  Autoritäts-  und  Souveränitätsinteresses.  Wenn  wir  nun 
noch  dazu  nehmen,  daß  dabei  das  ideelle  Moment  des  Gedankens 
geistiger  Freiheit  erniedrigt  wurde  zum  psychologischen  Zweck- 
mittel der  Durchführbarkeit  von  Maßregeln  zur  Unterdrückung 
katholischer  Glaubensbetätigung,  dann  werden  wir  auch  hier 
die  Grenze  zur  Frivolität  nur  schwer  ziehen  können.  Dieselbe 
innerlich  unwahre  Ausnutzung  religiöser  Momente  für  staatliche 
Machtzwecke  unter  gleichzeitiger  Bedrängung  der  Gewissens- 
freiheit finden  wir  sogar  in  der  in  diesem  Punkte  sonst  viel 
reinlicheren  Politik  Friedrichs-  IL,  wenn  er  von  den  schlesischen 
Geistlichen  beim  Treueid  das  Bekenntnis  verlangt,  sie  wollten 
mit  einem  Verstoß  gegen  diesen  Eid  Vergebung  in  diesem  wie  in 
jenem  Leben  verwirkt  haben  2).  Am  schlimmsten  offenbart  sich 
aber  die  völlige  moralische  Gleichgültigkeit  dieses  Systems  darin, 
daß  die  Willkürlichkeit  einer  rein  utilitaristischen  Zielsetzung 
auch  vor  dem  offenbarsten  Widerspruch  zu  dem  angeblich  leitenden 
Prinzip  nicht  zurükschreckte :  so,  wenn  Joseph  IL  allen  Dissidenten 
die  Ausübung  ihres  Glaubens  unter  Strafe  verbot  und  sie  zwangs- 
weise zu  Katholiken  machte  ^),  oder  wenn  Friedrich  d.  Gr.  nach  1770 
im    Gegensatz    zum    verfassungsmäßigen   Willen   der    Kirche  die 

^)  0.  Lorenz,  Joseph  IL  und  die  belgische  Revolution  1862,  S,  62. 

2)  Kos  er  III,  420  ff. 

3)  Erlaß  vom  31.  Jänner  1782:  „Es  darf  jeder  sich  nur  zu  einer  der 
drei  geduldeten  Religionen  feierlich  bekennen;  den  Anderen  wird  kein 
Gottesdienst  gestattet  und  sobald  sie  ihn  üben,  werden  sie  der  Übertretung 
gegen  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  angeklagt  und  dementsprechend 
bestraft;  sie  sind  als  Katholiken  zu  betrachten  und  der  katholischen 
Disziplin  zu  unterwerfen,  indem  man  sie  nicht  zur  Beichte  und  zum  heiligen 
Abendmahl  zulußt"    Mitrofanov  725. 
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Jesuiten  schützte^);  beides  Maßregeln,  die  in  doppelter  Richtung^, 
gleichmäßig  gegenüber  den  Ungläubigen  und  der  Organisation 
der  Gläubigen,  die  Prinzipien  der  Aufklärung  verletzten. 

Daß  die  Theoreme  der  Aufklärung  von  dem  Lebensprinzip 
des  ancien  regime,  dem  selbstzwecklichen  Autoritätsprinzip,  mit 
solch  automatischer  Sicherheit  aufgesogen  und  dienstbar  gemacht 
wurden  unbeschadet  des  wesentlichen  Weiterbestehens  jenes 
Prinzips,  kann  für  uns  nichts  Befremdendes  haben.  Es  ist  nur 
eine  natürliche  Folge  der  amoralischen,  absoluten  politischen 
Zielsicherheit  jenes  Systems,  die  wir  als  sein  Wesen  kennen 
gelernt  haben.  Etwas  anderes  aber  ist  es  um  die  Frage:  wie 
war  es  möglich,  daß  der  sog.  aufgeklärte  Absolutismus  seinem  so 
klar  betätigten  Polizeigedanken  der  Bevormundung  die  Firma 
der  Aufklärung,  also  einer  wesentlich  liberalen  Geistesrichtung, 
umzuhängen  vermochte,  ohne  allgemeinen  Widerspruch  in  der 
öffentlichen  Meinung  und  der  Staatswissenschaft  zu  finden?  Das 
kann  nur  in  dem  Charakter  dieser,  also  in  der  geistigen  Eigenart 
der  Aufklärung,  seinen  Grund  haben.  An  diesem  Punkte  können 
wir  nicht  vorbeigehen,  da  bekanntlich  später  doch  die  Auf- 
klärung den  Prinzipien  des  ancien  regime  einen  neuen  Polizei- 
gedanken gegenübergestellt  hat.  Für  das  Verständnis  dieses 
neuen  Polizeigedankens  ist  es  unerläßlich,  das  prinzipielle  Ver- 
hältnis der  Aufklärung  zum  Problem  des  Polizeigedankens  zu 
kennen. 


2.  Die  Staatstheorie  der  Aufklärung. 

Die  Aufklärung  war  eine  allgemeine  Geistesrichtung,  eine 
Lebensanschauung,  wie  wir  heute  sagen  würden.  Wie  jede  solche 
setzte  sie  sich  erst  allmählich  durch.  Sie  trat  nicht  auf  mit 
einem  fertigen  Apparat  sämtlicher  einzelner  Wissenschafts-Diszi- 
plinen, der  auf  ihren  Grundideen  aufgebaut  war,  sondern  sie  durch- 
tränkte allmählich  die  vorhandenen  Disziplinen.  Auf  dem  Gebiete 
der  Staatstheorie  ganz  besonders  mußte  sie  in  dieser,  nicht  die 
Entwicklung  zerreißenden,  sondern  allmählich  sie  beeinflussenden, 
dadurch  zugleich  aber  von  ihr  beeinflußten  Weise  eindriugen,  da 


1)  Koser  IH,  423  ff. 
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ihre  Methode  keine  andere  als  die  überkommene  der  Staatstheorie 
war:  die  des  Naturrechts.  Wir  werden  sehen,  daß  hieraus  das 
ganze  Verhältnis  der  Aufklärung  zum  Polizeigedanken  zu  erklären 
ist,  daß  aber  bestimmend  dafür  lezten  Endes  doch  wieder  nur 
ein  politisches  Moment  war,  die  Wirkung  und  Nachwirkung  des 
polizeistaatlichen  Eegimes. 

Die  naturrechtliche ,  rationalistische  Methode  der  älteren 
Staatstheorie  hatte  es  dieser  stets  unmöglich  gemacht,  zu  er- 
kennen, daß  der  Polizeigedanke  des  entstehenden  modernen  Staates 
nur  eine  durch  seine  historische  Aufgabe  bedingte  Berechtigung 
hatte.  Sie  hatte  nie  erkannt,  daß  sein  Prinzip  des  absoluten  Vor- 
rangs des  interesse  status  publici  vor  allen  individuellen,  politi- 
schen und  rechtlichen,  Interessen  berechtigt  war  nur  aus  der 
historischen  Aufgabe  der  Konsolidierung  staatlicher  Macht  auf 
Grund  einer  rein  zentralistischen  Organisation  der  Volkskräfte 
zur  Überwindung  der  im  entarteten  älteren  Staat  überwuchernden 
zentrifugalen  Kräfte ').  Vielmehr  hatte  sie  jenes  Prinzip  begründet 
gesehen  einfach  in  dem  rationalitisch- zeitlosen,  abstrakten  natur- 
rechtlichen Satz  von  dem  vertraglichen  Staatszweck  der  salus 
publica.  Alles,  was  sich  aus  diesem  Satz  ableiten  ließ,  das  ganze 
System  des  Eudämonismus  und  der  Vervolkommnungstheorie  usw., 
nahm  sie  unbesehen  hin,  so  wie  es  ihr  von  der  Praxis  des  Polizei- 
staats mit  deren,  uns  bekannter,  innerlich  unwahrer  dialektischer 
Technik  mundgerecht  vorgelegt  wurde.  Durch  dieses  System,  das 
in  seiner  feineren  Ausgliederung,  der  Polizeilehre,  ja  erst  ausge- 
bildet war,  als  in  der  Praxis  das  Gebäude  des  Polizeistaats  längst 
in  allen  Feinheiten  unter  seinem  unwahren  Anstrich  fertig  da- 
stand wurde  die  Staatstheorie  selbst  vollständig  in  jene  Unwahr- 
heit verstrickt.  In  dieser,  von  der  praktischen  Politik  geschaffenen, 
Atmosphäre  eines  rein  utilitaristischen,  dialektisch  jede  innere 
Unwahrheit  zudeckenden  amoralischen  Denkens  konnte  auch  für 
das  wissenchaftliche  Denken  kein  ernster  Wille  zur  Wahrheit, 
kein  Verantwortungsgefühl  aufkommen  2).  Eine  Atmosphäre  des 
politischen  Dilettantismus  war  es,  in  die  durch  seine  Wirkungen 
auf  das  politische  Leben  der  alte  Polizeigedanke  auch  das  geistige 

')  Vgl.  oben  9  ff.,  32,  und  Ztschrft.  gcs.  St.-W.  LXXII,  502ff. 
2)  Vgl.  Ztschrft.  ges.  St.-W.  LXXII,  504  ff. 
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Leben   gebracht  hatte  und  mit  seiner  Steigerung  vom  Eealismus 
über  den  Skeptizismus  zur  Frivolität  hatte  bringen  müssen. 

In  diese  Atmosphäre  de^  Dilettantismus  geriet  von  vornherein 
die  Geistesrichtung  der  Aufklärung.     Die  von  ihr  staatlichen  und 
sozialen  Problemen  gegenüber  erzeugten  Auffassungen  waren  daher 
von   allem    Anbeginn    der   leichten    spielerischen    Denkweise   des 
Polizeistaats   verfallen,    sodaß   es  müßig   ist  zu  untersuchen,    wie 
weit   ihr    eigenes   Wesen   solcher   Wendung   entgegenkam.      Der 
ütilitarismus    ihres    Denkens,    der    im    Grunde    demjenigen    des 
Polizeistaats     gleich     war,     und     eine    gewisse    aristokratische 
Neigung,  über  die  Probleme  des  Alltags  und  der  Masse  mit  über- 
legener   Leichtigkeit    sich    hinwegzusetzen,    die    wohl    aus    dem 
Milieu   des  Polizeistaats   stammte,  mußten  jedenfalls  in  der  Ver- 
mischung mit  ihrem  eigensten  Wesenszug,  einem  Hang  zu  boden- 
ferner   Schwärmerei,    in    sozialen    Fragen    einen    Dilettantismus, 
erzeugen,  der  der  echte  Erbe  des  Geistes  des  Polizeistaats  war*). 
Der  vom  Polizeistaat  erzeugte  Geist  war  es,  der  die  naturrecht- 
liche Staatstheorie  vor  der  Aufklärung  verhindert  hatte,  die  Diver- 
genz  zwischen   der   idealistischen  Formel   des   offiziellen  eudämo- 
nistischen  Polizeidogmas  und  der  skeptisch-frivolen  Praxis  des  das 
ancien  regime  tatsächlich  leitenden  Polizeigedankens  aufzudecken. 
Und  dieser  selbe  Geist  nur  war  es,  der  die  Aufklärung  verhinderte, 
den  Mißbrauch  ihres  eigenen  Dogmas  in  den  Kegierungsprinzipien 
des      „aufgeklärten"     Absolutismus      als     eine      ungeheuerliche 
Verletzung  ihrer  tieferen  Ideen  zu  brandmarken.    Denn  es  fanden 
sich  wohl  vereinzelt  kluge  Männer,   die,   wie  C.  F.  v.  Moser,  mit 
aller  Klarheit  darauf  hinwiesen,   daß  die  eigentlich  wunde  Stelle 
des  nach  wie  vor  geltenden  Polizeigedankens  jene  innere  Unwahr- 
heit war,  zu  der  er  durch  die  Selbstzwecklichkeit  seines  Autoritäts- 
prinzips   geführt    wurde  2).      Zu    einem    Faktor    in    der    staats- 
theoretischen Publizistik  oder  gar  in  der  öffentlichen  Meinung  aber 
hat  es   diese   Erkenntnis   nie   gebracht.     Das   sollte   bestimmend 
werden  für  die  künftige  Entwicklung  des  Polizeigedankens. 

Mochte    die    primitive    alte    Polizeistaatslehre,    mochte    das 

11  ebenda  517  ff. 

2)  Vgl.   die   von    mir   in   Ztschrft.    ges.  St.-W.  LXXII,   514  f.    wicder- 
gogebonen  Äußerungen  Mosers  aus  , Politische  Wahrheiten"  1796. 
Wolzendorff,  Polizeigedanke  5 
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Denken  der  Aufklärung  die  innere  Haltlosigkeit  des  Polizei- 
gedankens des  ancien  regime  aufzudecken  nickt  im  Stande  sein, 
im  politischen  Leben  konnten  die  Folgen  seiner  inneren  Unwahr- 
haftigkeit  nicht  ausbleiben..  Nicht  umsonst  hatte  der  Polizeistaat 
durch  die  ganze  Art  seines  Wirkens,  durch  die  unbeschränkte 
Betonung  des  interesse  status  publici,  den  seit  dem  Mittelalter 
entschwundenen  Staatsgedanken  im  allgemeinen  Denken  wieder 
geweckt  und  so  etwas  wie  einen  Bürgersinn  in  seinen  Untertanen 
erzogen^).  In  diesem  erwachenden  Bürgersinn  mußte  der  Frei- 
heitsgedanke der  Aufklärung,  so  bald  er  von  der  geistigen  Aristo- 
kratie in  die  breite  Masse  kam,  lebenskräftige  Wurzeln  schlagen. 
Ihre  Frucht  mußte  eine  die  ganze  öffentliche  Meinung  durch- 
dringende Überzeugung  sein  von  der  Notwendigkeit  der  Ablösung 
des  alten  Regimes  durch  ein  neues,  besseres.  Der  Staatstheorie 
der  Aufklärung  fiel  die  Aufgabe  zu,  die  Wege  zu  weisen. 

Hier  zeigt  nun  die,  in  ihrem  geistigen  Zusammenhang  mit 
dem  Polizeistaat  begründete,  Eigenart  der  Aufklärung  ihre 
Wirkung.  Die  Aufklärung  erwies  sich  in  kritischer  wie  in 
schöpferischer  Hinsicht  gleich  unfruchtbar.  So  erkannte  sie  nicht 
einmal,  was  die  Verwaltungspolitik  der  französischen  Egierung 
bereits  lange  vor  der  Revolution  erfaßt  hatte:  daß  der  Angel- 
punkt des  Problems  in  dem  Existenzanspruch  des  von  dem 
modernen  Staat  gerade  mittels  des  Polizeigedankens  erzeugten 
Bürgergedankens  war'^).  Und  doch  hatten  die  beiden  Elemente 
des  Staatsbürgergedankens,  die  Idee  der  Anteilnahme  an  der 
Bildung  des  Staatswillens  und  die  der  individuellen  Berechtigung 
(Freiheit)  gegenüber  dem  Staat,  bereits  seit  Jahrhunderten  zu  den 
Grundfragen  der  naturrechtlichen  Staatslehre  gehört,  deren  System 
die  Aufklänmg  zu  dem  ihrigen  gemacht  hatte.  Aber  deren  rein 
rationalistische  Methode  verwehrte  die  Erkenntnis  des  Problems, 
das  die  Entwicklungsgeschichte  selbst  so  klar  herausgestellt  hatte. 

Der  Polizeigedanke  des  modernen  Staates  hatte  mit  der  Auf- 
stellung seines  Prinzips  des  Vorrangs  des  interesse  status  publici 
die  zersetzende  Einseitigkeit  der  subj^ktivistischen,  privatrechtlich 
gefärbten  Rechts-  und  Staatsauffassung  des  ständischen  Staates 
ein   für    alle    mal    unschädlich   gemacht,    war   aber   dann   selbst 


1)  oben  51.  «)  oben  51  und  30. 
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ebenso  einseitig  in  der  entgegengesetzten  Richtung  entartet  und 
daher  dem  erwachten  staatsbürgerlichen  Empfinden  unerträglich 
geworden.  Nichts  lag  nun  näher  als  an  der  Hand  der  seit  Jurieu 
und  Locke  im  Naturrecht  fortgepflanzten  Lehre  von  dem  selbst- 
ständigen Recht  des  Einzelnen  in  und  gegenüber  dem  Staate 
zurückzugehen  auf  deren  geschichtlichen  Ausgangspunkt  in  den 
Rechtsinstitutionen  des  älteren  Staatsrechts  und  dort  in  der  Auf- 
fassung der  ganzen  objektiven  Rechts-  und  Staatsordnung  als  eines 
adhaerens  der  Persönlichkeit  des  Staatsgliedes,  also  der  grundge- 
setzlichen „Freilieiten"  im  Staate  als  eines  subjektiven  Rechts  des 
Individuums,  das  gegebene  Gegengewicht  gegen  die  Überbildung 
des  Polizeigedankens  zu  finden;  wie  denn  tatsächlich  die  Aus- 
bildung der  Idee  der  unveräußerlichen  Freiheitsrechte  in  den  nord- 
amerikanischen Verfassungen  der  70er  und  80er  Jahre,  die  später 
zu  einem  Bestandteil  des  modernen  konstitutionellen  Verfassungs- 
programms  geworden  ist,  nur  auf  diesem  Wege  zustande  gekommen 
ist*).  Ebenso  hatte  der  naturrechtliche  Gedanke  einer  Beschränkung 
der  Herrschergewalt,  der  mit  der  einseitig  entarteten  Überbildung 
des  Polizeigedankens  immer  mehr  an  Bedeutung  gewann,  mit 
Notwendigkeit  dahin  führen  müssen,  aus  dem  gesunden  Kern  des 
—  nur  in  seiner  Entartung  zu  einer  asozialen  Interessenvertretung 
gewordenen  —  Instituts  der  landständischen  Beteiligung  an  der 
Ausübung  der  Staatsgewalt  eine  neue,  verbesserte  Einrichtung 
einer  Volksvertretung  als  das  historisch  gegebene  Korrektiv  gegen 
den  Polizeistaat  zu  entwickeln  2).  Und  dies  Zurückgreifen  auf  die 
Entwicklungswerte  der  älteren  Staatsepoche  lag  umso  näher,  als 
die  politische  Geschichte  des  ausgehenden  18.  Jahrhunderts  selbst 
die  Beispiele  für  deren  Bedeutung  gegenüber  der  Einseitigkeit  des 
bevormundenden  Polizeigedankens  bereitgestellt  hatte,  deren  an- 
schaulichstes der  Kampf  der  alten  Rechte  der  belgischen  Nieder- 
lande gegen  den  josephinischen  Polizeigedanken  bildet  ^).  Von 
dieser,  sowohl  von  der  politischen  Geschichte  als  der  staats- 
theoretischen   Tradition    des    Naturrechts    so  nahe    gelegten,  Er- 


1)  Dazu  Wolzendorff,  Staatsrecht  und  Naturrecht  381  ff.,  295  ff., 
sowie  die  kursorische  Darlegung  der  Zusammenhänge  in  Ztschrft.  ges. 
St.-W.  LXXII,  520  ff.,  insbesondere  521  Aum.  1. 

2)  Näheres  Ztschrft.  ges.  St.-W.  LXXU,  522  ff. 

3)  ebenda  523  f.,  bes.  524  Anm.  5. 
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kenntnis  des  Zasammenhanges  zwischen  dem  Verfassungsproblem 
und  dem  des  Polizeigedankens,  oder  zum  mindesten  von  dem 
Wirken  einer  solchen  Erkentitnic  werden  wir  in  dem  allgemeinen 
staatlichen  Denken  der  Aufklärung  vergebens  nach  einer  Spur 
suchen.  *) 

Das  staatliche  Denken  der  Aufklärung  nahm  das  Problem 
unendlich  einfach.  Es  sah  nur  das  ganz  an  der  Oberfläche 
liegende,  daß  die  Formel  der  salus  publica,  mit  der  der  Polizei- 
staat arbeitete,  sich  schädlich  erwiesen  hatte.  Aus  dieser  Erfahrung, 
deren  Grund  zu  suchen  sie  weder  fähig  noch  bestrebt  war,  fand 
sie  mit  ihrer  rein  abstrakten,  rationalen  Methode  keine  andere 
Folgerung  als  die,  daß  das  Prinzip  der  salus  publica  als  Staats- 
zweck aufgegeben  werden  müsse.  Konnten  sich  die  Menschen 
vernünftiger  und  aufgeklärter  Weise  nicht  darein  finden,  vom 
Staat  zwangsweise  unter  dem  Titel  der  Förderung  des  allgemeinen 
Wohls  in  allen  Lebensäußerungen  geleitet  zu  werden,  so  war  es 
eben  falsch,  daß  der  Zweck  des  Staates  die  allgemeine  Wohlfahrt 
sein  könne  und  müsse:  sein  Zweck  mußte  ein  beschränkterer  sein. 
Damit  war  die  Theorie  des  beschränkten  Staatszweckes  gegeben. 

Reine  gedankliche  Spielerei  war  es,  die  die  Aufklärung  in 
„krankhafter  Unruhe"  zur  „Aufsuchung  verstandesgemäßer  und 
nützlicher  Staatsformen."  führte,  und  sie  so  die  Lösung  des 
entwicklungsgeschichtlich-politischen  Problems  in  der  Ersetzung 
einer  rationalistischen  Formel  durch  eine  andere  suchen  ließ.  Es 
entsprach  der  ganzen  Eigenart  der  Aufklärung,  der  es  weder  an 
idealem  Streben,  noch  an  politischem  Interesse,  noch  an  Gefühl 
für  geschichtliche  Werte  gebrach,  wohl  aber  an  jenem  ernsten,  auf 
Verantwortungsbewußtsein  gegründeten,  letzten  V/illen  zur  Wahr- 
heit, der  die  schöpferische  Tat  im  Leben  wie  im  Denken  vom 
Dilettantismus   trennt  2).     Der   Geist   des   Dilettantismus,    der  die 

^)  Ausnahmen  siehe  ebenda. 

^)  Dies  ist  einer  der  Punkte,  auf  die  sich  in  ganz  besonderem  Maße 
das  oben  in  der  Einleitung  (7)  Gesagte  bezieht,  daß  das  Streben  nach 
scharfer  Darstellung  der  Konturen  unseres  Gegenstandes  die  Gefahr  einer 
gewissen  Einseitigkeit  auf  sich  nehmen  muß.  Dabei  ist  jedoch  zu  bemerken, 
daß  diese  Einseitigkeit  lediglich  darin  besteht,  daß  nicht  alle  Seiten  der 
Aufklärung  und  ihrer  politischen  "Werte  erörtert  sind:  nicht  aber  glaube  ich 
irgend  eine  davon  unberücksichtigt  gelassen  zu  haben,  die  in  unserer 
konkreten  Frage  von  Bedeutung  für  ihre  Wertbeurteilung  ist.     (Vgl.  jedoch 
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Atmosphäre  des  Polizeistaats  war,  hatte  die  Aufklärung  auf  den 
bequemen  Ausweg  der  Theorie  vom  beschränkten  Staatszwecke 
gewiesen.  Die  Nachwirkung  des  Geistes  des  Polizeistaats  war  es 
somit,  die  durch  die  Auswirkung  jener  papierenen  politischen  Idee 
die  organische  Entwicklung  des  Polizeigedankens  unterbunden 
und  diesen  damit  zu  jener  tastenden  Unsicherheit  verdammt  hatte, 
mit  der  nahezu  ein  Jahrhundert  sich  abzuquälen  hatte.  Denn 
diese  Unsicherheit  war  durch  den,  Reaktionen  heraufbeschwörenden, 
Eadikalismus  der  neuen  Theorie  mit  Notwendigkeit  bedingt. 

Der  rationalistische  Radikalismus  der  neuen  Staatstheorie 
machte  sie  von  vornherein  zur  Ausbildung  eines  zu  praktischer 
Oeltung  be'fähigten  Polizeigedankens  ungeeignet.  Denn  ein  sie 
ehrlich  verwirklichender  Polizeigedanke  hätte  eine  solche  radikale 
Umwälzung  aller  grundlegenden  Prinzipien  des  Staatslebens  bedingt, 
wie  sie  schechterdings  praktisch  unmöglich  war.  Da  jedoch 
anderseits  eine  Beeinflussung  auch  der  rationalistischsten  Staats- 
lehre durch  die  Staatsnotwendigkeiten  nicht  zu  vermeiden  ist, 
umgekehrt  aber  der  unentwegte  Rationalismus  der  Lehre  von  den 
beschränkten  Staatszwecken  ein  Aufgeben  des  Prinzips  unmöglich 
machte,  konnte  die  Folge  einzig  die  sein,  daß  diese  Staatstheorie 
hinsichtlich  des  Polizeigedankens  zu  allerhand  Konzessionen  ge- 
zwungen   war,   dadurch   aber    immer   mehr   an  Bestimmtheit  und 


unten  bes.  Kap.  III,  1  und  V,  2).  Wenn  ich  insbesondere  ihre  politisch  so  be- 
deutsame allgemeine  Freiheitsidee  nicht  hervorgehoben  habe,  so  geschah 
das  deshalb,  weil  m.  E.  hierin  die  Aufklärung  von  dem  durch  die  reale 
politische  Entwicklung  erzeugten  Zeitgeist  getragen  ist,  nicht  umgekehrt. 
Vgl.  auch  meine  näheren  Ausfnhrungen  Ztschrft.  ges.  St.-\V.  LXXII,  526 
Anm.  5.  Diesen  Ausführungen  habe  ich  nur  hinzuzufügen,  daß  es  auf 
einem  Mißverständnis  beruht,  wenn  aus  meiner  Beurteilung  des  konkreten 
Problems  geschlossen  wurde,  daß  ich  die  allgemeinen  ideellen  Werte 
der  Aufklärung  zu  gering  einschätze.  Ich  glaube,  man  kann  diese  kaum 
höher  einschätzen,  als  ich  es  tue.  Diese  Hochschätzung  der  Aufklärungs- 
ideale durfte  aber  keinen  Einfluß  haben  auf  die  Beurteilung  der  Wirkung 
der  Aufklärung  auf  ein  ganz  konkretes  praktisch- politisches  Problem, 
worum  es  sich  bei  diesen  Untersuchungen  allein  handelt.  Ich  muß  jedoch 
die  Möglichkeit  zugeben,  daß  gerade  das  Bestreben,  mich  von  solchem 
Einfluß  frei  zu  halten,  eine  Schärfe  der  Hervorhebung  der  politischen  Un- 
zulänglichkeiten des  Aufklärungsdenkens  verursacht  hat,  die  demjenigen, 
dem  die  Hochschätzung  der  Aufklärungsideale  an  sich  nicht  so  selbst- 
verständlich ist,  wie  dem  Verfasser,  befremdlich  erscheinen  mag. 
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damit  an  Möglichkeit  zur  Befruchtung,  der  praktischen  Staats- 
maxiraen  verlor. 

Dem  Eadikalismus  und  der  praktischen  Undurchführbarkeit 
der  neuen  Staatstheorie  stand  demnach  nicht  einmal  das  geistige 
Gegengewicht  einer  Klarheit  und  Konsequenz  gegenüber.  Zwar 
fehlten  diese  Wertmomente  nicht  der  rein  theoretischen  Lehre 
vom  strengen  Rechtsstaat^),  wie  sie  von  Kant  und  Fichte  und,  mit 
einem  Versuch  zu  praktischer  Ausgestaltung,  von  Humboldt  ver- 
treten wurde.  Aber  sie  waren  schon  gänzlich  verloren  in  der, 
der  Vermittlung  jener  Theorie  für  die  praktische  Anwendung  ge- 
widmeten, Polizeilehre,  die  das  Experiment  eines  solchen  idealisti- 
schen Eadikalismus  sich  nicht  so  unbedenklich  leisten  mochte  und 
konnte.  Diese  Lehre  suchte  einen  Ausweg  vor  den  Schwierigkeiten 
in  tastendem  Schwanken  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Ex- 
trem oder  in  der  Konstruktion  oberflächlichster  Kompromisse  mit 
den  dürftigsten  dialektischen  Mitteln,  So  versuchte  sie  vor  allem, 
der  immerhin  vorhandenen  Empfindung  —  wenn  diese  auch  nicht 
bis  zur  Erkenntnis  gedieh  -  ,  daß  die  Beschränkung  des  Staats - 
gedankens  mit  dem  Polizeigedanken  auf  den  Rechts-  und  Sicherheits- 
zweck dem  realen  Wesen  des  Staats  nicht  entsprechen  könne, 
gerecht  zu  werden,  indem  sie  dem  Polizeigedanken  eine  doppelte, 
zwiespältige  Bedeutung  gab.  Sie  sprach  von  einer  Polizei  im 
engeren  und  einer  Polizei  im  weiteren  Sinne:  erstere  sollte  auf 
die  Wahrung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  beschränkt, 
und  nur  sie  allein  sollte  mit  Zwangsgewalt  ausgestattet  sein.  Das 
war  die  typische  Theorie  der  Konzessionen,  denn  je  nach  Neigung 
des  Autors,  wurde  jede  Wohlfahrtsförderung  in  sie  hinein- 
interpretiert, indem  man  z.  B.  statt  von  einer  Förderung  der 
Moralität  einfach  von  der  „Sicherheit  der  Moralität"  sprach. 

Daher  bedeutete  es  immerhin  einen  Schritt  zu  größerer 
formaler  Klarheit,  als  gegen  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  zwei 
Gelehrte  von  Ruf  den  Polizeigedanken  überhaupt  beschränkten  auf 
die  Verwaltungstätigkeit  zur  Wahrung  der  öffentlichen  Sicherheit 
und  Ordnung,  Materiell  war  aber  auch  damit  wenig  gewonnen. 
Denn  bei  dem  einen  dieser  Gelehrten,  dem  Wiener  Professor  J.  v. 


')  Deren    Erürterung   selbst   gehört  nicht  hierher.     Es  muß  dafär  auf 
die  Literatur  zur  Geschichte  der  Staatstheorieen  verwiesen  werden. 
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Sonnenfels,  stellte  r'ieser  Lehrsatz  *)  wohl  nur  eine  Verbeugung  vor 
den  „Aufklärungs"-Prinzipien  Josephs  U.  dar.  Er  hat  nie  daran 
gedacht,  damit  Ernst  zu  machen.  Sein  an  sich  klassisches  Werk 
ist  recht  eigentlich  das  —  allerdings  etwas  späte  —  Programm 
und  System  des  Polizeistaats.  Er  begründet  und  rechtfertigt  so 
ziemlich  alles,  was  in  jenem  geschehen,  und  zwar  mit  der 
charakteristischen  Mischung  von  Skepsis  und  Phrasentum  des  tat- 
sächlich geltenden  Polizeigedankens:  kaum  eine  der  oben 
angeführten  charakteristischen  Ausflüsse  des  älteren  Polizei- 
gedankens dürfte  zu  finden  sein,  die  nicht  von  ihm  zur  Bedeutung 
von  „Grundsätzen"  erhoben  ist.  Er  geht  darin  viel  weiter  als 
z.  B.  der  gar  manches  mißbilligende  J.  J.  Moser,  der  sich  doch 
zum  Eudämonismus  bekannte.  Das  eigentliche  Charakteristikum 
seines  Polizeigedankens  ist  daher  das  des  praktischen  des  Polizei- 
staats, die  innere  Unwahrheit.  Ehrlicher  dürfte  der  gleich 
formulierte,  eingeschränkte  Polizeigedanke  in  dem  Lehrsystem 
Pütters  sein,  wiewohl  auch  dies  nicht  absolut  sicher  ist,  da 
mangels  eingehender  Darstellung  des  Verwaltungsrechts  durch  ihn 
die  Nachprüfung  nicht  möglich  ist.  Immerhin  gibt  es  zu  denken, 
daß  dieser  sonst  so  klare  und  bestimmte  Lehrer,  von  dem  kein 
geringerer  als  Goethe  gesagt  hat,  daß  er  „durch  die  Klarheit  des 
Vortrags  auch  Klarheit  in  den  Gegenstand"  brachte,  die  Erörterung 
des  Polizeigedankens  so  zaghaft  und  unsicher  unternahm,  daß  die 
Klarheit  dadurch  erheblich  litt.  Seiner  berühmten  Definition 
des  Polizeigedankens:  „ea  supremae  potestatis  pars,  qua  exercetur 
cura  avertendi  mala  futura  in  statu  reipublicae  interno  in  commune 
metuenda,  dicitur  jus  politiae"  hängt  er  schließlich  doch  noch 
den  stark  verklausulierten  Satz  an :  „promovendae  salutis  cura 
proprie  non  est  politiae,  nisi  quatenus  ea  mente  agitur,  ut  tanto 
lautior  sit  status  isti  malo,  quod  metuebatur,  directe  oppositus*)" 
Er  laßt  es  also  —  was  man  bisher  freilich  nicht  hat  sehen 
wollen  3)   —  doch  durcnaus  nicht  so   ganz  zweifellos  erkennen,  ob 

')  Sonnenfels  I,  29,  41  ff,  52  ff,  397;   vgl.  auch  Anschütz,  Polizei  9. 

2)  J.  St.  Pütter,  Institutiones  juris  publici  gennanici  L.  VII,  cap.  III 
§  331. 

3)  Auf  das  „proprie"  ist  zwar  vielfach  hingewiesen  wordeu,  aber  die 
starke  Einschränkung,  die  das  Ganze  durch  den  Nebensatz  mit  „nisi"  erhält, 
ist  nicht  beachtet  worden. 
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er  neben  der  „eigentlichen"  Aufgabe  der  Polizei  (cura  mala  futura 
avertendi),  als  der  Polizei  im  engeren  Sinne,  eine  Polizei  im 
weiteren  Sinne  und  für  diese  die  Zwangsbefugnis  ausschließen 
will.  Diese  mangelnde  Klarheit  des  klarsten  Rechtslehrers  jener 
Zeit  ist  von  symptomatischer  Bedeutung  für  den  oben  geschilderten 
dilettantischen  Geist  der  Aufklärung,  dessen  Produkt  der  Pütter- 
sche  engere  Polizeigedanke  ist.  Denn  daß  andererseits  die 
Grundtendenz  seiner  Lehre  die  Ablehnung  des  maßlosen  älteren 
Polizeigedankens  und  seiner  schützenden  Formel  des  Eudämonis- 
mus  war,  ist  zweifellos. 


3.  Bildung  eines  neuen  Polizeigedankens 

In  der  Praxis  des  deutschen  Staatslebens  ist  eine  systematische 
Ausprägung  des  dem  staatstheoretischen  Denken  der  Aufklärung 
entsprechenden  Polizeigedankens  für  das  deutsche  Staatsrecht  vor 
allem  in  Preußen  versucht  worden.  Sie  steht  hier  durchaus  anter 
dem  Einfluß  der  Lehre  Pütters.  Doch  liegt  das  mit  nichten  so  ein- 
fach und  klar,  wie  es  nach  dem  in  unserer  Verwaltungsrechtslehre 
eingeführten  Gliche  erscheint.  Das  ergibt  sich  schon  daraus,  daß 
die  Lehre  Pütters  selbst  nicht  so  eindeutig  ist,  wie  sie  her- 
kömmlich ausgelegt  wird.  Der  Einfluß  Pütters  dürfte,  wie  das 
der  lierkömmlichen  Darstellung  entspricht,  durch  Suarez  vermittelt 
sein,  demjenigen  von  den  Verfassern  des  AUg.  Landrechts,  „welcher 
vor  allen  andern  dem  Gesetzbuche  den  Stempel  seines  Geistes 
aufgeprägt  hat^)."  Denn  die  Ansichten  Suarez'  über  das  Wesen 
der  Polizei  2)  stimmen  mit  denjenigen  Pütters  fast  völlig  überein. 
Wir  werden  das  sogleich  sehen.  Denn,  obwohl  an  sich  und 
prinzipiell  Lehrmeinungen  über  die  Polizei  nicht  zum  Gegenstande 
unserer  Untersuchung  gehören,  müssen  wir  doch  denjenigen  von 
Suarez  nähere  Beachtung  widmen,  da  sie  nicht  nur  für  die  Fest- 
legung des  Polizeigedankens  im  Allg.  Landrecht  von  Bedeutung 
gewesen  sind,  sondern  auch  unmittelbar  ihrem  eigenen  Wesen  nach 


^)  Anschütz  a.  a.  0.  9. 

2)  Vortrag  an  den  Kronprinzen  „(ber   das   Recht  der  Polizei''  (1791), 
mitgeteilt  von  H.  Rosin  i.  d.  Ztschrft.  f.  Gesch.  u.  Lit.  d.  St.-W.  III,  371  ff. 
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(Vorträge  an  den  Kronprinzen)  als  eine  Art  offiziöse  Interpretation 
des  Polizeigedankens  des  preußischen  Staats  unmittelbar  vor  Erlaß 
des  neuen  Gesetzbuchs  erscheinen  müssen. 

Suarez  geht  aus  von  dem  staatsrechtlichen  Grundsatz  „daß 
der  Staat  die  Freiheit  der  Einzelnen  nur  sp  weit  einzuschränken 
berechtigt  sei,  als  es  notwendig  ist,  damit  die  Freiheit  und 
Sicherheit  Aller  bestehen  kann^),"  also  von  der  Lehre  des  be- 
schränkten Staatszwecks.  Die  Folgerungen,  die  er  daraus  für  den 
Polizeigedanken  zieht,  sind  aber  ebenso  unsicher  wie  bei  Pütter. 
Zwar  stellt  er  zunächst  drei  allgemeine  Grundsätze  auf,  die  die 
Maßlosigkeit  polizeistaatliclier  Prinzipien  ausschließen  2)  und  be- 
sonders auch  den  individualistischen  Ideen  der  Aufklärung  gerecht 
werden  wollen '''),  aber  in  der  entscheidenden  Frage  der  Ablehnung 
•  oder  Beibehaltung  des  Eudämonismus  kommt  er  über  das  „proprie" 
Pütters  nicht  hinaus:  „Zu  Einschränkungen,  welche  zur  Abwehr 
gemeiner  Beschädigungen  und  Gefahren  abzielen,  hat  der  Staat 
ein  stärkeres  Recht,  als  zu  solchen,  wodurch  bloß  der  Wohl- 
stand, die  Bequemlichkeit,  die  Schönheit  oder  andere  dergleichen 
Nebenvorteile  für  das  Ganze  befördert  werden  sollen*).'"  Also 
ein  Recht  der  Polizei  —  denn  nur  von  ihr  handeln  diese  Aus- 
führungen Suarez'  —  zur  Wohlfahrtsforderung  liegt  nicht 
schlechterdings  außerhalb  des  Polizeigedankens.  Suarez  ist  somit 
ebensowenig  wie  Pütter  zu  einer  völligen  prinzipiellen  Verneinung 
des  eudämonistischen  Polizeigedankens  gelangt.  Andererseits  ist 
bei  ihm  doch  das  Streben  nach  möglichster  Verhinderung  der 
Auswüchse  des  Eudämonismus  ebenso  wie  bei  Pütter  der  Grund- 
zug seiner  Auffassung.  Die  ersten  seiner  „Grundsätze  des  Policey- 
rechts"    zielen    nur   darauf  ab  5).     Und   „ein   fünfter   Grundsatz" 


')  ebenda  374. 

')  ebenda  374  (vgl.  unten  in  Anm.  5  die  Wiedergabe  der  beiden  ersten 
Grundsätze) 

3)  ebenda  375.  „Der  dritte  Grundsatz  ist:  die  Einschränkung  der 
Freiheit,  die  durch  ein  Polizey-Gesetz  geschieht,  muß  so  beschaffen  seyen, 
daß  sie  dem  Eingeschränkten  selbst  zum  Vortheil  gereicht." 

*)  „Vierter  Grundsatz",  ebenda. 

•»)  Ebenda  374:  „  ...  der  erste  Grundsatz  des  Polizey-Rechts:  daß 
nur  die  Abwendung  eines  großen  und  mit  moralischer  Gewißheit  zu  be- 
fürchtenden Schadens  für  die  bürgerliche  Gesellschaft,  oder  nur  die  gegründete 
Hoffnung   zur  Erlangung    eines   sehr  erheblichen   und  dauerhaften  Vortheils 
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sucht  dieses  Streben  durch  ein  völlig  neues  rechtsinstitutionelles 
Mittel  zu  verwirklichen,  indem  er  die  Maßregeln  der  Polizei, 
„welche  nicht  unmittelbar  den  Schutz  und  die  Sicherheit  des 
Ganzen  gegen  gemeine  Gefahr  betreffen",  also  die  wohlfahrts- 
polizeilichen Maßnahmen  des  Staates,  Schranken  finden  läßt  an 
den  „wohl  erworbenen  Eigentums-  und  anderen  Rechten  seiner 
Bürger"  ^).  Damit  ist  tatsächlich  im  Prinzip  die  Beschränkung  des 
Polizeigedankens  als  der  obrigkeitlichen  Betätigung  der  inneren 
Verwaltung  durch  die  Ausschließung  eudämonistischer  Polizei- 
gewaltübung anerkannt.  Aber  doch  nur  im  Prinzip;  und  die 
rechtsinstitutionellen  Mittel  zur  Verwirklichung  dieses  Prinzips 
sind  durchaus  unzulänglich.  Denn  sie  sind  dem  System  des 
älteren  Staats  entnommen,  nicht  dem  des  werdenden  neuen; 
sie  wurzeln  in  der  Vorstellung,  daß  der  Staat  zwar  die  von  ihm 
geschaffene  oder  anerkannte  Privatrechtsordnung  und  ihre 
Institute  nicht  über  den  Haufen  werfen  kann,  nicht  aber  in  der 
Vorstellung,  daß  seine  eigene  Betätigung  schlechthin  an  die 
Rechtsordnung  des  Staatsrechts  gebunden  ist  und  daher  überall, 
wo  diese  ihr  Schranken  setzt,  einer  öffentlichrechtlichen  Rechts- 
sphäre des  Bürgers  gegenübersteht.  Einer  solchen  Rechtssphäre, 
der  bürgerlichen  Freiheit,  deren  Wirkungen  die  ältere  Rechtslehre 
als  „natürliche  Rechte"  den  „wohlerworbenen  Rechten"  entgegen- 
setzte 2),  Inhalt  und  Sicherung  zu  geben,  war  gerade  das  Problem. 
Und  dies  Problem  hat  Suarez  überhaupt  nicht  angeschnitten. 

Die  Lehre   von  Suarez   entprach   daher  im  wesentlichen  ganz 


für  das  Ganze  de«  Staat  berechtigen  könne,  die  natürliche  Freiheit  seiner 
einzelnen  Bürger  durch  Policey-Gesetze  einzuschränken. „  —  „Ein  zweiter 
Grundsatz  des  Polizeyrechts  ist:  der  Schade,  welcher  durch  die  Einschränkung 
der  Freiheit  abgewendet  werden  soll,  muß  bei  weitem  erheblicher  seyn  als 
der  !Nachtheil,  welchen  das  Ganze  oder  auch  die  Einzelnen  durch  solche 
Einschränkungen  leiden."  —  Den  dritten  Grundsatz   siehe  oben  73    Anm.  3. 

')  Ebenda  375:  „Ein  fünfter  Grundsatz  ist:  Da  der  Staat  in  allen 
seinen  Gesetzen  die  wohl  erworbenen  Eigenthums-  und  anderen  Rechte  seiner 
Bürger  respektieren  muß,  so  muß  eben  dies  vornehmlich  auch  bei  den 
Polizeygesetzen  geschehen.  Zu  Absichten  der  Polizey,  welche  nicht  un- 
mittelbar den  Schutz  und  die  Sicherheit  des  Ganzen  gegen  gemeine  Gefahr 
beireflfen,  kann  niemand  gezwungen  werden,  sein  schon  erworbenes  Recht 
wiuer  seinen  Willen  fahren  zu  lassen." 

*)  Über  diese  Begriffe  An  schütz  Verw.  Arch.  V,  84  ff. 
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der  allgemeinen  Stellung  der  Staatstheorie  der  Aufklärung  zum 
Problem  des  Polizeigedankens:  sie  war  getragen  von  der  all- 
gemeinen Tendenz  der  Unschädlichmachung  der  Prinzipien  des 
ancien  regime,  zur  Ausbildung  eines  neuen  Polizeigedankens  aber 
war  sie  nicht  gelangt^).  In  einem  Punkte  zwar  erhob  sie  sich 
weit  über  das  allgemeine  Niveau,  indem  sie,  über  die  bloße  Ver- 
neinung hinaus,  rechtlich  etwas  Positives  zu  geben  suchte:  ein 
rechtsinstitutionelles  Prinzip  zur  Sicherung  der  angestrebten  Ein- 
schränkung des  Polizeigedankens.  Aber  gerade  dieses  Prinzip 
war  unzulänglich,  da  es  dem  Gedankensystem  der  zu  überwindenden 
Staatsperiode  angehörte  und  daher  für  die  Anbahnung  einer,  den 
neuen  Grundideen  der  Aufklärung  entsprechenden,  neuen  Epoche 
unfruchtbar  war:  es  bewertete  wohl  die  wirtschaftliche  Existenz 
des  Untertanen,  die  für  den  Staat  Mittel  und  Gegenstand  seiner 
Machtentfaltung  ist,  nicht  aber  die  menschliche  Existenz  des 
Bürgers,  der  Teil  und  Glied  des  Staates  ist.  Auf  letzteres  aber 
kam  es  an,  auf  die  Anerkennung  und  Verwertung  der  Idee  des 
Staatsbürgers.  Die  Idee  bürgerlicher  Freiheitsrechte  hatte  zwar 
auch  bei  den  fanzösischeu  Physiokraten  zuerst  in  dem  Gedanken 
der  Freiheit  des  Eigentums  ihren  Niederschlag  gefunden  2).  Aber 
die  Aufklärung  hatte  sie  bald  zu  ihrer  Abstraktion  erhoben.  Damit 
war  sie  zu  einem  ideellen  Gut  gestaltet  worden,  hinter  dem  das 
materielle  des  Eigenturasschutzes  an  politischer  Bedeutung  zurück- 
treten mußte.     Denn  es  war  ersetzbar,  jenes  nicht^).    Nach  jenem 


')  Es  sei  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  daß  die  Vorstellungen  von 
Suarez  über  den  Polizeigedanken,  um  die  es  sich  für  uns  hier  allein 
handelt,  etwas  ganz  anderes  sind  als  sein  staatsrechtlicher  „Begriff  der 
Polizei",  wie  er  von  Rosin  in  den  unten  anzuführenden  Schriften  dargestellt 
ist.  Es  war  daher  —  ganz  abgesehen  davon,  daß  ich  diesen  ziemlich 
ebenso  beurteile,  wie  Rosin  —  hier  kein  Anlaß  zu  einer  Auseinander- 
setzung mit  dessen  Ausführungen. 

2)  Vgl.  die  Übersicht  in  der  —  in  der  Gesamtbeurteilung  ganz  un- 
zulänglichen —  Arbeit  von  V.  Marcaggi,  Las  origines  de  la  declaration 
des  droits  Par.  1904,  104—115. 

3)  So  blieb  denn  von  jenem  Gedanken  Suarez'  nichts  anderes  als  die 
Folgerung,  die  er  selbst  daraus  gezogen  hatte:  (ebenda  376,  sechster 
Grundsatz)  „Wenn  die  Ausführung  eines  Polizeygesetzes  Aufopferung  der 
Eigen thums-  oder  anderen  Rechte  von  Seiten  der  Einzelnen  noth wendig 
macht  und  dies  Gesetz  wirklich  zur  Sicherheit  gegen  gemeine  Gefahr  abzielt, 
so   kann   der  Staat  zwar  die  Einzelnen  zu  solchen  Aufopferungen  nötbigen. 
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ideellen  Gut  strebt  die  Aufklärung,  und  Suarez  hat  dafür  Neues 
nicht  zu  geben  gewußt. 

Durch  die  Unfruchtbarkeit  des  rechtsinstitutionellen  Gedankens 
Suarez'  war  der  einzige  Versuch  der  Staatstheorie  der  Aufklärung, 
einen  neuen  lebensfähigen  Polizeigedanken  dem  Staatsleben  ein- 
zupflanzen, im  Keime  erstickt  und  das  Feld  wieder  ganz  frei  ge- 
worden für  den  naturrechtlichen  Rationalismus.  Man  beschränkte 
sich  wieder  ganz  auf  die  programmatische  Ausarbeitung  eines 
zeitgemäßen  Polizeigedankens  und  diese  wurde  vollendet  in  großem 
Stil  durch  das  große  preußische  Gesetzgebungswerk. 

Im  Allg.  Landrecht  ist  in  durchgreifender  Weise  ein  Polizei- 
gedanke zur  Anwendung  gekommen,  der  jeden  Eudämonismus 
ausschließt.  Durch  die  ausführliche  Untersuchung  Schillings,  auf 
die  wir  hier  für  alle  Einzelheiten  bezug  nehmen  können  ^),  ist  dar- 
getan, daß  bei  der  endgültigen  Redaktion  des  Gesetzbuches  an 
allen  Stellen,  an  denen  es  auf  den  Polizeigedanken  ankam,  alles 
ausgemerzt  worden  ist,  was  noch  in  dem  gedruckten  Entwurf  an 
den  eudämonistischen  Polizeigedanken  erinnert  hatte.  Und  zwar 
ist  dies,  wie  sich  aus  der  Darstellung  Schillings  ergibt,  aus  ganz 
systematischen  Erwägungen  geschehen  auf  Grund  prinzipieller 
Abwägung  zwischen  den  alten  eudämonistischen  Prinzipien  und 
den  Forderungen  der  Aufklärung  zur  Beschränkung  des  Staats- 
oder wenigstens  des  Polizeigedankens.  So  ist  denn  auch  in  der 
programmatischen  Festlegung  des  Polizeigedankens  -  im  Gegen- 
satz zu  dem  gedruckten  Entwurf  —  die  Wohlfahrtsförderung  aus 
den  Aufgaben  der  Polizei  ausgeschaltet  und  als  das  „Amt  der 
Polizei"  bezeichnet  worden:  „die  nötigen  Anstalten  zur  Erhaltung 
der  öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  und  zur 
Abwendung  der  dem  Publiko  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben 
bevorstehenden  Gefahr  zu  treffen."  (§  10.  II.  17  A.  L.  R.).  Damit 
ist  für  Preußen  offiziell  und  grundsätzlich  der  Polizeigedanke  des 


er  muß  aber  sorgen,  daß  sie  dafür  nach  Billigkeit  entschädigt  werden." 
Das  ist  also  die  Entschädigungspflicht  für  rechtmäßigen  Eingriff  in  die 
Eigentumssphäre  (wohlerworbene,  „besondere"  Rechte),  wie  sie  später  im 
§  70  Einl.  A.  L.  R.  Gesetz  geworden  ist.  Näheres  zu  dieser  Bestimmung 
des  Landrechts  siehe  Anschfitz,  Verw.-Arch.  V,  Ifif. 

')  Schilling,    Beiträge     zur    Entwicklung    des   Polizeibegriffs    nach 
Preußischem  Recht,  Verw.-Arch.  II,  474—520,  bes.  497  ff. 
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Polizeistaats  aufgegeben  worden:  formell,  indem  Grenzen  der 
Polizeigewalt  anerkannt  wurden,  materiell,  indem  diese  Grenzen 
das  offizielle  Prinzip  des  älteren  Polizeigedankens,  den  Eudämo- 
nisraus,  ausschlössen  *). 

^)  Das  Urteil  über  die  Bedeutung  des  §  10.  II.  17  A.  L.  R.  ist  Gegen- 
stand einer  der  schwierigsten  Streitfragen  des  preußischen  Verwaltungsrechts, 
in  der  die  Autorität  des  bedeutendsten  und  gründlichsten  \Yissenschaftlichen 
Bearbeiters  der  Materie,  Rosin,  durchaus  der  in  Theorie  und  Praxis 
herrschenden  Meinung  entgegensteht.  Eine  Erörterung  dieser  Streitfrage 
ist  hier  ebensowenig  möglich  wie  ihr  völliges  Übergehen.  Denn  die 
Argumente  Rosins  sind  nicht  allein  bis  jetzt  in  keiner  Weise  widerlegt, 
sondern  ihre  kritische  Würdigung  wäre  auch  nur  möglich  in  einer  Aus- 
einandersetzung in  allen  Einzelheiten,  wie  sie  eine  vollständige  besondere 
Abhandlung  verlangte.  Es  kann  daher  hier  nur  dasjenige  hervorgehoben 
werden,  was  nach  meiner  Auffassung  entscheidend  ist. 

Zunächst  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Frage  nach  dem 
„Begriffe"  der  Polizei  im  AUg.  Landrecht  für  unsere  Frage  vollständig  aus- 
zuschalten hat.  Denn  nicht  darauf  koumit  es  für  uns  an,  ob  im  AUg.  Land- 
recht der  Begriff  der  Polizei  noch  mit  dem  der  inneren  Verwaltung  identisch 
ist,  wie  Rosin  (Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preußen,  2.  Aufl.  1895,  121  ff., 
Der  Begriff  der  Polizei  1895,  28  ff.,  Art.  , Polizei"  in  v.  Stengel-Fleischmann 
Wbch.  Staats-  u.  Verw.-R.  2.  Aull.  III,  98)  und  Schilling  (a.  a.  0.)  wohl 
mit  Recht  annehmen,  sondern  nur  darauf,  wieweit  das  Gesetzbuch  eine 
Polizei gew alt  anerkennt,  d.  h.  eine  mit  Zwangsgewalt  ausgestattete  An- 
ordnungsbefugnis der  inneren  Verwaltung. 

Daß  §  10.  II.  17  das  polizeiliche  .Amt"  im  Gegensatz  zu  dem  Polizei- 
gedanken des  Polizeistaats  einschränken  will,  wird  auch  von  Rosin  an- 
genommen, nur  glaubt  er,  unter  ,Amt"  nicht  die  Polizeigewalt  ihrem  ganzen 
Umfange  nach,  sondern  allein  die  Verfügungsbefugnisse  der  Polizeibehörden 
verstehen  zu  sollen.  Denn  das  Recht,  „allgemeine  Polizeiverordnungen"  zu 
erlassen,  ist  nach  §  6.  II.  13.  ein  „Majestätsrecht".  Dies  steht  gerade  im 
Gegensatz  zum  „Amt"  der  Behörden.  Die  Gründe,  mit  denen  Rosin  seine 
Lehre  stützt,  sind  quantitativ  und  qualitativ  so  bedeutsam,  daß,  wie  gesagt, 
eine  Erörterung  im  Einzelnen  hier  schlechterdings  unmöglich  ist.  Ich  muß 
mich  daher  auf  die  Feststellung  beschränken,  daß,  selbst  wenn  sie  alle  an 
sich  unanfechtbar  wären  (was  ich  bei  vielen,  aber  durchaus  nicht  allen,  zu- 
gebe), sie  mir  nach  wie  vor  durch  folgende  Erwägungen  ihrer  Beweiskraft 
beraubt  zu  werden  scheinen. 

Die  von  Schilling  aufgedeckten  Vorgänge  aus  der  Entstehungs- 
geschichte des  Allg.  Landrechts  machen  die  an  sich  schon  einleuchtende 
Thatsache  unbezweifelbar,  daß  §  10,  U.  17  die  Streitfrage  der  Aufklärung, 
Eudämonismus  oder  bloßer  Sicherheits-  und  Ordnungszweck,  positivrechtlich 
entscheiden  wollte.  Diese  Streitfrage  hatte  aber  nie  zwischen  den  Verfügungs- 
und  den  Verordnungsbefugnissen  in  Hinsicht  der  Wirkung  und  Ausdehnung 
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Was  das  allgemeine  Landrecht  in§JO.  IL  17  zum  Ausdruck 
brachte,   war  ganz   der  Polizeigedanke  der  Staatstheorie  der  Auf- 


des  Polizeigedankens  einen  Unterschied  gemacht.  Rosiu  (Begriff  55ff.)  fährt 
von  vorlandrechtlichen  Schriftstellern  nur  Sonnenfels  an.  Dieser  verwertet 
aber  die  von  ihm  aufgestellte  Scheidung  zwischen  der  ^Gewalt  des  Polizei- 
magistrates'' und  dem  „Wesen  der  Polizei"  schlechterdings  nicht  für  die 
Wirkung  des  Polizeigedankens  in  beiden.  (Er  ist  übrigens  schon  deshalb 
ein  ganz  xmtauglicher  Zeuge,  weil  sein  Polizeigedanke  in  Wahrheit,  wie  wir 
uns  erinnern,  völlig  der  „eudämonistische"  des  Polizeistaats  ist.)  So  "wissen 
vrir  auch,  daß  Suarez  alle  seine  Einschränkungen  des  Polizeigedankens 
ausdrücklich  auf  die  „Polizeigesetze"  erstreckt.  Die  Streitfrage  war  nur -die 
eine:  Wohlfahrtszweck  oder  Sicherheitszweck  als  Grundlage  des  Polizei- 
gedankens, d.  h.  des  Gedankens  der  Zwangsordnuug  in  Materien  der  inneren 
Verwaltung.  Hätte  der  Gesetzgeber  nicht  diese  Streitfrage,  mit  der  er  sich 
eingehend  befaßt  hat,  sondern  zwei  ganz  neue,  bisher  nie  erörterte  Fragen, 
nämlich  1)  Unterschied  der  Wirkung  des  Polizeigedankens  a)  in  polizeilichen 
Verordnungen,  b)  in  polizeilichen  Vexfägungen,  2)  rechtliche  Schranken  der 
letzteren  im  Gegensatz  zu  ersteren,  entscheiden  wollen,  so  würde  er  das,  bei 
seinem  Streben  nach  Hervorhebung  der  rechts-  und  staatstheoretischeu 
Grundgedanken,  ausdrücklich  hervorgehoben  haben.  Er  hat  das  nicht  nur 
nicht  gethan,  sondern,  indem  er  in  unmittelbarstem  Anschluß  an  seine  Be- 
stimmung des  „Amtes  der  Polizei"  von  der  „Untersuchung  und  Bestrafung 
der  gegen  solche  Polizeigesetze  begangenen  Übertretungen"  spricht 
(§  11.  II.  17.),  mit  aller  Deutlichkeit  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  er  mit 
Suarez  die  „Polizeigesetze"  nur  als  eine  Funktion  der  Polizeigewalt  ansiebt, 
die  er  selbst  als  „Amt  der  Polizei"  bezeichnet. 

Es  ist  ohne  weiteres  die  Richtigkeit  der  Ansicht  Rosin s  anzuerkennen, 
daß  die  so  aufgefaßte  Bedeutung  des  §  10.  II.  17  gegenüber  §  6.  II.  13  und 
dem  Begriff  des  Majestätsrechtes  Schwierigkeiten  bietet,  die  für  die  Rechts- 
anwendung vielleicht  unüberwindlich  sein  konnten.  Es  braucht  daher  garnicht 
einmal  bestritten  zu  werden,  daß  für  die  Rechtsanwendung  die  von  Rosiu 
versuchte  Lösung  vielleicht  der  einzig  gangbare  und  daher  juristisch  richtige 
Ausweg  war  (was  hier  natürlich  alles  unerörtert  bleiben  muß),  aber  für  uns 
kommt  es  darauf  nicht  an.  Für  uns  ist  nur  der  rechts-  und  staatstheoretische 
Gedanke  von  Bedeutung,  den  das  Gesetz  zur  Anerkennug  nicht  nur  bringen 
wollte,  sondern  auch  gebracht  hat.  Hat  es  zur  Verwirklichung  des  Gedankens 
recbtstechnisch  untaugliche  Mittel  angewandt,  so  ist  das  daher  für  unsere 
Frage  gleichgültig.  Das  müßte  für  die  Bedeutung  jedes  Gesetzes  gelten, 
in  ganz  besonderem  Maße  aber  gilt  es  von  einem  Gesetz,  das  wie  das  Allg. 
Landrecht  in  so  weitem  Maße  in  dem  Denken  des  Naturrechts  verankert 
ist.  Der  §  10.  II.  17  hat,  wie  nach  seiner  Entstehungsgeschichte  ganz 
unzweifelhaft  ist,  die  naturrechtlichen  Gedanken  der  Aufklärung  über  den 
Inhalt  und  die  Grenzen  des  Polizeigedankens  zu  positiv-rechtlichen  Normen 
erheben  wollen.     Hat  er  das  mit  untauglichen  Mitteln  gethan,  so  kann  das 
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klärung,  d.  h.  ein  Polizeigedanke,  der  zustande  gekommen  war 
wesentlich  nur  durch  Ausschaltung  aller  „eudämonistischen" 
Prinzipien  aus  dem  älteren  Polizeigedanken,  in  denen  man  den 
Grund  für  dessen  Schädlichkeit  erblicken  zu  können  glaubte. 
Mit  Sorgfalt  war  bei  der  endgültigen  Ausarbeitung  des  Gesetzes 
alles  entfernt  worden,  was  nach  Eudämonismus  schmeckte^). 
Der  Staat  soll  nicht  für  den  „Wohlstand"  und  die  „besondere 
Wohlfahrt",  sondern  nur  für  die  „Sicherheit"  der  Unterthanen 
sorgen.  Die  Polizei  der  „Verbindungen"  soll  nicht  gehandhabt 
werden  unter  dem  Gesichtspunkte  des  „gemeinen  Wohls",  auch 
nicht,  wie  demnächst  vorgeschlagen  wurde,  „der  Religion,  der 
Moral  und  der  guten  Sitten",  was  „theils  zu  viel,  theils  zu 
wenig"  sagt,  sondern  der  „gemeinen  Ruhe,  Sicherheit  und 
Ordnung".  Das  waren  die  Gedanken,  die  überall  bei  Beratung 
des  Gesetzbuchs  zutage  traten^).  Es  war  also  ein  wesentlich 
negativer  Gedanke:  Ausschluß  des  Eudämonismus.  Nrr  ver- 
einzelt zeigen  sich  daneben  positive  Elemente,  die  ebenfalls 
typische  Produkte  der  Aufklärung  waren.  Charakteristisch  ist 
hier  die  der  Polizei  gestellte  Aufgabe  der  Verhinderung  grober 
baulicher  Verunstaltungen  der  Städte:  wie  die  Aufklärung,  wenn 
auch  das  Ende,  so  doch  eine  Frucht  der  ästhetisierenden  Lebens- 
auffassung des  Rokoko  ist,  so  konnte  sie  zwar  in  Verneinung  des 
Bevormundungsprinzips  grundsätzlich  auf  die  alte  „Geschmacks- 
jJolizei"  verzichten,  mochte  aber  gegenüber  besonders  schweren 
Verletzungen  des  wirklich  allgemeinen  ästhetischen  Interesses  auf 


für  die  Beurteilung  des  damaligen  Rechts  und  damit  der  Rechtsgeschichte 
Ton  Bedeutung  sein  (es  ist  dies  für  letztere  nicht,  da  §  10.  II.  17  alsbald, 
wie  wir  sehen  werden,  obsolet  geworden  ist),  nicht  aber  für  die  Bedeutung 
der  offiziellen  Staatstheo ric  selbst,  auf  die  es  hier  allein  ankommt. 

')  Daß  im  Allg.  Landrecht  manche  „Polizeigesetze"  zu  finden  sein 
werden,  die  über  die  bloße  Wahrung  von  Sicherheit  und  Ordnung  hinaus- 
gehen, soll  durchaus  nicht  bestritten  werden.  Denn  an  der  für  uns  zunächst 
allein  erheblichen  Thatsache  der  prinzipiellen  Festlegung  der  offiziellen 
Staatstheorie  über  den  Polizeigedanken  im  §  10.  II.  17.  ändert  das  gar 
nichts.  Doch  dürften  jene  Durchbrechungen  des  Prinzips  m.  E.  quantitativ 
und  qualitativ  nicht  so  sehr  bedeutsam  sein,  wieRosin  annimmt.  Die  von 
ihm  („Begriff"  Anm.  80)  angeführten  Gesetzesbestimmungen  scheinen  mir  nur 
lum  Teil  und  in  geringem  Maße  über  die  Ordnungswahrung  hinauszugehen. 

«)  Schilling.  497  ff.,  506  f. 
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obrigkeitlichen   Schutz   nicht  verzichten.  .  Noch  charakteristischer 
ist  die  wahrhaft  edle  und  im  besten  Sinne  aufgeklärte  Humanität 
der    polizeilichen    Maßnahmen   gegenüber   dem    Geschlechtsleben. 
Man   fährt   nicht   mehr   mit    der   alten,    sinnlosen  Brutalität   auf 
die  Schwäche  los,    sondern  sucht  sie  zu  stützen,    die  wirklichen 
Gemeinschädlichkeiten  aber  mit  klarer  Nüchternheit  einzudämmen. 
Nicht  polizeiliche  Verbote  gegen  jede  Unzucht;  sondern  „Kirchen- 
und  SchuUehrei-   lassen  keine  Gelegenheit  außer  acht,   die  ihnen 
Anvertrauten  zur  Tugend   zu  ermahnen."     Treten    aber  doch  bei 
einem   Mädchen    die    Folgen    eines    Fehltritts    ein,    so    sind    alle 
Maßnahmen  getroffen,  um  Mutter  und  Kind  zu  schützen.   Dienst- 
herrschaft oder  Vermieter  sollen  die  Geschwängerte  zur  Anzeige 
bei   der   Behörde   ermahnen,   äußerstensfalls  diese   selbst  machen. 
Ist  keine  Hebamme  bestellt,    so  soll  jede,    die  von  dem  Fall  er- 
fährt,   von    sich    aus    „mit   den   Anverwandten,    Herrschaft    und 
Hausgenossen    der   Schwangeren,    Verabredung    wegen   des   Ortes 
der  Niederkunft  und  Verpflegung  während   der   V^^ochen"  treffen. 
Vor   allem   aber   darf  der  unehelich    Geschwängerten   „über  ihre 
Schwachheit,  bei  nachdrücklicher  Ahndung,  kein  Vorwurf  gemächt 
und   ihr  nirgends   ein   Unterscheidungszeichen  beigelegt  werden, 
welches  auf  ihren  Fall  die  geringste  Beziehung  haben  oder  ihrem 
guten   Namen  und  weiteren  Fortkommen  in   der  Welt  nachteilig 
sein  könnte^)*'.   Auf  der  anderen  Seite  wird  die  Hand  der  Polizei 
fest  auf  die  gewerbsmäßige  Unzucht  gelegt,  wegen  ihrer  Gefahren 
für  die  öffentliche  Sicherheit  und  Gesundheit;  aber   eben  deshalb 
nicht  mit  blinden  und  daher  mehr  schadenden  als  nutzenden  Maß- 
regeln einer  „Sittenpolizei",    die  die  Gewerbsunzucht  nur  in  die 
Heimlichkeit   drängen   und    dadurch   die   so   nötige  Überwachung 
unmöglich  machen;   sondern  durch  rücksichtslose  Unterdrückung 
zwar    der    „Winkelhurerei",    hingegen    Duldung    und    genaueste 
sicherheits-     und     gesundheitspolizeiliche     Beaufsichtigung     von 
Bordellen  2).     Das   alles   sind  Maßregeln,   die  dem  geistigen  und 
sittlichen   Streben   der   Aufklärung   entsprechen   und  zeigen,   daß 
es  der  Aufklärung  durchaus  nicht  an   lebendigen  Kräften  fehlte, 

«)  A.L.E.  §§894,  901  ff.  II.  20;  Publ.  v.  14.4.  1794  (Mann köpf f,  Allg. 
Landrecht  1838,  V,  547  ff.) 

2)  A.  L.  R.  §§  999  ff.  II.  20;  Reskr.  d-  Gen.  Direkt,  v.  5.  2.  1791,  Ver. 
y.  2.2.  1792.  (Wolzendorff,  Polizei  u.  Prostitution  36  f.). 
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aus  denen  neue  staatliche  Gedanken  hätten  entwickelt  weiden 
können  —  wenn  ihr  nicht  das  Entscheidende  gefehlt  hätte,  der 
durchdringende  Ernst,  in  dem  allein  die  Fähigkeit  zu  frucht- 
harer  positiver  Arbeit  gegeben  ist.  So  sind  auch  die  positiven 
neuen  Elemente  in  dem  soziahvissenschaftlichen  .Polizeigedanken 
des  Allg.  Landrechts  nur  vereinzelte^),  im  ganzen  großen  ist  sein 
Gehalt  der  von  der  Aufklärung  gegebene  rein  kritische,  also 
negative:  Ablehnung  der  vermeintlichen  Schäden  des  Eudämonis- 
mus.  Immerhin  war  aber  damit  —  das  darf  doch  nicht  ver- 
gessen werden  —  die  prinzipielle  Abwendung  von  den  Regie- 
rungsprinzipien des  ancien  regime  vollzogen;  wenn  auch  nicht 
in  klarer  staatstheoretischer  Erkenntnis  des  Entscheidenden,  so 
doch  im  festen  und  bestimmten  politischen  Willen  auf  dieses  Ziel. 

Thatsächlich  war  demnach  der  Polizeigedanke,  den  das 
Allg.  Landrecht  materiell  zur  Geltung  bringen  wollte,  durchaus 
so  geartet,  wie  es  der  Staatstheorie  der  Aufklärung  entsprach: 
ein  Ausgleich  zwischen  dem  Interesse  Status  publici  und  dem 
humanistisch  gedachten  Selbstbestimmungsrecht  des  Individuums. 
So  zeigte  er  aber  auch  nicht  nur  die  positiven,  sondern  auch  die 
negativen  Werte  des  politischen  Denkens  der  Aufklärung:  es 
fehlte  ihm  an  der  Sicherheit  der  äußeren  und  inneren  Folge- 
ziehung. 

Diese  Unsicherheit  des  Polizeigedankens  des  Allg.  Land- 
rechts zeigt  sich  schon  darin,  daß  die  für  die  Hauptformel 
Pütters  sich  entscheidende  definitive  Fassung,  wie  wir  wissen, 
erst  in  letzter  Stunde  den  Sieg  über  die  ursprüngliche  Wohl- 
fahrts-Formel erhalten  hat.  Es  mag  damit  zusammenhängen  — 
oder  ist  andernfalls  ein  weiteres  selbständiges  Symptom  für  die 
mangelnde  Folgerichtigkeit  —  daß  der  den  Polizeigedanken  be- 
stimmende §  10.  IL  17  so  unorganisch  zu  anderen  Bestimmungen 
des  Gesetzbuchs  steht,  daß  daraus  in  der  Anwendung  sehr  be- 
achtliche juristische  Schwierigkeiten  sich  ergeben  2).  Zwar  können 
diese  juristischen  Schv.ierigkeiten,  die  hier  in  Kürze  nicht  näher 
erörtert   werden    können  3),   die   uns   allein  interessierende  staats- 


^)  Allgemein    Fleischmann,     Friderizianischer     Sozialismus     (Z.   f 
Sozialwisseuschaft  VI,  1903,  S.  103  fg.) 
^)  Dazu  Rosin,  „Begriff"  47  ff. 
3)  Vgl.  jedoch  oben  S.  77  Anm.  1. 
Wolzendorff,  Polizeigedauke  " 
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theoretische  Bedeutung  des  Polizeigedajikens  des  Allg  Land- 
rechts nicht  in  Frage  stellen,  die  Thatsache  ihres  Vorhandenseins 
aber  darf  nicht  unbeachtet  bleiben  als  Zeichen  der  inneren  Un- 
sicherheit des  Gesetzgebers  in  der  Frage  des  Polizeigedankens. 
Diese  Unsicherheit  des  Gesetzgebers  zeigt  sich  ferner  jedoch'  und 
bedeutsamer  darin,  daß  seine  Ausprägung  des  Polizeigedankens 
weder  die  innere  Ausschöpfuug  des  materiellen  Ideengehaltes, 
den  sie  zur  Geltung  bringen  wollte,  noch  auch  diese  Geltung 
selbst  zu  sichern  vermochte;  beides  nur  Folgen  des  Zeitgeistes 
der  Aufklärung. 

Die  Aufklärung  hat,  wie  wir  fanden,  für  die  Entwicklung 
des  Polizeigedankens  nichts  zu  geben  gewußt,  als  die  Erkenntnis 
der  Schädlichkeit  des  vagen  Prinzips  des  Eudämonismus,  ohne 
jedoch  den  eigentlichen  Grund  dieser  Schädlichkeit  aufzudecken: 
die  Thatsache,  daß  in  der  politischen  Wirklichkeit  der  Polizei- 
gedanke nur  durch  das  selbstzwecklich  staatlich-fürstliche 
Autoritätsinteresse  bestimmt  war  und  den  Eudämonismus  nur 
als  politisches  Zweckmittel  verwandte.  Genau  so  glaubte  man 
bei  der  Redaktion  des  Allg.  Landrechts  genug  gethan  zu  haben, 
wenn  man  mit  Sorgfalt  überall  die  „öffentliche  Wohlfahrt"  als 
Ausdruck  für  das  Ziel  der  mit  Zwangsgewalt  ausgestatteten 
Thätigkeit  der  inneren  Verwaltung  entfernte.  In  Wirklichkeit 
war  es  schon  längst  nicht  mehr  jene  Formel  des  Eudämonismus, 
worin  das  wesentlichste  Element  des  ancien  regime,  das  des 
selbstzwecklichen  Autoritätsprinzips,  steckte.  Vielmehr  hatte 
gerade  hierfür  die  wohlausgebildete  rechtliche  und  politische 
Technik  des  Polizeistaats  sich  eine  besondere  Formel  geschaffen: 
es  war  die  „Unterthanen" -Pflicht  war'  i§o^v,  die  Pflicht,  ohne 
„unzeitiges  Urteilen"  in  „Ruhe  und  Modestie",  in  absoluter 
geistiger  Unselbständigkeit  alle  Verfügungen  einer  „hohen 
Obrigkeit"  als  in  und  an  sich  richtig  und  berechtigt  hin- 
zunehmen. Dies  Prinzip  der  „Ruhe"  des  staatsbürgerlichen 
Verhaltens,  in  dem  das,  für  das  menschliche  Einzelleben  wie  für 
das  staatliche  Gemeinleben,  verderblichste  Element  des  älteren 
Polizeigedankens  lag  und  das  zugleich  dem  Grundgedanken  der 
Aufklärung  am  meisten  zuwider  ist,  war  —  eine  typische  Folge 
des  Dilettantismus  und  der  aristokratischen  Färbung  ihrer  Denk- 
weise —  von   ihrer   Staatstheorie   gänzlich  unbeachtet  geblieben. 
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So  war  die  „öffentliche  Euhe"  durch  das  Allg.  Landrecht  unter 
die  Zwecke  der  Polizei  mit  aufgenommen  worden  und  damit  ein 
Element  des  Polizeigedankens,  dessen  politische  Tragweite  gar 
nicht  abzusehen  war.  Die  Realität  der  politischen  Wechsel- 
wirkungen hat  sie  später,  wie  wir  noch  sehen  werden,  als 
außerordentlich  groß  gezeigt:  jeder  Tiefstand  des  staatlichen 
Lebens  war  in  der  Folgezeit  mit  einem  stärkeren  Hervortreten 
des  Prinzips  der  Euhe  als  der  „ersten  Bürgerpflicht"  verbunden. 
Unter  der  Formel  dieses  Prinzips  ging  das  alte  Preußen  1806/07 
in  Trümmern  und  wurde  die  Entwicklung  des  neuen  Preußens  in 
der  langen  Zeit  von  1815  bis  1848  zurückgehalten.  Wenn  nun 
auch  gewiß  nicht  daran  gedacht  werden  kann,  daß  die 
politischen  Tendenzen,  die  sich  hinter  jener  Formel  bargen, 
durch  deren  Aufnahme  in  das  Allg.  Landrecht  hätten  erzeugt 
werden  können,  so  wird  doch  nicht  daran  zu  zweifeln  sein,  daß 
sie  mit  dem  ihnen  dadurch  gelieferten  Stempel  rechtlich  an- 
erkannter Staatsgrundsätze  einen  starken  politischen  Rückhalt 
und  erhebliche  Förderung  erhielten. 

Wie  diese  innere  Unsicherheit  des  Polizeigedankens  des 
Allg.  Landrechts  auf  dem  im  Wesen  der  Aufklärung  liegenden 
politischen  Dilettantismus  beruht,  so  ist  auch  nur  dieser  der 
Grund  für  seine  mangelnde  äußere  Sicherung.  Wir  haben 
gesehen,  daß  von  ihrer  individualistischen  Grundlage  aus  die 
Aufklärung  bei  einigermaßen  ernster  Folgeziehung  zu  der  durch 
die  Tradition  der  naturrechtlichen  Staatslehre  und  die  tatsäch- 
liche Entwicklung  des  politischen  Lebens  bereiteten  Forderung 
der  Anerkennung  des  Bürgergedankens  gelangen  mußte:  zur 
Forderung  der  Anteilnahme  des  Bürgers  an  der  Bildung  des 
Staatswillens  und  des  rechtsinstitutionellen  Ausbaus  einer 
individuellen  Freiheitssphäre.  Die  Erfüllung  dieser  Forderungen 
lag  in  der  Schaffung  einer  rechtlichen  Unterordnung  der 
Verwaltung  unter  das  Gesetz  und  der  gesetzlichen  Ausgestaltung 
von  Freiheitsrechten,  wie  sie  die  Staatstheorie  der  französischen 
Revolution  als  Grundsatz  bereits  gebracht  hatte.  Diese  recht- 
lichen Einrichtungen  l^ätten  thatsächlich  rechtliche  und  politische 
Garantieen  gebildet  für  die  staatstheoretischen  Anforderungen  der 
Aufklärung  an  den  Polizeigedanken.  Denn  deren  allein  fest- 
stehender Gehalt  war  die  Verhinderung   einer  entartenden  Über- 
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Spannung  des  Polizeigedankens,  und  dagegen  sicherte  die  Ver- 
selbständigung der  Legislative  gegenüber  der  Verwaltung,  in- 
dem sie  ein  Wiederaufleben  des  staatlich-fürstlichen,  selbstzweck- 
lichen, Souveränitäts-  und  Autoritätsprinzips  unmöglich  machte. 
Die  Aufstellung  und  der  gesetzliche  Ausbau  von  Freiheitsrechten 
hingegen  hätten  dem  Wirken  des  Polizeigedankens  feste  formale 
Grenzen  gesetzt.  Deren  materielle  Bestimmung  endlich  wäre 
wiederum  durch  die  Gewaltentrennung  gegen  die  Einwirkung 
jenes  Prinzips  des  Polizeistaats  geschützt  worden.  Wie  die 
Staatstheorie  der  Aufklärung  keinerlei  derartige  Sicherungen 
des  Polizeigedankens  erdacht  hatte,  so  erhielt  dieser  sie  auch 
nicht  im  preußischen  Kecht.  So  wurde  es  möglich,  daß  er  hier 
dauernden  Schwankungen  unterliegen  konnte,  während  der  völlig 
gleiche  Gedanke  in  Fankreich  im  Prinzip  wenigstens,  bis  heute 
unwandelbar  sich  erhalten  hat^). 

Die  Vernachlässigung  jeder  politischen  und  rechtlichen 
Sicherung  des  Polizeigedankens  im  Allg.  Landrecht  ist  nur  zu 
erklären  aus  dem  Rationalismus  der  Aufklärung  und  damit  aus 
deren  gesamter  Geistesverfassung,  wie  wir  sie  als  eine  Nach- 
wirkung des  Polizeistaats  erkannt  haben.  Das  ist  von  großer 
praktischer  Bedeutung.  Denn  es  war  nicht  nur  ein  Stecken- 
bleiben in  dem  allgemeinen,  überheblichen  Dilettantismus  polizei- 
staatlichen politischen  Denkens,  sondern  geradezu  ein  Zurück- 
fallen in  den  seine  Kräfte  überschätzenden  Polizeigedanken  der 
Bevormundung,  wenn  der  preußische  Gesetzgeber  glaubte,  mit 
der  einfachen  Aufstellung  eines  allgemeinen  Axioms,  entgegen 
dem    Beharrungsvermögen    der    menschlichen    Psyche    einerseits 


*)  Die  Wirkungen  des  Polizeigedankens  haben  zwar  in  Frankreich 
ebenso  geschwankt  wie  in  Preußen,  indem  die  äußeren  Grenzen,  die  ihnen 

die   gesetzliche  Ausgestaltung  der  Freiheitsrechte  setzte,  je  nach  dem  gerade 

b  estehenden  Regime  wechselten  (vgl.  unten  Kap.  IV).  Auch  konnte  unter  dem 
Drucke  überwiegender  politischer  Macht  der  allgemeine  (negative)  Polizei- 
gedanke vielfach  nicht  zur  Geltung  kommen  (Erstes  Kaiserreich).  Sobald 
man    sich    aber    überhaupt   wieder    auf  ihn  besann,    hat  er  sofort  in  voller 

K  larheit  bestanden.  Die  von  mir  an  anderer  Stelle  (Arch.  Öff.  Recht  XXIV, 
325—393)  ausführlich  geschilderten,  denjenigen  des  §  10.  II.  17.  A.  L.  R.  voll- 
ständig identischen  Grenzen  der  Polizeigewalt  im  französischen  Recht  haben 
zum    mindesten    seit  dem   Bürgerkönigtum   in    völlig  gleicher  und  sicherer 

Weise  pr  inzipiclle  Anerkennung  gefunden. 
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und  den  wechselnden  Eindrücken  der  Schicksalswendungen  des 
Staatslebens  andererseits,  eine  völlige  und  dauernde  Umwandlung 
der  ganzen,  stark  gefestigten  Regierungsweise  herbeiführen  zu 
können.  Diese  innerliche  Verbindung  mit  dem  Polizeistaat 
aber  machte  den  neuen  Polizeigedanken  von  Anfang  an  praktisch 
haltlos.  In  dem  Glauben  an  die  Allmacht  des  Befehls  hatte 
man  ebenso  wie  auf  seine  rechts-  und  politischinstitutionelle  auch 
auf  seine  psychologische  Sicherung  verzichtet.  Man  hatte  gar 
nicht  versucht,  durch  starke  innere  Eindringlichkeit  der  Um- 
schreibung seines  Inhalts  ihm  für  das  politische  Denken  einen 
festen  Halt  zu  geben.  Mit  einer  einfachen  positiven  Aussage 
hatte  sich  der  Gesetzgeber  in  einer,  nicht  einmal  in  der  Literatur 
klaren^),  staatstheoretischen  Streitfrage  für  einen  von  zwei,  gegen 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  gegen  einander  ringenden  Polizei- 
gedanken entschieden,  ohne  irgendwie  auf  jene  Gegensätzlichkeit 
hinzuweisen,  in  der  die  —  wesentlich  negative  —  Bedeutung 
jener  Entscheidung  lag.  So  konnte  und  mußte  es  dahin 
kommen,  daß  einer  Auffassung  späterer  Zeiten,  die  der  ihre 
Grundlage  bildenden  Ideenwelt  ferner  stand,  das  Schwergewicht 
ihrer  Bedeutung  gar  nicht  mehr  erkennbar  war  2).  Daß  man  aber 
schon  auf  der  Schwelle  dieser  Zeiten  stand  und  d«s  nicht  erkann- 
te, darin  gipfelt  der  politische  Dilettantismus  der  Aufklärung. 

In  Gestalt  der  nach  den  blutigen  Ereignissen  der  französi- 
schen Revolution  in  ganz  Deutschland  einsetzenden  Reaktion 
gegen  die  mit  den  politischen  Ideen  der  Aufklärung  wesentlich 
identischen  Prinzipien  von  1789  waren  schon  die  ps3'chologischen 
Mächte  aufgetreten,  die  auf  eine  Verschiebung  des  Polizei- 
gedankens drängten.  Nun  mußte  sich  die  mangelnde  politische 
und  rechtliche  Sicherung  des  vom  Allg.  Landrecht  zu  einem 
Rechtssatz  erhobenen  Polizeigedankens  der  Aufklärung  sofort 
bemerkbar  machen.     Wehrlos  war  er  der  Reaktion  preisgegeben. 

Die  Reaktion  gegen  die  politischen  Ideen  der  Aufklärung 
war  genau  so  primitiv,  genau  so  dilettantisch,  wie  die  der  Auf- 
klärung gegen  das  Regierungsprinzip  des  ancien  regime  es 
gewesen    war.     Derselbe,    vom    Polizeistaat    erzeugte,    Geist    des 


»)  Vgl.  oben  70  ff. 

2)  Vgl.  unten  92  ff.,  108  ff.,  aber  auch  oben  77  Anm.  1. 
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Dilettantismus,  dem  der  Polizeigedanke  der  Aufklärung  ent- 
sprungen war,  sollte  ihn  auch  wieder  verschlingen^).  Wie  sie 
selbst  nie  die  Schädlichkeit  der  Wirkung  des  alten  Polizei- 
gedankens erkannt  und  deshalb,  ohne  weiteren  Klärungs versuch, 
mit  der  Vernichtung  seiner  staatstheoretischen  Formel  geholfen 
zu  haben  glaubte,  so  warf  man  jetzt  die  Ideale  der  Aufklärung, 
nachdem  unter  ihrem  Namen  in  Frankreich  so  Böses  geschehen 
war,   auf  den  Scheiterhaufen. 

Nur  in  einem  Punkte  zeigte  sich  ein  Fortschreiten  za 
realer  politischer  Erkenntnis,  aber  die  Handhabung  dieser  Er- 
kenntnis selbst  war  wieder  so  dilettantisch  primitiv,  daß  sie 
mehr  Schaden  brachte  als  Nutzen.  Man  erkannte,  daß  ein  Fehler 
des  früheren  politischen  Denkens  die  Unruhe  der  Aufklärung  ge- 
wesen. Daß  aber  diese  geistige  Unruhe  nur  eine  Reaktion  der 
Niederhaltung  gesunden  politischen  Betätigungstriebes  durch  den 
Polizeistaat  gewesen  war,  sah  man  schon  wieder  nicht  mehr. 2) 
Und  in  echtem  Dilettantismus  erstand  aus  der  oberflächlichen 
Erkenntnis  sofort  ein  mit  dem  Anspruch  auf  Allgemeingültigkeit 
auftretendes  Prinzip,  das  Prinzip  der  Ruhe.  Mit  diesem  Prinzip, 
als  dem  Produkt  des  vom  ancien  regime  erzeugten  politischen 
Dilettantismus,  iegte  sich  für  ein  halbes  Jahrhundert  die  Nach- 
wirkung des  Geistes  des  Polizeistaats  erstickend  auf  die  Ent- 
wicklung des  deutschen  Staatsiebens. 

So  hat  die  Aufklärung  nicht  nur  nicht  eine  Reform  des 
Polizeigedankens  herbeigeführt,  sondern  ist  Ursache  einer  Ent- 
wicklung gewesen,  durch  die  eine  solche  Reform  sehr  erschwert 
und  weit  hinausgeschoben  wurde. 


1)  Näheres  Ztschrft.  ges.  St.-W.  LXXU,  535ff. 

^)  Eine  interessante,  allerdings  schon  im  Anfange  des  19.  Jahrhundert» 
liegende,  Ausnahme  vgl.  ebenda  518  Anm.  1. 


Kapitel  III 
Der  Polizeigedanke  der  Restauration 

Im  Jahre  1793  schrieb  Carl  August  von  Weimar:  „Möchte 
ich  nur  bald  so  alt  sein,  daß  auch  der  mindeste  Grad  von 
Neuheitssucht  aus  mir  entfernt  bleibe".  Diese  Furcht  vor 
„Neuheitssucht"  ist  der  wesentlichste  Inhalt  des  Polizeigedankens, 
wie  ihn  die  Reaktion  Ende  des  18.  Jahrhunderts  erzeugt  hatte. 
Er  erschien  so  dringend,  daß  er  selbst  die  sanft  entschlafene 
Reichsgewalt  noch  einmal  auf  den  Plan  rief  und  unter  dem 
25.  Februar  1793  ein  Reichsgutachten  ins  Leben  treten  ließ  gegen 
die  Personen,  die  „unter  dem  gedankenlosen  Namen  von  Freiheit 
und  Gleichheit  die  Reichsverfassung  umstoßen  wollen."  Und  aus 
der  Gelehrtenwelt,  die  in  ihrem  staatlichen  Dilettantismus  bisher 
im  Naturrecht  gerade  diese  Prinzipien  verherrlicht  hatte,  erscholl 
der  Kassandraruf:  „Es  ist  die  höchste  Zeit,  wenn  Religion  und 
Staat,  Fürsten  und  Volk  bestehen  sollen^)."  Zum  beherrschenden 
Prinzip  wurde  das  Programm  des  Polizeigedankens  der  Be- 
kämpfung der  Neuernngssucht  erhoben,  als  1799  Zar  Alexander 
seine  weltgeschichtliche  Mission  in  ihm  entdeckte. 

Dieser  Polizeigedanke  der  Reaktion  gegenüber  den  Prinzipien 
der  Revolution  beherrschte  das  ganze  deutsche  Staatsleben  um 
die  Wende  des  18.  Jahrhunderts.  Eine  Untersuchung  seiner 
durchschnittlichen  Wirkungen  in  der  Vielheit  der  deutschen 
Staaten  kann  trotzdem  nicht  zu  den  Aufgaben  unserer  Be- 
trachtung gehören.  Denn  einerseits  hat  im  18.  Jahrhundert 
die  Verschiedenheit  der  innerpolitischen  Geschicke  der  Einzel- 
staaten eine  solche  Verschiedenheit  in  der  Entwicklungsgeschichte 

^)  B.  Bauer,  Geschichte  der  Politik,  Kultur  und  Aufklärung  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  1844,  66,  79,  95. 
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des  Polizeigedankens  begründet,  daß  deren  Untersuchung  im 
Einzelnen  —  denn  ein  Durchs chnittsbild  wird  vermutlich  über- 
haupt nicht  zu  gewinnen  sein  —  einen  Umfang  der  Darstellung 
bedingen  müßte,  der  dem  wesentlich  einführenden,  anregenden 
Zweck  eines  solchen  ersten  Versuchs  durchaus  zuwider  wäre, 
weil  er  die  ohnehin  schon  schwer  zu  ge^vinnende  Übersichtlich- 
keit der  verschiedenen  Entwicklungsfäden  ganz  zerstören  müßte. 
Andererseits  ist  für  den  heutigen  Polizeigedanken,  auf  dessen 
Klärung  es  letzten  Endes  allein  ankommt,  wenn  nicht  ausschließ- 
lich bestimmend,  so  doch  in  wachsendem  Maße  richtunggebend 
und  vorbildlich  derjenige  des  größten  deutschen  Einzelstaates 
geworden.  Der  Typus  des  Polizeigedankens  des  heutigen 
deutschen  Staates  ist,  wie  freilich  erst  später  gezeigt  werden 
kann,  der  preußische.  Wenn  wir  daher  sein  Wesen  ermitteln 
wollen,  müssen  wir  uns  an  die  Elemente  halten,  die  dem  preußi- 
schen Polizeigedanken  entwicklungsgeschichtlich  sein  Wesen  ge- 
geben haben.  Dessen  Entwicklung  wird  daher  von  nun  an  im 
Mittelpunkte  unserer  Betrachtung  zu  stehen  haben. 


1.  Von  der  Revolution  bis  1813 

Die  erste  und  unmittelbarste  Folge  des  Polizeigedankens  der 
Furcht  vor  der  Eevolution  war  die  Niederhaltung  jeden  staats- 
bürgerlichen Interesses  als  des  sichersten  Mittels  gegen  dessen 
Entgleisung.  So  primitiv,  wie  in  Hessen-Darmstadt,  mag  man  in 
Preußen  nicht  vorgegangen  sein,  daß  während  der  Koalitions- 
kriege Verordnungen  erlassen  wurden,  wonach  „Niemand  sich 
unterfangen  solle,  vom  Kriege  zu  reden"  und  Denunzianten  Be- 
lohnungen zugesichert  erhielten.  Aber  dem  Regierungsprinzip 
nach  war  es  doch  ganz  dasselbe,  wenn  ein  preußischer  Erlaß 
vom  14.  September  1798  den  Zeitungen  gebot,  „sich  alles  eigenen 
Raisonnements  zu  enthalten,  als  wozu  eine  Zeitung  keineswegs 
geeignet"  sei,  und  die  preußische  Zensur  auch  über  Gelegenheits- 
schriften erstreckt  wurde  „wegen  ihrer  besonderen  Gefahr  für  die 
Religion,  die  Ruhe  und  die  gute  Ordnung^)."     Am  stärksten  trat 

')  Bauer,  80,  105  f. 
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aber  dieser  Polizeigedanke  der  Reaktion  gegen  die  Ideen  der 
französischen  Revolution  zu  Tage  in  den  polizeilichen  Maß- 
nahmen gegen  das  Vereinigungswesen,  deren  Motiv  ganz  zweifel- 
los die  Furcht  vor  Gefährdungen  des  staatlichen  Lebens  war,  wie 
sie  die  Clubs  thatsächlich  gezeitigt  hatten,  deren  Charakteristikum 
jedoch  die  Überspannung  dieser  Furcht  und  daher  auch  der 
Reaktion  gegenüber  solchen  Gefährdungen  bildete.  Das  Edikt 
vom  20.  Oktober  1798  verbot  nicht  nur  alle  Gesellschaften  und 
Verbindungen,  in  denen  unbekannten  Obern  Gehorsam,  oder 
bekannten  Obern  unbedingter  Gehorsam  versprochen  wird,  ge- 
heime Absichten  oder  offene  Absichten  mit  geheimen  Mitteln 
verfolgt  werden,  „Verschwiegenheit  in  Ansehung  der  den  Mit- 
gliedern zu  offenbarenden  Geheimnisse"  gefordert  wird,  sondern 
—  ganz  im  Sinne  des  Polizeistaats  —  alle  diejenigen,  „deren 
Zweck,  Haupt-  oder  Nebengeschäft  darin  besteht,  über  gewünschte 
oder  zu  bewirkende  Veriinderungen  in  der  Verfassung  oder  Ver- 
waltung des  Staates,  oder  über  die  Mittel,  wie  solche  Ver- 
änderungen bewirkt  werden  könnten,  oder  über  die  zu  diesem 
Zweck  zu  ergreifenden  Maßregeln,  Beratschlagungen,  in  welcher 
Absicht  es  sei,  anzustellen".^)  Weiter  aber  glaubt  man  den 
Geist  kritischer  Neuerungssucht  nicht  nur  da  fürchten  und  treffen 
zu  müssen,  wo  er  einen  Gedankenaustausch  ad  hoc  anstreben 
könnte,  sondern  man  befürchtete  und  bekämpfte  eine  Betätigung 
neuerungssüchtigen  Interesses  des  Staatsbürgers  in  jeder  Handlung, 
die  nur  in  irgendwelche  Beziehung  mit  irgenwelchen  Begleit- 
erscheinungen der  französischen  Revolution  gebracht  werden 
konnte.  Die  Polizei  war  daher  vielfach  im  Kampfe  gegen  das 
Tragen  eines  runden  Hutes  und  das  Zeigen  des  natürlichen 
Haares,  und  Friedrich  Wilhelm  HL  nahm  1799  Anlaß,  in  dieser 
Hinsicht  den  Beamten  der  Magdeburger  Regierung  seine  Ent- 
rüstung auszudrücken-).  Überhaupt  entdeckte  man  wiedor  ganz 
im  Sinne  des  Polizeistaats  die  Bedeutung  der  Kleiderpolizei,  um 
mit  ihr  dem  Bürger  das  Bewußtsein  seiner  unverrückbaren  Ein- 
ordnung in  die  obrigkeitliche  Regelung  des  öffentlichen  Lebens 
und   damit  seiner  Unterordnung  unter  die  obrigkeitliche  Autorität 


1)  Mylius,  N.  C.  C.  M.  X.  1775. 

2)  Bauer,  UOflf. 
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einzuprägen  ^).  Und  ganz  allgemein  wurde  dies  polizeistaat- 
liche Priozip  der  Züchtung  des  Geistes  der  Unterordnung  auch 
mit  den  alten  Mitteln,  der  psychologischen  Ausnutzung  der 
sozialen  Gliederungen  und  Autoritäten,  verfolgt.  So  liefert  der 
Gedanke  bürgerlicher  Ordnung  einer  frömmelnden  Autoritätsidee« 
1796  die  Handhabe,  das  bisher  geltende  System  realistische 
Prostitutionspolizei  zum  Schaden  des  Staatsinteresses  mit  unklaren 
Tendenzen  her  „Sittlichkeit"  zu  durchsetzen  2).  Und  besonders 
kommt  jenes  polizeiliche  Prinzip  in  der  Behandlung  zweier 
Stände  zum  Ausdruck,  die  schon  im  Polizeistaat  in  heiTor- 
ragender  und,  wie  wir  fanden,  sehr  charakteristischer  Weise  in 
den  Dienst  der  Polizei  gestellt  wurden,  den  Geistlichen  und 
Ärzten.  Die  Ärzte  werden  jetzt,  deutlicher  als  je,  geradezu  als 
„öffentliche  Bediente"  behandelt.  Den  Geistlichen  werden 
mancherlei  neue  Pflichten,  wie  z.  B.  die  der  Aufsteilung  jähr- 
licher Populationslisten,  auferlegt;  vor  allem  aber  wird  von  den 
katholischen  Bischöfen  1807  die  eidliche  Übernahme  der  Ver- 
pflichtung verlangt,  ihnen  bekannt  werdende  „Anschläge",  „die 
zum  Nachteile  des  Staates  gereichen  könnten",  dem  Könige  an- 
zuzeigen^). Diese  letzte  Maßregel  spiegelt  das  ganze  Wesen 
des  neuen  Polizeigedankens  wieder;  einerseits  Furcht  vor  dem 
Umsturz,  andererseits  das,  alle  moralische  Erwägungen  beiseite 
lassende,  polizeistaatliche  Prinzip,  die  geistige  Autorität  für  staat- 
liche Zwecke  auszunutzen;  letzteres  aber  nicht  durchgeführt  in 
der  zielsicheren  skeptischen  Art  des  Polizeistaats,  der  die  kirch- 
liche Autorität  einfach  psychologisch  vor  seinen  Wagen  spannte, 
sondern   in  zitternder  psychologischer  Unsicherheit*)  durch  ängst- 

^)  Kgl.  Befehl  v.  1803,  daß  kein  Partikulier  seinen  Domestiquen  einen 
Hnt  mit  Kordon  geben  soll,  Rüunc-Sinion  II,  340. 

^)  Wolzendorff,  Polizei  und  Prostitution  37. 

3)  Gesch.-Instruktion  v.  26.  2.  1808,  §  38,  d  und  e:  Ver.  v.  22.  1.  1807; 
näheres  siehe  Yerw.-Arch.  XV,  552  f. 

*)  Die  psychologische  Unsicherheit  erblicke  ich  darin:  glaubt  ein 
Kirvhentnrst  als  Mensch,  Staatsbürger  und  Christ  jene  Pflicht  auorkcnnen 
zu  müssen,  so  wird  er  sie  auch  ohne  Eid  erfüllen ;  andernfalls  wird  es  au 
moralphiiosophiscben  Gründen  nicht  fehlen,  die  den  Eid  entwerten;  der 
Staat  gewinnt  durch  diesen  Eid  nicht  nur  nichts  —  es  sei  denn  das  Odium, 
die  Kirchenfürsten  zu  Bütteln  zu  degradieren  — ,  er  gibt  nur,  nämlich  das 
Anerkenntnis  der  Schwäche.  Glaubte  man  ohne  diese  Pflicht  nicht  aus- 
kommen  zu  können,    so  mußte  man  sie  als   selbstTcrständlicb  konstrnieren. 
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liches  Anklammern  der  staatlichen  Autorität  an  den  Rock  der 
kirchlichen  Autorität. 

Dies  Prinzip  des  ängstlichen  Schutzes  des  Souveränitäts-  und 
Autoritätsinteresses  durch  völlige  Zurückstellung  aller  anderen 
Interessen  und  daher  besonders  durch  absolute  Unterordnung  'des 
staatsbürgerlichen  Interesses  war  schon  im  Jahre  1798  zum  Aus- 
druck gekommen  in  den  rechtsorganisatorischen  Grundsätzen  des 
Patents  vom  23.  Oktober:  „Bei  unserer  ununterbrochenen  Auf- 
merksamkeit auf  den  Gang  der  Geschäfte  in  allen  Zweigen  der 
Staatsverwaltung  hat  es  uns  nicht  entgehen  können,  daß  die 
Unterordnung  der  für  jede  derselben  etablierten  CoUegien  unter 
eine  höhere  Instanz  die  einzige  sichere  Garantie  des  gesetz- 
mäßigen Ganges  der  öffentlichen  Verhandlungen  ist  5)."  Diese 
Grundsätze  muten  geradezu  an  wie  eine  Kriegserklärung  gegen 
die  Idee  der  Freiheitsrechte  als  das  Prinzip  der  Sicherung  eines 
gesetzmäßigen  Ganges  des  Staatslebens  durch  den  Schutz  sub- 
jektiven bürgerlichen  Eechtes,  Sie  sind  auch  wohl  als  solche 
gedacht.  Jedenfalls  bedeuten  sie  die  Verneinung  des  Gedankens 
einer  rechtsorganisatorischen  Anerkennung  einer  von  den  Ein- 
wirkungen des  Polizeigedankens  freien  Individualrechtssphäre,  der, 
wie  wir  fanden,  die  notwendige  Ergänzung  und  einzige  und  un- 
entbehrliche Sicherung  des  Polizeigedankens  der  Aufklärung  hätte 
bilden  können,  wie  ihn  das  Allg.  Landrecht  hatte  zur  Geltung 
bringen  wollen.  Schon  durch  das  Patent  vom  23.  Oktober  1798 
war  daher  der  Wirkung  jenes  Polizeigedankens  die  Wurzel  ent- 
zogen. In  ihm  war  ein  Prinzip  aufgestellt  worden,  das  schlechter- 
dings zur  Vernichtung  des  Polizeigedankens  der  Aufklärung  und 
des  Allg.  Landrechts  führen  mußte. 

Nur  das  ausdrückliche,  programmatische  Bekenntnis  zu  der 
rechts-  und  staatsgedanklichen  Grundlage  jenes  organisatorischen 
Prinzips  des  Patents  von  1798,  zur  völligen  Unterordnung  des 
staatsbürgerlichen  Interesses,  bedeutete  zehn  Jahre  später  der 
denkwürdige  Satz  des  Königlichen  Publikandums  vom  16.  Dezem- 
ber 1808:  „Es  ist  unerläßliche  Pflicht  eines  jeden  Staatsbürgers 
im  Vertrauen  auf  die  stets  rege  Fürsorge  seines  Landsherren,  ge- 
ruhig und  treu   seinen  Beruf  zu   üben   und  sich  nicht  weiter  in 


6)  Mannkopf,  V,  149. 
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die  öffentlichen  Angelegenheiten  und  Verhältniss«  zu  mischen,  als 
Verfassung  und  Landesgesetze  dies  gestatten^)." 

Was  sich  hier  betätigte,  war  der  Polizeigedanke  des  Polizei- 
staats in  seiner  schließlichen  Verkümmerung,  in  der  er,  nach  Er- 
reichung seines  ursprünglichen  großen  Zieles,  der  Errichtung  der 
Staatsautorität  gegenüber  den  vom  Mittelalter  erzeugten  zentri- 
fugalen Kräften  des  Staatslebens,  seine  Energie  auf  Kleinigkeiten 
verschwendete.  So  bedeutet  denn  auch  die  ganze  Reaktion  in 
der  Polizeigewaltübung,  wie  sie  oben  durch  einige  Beispiele  an- 
gedeutet wurde,  nicht  eine  bloße  Durchbrechung  des  Polizei- 
gedankens das  AUg.  Landrechts,  sondern  schlechterdings  eine 
prinzipielle  Abwendung  von  ihm.  Dies  Prinzip  kam,  nachdem 
schon  in  den  Ressortsreglements  von  1795  und  1797  der  „eudä- 
monistische"  Polizeigedanke  in  der  Vorstellung  einer  Polizei  im 
weiteren  Sinne  („im  weitläufigstem  Umfange")  sich  wieder  be- 
merkbar gemacht  hatte  2),  zu  klarem  Ausdruck  in  der  „Ver- 
ordnung wegen  verbesserter  Einrichtung  der  Provinzial-,  Polizei- 
und  Finanzbehörden"  vom  26.  Dezember  1808.  Dort  wird  (§3) 
den  Regierungen  „als  Landespolizeibehörde"  „die  Fürsorge  wegen 
des  Gemeinwohls  unserer  getreuen  ünterthanen"  auferlegt  und 
ausdrücklich  betont  (§  50),  „daß  die  Wirksamkeit  der  Regierungen 
nicht  bloß  auf  die  Abwendung  von  Gefahren  und  Nachteilen  und 
Erhaltung  dessen,  was  schon  da  ist,  sondern  auch  die  Wahrung 
und  Beförderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  sich  erstrecken  soll" 
und  zwar  „in  Wahrung  der  Polizeigewalt". 

Für  die  uns  hier  nur  beschäftigende  Frage  des  Wandels  des 
staatstheoretischen  Polizeigedankens  kann  nichts  charakteristischer 
sein,  als  die  staatsrechtliche  Form,  in  der  diese  Wandelung  in 
Recht  umgesetzt  wurde.  Daß  die  Verordnung  von  1808  tat- 
sächlich die  völlige  Beseitigung  des  im  Allg.  Landrecht  zum 
Bechtssatz  erhobenen  eingeschränkten  Polizeigedankens  beab- 
sichtigte, kann  noch  weniger  bezweifelt  werden  nach  ihrer  Vor- 
geschichte, die,  wie  hier  nicht  näher  erörtert  werden  kann,  durch 
die  Untersuchungen  Rosins  ^)  völlig  klar  liegt,  als  nach  ihrem 
Wortlaut.  Aber  man  war  so  sehr  von  der  naturrechtlichen 
Richtigkeit  dieses  wieder  erweiterten  Polizeigedankens  überzeugt, 

^)  Rönne -Simon  I,  675.  ^j  Rosin,  Begrifif  73. 

S)  Rosin,  Begriff  78  ff. 
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daß    man    es    gar    nicht    für    nötig    hielt,    die    allgemeine,    ein- 
schränkende   Regel    des    §  10  IL  17  A.  L.  K.    ausdrücklich    außer 
Kraft   zu    setzen.     Wir   brauchen    hier   nicht  zu  untersuchen,    ob 
dies    Unterlassen    irgend    einer    Stellungnahme     zu    jener    Norm 
dadurch  zu  erklären  ist,  daß  man  sie  für  ganz  gleichgültig  hielt, 
oder   etwa   dadurch,    daß    man   ein   Gefühl  hatte  für  die  Identität 
des    neuerdings    wieder    durch   die   eudämonistische   Formel   aus- 
gedrückten  Polizeigedankens    mit    dem    polizeistaatlichen   Prinzip 
der  Aufrechterhaltung  der  „Ruhe  und  Modestie"   der  Untertanen, 
das     noch    in    der    Formel     des  §  10  II.  17    nachklang.      Denn 
letzteres  hätte  ebenso  wie  ersteres  ein  vollkommenes  Unverständ- 
nis für  den  Polizeigedanken  des  AUg.  Landrechts  bedeutet.    Dieser 
war,    wie   wir   wissen,  kein   anderer  als  der  der  Aufklärung,   der 
Ablehnung    des    polizeistaatlichen    Bevormundungsprinzips,    trotz 
der  durch  den  Dilettantismus  der  Aufklärung  verursachten  Über- 
nahme der  in  ihrer  Bedeutung  nicht  erkannten  „Ruhe"  ^).     Daher 
ist  es   für  uns  ganz   gleichgültig,  ob  die  Ursache  für  die  Nicht- 
berührung   des  §  10  IL  17  ALR.    im  Jahre   1808   das  Verständ- 
nis   für    die    historisch -politische    Bedeutung    des    Prinzips    der 
„Aufrechterhaltung    der    öffentlichen   Ruhe"    war,    oder    das    Un- 
verständnis für  die  staatstheoretischen  Gedanken,   deren  Ausdruck 
jene  Norm  gesetzlich  tatsäc'^lich  war  oder  zum  mindesten   hatte 
sein   sollen.     Denn    das    eine   wie   das   andere   würde   prinzipiell 
gegenüber  dem  Polizeigedanken  des  Allg.  Landrechts  das  Gleiche 
bedeuten:    eine    unverraeidliclie    Folge     des     rein    naturrechtlich 
dozierenden  Charakters  jener  Vorschrift.     Was  von  dem  Idealis- 
mus des   rechts-  und  staatstheoretischen  Denkens  der  Aufklärung 
als  ein,   die  Geschicke  des  Staatslebens  autoritativ  bestimmender, 
Grundsatz  des  Staatsrechts   ausgearbeitet  war,   das  war  dem  rein 
politischen  Denken   der,  lediglich  auf  die  harte  Notwendigkeit  der 
Zusammenhaltüng    der    Staatskräfte    gerichteten,    Blicke    der  Zeit 
nach    dem   Zusammenbruch   des    friderizianischen    Staatsgebäudes 
nur  ein  Programm,  das  man  umdeutet  oder  beiseite  schiebt,  wenn 
man  es    nicht  mehr  gebrauchen  kann.     Der  Polizeigedanke  jener 
Zeit   war  bereits   in   sich   so  gefestigt,   daß  es  einer  prinzipiellen 
staatsrechtlichen  Legalisierung    gegenüber    dem   tatsächlich   schon 

')  üben  82  t. 
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depossedierten  des  Allg.  Landrechts  nicht  mehr  bedurfte.  Er 
wurde  daher  garnicht  erst  unter  ausdrücklicher  Authebung  oder 
umdeutender  authentischer  Interpretation  jenes  zum  staats- 
theoretischen Prinzip  erhoben,  sondern  erfuhr  nur  für  die 
unmittelbare  verwaltungsrechtliche  Anwendung  durch  Befehl  an 
die  Behörden  rechtliche  Anerkennung:  Gegenstand  der  Ver- 
ordnung von  1808  war  nur  die  Verwaltungsorganisation. 

Wer,  ohne  mit  den  Einzelheiten  der  Verwaltungsentwicklung 
vertraut  zu  sein,  nur  die  staatstheoretischen  Ideen  und  Ziele 
kennt,  unter  denen  die  großen  Reformer  den  Wiederaufbau 
Preußens  nach  1807  begannen  und  durchführten,  müßte  an- 
nehmen, daß  in  dieser  Epoche  auch  der  Polizeigedanke  sich 
wieder  den  Idealen  der  Aufklärung  zugewandt  habe,  dem 
Hardenbergschen  Grundsatz  gemäß:  „Alles  wirke  nach  seinen 
Kräften  im  Staatskörper. "  Dem  war  aber  im  ganzen  und  großen 
nicht  so.  Auf  einigen  sehr  wichtigen  Gebieten,  aber  doch  nur 
Einzelgebieten,  zwar  geschah  es  so:  wie  in  def  Bauernbefreiung 
—  die  ja  unmittelbar  für  unsere  Frage  der  Polizeigewaltübung 
nicht  in  Betracht  kommt  —  so  wirkten  auch  in  der  Einführung 
der  Gewerbefreiheit  1810  und  der  Aufhebung  der  polizeilichen 
Taxen  für  Lebensmittel  1811^)  die  ökonomisch  -  politischen 
Theorien  der  Aufklärung:  die  Lehren  der  Physiokraten  und 
Adam  Smiths.  Das  polizeiliche  Prinzip  im  Allgemeinen  und  f.n 
sich  blieb  von  solchen  Wandlungen  unberührt,  wie  ja  auch 
schon  das  Jahr  1811  erhebliche  polizeiliche  Einschränkungen  der 
Gewerbefreiheit  brachte.  Alle  die  reaktionären  Maßnahmen  der 
Zeit  vor    1806    blieben   bestehen   und   damit   das   ganze    Regime 


')  Die  Regelung  der  Viktualientaxen  —  die  Entwicklung  der  Gewerbe- 
freiheit ist  hinlänglich  bekannt  —  hatte  sich  so  entwickelt,  daß  zunächst 
eine  Ver.  v.  24.  10.  1808  („-Wegen  Aufhebung  des  Zunftzwanges  und 
Verkaufsmonopols  der  Bäcker-,  Schlächter  und  Hökergewerbe")  für  die 
ostpreußischen  Provinzen  die  Anfertigung  weiterer  Taxen  verbot,  weU  sie 
ihren  Zweck  nicht  erfüllten  und  in  sich  keine  feste  Grundlage  hätten,  in- 
dem nur  uneingeschränkte  Konkurrenz  die  möglichst  wohlfeilen  Preise 
herbeiführen  könnten.  In  einem  Immediatbcrichte  an  den  König  v.  5.  1.  I8I1 
befürwortete  das  Ministerium  die  allgemeine  Aufhebung  der  Taxen  und 
durch  Edikt  v.  7.  8.  1811  erfolgte  diese.  Sie  bestand  jedoch  nur  bis  1816; 
für  Posen,  Rheinprovinz  und  Neuvorpommern  war  sie  überhaupt  nie  durch- 
geführt worden  (Rönne-Simon  II,  142  ff.). 
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der  Niederhaltung   staatsbürgerlicher  Lebensregung.     Auf  einem 
Gebiete     lebten     sogar     die     polizeistaatlichen     Prinzipien      in 
besonderer  Charakteristik  wieder  auf  und  zwar  so,  wie  sie  gerade 
in  Preußen  zur  Zeit  des  Polizeistaats  nie  Geltung  gehabt  hatten, 
auf  dem  Gebiete  der  sog.  „Sittenpolizei".     Nachdem  die  Wirren 
nach    1806     eine    Zunahme     der    Prostitution     und     damit    der 
Geschlechtskrankheiten  gebracht  hatten,   wird  als  Heilmittel  1809 
vom  Minister  die  Parole  ausgegeben,   der  Prostitution   „den  ver- 
dienten  Stempel    der    tiefsten    Verworfenheit    und    Schandbarkeit 
aufzudrucken",   d.  h.  sie  nicht  mehr  nach  der  alten  preußischen 
Polizeipraxis      im     Interesse      der     Volksgesundheit      und      der- 
Verbrechensbekämpfung  duldend  zu  beaufsichtigen,  sondern,  unter 
Ignorierung  ihrer  wirklichen  Gefahren  für  das  Staatsleben,  durch 
ihr  sinn-  und  zweckloses  „Verbot"   das  Prinzip  der  „Moral"  als 
Grundlage   der   „Autorität"    zu   schützen.     Das   war   der  Polizei- 
gedanke   des   Polizeistaats    von   seiner   schlimmsten   Seite,    seiner 
inneren     Unwahrheit     und     Verantwortungslosigkeit.      Der     Ge- 
sundheitszustand  der  Berliner  Garnison  war  sein  erstes  Opfer  ^). 
Nach  einer  anderen  Seite,  und  zwar  der  besten,  brachte  1812 
das    Gendarmerieedikt    eine   Rückkehr    zu    den    polizeistaatlichen 
Prinzipien    in    der    scharfen    Ausprägung    der    absoluten    organi- 
satorischen Sicherung   der  Staatsautorität  als   des   einzigen  Maß- 
stabes  der   inneren    Verwaltung,   unter   Ausschaltung   aller   Reste 
historischer   innerer    nichtstaatlicher   Autoritäten:    ein   Werk   des 
„Büralismus  und  Liberalismus",  wie  Stein  sagte ^). 

Dieses  fast  völlige  Wiederaufleben  des  alten  Polizeigedankens 
—  im  letzten  Falle  ganz  parallel  dem  napoleonischen  Regierungs- 
prinzip —  erklärt  sich,  so  seltsam  es  auf  den  ersten  Blick  in 
seinem  Gegensatze  zu  den  Grundgedanken  der  Reform  erscheint, 
doch  ganz  natürlich  aus  den  psychologischen  Wirkungen,  die  die 
politischen  Geschicke  Preußens  und  ihr  ganz  besonderes  Verhält- 
nis zur  allgemeinen  staatengeschichtlichen  Entwicklung  jener  Zeit 
bei  Regierenden  und  Regierten  auslösen  mußten. 


^)  Die  Einzelheiten  siehe  Wolzendorff,  Polizei  und  Prostitution  38  f., 
Tgl.  jedoch  auch  oben  43  für  die  viel  wahrhaftigere  ältere  preußische 
Prostitutionspolizei. 

')  E.  Meyer,  Französische  Einflüsse  II,  438 fif. 
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Die  Entwicklungsgeschichte  des  .  Polizeigedankens  zeigt 
diesen  —  das  können  wir  schon  nach  dem  bisherigen  sagen  — 
als  komplementär  zu  der  des  Bürgersinns  liegend.  Das  Ver- 
dorren des,  durch  das  Auflösen  von  Staatsgedanken  und  Staats- 
gewalt in  der  feudalen  und  ständischen  Epoche  seiner  natür- 
lichen Wurzeln  beraubten,  Bürgersinns  hatte,  um  jene  wieder  zu 
konsolidieren,  seinen  künstlichen  Ersatz  durch  den  Polizei- 
gedanken nötig  gemacht.  Dieser  selbst  hatte  mit  seiner  demokra- 
tisierenden Betonung  des,  von  allen  Sonderrechten  unberührten, 
Gedankens  der  Unterordnung  der  Einzelinteressen  unter  das 
Gesaratinteresse  wieder  einen  Bürgersinn  fördern  müssen,  der 
in  dem  Streben  nach  bürgerlicher  Freiheit  und  staatsbürger- 
licher Berechtigung  ihn  selbst  in  engere  Schranken  verwies.  Die 
französische  Eevolution  ist  tatsächlich  der  Triumph  des  Bürger- 
gedankens und  der  „eitoyen"  ihres  Vokabulariums  keine  leere 
Phrase.  Aber  der  in  der  französischen  Revolution  siegreiche 
Bürgergedanke  erwies  sich  nicht  nur  als  ebenso  expansiv  wie 
sein  von  ihm  zu  Boden  geworfener  Erzeuger,  der  alte  Polizei- 
gedanke, sondern  hatte  mit  ihm  auch  die  nivellierende  Tendenz 
gemein,  die,  ihm  entgegenstehende,  subjektive  Rechte  nicht 
schonte.  Es  hatte  seinen  guten  Grund,  daß  der  Interpret  dieser 
und  der  Führer  der  folgenden  Epoche,  L.  v.  Haller,  im  Kampfe 
gegen  die  französische  Revolution  das  Schwergewicht  auf  den 
Gedanken  des  wohlerworbenen  subjektiven  Rechts  legte.  Die 
Gegnerschaft  gegen  einen  aktiven  Bürgersinn  und  die  über- 
schätzende Bewertung  des  traditionellen  rechtlichen  Besitzstandes 
gehören  gedanklich  zusammen.  Die  staatstheoretische  Grundlage 
dieser  Zusammengehörigkeit  werden  wir  noch  zu  würdigen  haben. 
Denn  sie  begründet  das  ganze  Wesen  des  Polizeigedankens  der 
Restauration.  Zunächst  ist  ihre  Wirkung  in  Preußen  in  den 
Jahren  der  Reform  für  uns  von  Bedeutung. 

Es  war  ganz  natürlich,  daß  die  Hüter  der  bestehenden 
Ordnung  —  und  das  zu  sein,  ist  nun  mal,  freilich  nicht  aus- 
schließlich, das  Amt  der  staatlichen  Regierung  —  ihre  Angst 
vor  umstürzlerischen  Bestrebungen  aucli  gegen  den  Bürgersinn 
ri'^hteten,  der  in  Frankreich  so  gefährliche  Dinge  gezeitigt  hatte. 
Dps  erklärt  in  Preußen  nach  dem  äußeren  Zusammenbruch  des 
Staates   die  Mahnung  „Ruhe  ist   die  erste  Bürgerpflicht".      Das 
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erklärt  es  aber  auch,  daß  die  Pläne  der  Eelormer,  die  ganz  auf 
die  Entwicklung  eines  freien,  in  sittlichem  Pflichtbewußtsein 
gegründeten,  Bürgersinns  gerichtet  waren,  solche  Widerstände 
erfuhren,  daß  sie  nirgends  gan»  den  streng  bevormundenden  — 
richtiger:  entmündigenden  —  reaktivierten  alten  Polizeigedanken 
überwinden  konnten.  Denn  jene  Grundidee  der  Keform  war  ja 
keine  andere  als  die  der  französischen  Kevolution,  der  Gedanke 
Eousseaus:  „La  patrie  ne  peut  subsister  sans  la  liberte,  ni  la 
liberte  sans  la  vertu,  ni  la  vertu  sans  les  citoyens:  vous  aurez 
tout  si  vous  formez  des  citoyens"  ^).  Diese  Bürgertugend,  dieser 
Bürgersinn  war  aber  nur  möglich  auf  der  Grundlage  des  Staats- 
gedankens der  „Salus  publica  suprema  lex".  Diese  Formel  aber 
war  es,  die  dem  Bestehenden  als  solchen  keine  Berechtigung  zu- 
erkennen konnte.  Darin  lag  das  Bedenken  Erregende  des 
Bürgersinns,  den  die  Reformer  wecken  wollten.  Darin  war  es 
aber  zugleich  begründet,  daß  man  allein  durch  den  Schutz  des 
Bestehenden  und  insbesondere  aller  wohlerworbenen  subjektiven 
Gerechtsame  eine  Kettung  des  üntertaneninteresses  an  den  Staat 
und  damit  eine  Sicherung  des  Bestandes  staatlicher  Ordnung 
finden  zu  können  glaubte.  So  wies  1809  ein  Gegenbericht  über 
die  Wehrpflichtpläne  der  Reformer  darauf  hin,  daß  die  „Staatsge- 
sinnung" nur  durch  Aufrechterhaltung  der  hergebrachten  Bevor- 
rechtigungen —  in  diesem  Falle  Eximierungen  von  der  Kanton- 
pflicht —  gesichert  sei  2).  Diese  auf  das  subjektive  Interessse 
fundierte  Staatsgesinnung  schien  allein  Sicherheit  zu  bieten, 
weil  sie  den  Untertan  alles  Heil  vom  Staate  erwarten  und 
daher  an  die  Unantastbarkeit  seiner  Ordnung  glauben  ließ.  Der 
auf  das  objektive  Moment  inneren  Pflichtbewußtseins  gegründete 
Bürgersinn,  der  selbst  dem  Staate  Heil  bringen  wollte,  schien 
wegen  des  in  ihm  enthaltenen  Glaubens  an  ein  Recht  eigenen 
Urteils  —  einem  Produkt  der  Aufklärung,  der  Quelle  des 
Revolutionsgeistes  —  nicht  nur  unsicher,  sondern  gefährlich. 

Was  die  Militärs  in  dem  warnenden  Fingerzeig  der  Ge- 
schichte nicht  verkannt  hatten,  daß  gerade  der  Sieg  des  Bürger- 
sinns   über     den     überbildeten    Polizeigedanken     die     siegreiche 

^)  J.  J.  Rousseau,  Discours  sur  l'econoniie  politique  (Oeuvres, 
Nouvelle  Ed.  Lyon  1796, 1,  301). 

2)  Vgl.  Hist.  Ztschrft.  LXI  (1889),  109. 
Wolzendoift,  Polizeigedauke  * 


98      Schranken  und  Hemmungen  einer  Verwirklichung  des  Biirgargedankens 

Stärke  Frankreichs  gebildet  hatte,  das-  war,  von  den  wenigen 
Führern  abgesehen,  dem  Geist  der  preußischen  Regierang  im 
ganzen  noch  fremd  geblieben.  Nur  wo  es  jenen  gelang,  ihre 
Idee  der  Pflege  des  Bürgersinns»  als  der  Quelle  staatlicher  Kraft 
durchzusetzen,  da  ergab  sich  daraus  auch  die  Reibehaltung  der 
vom  Allg.  Landrecht  dem  Polizeigedanken  angelegten  Schranken. 
So  ist  es  wohl  kaum  ein  Zufall,  daß  jene  im  Geltungsgebiet 
der  Städteordnung  bestehen  blieben.  Denn  nicht  nur  war  diese 
ganz  allgemein  auf  die  Idee  aktiven  Bürgeitums  gegründet, 
sondern  die  von  ihr  aufrechterhaltene  Einschränkung  de? 
Polizeigedankens  war  ergänzt  durch  die  ausdrückliche  Fest- 
stellung des  Gedankens  einer  Verpflichtung  der  Bürger  zu 
aktiver  Unterstützung  der  Polizei^).  Aber  gerade  diese  Aus- 
nahme bestätigt  den  Grund,  weshalb  die  Regel  gegen  jene 
Schranken  ging:  die  Fesseln,  die  dem  Polizeigedanken  genommen 
wurden,  waren  ebensoviele  Fesseln,  die  einen  selbständigen 
Bürgersinn  niederhielten. 

Und  noch  eins  darf  nicht  vergessen  werden,  um  den 
geringen  Einfluß  der  Reformer  auf  eine  Änderung  des  Polizei- 
gedankens zu  erklären :  letzten  Endes  waren  sie  in  ihrem  Denken 
doch,  wenn  auch  im  edelsten  Sinne,  echte  Kinder  des  Polizei- 
staats und  der  Aufklärung.  Wie  Meinecke  von  Boyen  sagt,  daß 
in  seinem  Wesen  mit  energischem  Preußentum  patriarchalische 
Fürsorge  und  kantische  Aufklärung  eng  vermischt  waren,  so  war 
ihr  aller  Denken  stark  rationalisiert.  Sozialpsychologische  Kräfte 
glaubten  sie  durch  rationale  Programme  schaffen  zu  können.  So 
war  es  letzten  Endes  der  Schatten  des  alten  Polizeigedankens, 
der  sie  hinderte,  die  ihren  Ideen  entgegenstehenden  psycho- 
logischen Kräfte  richtig  einzuschätzen.  Das  machte  sie  für  den 
Kampf  um  ihr  unmittelbares  Ziel  stark,  hinderte  sie  aber,  die 
Kräfte  zu  bekämpfen,  die,  den  Lebensnarv  ihres  ganzen,  künst- 
lich, bevonnundet,  herangezogenen  genossenschaftlichen  Staatsge- 
dankens,   den    Bürgersinn,    bewußt    schwächend,    diesen    schließ- 


')  St.-O.  V.  1808  §  166  „Die  ganze  Bürgerschaft  muß  sowohl  in  dem 
Falle,  wenn  die  Ausübung  der  Polizei  dem  Magistrat  übertragen,  als  auch 
dann,  winn  die  Polizei  durch  eine  eigene  Behörde  verwaltet  wird,  die 
Polizeiausübung,  soweit  es  gefordert  wird,  unterstützen." 
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lieh    mit     dem     psychologisch    starken-,     d.   h.    in    der    Furcht 
fundierten,  Polizeigedanken  erdrosseln  mußten. 

Beharrungstendenz  und  Furcht  waren  es  auf  Seiten  der 
Regierenden,  die  den  Polizeigedanken  in  der  Zeit  der  Wieder- 
belebung Preußens  so  expansiv  erhielten.  Daß  bei  den  Regierten 
der  Bürgersinn  kein  Gegengewicht  schaffte,  hat  seinen  Grund  in 
ganz  ähnlichen  Tendenzen  edlerer  Form,  seiner  Konzentration 
auf  die  äußere  Not,  in  der  Staat  und  Volk  verbunden  waren. 

Es  war  ein  kluger  Gedanke  der  Refonner,  durch  Gewährung 
aktiv  berechtigter  Teilnahme  der  Untertanen  am  staatlichen 
Leben  —  die  sie  freilich  nur  in  den  Städten  zu  verwirklichen 
vermochten  —  ihren  Bürgersinn  zu  heben,  und  damit  das  Pflicht- 
bewußtsein, dessen  das  Volksheer  bedurfte,  zu  schaffen.  Es  war 
eine  richtig  gedachte  erzieherische  Maßregel,  die  aber,  wie  alle 
solche  Maßregeln  —  ^former  des  citoyens  n'est  pas  l'affaire  d'uu 
jour",  sagt  J.  J.  Rousseau  —  auf  einen  langen  Weg  angelegt 
war.  Dieser  hätte  bei  der  Kürze  der  zur  Verfügung  stehenden 
Zeit  wohl  kaum  zum  Ziele  geführt.  Ich  glaube,  dies  ist  auf  un- 
mittelbarerem Weg  erreicht  worden,  der  allerdings  durch  jene 
erzieherische  Maßregel,  aber  auch  den  „bürgerlichen"  ^)  Zug 
des  Gendarmerieedikts,  wesentlich  geebnet  wurde:  auf  dem 
primitiven  Wege  des  Bewußtseins  gemeinsamer  Not.  Als  im 
August  1914  die  Sozialdemokraten  wie  ein  Mann  ihre  vater- 
ländische Pflicht  erfüllten,  da  waren  es  wohl  nur  ganz  wenige, 
die  das  aus  der  Erkenntnis  des  außer-  und  innerpolitischen 
Interesses  ihrer  Partei  taten:  die  überwältigende  Mehrzahl  vergaß 
eben,  daß  sie  die  „Entrechteten"  waren,  für  die  sie  sich  bis 
dahin  mit  ebenso  gutem  Glauben  gehalten  haben  mochten,  wie 
der  „gemeine  Mann"  in  Preußen  vor  1807  und  die  untertänigen 
Bauern  1674  in  der  Mark;  sie  fühlten  nur  die  Not  des  Volkes, 
zu  dem  sie  gehörten.  So  hatten  diese  1674  die  Bauern  gefühlt, 
die  ihrem  „Herrn  Kurfürsten  mit  Gut  und  Blut"  dienen  wollten. 
Und  nicht  anders  hatte  sie  das  preußische  Volk  in  der  Zeit  der 
iiefsten  Erniedrigung  empfunden.  Die  gemeinsame  Not  des 
Volkes   hatte   den  Bürgersinn   erweckt.     Und  nur  auf  sie  war  er 


^)  d.   h.     staatsbürgerlich    (citoyon)    im    Sinne    des    Polizeistaats    im 
Gegensatz  zu  dem  ständischen  und  feudalen  Prinzip   (vgl.  oben  30  f.,  48  fif.) 

7» 


]00     Festigung  d.  Restaurationsidec  durch  d.  Wirkung  d.  Befreiungskampfes 

gerichtet.  Er  dachte  nur  an  die  äußere  Verteidigung  des  Vater- 
landes und  des  Staates,  der  dieses  repräsentierte,  nicht  au  die 
Errungenschaften  gegenüber  dem  Staat,  die  die  Aufklärung  ge- 
bracht hatte.  So  kam  es,  daß  in  der  Zeit  bis  1815  der  Bürger- 
sinn dem  ßehanungsvermögen  des  wiederei^wachten  alten  Polizei- 
gedankens kein  Gegengewicht  zu  bieten  vermochte.  Als  er 
dies  —  befreit  von  dem  Gedanken  der  äußeren-  Not  —  versuchte, 
war  es  zu  spät. 

Unmittelbar  nach  1815  versuchte  der  Bürgersinn,  sich  dem 
bevormundenden  Polizeigedanken  entgegenzustemmen ;  nicht  zwar 
so  sehr  in  dem  Streben  nach  Sicherung  einer  von  staatlicher 
Einwirkung  freien  Individualsphäre,  als  in  dem  nach  aktiver 
Beteiligung  am  Staat,  Die  Intensität,  die  der  Polizeigedanke 
inzwischen  erlangt  hatte,  hinderte  die  Verwirklichung  dieses 
Strebens.  Die  dauernde  Ausschaltung  aktiven  Bürgertums 
mußte  zugleich  ein  Verkümmern  jener  anderen  Tendenz  des 
Bürger  Sinns  herbeiführen  und  ein  "Wachsen  des  Polizeigedankens 
an  Intensität  und  Extensität  ermöglichen. 


2.  Nach  den  Befreiungskriegen 

Das  Gepräge  des  Polizeigedankens  in  dieser  Zeit  ist  das  der 
Kestauration.  Denn  er  wurde  zum  eigentlichen  Träger  aller 
jener    Strebungen,    die  wir  unter  diesem  Namen  zusammenfassen. 

Damit  mußte  immer  mehr  jener  Wesenszug  des  Polizei- 
gedankens hervortreten,  der  im  Polizeistaat  die  entscheidende 
Rolle  gespielt  hatte:  das  Prinzip  eigenzwecklicher  Autoritäts- 
wahrung, das  unter  der  Firma  der  väterlichen  Bevormundung 
dem  polizeistaatlichen  Kegime  seine  charakteristische  Färbung  ge- 
geben hatte.  Wie  der  Polizeigedanke  in  die  Welt  getreten  war 
zur  Durchsetzung  der  zentralistischen  monarchisch-absolutistischen 
Staatsgewalt,  jenes  eigentümlichen  Interesse  status  publici,  das  nur 
in  dem  Interesse  principis  in  die  Erscheinung  zu  treten  vermochte, 
so  sollte  er  jetzt  der  Wiederherstellung  jenes  durch  die  fran- 
zösische   Revolution    und    ihre  Folgeerscheinungen    erschütterten 
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Status  pnblicus  dienen.  Dieser  Polizeigedanke  der  Restauration 
bedeutete  daher  zunächst  eine  Rückkehr  zu  dem  des  Polizeistaats. 
Er  bedeutete  aber  zugleich  eine  Verschiebung  dessen  Inhalts. 
Denn  seine  historische,  wie  geistige  Grundlage  war  die  Reaktion 
gegen  die  Ideen  der  französischen  Revolution,  wie  wir  sie  den 
Polizeigedanken  von  der  Neige  des  18.  Jahrhunderts  bis  zu  den 
Freiheitskriegen  haben  bestimmen  sehen.  Sein  Ziel  war  daher 
nicht  sowohl  die  Neubelebung  des  älteren  Polizeigedankens,  als 
vielmehr  die  Bekämpfung  und  Depossedierung  all'  der  poli- 
tischen Kräfte  und  Strebungen,  die  jenen  verdrängt  hatten.  Die 
Rückkehr  zu  jenem  war  daher  eine  mehr  formale  als  materielle. 
Das  ist  von  größer  Bedeutung.  Denn,  wie  wir  sehen  werden, 
bedeutete  diese  Flucht  des  Poiizeigedankens  in  das  System 
des  ancien  regime  in  Wirklichkeit  einen  völligen  Gegensatz  zu 
dem    ursprünglichen    inneren   Gehalt  des   alten  Polizeigedankens. 

Bei  seinem  Auftreten  in  der  Geschichte  des  Staatslebens  und 
-denkens  war  der  Polizeigedanke  staatstheoretisch,  wenn  nicht 
überhaupt  revolutionär,  so  doch  im  eminentesten  Sinne  evolutionär 
gewesen.  Er  war  Träger  gewesen  des  Gedankens  der  Vernichtung 
einer  tiberlebten  Staatsordnung,  derjenigen  feudaler  und  ständi- 
scher Einzelberechtigungen,  zu  Gunsten  der  Errichtung  einer 
neuen,  der  rechtlichen  Unterordnung  aller  Einzelinteressen  unter 
das  von  Staat-Fürst  repräsentierte  Gesamtinteresse.  In  der 
Restauration  wurde  der  Polizeigedanke  umgekehrt  Träger  des  Ge- 
dankens der  Aufrechterhaltung  einer  überlebten  Staatsordnung, 
der  auf  mechanischem  ünterthanengehorsam  gegründeten,  zu 
Ungunsten  einer  mit  dem  inneren  Ansprüche  des  Lebens  sich 
entwickelnden,  der  auf  bewußte  Bürgerpflicht  und  auf  Bürger- 
recht gegründeten.  War  das  Prinzip  des  ursprünglichen  Polizei- 
gedankens ein  künstliches  Vorwärtsdrängen  der  staatlichen  Ent- 
wicklung gewesen,  so  war  das  des  Polizeigedankens  der 
Restauration  ein  künstliches  Hemmen  der  staatlichen  Ent- 
wicklung. 

Der  Polizeigedanke  des  Polizeistaats  war  ursprünglich 
wesentlich  positiv  gewesen,  der  der  Restauration  war  von  Anfang 
an  wesentlich  negativ.  Ein  anderes  ist  damit  —  teils  als  Ursache, 
teils  als  Wirkung  —  aufs  engste  verbunden:  es  fehlte  ihm  der 
Schwung   der  Idee,    der  jenem  stets  innegewohnt  hatte,   auch  wo 
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uns  heute  diese  Idee  noch  so  wenig  sympathisch  und  richtig  er- 
scheinen mag.  Es  war  der  Gegensatz,  den  die  Persönlichkeiten 
der  Monarchen  verkörperten :  Friedrich  Wilhelm  I.  hatte  mit  dem- 
selben heiligen  Grimm  des  Bewußtseins  höherer  Pflicht  die 
Rechte  der  Stände  zur  Stabilisierung  der  Souveränität  zertreten, 
und  mit  Prügeln  um  die  Liebe  der  Bürger  geworben;  Friedrich 
Wilhelm  III.,  dessen  Streben  doch  stets  wahrhafte  Rechtlichkeit 
war,  vermochte  gegenüber  den  von  ungeheuren  Aufopferungen  für 
König  und  Vaterland  mitgenommenen  Gliedern  des  Volksheeres 
keinen  anderen  Maßstab  zu  finden  als  den  der  Unterthanenpflicht, 
dem  Herrscher  durch  Ordnung  und  Sauberkeit  Respekt  zu  er- 
weisen. *_) 

Mit  dieser  Eigenart  des  Polizeigedankeus  der  Restauration, 
seinem  Mangel  an  innerem  Schwung  hängen  alle  seine  Charakter- 
züge zusammen.  Denn  dieser  Mangel,  der  ihn  in  Gegensatz  zu. 
dem  älteren  Polizeigedanken  setzt,  bestand  nicht  nur  in  psycholo- 
gisch-dynamischer Hinsicht,  sondern  zugleich  in  ethisch-quali- 
tativer Hinsicht.  Jener  war  gewiß,  je  länger  je  mehr,  nichts 
weniger  als  ethisch  ideal.  Allem  ursprünglich  hatte  er  doch  der 
hohen  und  für  die  Geschichte  der  Menschheitsentwicklung  kaum 
zu  überschätzenden  Aufgabe  gedient,  in  der  Ausbildung  des 
modernen  Staates  die  sittliche  Idee  des  Mehrwerts  der  Solidari- 
tätsinteressen gegenüber  dem  Stumpfsinn  historischen  Besitz- 
standes zur  Geltung  zu  bringen  und  durch  Schaffung  einer 
sicheren  öffentlichen  Ordnung  die  Grundlage  für  eine  freiere  Ent- 
faltung des  menschlichen  Individuallebens  auszubauen.  Nach  Er- 
füllung dieser,  seiner  historischen  Aufgabe  aber,  die  ihm  inneren 
sittlichen  Halt  gegeben  hatte,  behielt  er  immer  noch  durch  den 
Zusammenhang  mit  der  naturrechtlichen  eudämonistischen  Theorie, 
wenn    dieser   auch   keineswegs    sein   Wesen    bestimmte,    doch    in 


')  „Schmutzige  Leute!"  war  1814  vor  Paris  das  Urteil  des  Königs 
über  die  heldenhaften  Truppen  des  Yorckschen  Korps  CDroysen,  Leben 
Yorcks  III.  383).  Für  die  Psychologie  dieser  Bemerkung  darf  wohl  nicht 
übersehen  werden,  daß  sie  sich  an  den  Feldherrn  richtete,  der  einst  in  der 
Schicksalsstunde  der  Monarchie  durch  kühne  Entscheidung,  aus  freiem  staats- 
bürgerlichem Pflichtbewußtsein  und  Verantwortungswillen,  der  obrigkeitlichen 
Leitung  der  Staatsgeschicke  Torgegriffen  hatte,  was  der  König  als  Ord- 
nungswidrigkeit anzusehen  nie  ganz  hat  verlernen  können. 
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seinem  ganzen  Wirken  etwas  von  der  gedanklichen  Färbung  jener 
idealistischen  Theorie.  War  auch  diese  Färbung  nur  äußerlich 
—  und  er  selbst  daher  innerlieh  unwahr  und  nichts  weniger  als 
idealistisch  —  so  war  sie  doch,  wie  wir  gesehen  haben,  durch 
ihre  raffinierte  politisch-psychologische  Technik,  so  überzeugend, 
daß  sie  das  allgemeine  Denken,  selbst  in  der  Aufklärung  noch, 
vollständig  gefangen  hielt:  die  innere  Unwahrheit  des  praktischen 
Eudämonismus  wurde  von  der  Aufklärung  so  wenig  als  von  der 
Theorie  des  Polizeistaats  empfunden.  Es  ist  daher  nicht  zu 
leugnen,  daß  in  der  politisch-psychologischen  Wirkung  ein  aus- 
gesprochen idealistisch-philanthropischer  Zug  —  selbst  in  der  Zeit 
seiner  Entartung  —  zum  Wesen  des  älteren  Polizeigedankens  ge- 
hörte. Und  wenn  Lorenz  v.  Stein  in  der  Würdigung  dieses 
Wesenszuges  die  Idee  des  Wohlfahrtstaates  eine  „spezifisch  deut- 
sche Aufassung  des  Staats"  nennt,  „die  unter  allem  dem,  was 
Deutschland  geleistet  hat,  dem  deutschen  Staate  mit  am  meisten 
zur  Ehre  gereicht,"  so  ist  daran  jedenfalls  soviel  richtig '),  daß  in 
dem  patriarchalischen  Absolutismus  Preußens  jener  humanistische 
Wesenszug  des  älteren  Polizeigedankens  neben  und  in  dem  Moment 
des  eigenen  staatlich-fürstlichen  Interesses,  zumal  unter  Friedrich 
dem  Großen,  besonders  deutlich  hervortrat.  Dieser  AVesenszug 
aber  war  es  gerade,  der  nicht  restauriert  wurde.  Sondern  nur 
jenes  andere  Element,  das  Prinzip  des  eigenzwecklichen  staat- 
lich-fürstlichen Interesses,  wurde  restauriert,  und  auch  dies  nur 
in  viel  stumpferer  Form,  in  der  Idee  der  Ordnung,  aber  einer 
rein  negativ  gefaßten  Ordnung,  der  Beharrung  —  der  Ruhe. 

Die  Ruhe  nach  dem  Sturm  war  die  begreifliche  Stimmung 
der  Regierenden  in  Preußen  nach  1815,  und  der  Wunsch  nach 
ihrer  Erhaltung  war  ihr  natürliches  Produkt.  Das  schlimme  war 
nur,  daß  diese  Ruhe  zum  staatsgedanklichen  Prinzip  erhoben 
wurde   und  als  solches   den  Polizeigedanken   für  mehr  denn  drei 


')  An  sich  ist  bei  dorn  dialektisch  Tcranlagten  Stein  solchem  pathe- 
iischen  Ausspruch  nicht  allzuviel  wissenschaftliches  Gewicht  beizulegen. 
Nicht  nur  wurden  Charakter  und  Gesinnung  dieses  geistvollen  Gelehrten 
von  ehrenwerten  Zeitgenossen  oft  scharf  angegriffen,  sondern  er  mußte 
wie  das  sich,  auch  heute  noch  den  Vertretern  nationalistischer  Gefühle  in 
der  Wissenschaft  ergangen  ist,  gefallen  lassen,  daß  seine  Legitimation  zu 
spezifisch  deutschem  Empfinden  angezweifelt  wurde. 
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Jahrzehnte  bestimmte.  In  diesem  Prinzip  traf  sich  die  Weisheit 
der  Diplomatie  mit  den  Theorien  der  Staatslehre.  Denn  hinter 
der  bestechenden  Phrase  vom  monarchischen  Prinzip  stak  bis  zu 
Fr.  J.  Stahl  nichts  anderes  als  staatsrechtlich  eine  Selbstverständ- 
lichkeit^), politisch  die  Tendenz  der  Abwehr  aller  auf  Fortschritt 
gerichteten  kritischen  Stieb ung,  eine  Tendenz,  die  ihren  gedank- 
lichen Inhalt  den  heterogensten  politischen  Ideen  entlehnte^). 
Die  mangelnde  Positivität  und  Aktivität  dieses  sog.  monarchischen 
Prinzips  ist  es,  die  seinen  Charakter  grundverschieden  macht  von 
dem  Souveränitätsgedanken  des  Polizeistaats,  der,  in  der  Formel 
des  Gemeinwohls,  alle  Kräfte  des  sozialen  Denkens  seinem  Ent- 
wicklungsstreben dienstbar  machte  und  so  —  gleichgültig,  ob 
aus  diesem  Grunde  oder  zu  diesem  Zweck  —  im  Bunde  stand 
mit  der,  von  dem  sittlichen  Glauben  an  Menschheitsrecht  und 
Menschheitsentwicklung  getragenen,  Auffassung  des  Naturrechts 
von  Staat  und  Recht.  Die  Tendenzen,  die  unter  dem  „monarchi- 
schen Prinzip"  sich  verbargen,  standen  im  Gegensatz  zum  Natur- 
recht und  fanden  daher  ihre  natürlichen  Bundesgenossen  in  allen 
gegen  dessen  Grundauffassungen  gerichteten  Geistesströmungen. 
Das  waren  alle  jene  Ausflüsse  des  romantisch  gefärbten  Historizis- 
mus,  der  —  im  Grunde  selbst  nur  psychologisches  Produkt  des 
als  Reaktion  gegen  die  Unruhe  der  Aufklärung  und  der  Revolu- 
tion eingetretenen  Ruhebedürfnisses  —  den  Glauben  an  die  Be- 
rechtigung alles  durch  die  Vergangenheit  Geschaffenen  aufbauen 
wollte  als  Schutzwall  gegen  das  beunruhigende  Moment  der 
Kritik  des  Bestehenden  aus  dem  Eigenanspruch  der  Idee.  Die 
Staatslehre  Ludwigs  von  Haller,  die  historische  Schule  des  Rechts, 
die  Romantik  der  schöngeistigen  Literatur,  sie  gehören  alle  zu- 
sammen. Was  sie  einigt,  ist  die  ihnen  allen  gemeinsame  negative 

1)  Die  Selbstverständlichkeit  nämlich,  daß,  da  und  solange  der 
Monarch  der  alleinige  und  ausschließliche  Träger  der  Rechtsmacht  des 
Staates  war,  Volks-  und  Parlamentsrechte  nur  im  Rahmen  des  vom  Monar- 
chen gesetzten  Rechts,  also  nur  in  dem  von  ihm  bewilligten  Umfange 
juristisch  denkbar  waren. 

2)  Vgl.  meine  Ausführungen  über  „Staatstheoretische  Formen  politischer 
Ideen"  Arch.  öffl.  R.  XXXIV,  479  ff.,  und  für  die  Einzelheiten  die  dort  be- 
sprochene Schrift  von  Me isner.  Die  Lehre  vom  monarchischen  Prinzip. 
(Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  hrsg.  v.  0.  von 
Gierke,  Hoft  122,  1913.) 
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Seite  ihrer  Grundlage:  das  Fehlen  positiven  Lebenswillens.  Ob 
die  Romantik  aus  der  Nüchternheit  der  Gegenwart  in  die  „gute 
alte  Zeit"  flüchtete,  ob  Haller  die  soziale  Ordnung  durch  ein 
ganz  zivilrechtlich  gedachtes,  Ausgleichssystem  wohlerworbener 
oder  in  Macht  gegründeter  subjektiver  Gerechtsame  ersetzen 
wollte,  oder  ob  die  historische  Schule  in  der  Fassung  des 
Savignyschen  Staatsbegriffes  das  Moment  des  Willens,  da»  mit 
der  Auffassung  des  Staats  als  einer  Persönlichkeit  gegeben  war, 
immer  mehr  zurücktreten  ließ,  bis  ihr  diese  selbst  schließlich 
ganz  verloren  gegangen  und  sie  „daher  die  Möglichkeit  einer 
freigewollten  Bildung  und  Fortbildung  des  Rechts  und  der  Ein- 
richtungen des  wirklichen  Staates  verneinte^)"  —  es  kommt  alles 
auf  dasselbe  heraus :  die  Identifizierung  von  Autorität  und  Stabi- 
lität, von  Recht  mit  historischer  Tatsache,  oder,  negativ,  den 
Ausschluß  der  treibenden  Kritik  aus  dem  subjektiven  Idealismus 
und  dem  Rationalismus,  wie  sie  von  dem  klassischen  deutschen 
Liberalismus  übernommen  waren  2).  So  konnten  schließlich  alle 
diese  Tendenzen  gemeinsam  Unterschlupf  finden  in  den  Formeln 
der  Hegeischen  Philosophie  von  der  VernünftigKeit  des  Seienden. 
Denn  wesentlich  das  Streben  nach  stärkerer  logischer  Sicherung 
dieses  Geisteszustandes  führte  die  hohen  preußischen  Staatsbe- 
amten auf  die  Bänke  des  Hegeischen  Hörsaals.  Der  Staat  „die 
Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee",  das  war  es,  was  der  Zeitgeist 
brauchte,  den  Hegels  unerbittlicher  Kritiker  R.  Haym  als 
Quietismus^),  der  Feldmarschall  H.  v.  Boyen  als  „ruhige  Polizei- 
stimmung"   bezeichnete,     und   das    ist    eben    so   charakteristisch 


•)  Vgl.  dazu  0.  V.  Sarwey,  Das  öffentliche  Recht  und  die  Veiwaltungs- 
rechtspflege  1880,  8  f.;  K.  Biedermann,  Fünfundzwanzig  Jahre  deutscher 
Geschichte  1889,  II,  43  ff. 

^)  Damit  soll  durchaus  nicht  der  ältere  deutsche  Liberalismus  als 
rationalistisch  gekennzeichnet  werden.  Ini  Gegenteil,  wenn  auch  durch 
rationalistische  Ideale  sein  Zielwille  befruchtet  und  gefestigt  wurde,  ist 
m.  E.  gerade  ein  bewußter  Aufbau  auf  geschichtlich-volklichen  Rechts- 
und  Staatsgedanken  für  ihn  wesentlich.  Vgl.  dazu  meine  Ausführungen 
„Vom  deutschen  Staat  und  seinem  Recht"  1917,  81  ff. 

^)  Die  Frage,  wieweit  die  Hegeische  Rechtsphilosophie  ihrem  Inhalt 
nach  diesem  Streben  entgegenkam,  ob  wirklich,  wie  Haym  (Hegel  und  seine 
Zeit  1857,  361—386)  urteilt,  der  „Hegeische  Preiheitsstaat  eine  recht- 
fertigende Construktion  der  factisch  in  Preußen  waltenden  Polizeigelüste" 
war,  ist  für  uns  nicht  unmittelbar  von  Bedeutung. 


]06  „Ruhige  Polizcistimmung" 

für  die  Stumpfheit  des  staatstheoretisclien  Denkens  jener  Zeit, 
daß  sie  es  ermöglichte,  die  germanistisch-ständische  Färbung  der 
Machttheorie  eines  Haller,  die  romanistische  der  historischen 
Eechtsschule  und  die  phantastische  der  Romantik  mit  dem 
Prinzip  des  absoluten  Idealismus  Hegels  als  ihrer  gemeinsamen 
geistigen  Grundlage  zu  vereinigen.  Es  ist  aber  auch  charakter- 
istisch für  die  dem  Staatsgedanken  der  Restauration  innewohnende 
Energie  des  Beharrungsvermögens,  daß  er  mit  solch  instinktiver 
Sicherheit  aus  allen  geistigen  Strömungen  ein  einheitliches 
Prinzip  herauszuziehen  vermochte. 

Weniger  ein  gedankliches  Programm  als  eine  „Stimmung", 
die  ruhige  Polizeistimmung,  wie  Boyen  es  so  anschaulich  be- 
zeichnete, bildet  die  geistige  Grundlage  des  Polizeigedankens  der 
Restauration.  Das  erklärt  geistesgeschichtlich  seinen  Charakter, 
dessen  politischgeschichtliche  Grundlage  bekannt  ist.  Er  war  so 
stumpf,  daß  er  garnicht  imstande  war,  eine  prinzipielle  rechtliche 
Erkenntnis  seiner  Eigenart  und  das  Bedürfnis  zu  deren  prinzipi- 
eller staatsrechtlicher  Feststellung  zu  erzeugen,  wie  sie  gegenüber 
der  formell  noch  nicht  aufgehobenen  Bestimmung  des  §  10,  U. 
17  ALR.  am  Platze  gewesen  wäre.  Die  vollständige  Entfernung 
von  dem  naturrechtlichen  Denken  der  Aufklärung,  die  zu  seinen 
geistigen  Ursachen  gehört,  mochte  diese  Wirkung  seiner  Stumpf- 
heit ergänzen,  indem  sie  ihm  eine  passive  Selbstgenügsamkeit 
gab,  die  ihn  von  jener  ideologischen  Bewertung  staatstheoreti- 
scher Prinzipien  ausschloß,  die  allein  —  wir  wissen,  daß  das  ein 
psychologischer  und  rechtspolitischer  Mißgriff  des  Gesetzgebers 
war  —  das  Verständnis  für  die  wahre  Bedeutung  der  naturrecht- 
lich-abstrakten Formel  des  Allg.  Landrechts  ennöglicht.  So  ent- 
hält weder  die  offizielle  noch  die  offiziöse  Bearbeitung  des  Poli- 
zeirechts eine  Hervorhebung  der  rechtlichen  Folgen  des  Gegen- 
satzes zwischen  dem  neuen  Polizeigedanken  und  dem  des  Allg. 
Landrechts. 

Ganz  unbekümmert  um  irgend  eine  leitende  Idee  zählt  eine 
Verordnung  von  1815  lediglich  einzelne  Tätigkeitsgebiete  der 
Polizei    auf^),     und     in    derselben    Weise,     nur    mit    sehr    viel 

^)  Ver.  T.  30.  4.  1815,  §  13.  „Die  Regierung  verwaltet":  „2.  Die  Landes- 
polizei, als:  die  Polizei  der  allgemeinen  Sicherheit,  der  Lebensmittel  und 
anderer  Gegenstände;    das  Armenwesen,    die  Vorsorge   zur  Abwendung    all- 


gegenüber  den  Aufklärangsidealcn  der  A.  L.  R.  107 

größerer  Ausführliclikeit,  verfährt  die  Geschäftsinstruktion  von 
1817  ^).  Die  in  diesen  Verordnungen  aufgezählten  Gegen- 
stände liegen  ebensowohl  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrts-  als 
dem  der  Sicherheitspolizei,  ein  Unterschied  hinsichtlich  der 
Zvrangsbefugnisse  ist  aber  nirgends  gemacht  2). 

gemeiner  Beschädigungen,  die  Besserungshäuser,  die  milden  Stiftungen  und 
ähnliche  öffentliche  Anstalten,  die  Aufsicht  auf  Kommunen  und  Korpora- 
tionen, die  keinen  gewerblichen  Zweck  haben." 

')  „Instruktion  zur  Geschäftsführung  der  Regierungen  in  den  König- 
lich Preußischen  Staaten  vom  23.  Oktober  1817."  Darin  stellt  sich  die 
Polizei  folgendermaßen  dar.  Ihr  wesentlicher  Teil  ist  „die  gesamte 
Sicherheits-  und  Ordnungspolizei";  daneben  gibt  es  eine  Medizinal- 
polizei, eine  landwirtschaftliche-,  eine  Jagd-  und  eine  Gewerbe-  und 
Gewichtspolizei.  Die  Sicherheits-  und  Ordnungspolizei  umfaßt:  „Er- 
haltung der  üffentlicheu  Ruhe,  Sicherung  und  Ordnung,  Vorbeugung  uni 
Stillung  von  Aufläufen,  Ausmittelung  und  Ergreifung  von  Verbrechern, 
Generalvisitationen;  Gefängnisse;  Strafanstalten;  Vorbeugung  von  Peuers- 
brünsten  und  polizeiwidrigen  Bauten ;  Wiederherstellung  der  abgebrannten 
Gebäude;  Hospitäler-  und  Armenwesen,  und  was  sonst  mit  diesen  Gegen- 
Btänden  zusammenhängt."  Die  Modizinalpolizei  umfaßt:  „Dan  Verkehr  mit 
Medikamenten,  Verhütung  von  Kuren  durch  unbefugte  Personen ;  Ausrottung 
von  der  Gesundheit  nachteiligen  Vorurteilen  und  Gewohnheiten;  Vorkehrun- 
gen gegen  ansteckende  Krankheiten  und  Seuchen  unter  Menschen  und  Tieren; 
Kettu ngsan stalten ;  Unverfälschtheil  und  Gesundheit  der  Lebensmittel  usw." 
Das  sind  alles  schon  Gegenstände,  die  nichts  mehr  mit  der  öffentlichen 
Sicherheit  zu  tun  haben,  die  aber  zum  großen  Teil  unter  die  „Abwendung 
der  dem  Publike  oder  dessen  Mitgliedern  drohenden  Gefahren"  zu  bringen 
sind;  damit  dies  noch  möglich  sei,  ist  man  bei  der  Redigierung  dieses 
Punktes  offensichtlich  bemüht  gewesen,  alles  negativ  zu  fassen,  um  nicht 
zu  einer  positiven  „Förderung  der  Wohlfahrt"  zu  kommen.  —  Die  landwirt- 
ichaftliche  Polizei  umfaßt  „alle  Landeskulturangelegenheiten,  Vorflut,  Ent" 
wässerung  und  Landesmeliorationen,"  die  Gewerbepolizei:  „a)  alle  Gewerba- 
Fabriken-,  Handels-,  Schiffahrts-,  Gewerks-  und  Innungssachen,  Erteilung 
von  Konzessionen,  Dispensationen  und  Legitimationen  in  dieser  Hinsicht; 
Freiheit  des  Marktverkehrs;  Anstalten  zur  Bildung  geschickter  Gewerksieute 
und  Künstler;  sowie  die  Aufsicht  über  alle  Korporationen,  Gesellschaften 
und  Anstalten,  welche  bloß  einen  gewerblichen  Zweck  haben;  —  b)  die 
Münz-,  Maß-  und  Gewichtspolizei;  Brack-  u.  Schauanstalten;  Komtoirs  zur 
Adjustierung  der  Maße  und  Gewichte  —  c)  die  öffentliche  Kommunikation, 
L»nd-  und  Wasserstraßen;  Chauseeanlagen ;  Strom-,  Deich-  und  Brücken- 
bauten, Fähren,  Hafenbauten,  Lotsen  und  Seeleuchten." 

2)  In  §  11  heißt  es  nur  ganz  allgemein:  „Die  Regierungen  sind  be- 
fugt, ihren  Verfügungen  nötigenfalls  durch  gesetzliche  Zwangs-  und  Straf- 
inittel  Nachdruck  zu  geben"  und  für  das  Nähere  wird  auf  den,  der  Instruk- 
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Ebensowenig  kümmerten  sich  die  mehr  oder  weniger  offi- 
ziösen Arbeiten  über  Polizeiwesen  um  jene  prinzipiellen  Fragen, 
die  von  der  Aufklärung  mit  soviel  idealistischer  Sorgfalt  unter- 
sucht waren  und  im  Allg.  Landrecht  dann  ihre  autoritative 
Entscheidung  gefunden  hatten :  ^)  sie  flechten  höchst  unbe- 
denklich in  grundsätzliche  Darlegungen  des  Gesetzbuches  über 
einzelne  Polizeirechtsmaterien  die  „allgemeine  Wohlfahrt"  in  die 
Festsetzung  der  polizeilichen  Aufgaben  und  lassen  sich  selbst 
dadurch  nicht  stören,  daß  Schriftsteller,  auf  die  sie  sich  aus- 
drücklich berufen,  den  Ausschluß  des  Wohlfahrtszweckes  scharf 
hervorheben  ^). 


tion  angehängten,  Auszug  aus  der  Ver.  v.  26.  12.  1808  verwiesen,  der  in  dem 
die  exekutive  Gehalt  regelnden  §  '48  keinerlei  Unterschied  macht  zwischen 
sicherheits-  uud  wohlfahrtspolizeilichen  Anordnungen. 

^)  Das  große  Werk  von  Rönne  und  Simon  erwähnt  den  §  10.  II.  17 
ALR.  schlechterdings  nicht;  es  gibt  überhaupt  nur  die  Publikanda, 
Reskripta  usw.  mit  ganz  kurzen  Einleitungen,  die  jenen  Paragraphen  nie 
nennen;  er  ist  aber  auch  nicht  einmal  in  der  allgemeinen,  geschichtlichen 
und  systematischen  Einleitung  des  Werkes  angeführt.  Ebenso  wird  er 
auch  in  den  meisten  anderen  Werken  über  das  preußische  Polizeirecht 
nicht  erwähnt.  Lediglich  bei  Bielitz  (Darstellung  der  Verfassung  und 
Verwaltung  der  Polizei  in  Preußen  1841)  habe  ich  ihn  genannt  gefunden, 
während  Rinne  (Handbuch  der  preuß.  inneren  Staatsverwaltung  1840  Bd.  1 
S.  281)  wörtlich  seinen  Inhalt  wiedergibt,  ohne  auf  das  Gesetz  Bezug  zu 
nehmen,  und  v.  d.  Hey  de  (Landes-  und  Lokalpolizeiverfassung  in  den 
königl.  preuß.  Staaten  1840)  ihn  überhaupt  nicht  berücksichtigt. 

2)  Sehr  charakteristich  ist  hier  v.  d.  Heyde:  während  S.  3  (Bd.  1) 
als  Bestimmung  der  Polizei  lediglich  angegeben  ist,  „alle  im  Innern  des 
Staats,  der  Sicherheit  des  Ganzen  oder  des  Einzelnen  drohenden  Gefahren 
und  Übel  zu  verhüten  und  abzuwenden  und  den  Schutz  des  persönlichen 
und  Eigentumsrechts  aller  zu  garantieren  und  zu  leisten,"  heißt  es  S.  2 : 
„Sie  beschäftigt  sich  mit  den  Mitteln  zur  Verhütung  und  Abwendung 
der  Gefahren  und  Hindemisse  der  Sicherheit  und  Wohlfahrt  in  dem 
gesamten  Umfange  des  Staats."  S.  9  heißt  es  von  der  Wohlfahrtspolizei: 
„Die  Wirksamkeit  der  Wohlfahrtspolizei  äußert  sich  weniger  durch 
Strafgesetze  und  Zwangsmittel  ....",  aber  auch  sie  muß  „in  vielen  Eällen 
durch  Gebote  und  Verbote,  durch  Strafbedrohungen  und  deren  Erfüllung 
ihren  Zweck  zu  erreichen  suchen."  —  Dabei  beruhen  seine  allgemeinen 
Auseinandersetzungen  zu  einem  betrüchtlichen  Teil  auf  Anlehnung  an 
V.  Berg,  die  z.  T.  wörtlich  ist,  (vgl.  z.  B.  S.  8  mit  Berg  II,  13).  —  §  1 
des  Buches  von  der  Sicherheitspolizei  lautet  bei  v.  d.  Heyde:  „Gesell- 
schaften   und    Verbindungen,    deren    Zweck    und    Geschäfte    mit    dem    all- 


und  Gleichgültigkeit  gegenüber  dem  landrechtlichen  Prinzip       lOi) 

Nicht  anders  deutet  die  Regierung  offiziell  Bestimmungen 
des  Allg.  Landrechts,  die  sich  in  rein  sicherheitspolizeilichem 
Interesse  gegen  politische  Umtriebe  richten,  durch  ausführende 
Reglements  einfach  um  in  sittlich  erzieherische  Maßregeln  gegen 
„niedrige  Leidenschaften",  wodurch  die  „Ruhe  guter  und  nütz- 
licher Staatsbürger  gestört  wird" ').  Mit  dem  Polizeigedanken 
djes  Allg.  Landrechts  war  eben  auch  das  Verständnis  für  ihn  ver- 
loren gegangen  2). 

Diese  Stumpfheit  ist  das  wesentlichste  Merkmal  des  Polizei- 
gedankens der  Restauration  im  Gegensatz  zu  dem  älteren,  den  er 
doch  darstellen  wollte  und  der  oft  geistvoll  zugespitzt  war,  jeden- 


gemeinen  Wohle  nicht  bestehen,  oder  der  Ruhe,  Sicherheit  und  Ord- 
nung nachteilig  werden  können,  sollen  in  den  königlichen  preußischen 
Staaten  nicht  geduldet  werden."  Während  das  Allg.  Landrecht  bestimmt 
hatte  (§3.  II.  6):  „Gesellschaften  aber,  deren  Zweck  und  Geschäfte  der 
geraeinen  Ruhe,  Sicherheit  and  Ordnung  zuwiderlaufen,  sind  unzulässig  und 
sollen  im  Staate  nicht  geduldet  werden. ■* 

1)  Im  A.L.R.  T.  II  Tit.  20  handelt  der  4.  Abschnitt  „Von  Verbrechen 
gegen  die  innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Staates".  Der  erste  Paragraph 
(§  151)  in  diesem  Abschnitt  bestimmt: 

„Wer  durch  frechen  unehrerbietigen  Tadel,  oder  Verspottung  der 
Landesgesetze  und  Anordnung,  Mißvergnügen  und  Unzufriedenheit  der 
Bürger  gegen  die  Regierung  veranlaßt,  der  hat  Gefängnis  oder  Pestungs- 
strafe auf  6  Monate  bis  2  Jahre  verwirkt." 

§  153  erweitert  dann  diese  Vorschrift  auf  bildliche  Darstellungen, 
insbesondere  Kupferstiche. 

Daraus  leitet  der  Minister  des  Innern  und  der  Polizei  in  seinem 
Reskript  an  das  königliche  Polizeipräsidium  zu  Berlin  vom  21.  Januar 
1823  (Rönne-Simon  I,  695  f.)  eine  Befugnis  der  Polizeibehörde  ab  zur 
Zensur  von  Kupferstichen  nach  folgenden  Grundsätzen  des  Zensurediktes : 

„Das  Verderbnis  der  Sitten  durch  schlüpfrige  Bilder  und  lockende 
Darstellung  des  Lasters,  hämisches  Verspotten  und  boshaften  Tadel 
öffentlicher  Anstalten  und  Verf.,  die  Befriedigung  der  Verläumdung,  des 
Neides,  der  Rachgier  und  anderer  niedriger  Leidenschaften,  wodurch  die 
Ruhe  guter  und  nützlicher  Staatsbürger  gestört  und  ihre  Achtung  vor 
dem  Publikum  gekränkt  wird,  zu  verhüten." 

-)  Charakteristisch  dafür  ist  auch  die  Tatsache,  auf  die  schon  Rosin 
(Begriff,  95)  hingewiesen  hat,  „daß  in  der  Fülle  von  Ministerialreskripten, 
welche  die  für  die  „Praxis  der  damaligen  Zeit  giiindlegenden  Werke  von 
Rönne  und  Simon  zusammengestellt  haben,  der  §  10,  II,  17  ALR.  so 
selten  und  auch  da,  wo  es  geschieht,  nur  in  positivem,  nicht  aber  im 
negativen  Sinne  zur  Geltung  gebracht  wird." 


]|0  Äaßerlichkcit  und  Kurzsichtigkeit 

falls  aber  stets  das  klare  Gepräge  einer  ganz  bestimmten,  — 
wenn  auch  nicht  immer  schönen  —  Weltanschauung  trug.  Trotz 
aller  „VervoUkomranungstheorie"  war  jener  stets  sich  seines  posi- 
tiven Zieles,  der  durch  das  Interesse  principis  gesehenen  salus 
publica  bewußt  geblieben  und  hatte  diesem  alles  dienstbar 
gemacht.  Der  Polizeigedanke  der  Restauration  blieb  stets  in  Be- 
denken und  Äußerlichkeiten  stecken. 

In  der  sozial  so  ungeheuer  wichtigen  Prostitutionspolizei 
hatte,  wie  wir  wissen,  im  Preußen  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
trotz  aller  Phrasen  von  der  Zusammengehörigkeit  von  Sittlichkeit 
und  Polizei  ein  höchst  klares  nüchternes  Sj^stem  der  Duldung 
und  Überwachung  in  gesundheits-  und  sicherheitspolizeilicher 
Hinsicht^)  bestanden:  den  zugleich  staatlich  -  egoistischen  und 
staatlich -sozialen  Zwecken  des  Schutzes  der  Volkskraft  und  der 
öffentlichen  Sicherheit  (Ausschaltung  des  Zuhältertums  durch 
Kasernierung)  war  in  gleicher  Weise  damit  gedient.  Die  Polizei- 
behörden der  Restauration  dachten  noch  ebenso  klar,  aber  ihre 
Erwägungen  mußten  den  Bedenken  weichen,  die  zunächst  er- 
folglos von  dem,  keine  bessere  Beschäftigung  findenden,  Bürger- 
sinn, dann  aber  mit  Erfolg  von  einer  „gewissen  religiös -aske- 
tischen Dogmatik  in  den  Regierungsraaximen"  erhoben  wurden; 
und  es  trat  eine  geradezu  heillose  Zerrüttung  auf  diesem  Gebiete 
des  Soziallebens  ein,  in  moralischer  wie  hygienischer  und  recht- 
licher Hinsicht;  der  Hauptleidtragende  war  naturgemäß  die  staat- 
liche Autorität  2).  Wo  aber  sonst  der  Polizeigedanke  einmal  be- 
wußt auf  diese  gerichtet  war,  hatte  sie  ebenfalls  keinen  Vor- 
teil, denn  dann  fehlte  seinem  Bevormundungsstreben  wieder  die 
Orientierung  an  einer  positiven  politischen  Grundauffassung, 
wie  sie  die  alte  eudämonistische  Polizeitendenz  vielfach  psycho- 
logisch so  erträglich  gemacht  hatte.  Wenn  z.  B.  in  Preußen 
im  18.  Jahrh.  nicht  den  reichen  Kaufleuten,  wohl  aber  dem 
Adel  wegen  seiner  historisch  näheren  Beziehungen  zum  Throne 
die  Pflicht  auferlegt  wurde,  im  Staatsinteresse  sein  Geld  im 
Lande  zu  verzehren,  oder  durch  Kreditbeschränkung  die  kleinen 
Bauern    vor    wirtschaftlichem,     die    Studenten     vor    moralischem 


*)  oben  43;   Polizei  und  Prostitution  35  ff. 
^)  Polizei  und  Prostitution  39  ff. 


Mangelnde  Sicherheit  innerer  Zielsetzung  1 1 1 

Zusammenbruch  geschützt  werden  sollten^),  .^o  wurde  damit  trotz 
aller  äußerlichen  Kleinlichkeit  der  Schulmeisterei,  zum  mindesten 
der  Eindruck  einer  ehrfurchtgebietenden  sittlichen  Höhe  des 
Polizeigedankens  geweckt,  der  den  Erfolg  der  zu  seiner  Verwirk- 
lichung getroffenen  Maßnahme  psychologisch  erheblich  erleichtern 
mußte.  Wenn  hingegen  die  Polizei  der  Restauration  durch  den 
Kampf  gegen  die  äußerlichen  Kindereien  des  „ Burschen tums* 
die  von  jenem  befürchtete  politische  Gesinnung  unterdrücken  zu 
können  glaubte,  so  mußte  der  offenbare  Mangel  an  eigener  sitt- 
licher Idee,  mit  dem  sie  den  Kampf  gegen  das  unternahm,  was 
beide  Parteien  für  eine  Idee  hielten,  psychologisch  nur  geradezu 
aufreizend  auf  die  Betroffenen  wirken 2).  Stumpfheit,  mangelnde 
psychologische  Zielsetzung  bestimmt  den  Gegensatz  zwischen 
dem  Polizeigedanken  des  Polizeistaats  und  dem  der  Revolution, 
sowohl  hinsichtlich  des  reinen  staatsegoistischen  Machtinteresses, 
das  wir  für  den  Polizeistaat  als  fürstliches  Souveränitätsinteresse 
kennzeichneten,  als  hinsichtlicb  des  staatlichen  Sozialinteresses, 
das  wir  für  den  Polizeistaat  mit  seiner  Theorie  das  der  salus 
publica  nannten. 

Wollte  der  alte  eudämonistische  Polizeigedanke  im  Staats- 
interesse sich  die  Untertanen  zu  möglichst  tüchtigen  Menschen 
erziehen,  so  wollte  derjenige  der  Restauration  aus  den  Menschen 
lediglich  ruhige  Untertanen  machen,  die  nur  einen  Gedanken 
haben  sollten,  das  Bewußtsein  „ihrer  beschränkten  Einsicht". 
Die  psychologische  Zielsicherheit  des  älteren  Polizeigedankens 
hatte  diesen  nie  das  Moment  der  „  iustitia  fundamentum 
regnorum"  übersehen  lassen;  sei  es,  indem  man  nur  äußerlich 
durch  den  Anschein  der  Rechtlichkeit  auf  den  Bürgersinn  zu 
wirken  suchte,  indem  z.  B.  der  Monarch  gelegentlich  irgend  eine 
ganz  gleichgültige  polizeiliche  Strafverfügung  mißbilligte  „n'y 
voyant  point  encore  d'ordonnance  sur  ce  sujef^);  sei  es,  indem 
man  ernstlich  die  Polizeigewaltübung  auf  den  Boden  des  Rechts 
zu  stellen  bestrebt  war,  wofür  es  selbst  in  der  Geschichte  der 
französischen  Polizei  nicht  an  Beispielen  fehlt*).  Diese  prinzi- 
pielle Anerkennung  des  Rechts   durch   den  Polizeigedanken   hatte 


1)  oben  26.  »)  Vgl.  auch  unten  128  f. 

3)  Clement  89.  *)  Z.  B.  Clement  92,  344  f. 
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im  Preußen  des  18.  Jahrhunderts  zur  prinzipiellen  Anerkennung 
des  Kechtsschutzes  und  zu  deren  organisatorischen  Verwirklichung 
in  der  Verweisung  aller  Eechtsstreitigkeiteu,  auch  solcher  des 
öffentlichen  Rechts,  in  die  ausschließliche  Zuständigkeit  der,  von 
der  Verwaltung  unabhängigen,  Gerichte  geführt^).  In  der  Restau- 
ration war  auch  das  Verständnis  des  psychologischen  Wertes  der 
Rechtsidee  für  die  Staatsautorität  in  der  Stumpfheit  des  Polizei- 
gedankens verloren  gegangen.  Der  preußische  Justizrainister 
selbst  bekannte  sich  im  Jahre  1837  zu  der  Ansicht,  daß  die 
Entscheidung  über  die  Rechtmäßigkeit  einer  polizeilichen  Ver- 
fügung nie  einem  Gerichte  übertragen  werden  könne,  sondern 
stets  nur  "in  den  Händen  der  „vorgesetzten  Behörde"  liegen 
dürfe.  Werde  durch  Beschwerde  zuletzt  beim  Minister  und 
allenfalls  bei  Sr.  Majestät  selbst  eine  Remedur  nicht  erlangt, 
dann  müsse  „angenommen  werden,  daß  die  Polizeibehörden  die 
Grenzen  ihrer  Befugnis  nicht  überschritten  haben"  ^).  Die  „Ein- 
sicht" bestand  eben  nur  bei  der  Regierung.  Ihr  gegenüber 
erschienen  auch  die  Gerichte  nur  als  Untertanen,  die  zum 
Gebrauche  des  „Maßstabes  ihrer  beschränkten  Einsicht"  nicht 
befugt  waren.  Das  Produkt  dieses  Geistes  war  das  „Gesetz  über 
die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Bezug  auf  polizeiliche  Ver- 
fügungen" vom  11.  Mai  1^42,  mit  dem  es  —  nach  dem  Urteil 
Loenings^)  —  der  Bürokratie  gelungen  war,  „in  rückläufiger 
Bewegung  alle  die  Schutzmittel  wieder  zu  beseitigen,  welche  die 
Gesetzgebung  von  1749  bis  1808  den  Untertanen  gegeben  hatte, 
um  ihre  bürgerliche  Freiheit  gegenüber  einer  willkürlichen  Hand- 
habung der  Gesetze  durch  die  Verwaltungsbeamten  zu  beseiti- 
gen." Es  war  derselbe  Geist,  aus  dem  schon  1826  der  Polizei- 
minister es  „als  ein  anormales  Verhältnis"  empfunden  hatte, 
daß  gegen  die  im  Instanzen zuge  der  Verwaltung  gebilligten 
Strafresolute  „noch  Provokation  auf  rechtliches  Gehör  zulässig 
sein  solle"*)  und  1836  die  Polizeibehörden  belehrte,  daß  die 
kriminalistische    Untersuchungshaft,    in    richtiger    Weise    geraiß- 


^)  E.  Loening,    Gerichte    und  Verwaltungsbehörden    in  Brandenburg- 
Preußen  (Abhandlungen  und  Aufsätze  I)  1917,  64  ff. 

2)  ebenda  179.  3)  ebenda  183.  *)  ebenda  198. 
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braucht,  ein  „nicht  unbedeutendes  Mittel"  polizeilicher  Pression 
liefere^).  Aus  diesem  Geist  völliger  Hintansetzung  des  Rechts 
und  der  Rechtspflege  mußte  man  schließlich  zu  der  1844/45 
formulierten  Ansicht  gelangen,  daß  selbst  rechtskräftige  gericht- 
liche Urteile  auf  Erhebung  des  Kompetenzkonflikts  durch  die 
Ministerien  aufgehoben  werden  könnten,  um  die  Sache  den 
Verwaltungsbehörden  zu  überweisen  2).  Dem  Vater  der  histori- 
schen Schule  aber  —  das  ist  höchst  charakteristisch  —  blieb  es 
vorbehalten,  auch  dieser  offiziellen  Lehre  wieder  die  rechts- 
wissenschaftliche Weihe  zu  geben,  wie  früher  derjenigen  von  der 
rechtlichen  Bedeutungslosigkeit  der  in  Gesetzesform  gegebenen 
königlichen  Verfassungsankündigung. 

Die  völlige  Unantastbarkeit  der  Obrigkeit  gegenüber  der 
rechtlichen  oder  politischen  Kritik  der  Untertanen  nicht  nur  zu 
errichten,  sondern  auch  zum  alleinigen  Inhalt  staatsbürgerlichen 
Denkens  zu  machen,  war  das  einzige  bestimmte  Ziel  des  Polizei- 
gedankens der  Restauration.  Zwar  auch  weniger  aus  seiner 
gedanklichen  Klarheit,  als  aus  der  Sicherheit  des  Instinkts  der  zu 
seiner  Anwendung  Legitimierten  geboren,  gab  es  ihm  bei  aller 
Stumpfheit  doch  eine  Einheitlichkeit,  die  deutlich  seine  Ver- 
schiedenheit von  dem  alten  sog.  eudcämonistischen  Polizeigedanken 
erkennen  läßt.  Auch  wo  die  von  ihm  geschaffenen  Maßnahmen 
äußerlich  den  Bevormundungsmaßregeln  des  Polizeistaats  gleichen 
haben  sie  doch  jene  Nuance  kleinlicher,  stumpfer  Ängstlichkeit, 
die  sie  deutlich  von  diesen  unterscheiden.  Eine  „niedergedrückte, 
arretierte  Zeit",  sagte  Heine. 

Wenn'  das  Rauchen  auf  den  Straßen  verboten  wird,  weil  es 
„gegen  die  dem  Publikum  schuldigen  Rücksichten  und  der 
Bestimmung  der  Straßen  ganz  entgegen  ist"  ^),  oder  wenn  das 
Barttragen  usw.  verboten  wird,  so  geschieht  das,  um  dem  Unter- 
tan klar  zu  machen,  daß  es  nicht  an  ihm  ist,  eigenmächtig  an 
der  bisherigen  Ordnung  etwas  zu  ändern,  daß  allein  die  Behörde 


^)  Th.     Foerstemann,     Prinzipien     des     Preußischen     Polizeirechts 
1869,  128. 

»)  Loening  223  ff.,  iusbes.  227. 

»)  Keskr.  Min.  J,  u.  Pol.  10.4.  1819,  Kab.-O.  9.  12.  1838  (y.  Kamptz 
Annalen  XVI,  970). 
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über  Neuerungen  zu  bestimmen  hat;  die  ja  aber  auch  dafür 
sorgt,  daß  der  „gute  und  nützliche"  Bürger  die  ihm  gebührende 
„Rücksicht"  empfängt  und  —  wie  wir  schon  gehört  haben  — 
nicht  in  seiner  „Ruhe"  gestört  wird,  weder  —  diese  Gedanken- 
verbindung ist  besonders  schön  —  durch  „lockende  Darstellung 
des  Lasters",  noch  „durch  hämisches  Verspotten  und  boshaften 
Tadel  öffentlicher  Anstalten"^);  selbst  vor  den  auf  „Pfeifen- 
köpfen, Tabakdosen  und  dgl."  lockenden  Bildern  der  Sünde  wird 
er  geschützt,  sehr  gründlich  sogar,  indem  selbst  der  Fall  vor- 
gesehen wird,  daß  dort  erst  nachträglich  eine  pasquillantische 
oder  sonst  anstößige  Bedeutung  erkannt  werden  möchte^). 

Die  Erhaltung  des  stabilen  Gleichgewichts  der  Spießbürger- 
seele, die  Femhaltung  von  allem,  was  sie  zum  Zweifeln  oder 
kritischen  Nachdenken  veranlassen  könnte,  ist  die  stete  Sorge. 
In  dem  in  Schlesien  erhaltenen  Umziehen  des  Knechts  Ruprecht, 
worin  —  zwar  damals  wohl  kaum  klar  erkannt  —  der 
Wotansgedanke  fortlebte,  lag  ein  Abweichen  von  den  fest- 
stehenden religiösen  Institutionen,  das  verboten  werden  mußte, 
weil  es  „in  schwachen  Gemütern  den  Aberglauben  längst  ver- 
gangener Zeiten  fortpflanzen  oder  wiedererwecken  könnte" ').  Die 
in  Magdeburg  übliche  Sitte  des  Fußwaschens  mußte  unterdrückt 
werden,  denn  sie  gefährdete  das  sinnliche  Gleichgewicht  des 
guten  Bürgers*).  Und  um  die  Stabilität  seiner  Seele  gegen  die 
Einflüsse  des  „versteckten  Muthwillens"  zu  schützen,  zu  dem 
eine  Karnevalszeitung  „gemißbraucht"  werden  kann,  erging  sogar 
eine  Kabinettsorder  ^).  Eine  strenge  Verweisung  hatten  sich 
auch  die  Schauspielhäuser  zugezogen,  die  auf  den  Komödien- 
zetteln eigenmächtig  das  „Mlle"  durch  „Fräulein"  ersetzt  und 
mit  dieser  Verwischung  des  Unterschiedes  zwischen  den  adligen 
Fräuleins  und  den  Bürgerstöchtern  die  gesicherten  Vorstellungen 
über   die  Staatsordnung  in  Gefahr  gebracht  hatten.     Auch  wurde 


1)  Vgl.  oben  109  Anm.  1. 

2)  Reskr.  M.  J.  u.  P.  7.  2.  1832. 

')  Publ.  Reg.  Breslau  13.  6.  1849  (Rönne-Simon  II,  397)  —  Über  die 
mythologisch-geschichtliche  Bedeutung  jener  Umzüge  vgl.  F.  Vogt,  Die 
•chlesischen  Weihnachtsspiele  1901,  88 — 121. 

*)  Publ.  Reg.  Magdeburg  26.  2.  1818  (Rönne-Simon  ü,  397). 

»)  K-0.  30.  6.  1830  (Rönne-Simon  II,  384). 
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allgemein  den  Komödianten  zu  Gemüte  geführt,  daß  sie  einem 
„verehrlichen  Publikus*  —  wie«  der  Berliner  sagte  —  ihre  Dienste 
schuldig  seien;  sie  sollen  daher  zu  deren  Erfüllung  angehalten 
werden^),  damit  sich  nur  ja  in  die  Seele  des  ruhigen  Bürgers 
keine  Regung  der  Unzufriedenheit  mit  der  bestehenden  Ordnung 
einschleiche.  Deshalb  wird  auch  darauf  gehalten,  daß  bei 
Begräbnissen  der  Gewerbetreibenden  nicht  ein  das  Maß  ihres 
Standes  übersteigender  Aufwand  einreiße  2). 

Da  der  knurrende  Magen  und  das  Schrumpfen  des  Geld- 
beutels auch  den  „ruhigen"  Bürger  zur  Kritik  anspornen  können, 
so  wurde  er  dagegen  gesichert,  indem  die  1811  aufgehobenen 
Taxen  für  Bäcker  und  Gastwirte  in  weitem  Maße  wieder  ein- 
geführt wurden^).  Aber  das  Bewußtsein  einer  bestehenden 
Ordnung  wäre  gefährdet  gewesen,  wenn  alle  Untertanen  nur  das 
Gleiche  genossen  hätten,  und  so  sorgte  denn  ein  besonderes 
Reskript  für  die  „Sicherung  hoher  Standespersonen"  vor  Zech- 
prellerei der  Gastwirte*)^). 

So  strebte  auch  in  der  Berücksichtigung  der  ständischen 
Unterschiede  der  Polizeigedanke  der  Restauration  eine  Wieder- 
aufrichtung der  Prinzipien   des  Polizeistaats  an.     Aber  auch  hier 


1)  Eeskr.  M.  J.  u.  Pul.  8.  5.  1824  (Rönne-Simon  II,  363). 

2)  Reskr.  M.  J.  u.  Pol.  1825 

3)  Reskr.  M.  J.  u.  Pol.  21.  6.  16.,  vgl.  oben  94  Anm.  1. 
*)  Reskr.  M.  J.  u.  Pol.  und  Gew.  22.  7.  1827. 

^)  Es  muß  auch  hier  wieder  au  die  Bemerkung  der  Einleitung  erinnert 
■werden,  daß  das  Streben,  das  als  charakteristisch  Angesehene  hervor- 
zuheben, eine  gewisse  Einseitigkeit  bedingt.  Die  Wiedereinführung  der 
Taxen  ist  begründet  mit  den  schlechten  wirtschaftlichen  Erfahrungen  der 
Taxlosigkcit.  Diese  mögen  sehr  wohl  vorhanden  gewesen  sein,  wir  können 
ja  heute  noch  Bäckertaxen  nicht  ganz  entbehren  und  haben  im  Kriege  er- 
fahren, daß  Taxen  auch  sonst  noch  notwendig  sein  können.  Wir  erfahren 
auch  heute  noch  täglich,  daß  viele  Geweibetreibende  ein  Recht  zu  haben 
glauben,  die  „feinen"  oder  ,.vornehmen  Leute"  in  besonderer  Weise  tribut- 
pflichtig zu  machen.  Das  alles  ändert  aber  nichts  daran,  daß  die  Neigung, 
im  Verwaltungswege  gegen  alle  derartigen,  bestehende  oder  vermeintliche, 
Schäden  dreinzufahren,  der  Ausfluß  eines  charakteristischen  Polizeigedankens 
ist.  Sehr  vielsagend  scheint  mir  hier  insbesondere,  daß  seinerzeit  für  die 
Aufhebung  der  Viktualientaxen  das  Ministerium  eine  Entschließung  der 
Krone  für  nötig  erachtet  hatte,  für  die  Wiedereinführung  aber  oh'ne 
breiteres  sich  selbst  für  zustündig  hielt. 

8» 


316     Anlehnung  an  die  Autorität  der  bestehehdeu  sozialen  Ordnung 

gelang  nur  eine  sehr  äußerliche  Nachahmung.  Dem  Polizeistaal 
bedeutete  die  Anlehnung  an  noch  nicht  ganz  überwundene  histo- 
rische Autoritäten  der  sozialen  Ordnung  in  Wirklichkeit  nur  ihre 
psychologische  Ausnutzung,  sie  war  ihm  nur  Mittel  zur  Er- 
reichung seiner  eigenen  Zwecke,  und  so  führte  sie  im  Ganzen 
praktisch  nicht  zu  einer  Bevorzugung,  eher  zu  einer  Belastung 
der  höheren  Stände.  Der  Restauration  hingegen  wurde  die 
Berücksichtigung  der  ständischen  Unterschiede  selbst  zu  einem 
polizeilichen  Eigenzweck:  die  psychologische  Unterstreichung  der 
ständischen  Ordnung  geschah  nicht  mehr,  wie  im  Polizeistaat,  um 
sie  zu  einem  willkürlich  benutzbaren  Mittel  des  Polizeigedankens 
zu  machen,  sondern  sie  bedeutete  eine  Flucht  des  Polizei- 
gedankens unter  ihren  Schutz.  Nur  diesen  Sinn  hat  es,  wenn 
das  Übervorteilen  „hoher  Standespersonen"  als  besonders  straf- 
würdig verfolgt  wurde  ^),  wenn  eine  ältere  Vorschrift  über  die 
Hüte  der  Domestiquen  von  Partikuliers  nunmehr  Strafsanktion 
erhielt  2),  oder  wenn  den  Buchhändlern  der  Abdruck  „adliger 
Wappen"  verboten  wurde  ^);  wenn  der  Aufwand  bei  bürgerlichen 
Begräbnissen  beschränkt*)  und  die  Tanzlustbarkeiten  der  „Per- 
sonen geringen  Standes''  an  das  Erfordernis  polizeilicher  Ge- 
nehmigung geknüpft  wurden^),  das  bei  standesgemäßen  Ver- 
gnügungen der  Vornehmen  als  unangebracht  anzusehen  war,  oder 
wenn  bei  „vorzugsweise  für  den  gemeinen  Mann  berechneten 
Drucksachen"  sonst  entbehrliche  polizeiliche  Beschränkungen  für 
nötig  erachtet  ^vurden  ®).  Der  Zweck  war  immer  der,  die  bestehende 
soziale  Ordnung  als  solche  zu  schützen,  um  selbst  in  der  Autori- 
tät, die  sie  bot,  Schutz  zu  finden  gegen  das  Neuerungsstreben 
der  von  ihr  Niedergehaltenen. 

Der  ganze  Polizeigedanke  war  nur  der,  das  Bestehende  zu 
schützen  durch  die  Züchtung  des  Glaubens  an  die  Notwendigkeit 
und  Richtigkeit  alles  Bestehenden.     Auf   diesen   passiven  Inhalt 


1)  Vgl.  oben  115  Anna.  4. 

3)  Reskr.    M.  J.  u.  K.  1.  12.  1817   (Rönne-Simon    II  340,   vgl.    auch 
oben  90  Anm.  1.) 

3)  Reskr.  M.  J.  u.  P.  29.  8.  1817  (ebenda  I,  713). 

*)  Vgl.  oben  115. 

''}  Reskr.  M.  J.  u.  P.  27.  1  1826  (v.  Kamptz,  Annalen  XI,  Heft,  1,  167). 

«)  Reskr.  M.  J.  u.  P.  19.  6.  1837  (Rönne-Simon  I  694). 
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sollte  der  Bürgersinn  gebracht  werden.  Das  bezweckten  mittel- 
bar alle  polizeilichen  Maßnahmen,  das  bezweckten  unmittelbar 
eine  Menge  besonderer  Maßnahmen.  Die  wichtigsten  davon 
waren  die  Zensur  aller  Art,  die  Regelung  der  Feiertags heiligung, 
die  Vereins-  und  Versammlungspolizei  und  die  besonderen  Maß- 
regeln gegen  die  Burschenschaften. 

Bedeutung  und  Inhalt  der  Zensur  im  Rechtssinne,  d.  h.  der 
Preßzensur,  unter  der  Restauration  sind  hinreichend  bekannt,  so- 
daß  ein  näheres  Eingehen  darauf  hier  entbehrlich  ist^).  Die 
bereits  erwähnten  Vorschriften  zum  Schutze  der  Ruhe  des  nütz- 
lichen Bürgers  gegen  Anfechtungen  durch  erotische  Darstellungen, 
durch  „versteckten  Muthwillen"  oder  „boshaften  Tadel  öffentlicher 
Anstalten"  mittels  der  Karnevalszeitungen,  Pfeifenköpfe  u.  dergl. 
beruhen  auf  den  politischen  Gmndsätzen  des  Zensurediktes  und 
bilden  diese  fort,  indem  sie  vielfach  die  rechtlichen  Grund- 
lagen für  solche  Gesinnungspolizei  erweitern  2).  Dieser  selben 
Tendenz  der  Gesinnungspolizei,  das  Denken  der  Bürger  in 
absolut  geordneten  Bahnen  zu  erhalten  und  seine  Ruhe  vor  Er- 
schütterung jeder  Art  zu  sichern,  begegnen  wir  in  Maßnahmen 
gegenüber  dem  wissenschaftlichen  Unterricht,  die  ganz  an  die- 
jenigen des  Polizeistaats  erinnern,  aber  in  der  Ängstlichkeit  und 
der  Schärfe  der  Abwehr  jene  noch  übertreffen:  die  Minister  des 
Unterrichts  und  der  Polizei  sollen  gemeinsam  mit  Absetzung 
gegen  Lehrer  vorgehen,  „welche  den  Verirrungen  der  Zeit 
huldigen  und  sich  namentlich  auf  Angelegenheiten  der  Staats- 
verfassung und  Verwaltung  eine  nähere  oder  entferntere  Ein- 
wirkung anmaßen"  ^).  Die  gleiche  Tendenz  tritt  auch  natur- 
gemäß in  der  Theaterzensur  hervor.  Es  wurden  hier  die  —  in 
abgeschwächter  Weise  z,  T.  noch  heute  geltenden  —  allgemeinen 
Grundsätze  aufgestellt,  daß  verstorbene  Mitglieder  des  König- 
lichen  Hauses   nur  mit    allerhöchster    Erlaubnis    auf   die    Bühne 


«)  Vgl.  jedoch  Zensuredikt  18.  10.  1819.  (G.-S.  224)  und  die  dazu  er- 
gangenen Erlasse  bei  Rönne-Simon  I,  688— 735. 

■'')  Tgl.  oben  113  ff.;  es  handelt  sich  bei  allen  diesen  Maßnahmen 
durchweg  um  Dinge,  die  gegenständlich  nicht  unter  die  „Zensur"  im  Rechts- 
sinne fallen. 

3)  CO.  12.  4.  1822. 
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gebracht  werden  sollen^)  und  öffentliche  Darstellungen  aus  der 
biblischen  Geschichte  des  alten  und  neuen  Testaments  für  un- 
zulässig zu  erachten  sind  2). 

Die  polizeiliche  Regelung  der  äußeren  Heilighaltung  der 
Feiertage^),  die  uns  auch  heute  noch  als  eine  Folgerung  aus  der 
sozialethischen  Forderung  einer  Rücksichtnahme  auf  das  religiöse 
Leben  der  Volksgenossen  in  Verbindung  mit  dem  tatsächlich  vor- 
handenen rechtlichen  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  erscheint, 
hatte  in  der  Restauration  eine  eigentümliche  Färbung  dadurch, 
daß  die  Erhaltung  des  Respekts  vor  der  bestehenden. Ordnung 
als  ihr  Zweck  stark  hervortrat.  Das  war  auch  der  Grund,  daß 
man  über  den  Gesichtspunkt  der  äußeren  Heilighaltung  kaum 
hinwegkam  und  so  der  Gedanke  des  Sabbats  in  einer  seinem 
ethischen  Sinne  nicht  entsprechenden  Weise  verwertet  wurde: 
gerade  den  arbeitenden  Klassen  wurde  die  Muße  des  Feiertages 
nicht  gesichert,  sondern  genommen,  nur  die  öffentlich  wahr- 
nehmbare gewerbliche  Arbeit  wurde  verboten.  Zwar  war  man 
1839  zu  einem  Verbot  der  Sonntagsarbeit  für  Jugendliche  ge- 
langt, aber  zu  einer  Verallgemeinerung  dieses  Verbots  konnte 
man  sich  nicht  entschließen*).  An  den  Folgen  dieses  polizei- 
staatlich-unwahren Elements  in  der  Feiertagspolizei  hat  das 
preußische  Staatsleben  noch  lange  laboriert,  und  erst  1908  machte 
ein  Reichsge^etz  dem  Zustand  ein  Ende,  daß  die  Ausübung  des 
Versammlungsrechtes  den  arbeitenden  Klassen  ganz  unterbunden 
werden  konnte,  weil  das  Gehen  zu  einer  politischen  Versammlung 

1)  C.-O.  20.  4.  1844;  die  kurz  darauf  (C.-O.  13.7.  1844)  ergangene  Be- 
stimmung, daß  das  Auftreten  verstorbener  Mitglieder  des  Kgl.  Hauses  das 
betr.  Theaterstück  dann  nicht  als  polizeiwidrig  erscheinen  läßt,  nachdem  es 
auf  einer  Kgl.  preußischen  Bühne  aufgeführt  ist,  bedeutet  keineswegs,  wie 
Kleefeld  (Die  Theaterzensur  in  Preußen  1905,  49)  annimmt,  eine  Ein- 
schränkung der  ersteren  Maßnahme,  sondern  nur  eine  rechtstechnische  Verein- 
fachung ihrer  Anwendung,  die  durch  ihren  Sinn  geradezu  gefordert  wird. 

2)  C.-Reski-.  M.  J.  u.  P.  20.  7.  1817  und  8.  9.  1817  (Kamptz,  Annalen 
I,  175  ff.) 

')  Eine  zweifellose  rechtliche  Grundlage  ist  für  sie  erst  geschaffen 
worden  durch  C.  —  0.  27.  2.  1837.  Zahlreiche  Ministerialanweisungen  über 
die  Verwaltungsgrundsätze  siehe  z.  B.  bei  H.  Dennstedt  und  W.  v.  Wolffs  - 
bürg,  Prcuß.  Polizei-Lexikon  1856,  V,  454  ff. 

*)  Sehr  interessant  in  dieser  Hinsicht  das  Circ.-R.  M.  H.  Gew.  u.  öifl. 
Arb.  17.  5.  1851   (M.  Bl.  126). 
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—  im  Gegensatz  zum  Besuch  der  verrufensten  Kneipe  —  nach 
der  preußischen  Praxis  das  „Bild  des  öffentlichen  Lebens  auf  die 
gleiche  Stufe  mit  dem  eines  Werktages  herabdrücken  und  damit 
die  äußere  Heilighaltung  stören"  kann^).  Den  Polizeigedanken 
kann  man  stets  nur  an  seinen  Früchten  erkennen. 

Das  eigentliche  Feld,  auf  dem  der  Polizeigedanke  der 
Eestauration  seine  schlimmsten  Früchte  trieb,  war,  seiner  Stumpf- 
heit entsprechend,  doch  nur  das  der  unmittelbaren  Niederhaltung 
politischer  Geistesbetätigung,  der  „Eitelkeit  des  Besserverstehen- 
wollens,"  wie  der  Philosoph  dieses  Systems  es  nannte'^):  neben 
der  Knebelung  des  Schriftums  die  des  Vereinigungswesens.  Die 
Vereins-  und  Versammlungspolizei  war  immer  noch  —  wie  seit 
1798  —  durch  die  nachwirkende  Angst  vor  den  Erscheinungen 
der  französischen  Revolution  bestimmt:  durch  verschiedene  neue 
Gesetze  —  so  unter  kaum  verstecktem  Hinweis  auf  jenes  Motiv 
im  Edikt  vom  20.  Oktober  1820  —  wurden  immer  wieder  alle 
politischen  Gesellschaften  und  Vereine  verboten,  und  schließlich 
wurden  auch  alle  Volksversammlungen  nahezu  unbedingt  unter- 
sagt. Die  Zahl  der  Bestimmungen  gegen  die  Burschenschaft  ist 
Legion  3).  Nur  ein  Satz  aas  einer  von  ihnen  mag  ihren  Geist 
kennzeichnen:  „Studenten,  welche  sich  zur  Zeit  eines  Tumultes 
oder  in  größerer  Zahl  nach  Mitternacht  auf  der  Straße  finden 
lassen,  haben  die  Vermuthung  böser  Absicht  oder  eines  lieder- 
lichen Lebenswandels  wider  sich;  auch  muß  Niemand  nach  10  Uhr 
abends  sich  in  einem  Wirtshaus  treffen  lassen."  Das  staatlich 
Bedenklichste  an  dieser  Niederhaitungspolizei  —  die  1838  im 
Verbot  aller   studentischen  Verbindungen   gipfelte  —  lag   in   den 


1)  Vgl.  bes.  Entscheidung  des  Obeiverwaltungsgerichts  v.  18.  2.  1902 
(Entsch.  OVG.  XLI,  412  f.).  Näheres  siehe  meine  Ausführungen  Verw.-Arch. 
IVUI,  454  ff.,  sowie  Pr.Verw.Bl.  XXXVI. 

^)  Zu  dieser  Auffassung  Hegels  vgl.  R.  Haym,  384. 

3)  Eine  Aufzählung  ist  daher  unmöglich.  Vgl.  jedoch  z.  B.  Min.-ßeskr. 
9.  6.  1824,  betr.  das  Verbot  der  Beherbergung  reisender  Studierender  bei 
Studenten,  Ver.  v.  6.  1.  1816  (Erneutes  Verbot  heimlicher  Verbindungen), 
Kab-0.  V.  21.  5.  1824  betr.  Bestrafung  aller  geheimen,  bes.  burschensehaft- 
liehen  Verbindungen,  Kab.-O.  v.  12.  1.  1833  betr.  Bestrafung  der  unerlaubten 
Studenten-Verbindungen  usw.  Siehe  auch  G.-S.  1819,  218;  1832,  216;  1835, 
287;  1833,35;  1836,  312;  1838,  13.  —  Eine  Zusammenstellung  and  Abdruck 
der  meisten  Verordnungen  bringt  Mann  köpf,  ALR.  V,  570  ff. 
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demoralisierenden  Folgen,  die  sie  herbeiführen  mußte.  Denn  es 
wiederholten  sich  bei  ihr  mit  logischer  Sicherheit  die  schlimm- 
sten Degenerationserscheinungen  des  älteren  Polizeigedankens: 
Förderung  des  Denunziantenwesens  einerseits  und  andererseits  die 
durch  die  praktische  Unmöglichkeit  einer  lückenlosen  Durch- 
führung der  unzähligen  Vorschriften  bedingte  behördliche  Will- 
kürlichkeit in  ihrer  Anwendung;  beides  vernichtende  Gifte  für 
die  ethische  und  psychologische  Sicherung  der  staatlichen 
Autorität^). 

Die  Untergrabung  der  staatlichen  Autorität  war  überhaupt 
eine  unvermeidliche  Folge  der  Stumpfheit  ,des  Polizeigedankens 
der  Kestauration.  Denn  sie  mußte  schließlich  dahin  führen,  daß 
über  aller  kleinlichen  Sorge  um  die  Niederhaltung  des  Bürger- 
sinns das  wichtigste,  der  Zweck  des  Ganzen,  vergessen  wurde: 
das  Interesse  der  in  der  monarchischen  Souveränität  verkörperten 
Staatsautorität,  wie  es  noch  das  Gendarmerieedikt  1812  zur  -Gel- 
tung gebracht  hatte.  Das  Prinzip  der  Erhaltung,  der  Ruhe  der 
Autorität  war  mehr  und  mehr  ein  so  abstraktes,  selbstzweckliches 
geworden,  daß  schließlich  der  Staatsgedanke  selbst  in  ihm  ver- 
loren ging.  Die  Autorität  an  sich,  in  dem  Sinne  etwa,  in  dem 
der  Spiritus  rector  der  Restauration,  Gentz,  einmal  den  Protestan- 
tismus als  „das  erste  Unglück"  bezeichnete,  gab  den  Polizeige- 
danken. Die  Staatsgewalt  wurde  so  zum  Diener  aller  irgendwie 
bestehenden  Autoritäten  gemacht,  statt  zum  Herren  aller  Autori- 
tär!; wie  in  der  auswärtigen  Politik,  wo  erst  Bismarck  den  Kampf 
gegen  den  „Begriff  oder  genauer  gesprochen  das  Wort  Legiraität" 
aufnahm  ^),  so  in  der  inneren  Politik.  Die  Souveränität  war  da- 
her insbesondere  nicht  mehr  der  rocher  de  bronce  gegenüber  den 
historischen  Rudimenten  staatlicher  Autorität  der  „Junkers",  wie 
im  Polizeistaat,  sondern  sie  wurde  zum  Werkzeuge  der,  ihren 
eigenen  z.  T.  durchaus  entgegengesetzten,  Interessen  jener,  denen 
das  Gendarmerieedikt  als  „ein  größeres  Unglück  für  Preußen  als 
die  Niederlage  von   Jena  und  Auerstädt"  erschienen  war  und  die 


')  K.  Haym,  der  die  Bitterkeit  dieser  Dinge  aus  der  größeren  zeit- 
lichen und  politischen  Nähe  noch  stärker  empfand,  urteilte  1857  (a.  a.  0 
362):  „In  alle  dem  war  weder  Staatssinn,  noch  Ordnung,  noch  Ehrlichkeit, 
noch  Respekt  vor  Freiheit  und  Wissenschaft." 

2)  Gedanken  und  Erinnerungen.  Kap.  8,  II. 
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nach  den  Befreiungskriegen  darauf  lauerten,  daß  „der  Regierung 
der  Geist,  den  sie  mit  jenen  Reformen  heraufbeschworen  und 
dem  sie  den  Adel  geopfert  hatte,  nun  selbst  über  den  Kopf 
wachse".  Dem  klugen  Gentz  war  es  sehr  wohl  bewußt  gewesen, 
daß  seine  Regieruugsprinzipien  zu  einer  Entäußerung  der  Staats- 
autorität zu  gunsten  der  feudalen  führen  mußte,  aber  „jeder 
Feudalismus"  sollte  ihm  „recht  sein"*),  wenn  er  nur  zum  Ziele 
der  Sicherung  der  Autorität  an  sich,  gleichviel  welcher,  führte. 
Dem  preußischen  Polizeigedanken  dürfte  kaum  dieser  dolus  even- 
tualis innegewohnt  haben,  er  sah  wohl  nicht  so  klar  die  Kon- 
sequenzen. Diese  traten  darum  nicht  weniger  ein.  Sie  waren 
eben  ganz  und  gar  nur  eine  Folge  der  Stumpfheit  des  Polizei- 
gedankens. 

Die  Schaffung  des  abstrakten  Autoritätsprinzips  bedeutete 
das  Aufgeben  des  Monopols  des  staatlichen  Autoritätsinteresses. 
So  mußte  sie  dahin  führen,  die  einheitliche  Klarheit  des  vom 
modernen  Staat  geforderten  Polizeigedankens  noch  mehr  zu  ver- 
wischen, indem  das  mühsam  vom  Polizeistaat  errungene  Souveräni- 
tätsprinzip wieder  mit  dem  des  Feudalismus  durchsetzt  wurde. 

Je  breiterer  Raum  aber  dem  Feudalgedanken  eingeräumt 
wurde,  desto  stärker  mußte  sich  die  Tendenz  des  Polizeigedankens 
zur  Bekämpfung  des,  mit  dem  Prinzip  der  staatlichen  Einheit 
aufs  engste  verbundenen,  Staatsbürgergedankens  entwickeln.  Der 
wachsende  Einfluß  des  Feudalismus  mußte  daher,  wie  er  selbst 
nur  eine  Folge  des  Polizeigedankens  der  Restauration  war,  dessen 
wesentlichen  Inhalt,  die  Niederhaltung  eines  lebendigen,  aktiven 
Bürgersinnes,  zu  immer  stärkerer  Entfaltung  kommen  lassen. 
Nichts  kann  das  deutlicher  zeigen  als  die  Gegnerschaft  gegen  die, 
jenen  Bürgersinn  verlangende  und  fördernde,  Organisation  des 
Volksheeres,  wie  sie  Boyen  gestaltet  hatte,  eine  Gegnerschaft, 
deren  Führer  der  Polizeiminister  Fürst  Wittgenstein  war,  derselbe 
Mann,  der  vordem  als  Begleiter  der  Me.  Rieß  und  Banquier  des 
Kurfürsten  von  Hessen  seine  staatserhaltenden  Fähigkeiten  be- 
Ffiesen  hatte.    „Eine  Nation  bewafinen,  heißt  den  Aufruhr  organi- 


*)  „Jeder  Feudalismus  soll  mir  recht  sein,  wenn  er  uns  yon  der  Herr- 
schaft des  Pöbels,  der  Studenten  und  der  Zeitungsschreiber  befreit"  Vgl. 
Biederm  ann  I,  301,  daselbst  au«h  300,  258 ff. 
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sieren",  so  hatte  der  Polizeiminister  schon  kurz  nach  den  Be- 
freiungskriegen an  den  König  geschrieben  und  auseinandergesetzt, 
die  Wehrpflicht  sei  „auf  die  Dauer  mit  dem  monarchischen,  auf 
Ehre  gegründeten  Prinzip  unvereinbar,"  wirke  „aber  auch  nach- 
teilig auf  die  Disziplin  durch  die  Vermischung  und  Gleichstellung 
der  Stände"  0- 

Vom  staatlichen  Standpunkte  war  dieser  Polizeigedanke  der 
Aufrechterhaltung  aller  bestehenden  Autorität,  wie  er  aus  jenem 
Satze  Wittgensteins  spricht,  seinem  innersten  Wesen  nach  kein 
anderer  als  der,  den  Wittgensteins  Nachfolger  Rochow  in  den 
berüchtigten  Satz  brachte,  daß  es  dem  ünterthan  nicht  gezieme, 
„den  Maßstab  seiner  beschränkten  Einsicht  an  die  Handlungen 
des  Staatsoberhauptes  zu  legen."  Die  Identifizierung  des  Autori- 
tätsinteresses des  Adels  und  diejenige  des  Souveränitätsinteresses 
des  Königs  von  Hannover  —  denn  darum  handelte  es  sich  doch 
bei  der  Elbinger  Adresse  —  mit  dem  Interesse  des  preußischen 
Staates  und  Königtums  bedeutet  im  Prinzip  ganz  dasselbe:  eine 
Abstumpfung  des  Polizei gedankens  durch  Gleichbewertung  aller 
Autorität  mit  der  konkreten  staatlichen  Autorität.  Diese  Ab- 
stumpfung des  Polizeigedankens,  die  seiner  Wesensentäußerung 
zum  mindesten  sehr  nahe  kam,  war  aber  nur  ermöglicht  durch 
einen  Mangel  an  gedanklicher  Klarheit,  wie  er  selbst  nur  aus 
der  allgemeinen  Geistesfärbung  der  Zeit^  aus  der  Romantik,  zu 
erklären  ist:  dieselbe  Undiszipliniertheit  des  Denkens,  das 
Charakteristikum  der  Romantik,  die'  auf  außerpolitischem  Gebiet 
noch  1857  für  Bismarck  die  Feststellung  notwendig  machte,  daß 
für  einen  Preußen  das  Prinzip  der  Legitimität  dem  „spezifisch 
Preußischen  Patriotismus"  vollständig  unterzuordnen  sei,  und 
die  auf  staatsrechtlichem  Gebiet  die  grundverschiedene  Stellung 
zwischen  den  Parlamenten  des  konstitutionellen  Staates  und  den 
Ständen  des  älteren  Staates  altständischer  Verfassung  bis  zu  ihrer 
Feststellung  durch  Albrecht  1837  nicht  sehen  wollte  —  sie  ist 
auch  die  geistige  Quelle  der  Unklarheit,  die  dem  Polizeigedanken 
seinen  wesentlichsten  Gehalt  entgleiten  ließ.  Ganz  im  Geiste  der 
Romantik    war   aus   einer   realistischen   politischen  Strebung,   die 


')  Fr.  Mein  ecke,     Das  Leben    des    Generalfeldmarschalls   Hernnann 
Ton  Bojen  II,  1899,  311. 
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das  Autoritätsprinzip  im  Polizeistaat  gewesen  war,  ein  mystischer 
Begriff  geworden. 

Für  das  Verständnis  des  Gesamtcharakters  des  Polizeige- 
dankens der  Eestauration,  wie  ich  ihn  an  dessen  einzelnen  Wir- 
kungen anschaulich  zu  machen  versucht  habe,  bildet  es  nur  eine 
wichtige  Ergänzung,  daß  alle  jene  Einzelheiten,  deren  Ursachen, 
Wirkungen  und  Wechselbeziehungen  wir  nachgegangen  sind,  doch 
insgesamt  gedanklich  als  Ausflüsse  eines  einheitlichen  Staats-^ 
theoretischen  Prinzips  erscheinen.  Das  steht  scheinbar  im 
Widerspruch  zu  der  Unklarheit  und  Stumpflieit,  die  wir  als 
Wesenszüge  des  Polizeigedankens  erkennen  zu  können  geglaubt 
haben.  In  Wirklichkeit  steht  es  in  kausalem  Zusammenhang 
damit.  Die  stumpfe  Idee  der  Ruhe  bedeutete  eine  Lähmung 
allen  staatlichen  Lebens,  das  hohle  Prinzip  der  selbstzweck- 
lichen Autoritäts Wahrung  führte  in  der  Gleichbewertung  aller 
Autorität  mit  der  staatlichen  geradezu  zu  einer  Wesensent- 
äußerung des  Polizeigedankens  als  des  Prinzips  autoritärer 
Ordnungswahrung  im  inneren  Staatsleben.  Nur  als  eine  Folge 
des  Nichterkennens  dieser  Sachlage,  also  der  Unklarheit  des 
Polizeigedankens,  ist  es  zu  erklären,  daß  die  preußische 
Regierung  jene  staatswidrigen  Prinzipien  annahm.  Der  mit 
allen  Wassern  getaufte  Gentz  war  sich  ihrer  Bedeutung  bewußt 
gewesen;  er  hatte  erkannt,  daß  das  staatliche  Prinzip  dem 
feudalen,  d.  h.  das  Prinzip  objektiven  Gemeininteresses  dem  des 
subjektiven  Interesses  wohlerworbener  sozialer  Macht,  zum  Opfer 
fallen  könne.  Aber,  was  Gentz  im  dolus  eventualis  mit  in  den 
Kauf  uahm,  war  staatstheoretisch  Ziel  und  Inhalt  der  „Restau- 
ration". Ihr  geistiger  Vater,  Ludwig  von  Haller,  ist  vielleicht 
der  einzige,  der  sich  jemals  über  den  Polizeigedanken  der 
Restauration,  den  das  Staatsleben  anwandte,  in  seiner  prinzi- 
piellen Bedeutung  klar  geworden  ist.  Auf  eine  Wiedererrichtung 
des  Polizeistaats  oder  des  monarchischen  Absolutismus  ist  es 
Haller  niemals  angekommen,  dazu  war  sein  sittliches  Rechts- 
und Freiheitsgefühl  viel  zu  stark;  die  salus  publica  suprema  lex 
andererseits  war  seinem  harten  Denken  viel  zu  verschwommen. 
Die  Grundlage  seines  ganzen  Systems  war  letzten  Endes  nur  die 
Idee  sozialer  W^ertbehauptung  des  Einzelnen.  Die  Wertelemente, 
die  dabei  allerdings  sehr  verschiedenartig  und  kompliziert  waren, 
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interessieren  uns  hier  nicht  ^).  Wichtig  ist  nur,  daß  sie  zu  einem 
Aufbau  des  Staatslebens  ganz  auf  der  Idee  des  subjektiven  Rechts 
führten.  So  wollte  er  zurück  zur  mittelalterlichen  Rechtsord- 
nung, in  der  jeder  Einzelne  mit  seinen  Gerechtsamen  als  gleich- 
berechtigter Paziszent  den  rechtlichen  Ansprüchen  des  Macht- 
habers gegenübertritt.  Mit  anderen  Worten :  er  wollte  zurück 
von  der  Organisationsidee  staatlicher  Einheit,  die  der  Polizeistaat 
geschaffen  hatte,  zur  mittelalterlichen  Desorganisationsidee  zentri- 
fugaler Individualberechtigung.  Seine  ganze  Staatstheorie  ist 
geradezu  eine  Verneinung  des  Polizeigedankens,  wie  er  zum 
Wesen  des  modernen  Staates  gehört.  Die  Restauration  des 
Staatslebens  ist  —  man  kann  den  trivialen  Ausdruck  nicht  ver- 
meiden —  einfach  auf  seine  Staatstheorie  hineingefallen,  indem 
sie  ihr  das  der  staatlichen  Autorität  vermeintlich  dienliche  ent- 
nahm und  so  zu  der  Gleichsetzung  aller  Autorität  mit  der  staat- 
lichen Autorität  gelangte,  die  die  Wesensverleugnung  des  modernen 
Staatsgedankens  bedeutete.  Der  Einfluß  Hallers  war  unendlich 
viel  entscheidender  als  diejenigen,  die  sich  ihm  hingaben,  ahnten. 
Und  die  tastende  Stumpfheit  des  geltenden  Polizeigedankens  war 
nur  eine  Folge  davon,  daß  er  seine  gedanklichen  Wurzeln  in  der 
Staatsauffassung  Hallers  hatte,  die  ein  schlechterdings  unfrucht- 
barer Boden  für  den  Polizeigedanken  überhaupt  war. 

Alle  Wesenszüge  des  Polizeigedankens  der  Restauration,  wie 
wir  sie  beobachtet  haben,  erklären  sich  staatstheoretisch  durch 
die  Verpflanzung  der  Prinzipien  des  Polizeistaats  auf  den  Boden 
der  mittelalterlichen  Staatsidee  Hallers:  die  gesunden  Kräfte 
beider  Elemente  2)  mußten  in  dieser  anorganischen .  Verbindung  ver- 
dorren. Durch  die  Betonung  des  Selbstwertes  der  zentrifugalen 
subjektiven  Rechte  ^vurde  dem  Wertgedanken  des  Interesse  Status 
publici  die  Spitze  abgebrochen;  eine  Nutzbarmachung  des  in 
jenem    liegenden    sittlichen    Gedankens    des    Persönlichkeitswerts 

')  Die  Staatslelire  Hallers  gehört  noch  heute  —  wie  in  den  30er 
Jahren  des- 19.  Jahrhunderts,  da  Strombeck  dasselbe  betonte  —  zu  den 
Dingen,  die  ebenso  häufig  genannt,  als  sie  selten  studiert  werden.  Für  eine 
allgemeine  Orientierung  ist  jetzt  sehr  wertvoll  die,  freilich  für  einen  anderen 
Gesichtspunkt  geschriebene,  lebendige  Charakteristik  im  10.  Kapitel  von 
Meineckes  Weltbürgertum  und  Nationalstaat.  (3.  Aufl.  1915,  219—226). 

2)  Dazu  Wolzendorff,  Vom  Deutschen  Staat-,  6  f.,  85  ff.  sowie  oben 
9  flf.  und  Ztschrft.  ges.  St.-W.  LXXII,  502  ff. 
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für  die  Entwicklung  freien  bürgerlichen  •  Pflichtbewußtseins  war 
wieder  durch  das  polizeistaatliche  Niederhaltungsprinzip  aus- 
geschlossen. Damit  sind  wir  aber  schon  zu  einer  wichtigen 
weiteren  Frage  gelangt,  der  der  Wirkung  des  Polizeigedankens  der 
Kestauration  auf  den  Bürgersinn. 

So  sehr  auch  dem  Polizeigedänken  der  Kestauration  jede 
Klarheit  und  Aktivität  fehlte,  so  groß  war  doch  die  Wucht  seiner 
Stumpfheit,  mit  der  er  den  Bürgersinn  niederdrückte  —  und 
auch  ihn  flach  und  stumpf  machte.  Diese  Flachheit  des  Bürger- 
sinns war  es,  die  es  im  Jahre  1840  zwei  hochangesehenen 
Männern  im  Staate,  dem  damaligen  Oberlandesgerichfsrat  v. 
Könne  und  dem  damaligen  Oberlandesgerichtsassesor  Simon  er- 
möglichte, eine  Sammlung  der  unzähligen  Kleinlichkeiten  tri- 
vialster Polizei  Vorschriften  dem  Könige  darzubringen  mit  der 
Widmung:  „Diese  Gesetze  kräftigten  Preußen  zum  Kampfe  für 
die  verlorene  Unabhängigkeit"  und:  „Es  sieht  Ihr  dankbares 
Volk  in  ihnen  sein  Palladium."  Was  das  erstere  angeht,  so  hatte 
der  Geist  ängstlicher  Ruhe,  der  in  jenen  steckte,  von  den  Frei- 
heitskriegen hinab  nach  Olmütz  geführt.  Was  das  letztere  an- 
geht, so  mag  es  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig  gewesen 
sein.  Das  mag  dann  die  spätere  völlige  Verständnislosigkeit  er- 
klären für  den  Abgrund,  der  zwischen  Tauroggen  und  Olmütz 
liegt:  Denn  gerade  diese  „ruhige  Polizeistimmung"  war  not- 
wendig mit  einem  Mangel  jeglichen  aktiven  Bürgersinnes  ver- 
bunden. Solche  ,>nützliche"  Bürger,  die  in  der  polizeilich  ge- 
schützten Ruhe  ihr  „Palladium"  sahen,  waren  es,  denen  die 
geringe  Straffheit  des  Offizierdienstes  in  der  Landwehr  schon  zu 
lästig  war,  die  damit  das  Eindringen  subalterner  Elemente  in 
das  Landwehroffizierkorps  und  so  dessen  Rückgang  bereits  in 
den  zwanziger  Jahren  verursacht  hatten;  damit  aber  eine  Ent- 
wicklung eingeleitet  hatten,  die  gerade  im  Sinne  der  Gegner  des 
Landwehrgedankens  und  seiner  Grundidee,  des  Bürgergedankens, 
war  und  daher  von  den  Kreisen,  die  den  Polizeigedanken  der 
Restauration  am  meisten  förderten,  mit  zum  mindesten  passivem 
Wohlwollen  begleitet  wurde  ^). 


1)  Meinecke,  Boyen  II,  310:  „Die  Gegner  Boyens  wollten  die  alte 
Ordnung  auf  Kosten  der  kriegerischen  und  damit  zugleich  auch  der  politi- 
schen Leistungsfähigkeit  Preußens." 
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Daß  dieses  Schwinden  des  Bürgersinnes  auf  die  Dauer  aber 
nicht  auf  dessen  aktive  Seite  beschränkt  bleiben  könnt«,  liegt  in 
der  Natur  der  Sache.  Denn  Bürgersinn  ist  das  Verständnis  für 
die  Einordnung  des  Einzelinteresses  in  das  Gemeininteresse:  er 
vereint  den  Willen  zu  rechtlicher  und  pflichtlicher  Anteilnahme 
am  Staat  mit  der  psychologisch  in  dieser  verankerten  Bereitwillig- 
keit zur  Duldung  der,  aber  auch  nur  der  im  Gemeininteresse  vom 
Staat  beanspruchten  Freiheitsbeschränkungen.  Deshalb  v?ar,  nach- 
dem der  treibende  Polizeigedanke  des  Polizeistaats  letztere  dem 
Einzelnen  anerzogen  hatte,  mit  dem  ihr  entsprechenden  Anspruch 
auf  Kritik  der  wirklichen  Gemeindienlichkeit  der  Freiheitsbe- 
schränkungen derjenige  auf  aktive  Anteilnahme  am  Staat  ent- 
standen. Deshalb  mußte,  nachdem  der  hemmende  Polizei gedanke 
der  Restauration  die  aktive  Seite  des  Bürgersinns,  den  Willen 
zur  rechtlichen  und  pflichtlichen  Teilnahme  am  Staat  durch 
Leistungen,  erstickt  hatte,  auch  seine  passive  Seite,  die  Bereit- 
willigkeit zum  Dulden  staatlicher  Beschränkungen,  verdorren. 
Und  insofern  war  es  nicht  richtig,  daß  das  Volk  in  polizeilichen 
Befehlen  sein  „Palladium"  sah.  Im  Gegenteil,  von  dieser 
passiven  Seite  des  Bürgersinns  mußte  sein  negatives  Element, 
der  Anspruch  auf  Kritik  der  Notwendigkeit  der  Beschränkung, 
allein  lebensfähig  bleiben.  Da  dieser  aber  abgelöst  war  von  der 
Grundlage  des  positiven  Bürgersinns,  dem  nur  bei  ethisch  leben- 
diger Verbindung  mit  dem  Staatsleben  möglichen  Verständnis 
für  die  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  der  Unterordnung  des 
Einzelinteresses  unter  das  Geraeininteresse,  fehlte  ihm  jeder 
Maßstab  für  seine  Kritik,  und  diese  mußte  schließlich  ebenso 
maßlos  werden,  wie  der  Polizeigedanke,  der  sie  erzeugt  hatte. 
Und  hier  nun  wieder  ist  es  von  größter  Bedeutung,  daß  der 
Polizeigedanke  der  Restauration  seine  gedankliche  Grundlage  in 
der  Staatsidee  Hallers  hatte,  die,  ausschließlich  auf  der  Idee  des 
subjektiven  Rechts  aufgebaut,  nur  eine  Vielheit  dualistischer 
Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Einzelnen  und  dem  Herrscher 
kannte  und  dem  Einheitsgedanken  des  modernen  Staates  durch- 
aus fremd  gegenüberstand.  Mit  der  Betonung  des  Wertes  alles 
Bestehenden  durch  den  Polizeigedanken  der  Restauration  war  die 
den  ganzen  älteren  Staat  beherrschende  Idee  des  Besitzstandes 
wieder  aufgelebt  und  dadurch  das  ganze  Staatsleben  künstlich  in 
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die  mittelalterliche  Luft  Hallerscher  Staatsidee  getaucht.  Diese 
Atmosphäre  der  Überschätzung  des  Gedankens  des  subjektiven 
Kechts  und  des  sozialen  Eigenwertes  des  Individuums,  war,  der 
Geistesrichtung  der  Eomantik  entsprechend,  denkbar  günstig  für 
eine  hemraungs-  und  maßlose  Entwicklung  des  rein  negativen, 
kritischen  Elementes  des  Bürgersinns. 

Die  Wirkungen  des  Polizeigedankens  der  Restauration  auf 
das  staatsbürgerliche  Denken  stehen  ganz  im  Rahmen  des  Zeit- 
geistes und  seiner  Kausalität.  Wenn  für  jenen  Zeitgeist,  der 
Nüchternheit  und  Gefühlsseligkeit,  Vemunftkritik  und  Romantik, 
klassizistische  Formen  stärke  und  moderne  Empfindsamkeit  ver- 
einigen wollte,  die  Bezeichnung  „Biedermaier"  sich  herausgebildet 
hat,  so  ist  der  Unterton  des  „Bürgerlichen'-,  der  in  diesem 
Namen  liegt,  nicht  ohne  Zufall  hineingekommen.  Denn  der 
Charakter  jenes  Zeitgeistes  ist  durch  die  Beeinflussung  alles 
Denkens  durch  politische  Erwägungen  bestimmt:  sein  ganzes 
Wesen  ist  nur  die  Furcht  vor  Auseinandersetzungen,  und  diese 
Furcht  ist  rein  politischer  Art;  sie  beruht  auf  dem  Gedanken, 
daß  die  Auseinandersetzung  auf  irgend  einem  Gebiet  diejenige  auf 
allen  anderen  und  damit'  auch  dem  staatlichen  nach  sich  ziehen 
müsse.  So  ist  es  recht  eigentlich  nur  der  Polizeigedanke  der  Ruhe, 
der  wie  ein  roter  Faden  die  ganze  Welt  bürgerlichen  Denkens 
durchzieht  und  ihre  so  anorganischen  Einzelzüge  doch  wieder  zu 
einem  Gesamtbilde  zusammenhält.  Das  erklärt  das  Nebeneinander 
so  vieler  an  sich  ganz  miteinander  unvereinbarer  Erscheinungen, 
wie  der,  daß  der  spätere  liberale  Staatsrechtslehre!  des  kon- 
stitutionellen Preußens,  Ludwig  von  Rönne,  und  Heinrich  Simon, 
der  wegen  seines  liberalen  Radikalismus  später  zu  lebensläng- 
lichem Zuchthaus  verurteilt  wurde,  1840  die  Polizeigesetze  als 
das  „Palladium"  des  preußischen  Volks  bezeichneten;  oder  daß 
neben  der  stumpfen  politischen  Passivität  des  Bürgertums  jene 
erstaunliche  Zuspitzung  der  politiscTien  Satire  einherging, 
der  wir  die  Ausbildung  des  Berliner  Witzes  zu  einer  geistigen 
und  literarischen  Form  verdanken.  Und  das  letztere  ist  wieder 
nur  ein  Beispiel  für  die  Wirkungen,  die  die  Tendenz  des  Nicht- 
auseinandersetzens  erzeugen  mußte:  die  Mnstliche  Zusammen- 
drückung des  Konfliktstoffs  mußte  zu  seiner  Entzündung  führen. 

Das   Prinzip  der  Ruhe  des  Bürgersinns,  das  den  Inhalt  des 
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Polizeigedankens  der  Restauration  bildete,  mußte  sich  schließlich 
gegen  diesen  selbst  wenden,  da  es  jenem  zwar  das  Verant- 
wortungsbewußtsein ertötet,  sein  Kritikbedürfnis  aber  in  dem- 
selben Maße  sich  hatte  einseitig  entwickeln  lassen:  es  mußte  die 
Vorstellung  fördern,  daß  der  Bürger  auch  vor  der  Erziehung 
durch  die  Obrigkeit  und  die  Bevormundung  durch  die  Polizei 
Ruhe  beanspruchen  könne.  In  dieser  Vorstellung  mußte  die  Theorie 
von  den  „Freiheitsrechten"  der  liberalen  Theorie  nicht  nur  einen 
wohl  vorbereiteten  Boden  finden,  sondern  vor  allem  auch  mußte 
der  rein  negativ  entwickelte  Bürgersinn,  da  er  jedes  Maßes  der 
Kritik  entbehrte,  auch  den  revolutionären  naturrechtlichen  Folge- 
rungen aus  jener  Doktrin  zugänglich  sein  —  die  übrigens  inso- 
weit  keine  anderen    waren  als  die   der  Hallerschen  Staatslehre^). 

Es  kann  hier  nicht  meine  Aufgabe  sein,  zu  untersuchen,  wo 
das  Schwergericht  der  psychologischen  Kräfte  der  Bewegung  von 
1848  lag:  ob  in  dem  —  meinem  Thema  gemäß  hervorgehobenen 
—  Moment  spießbürgerlichen  Unbehagens,  oder  in  dem  Gerechtig- 
keitsgehalt und  dem  ideellen  Streben  der  liberalen  Theorie. 
Nur  zweierlei  muß  betont  werden:  allein  aus  sich  hat  letztere 
nicht  gewirkt,  und  in  dem  schließlichen  Kampf  gegen  den 
Polizeigedanken  der  Restauration  ist  dessen  Unterliegen  in  einer 
Form  geschehen,  die  seine  eigenen  Wirkungen  auf  die  Ver- 
kleineiTing  des  Bürgersinns  in  den  Vordergrund  treten  läßt. 

Zunächst:  mag  man  den  staatstheoretischen,  menschlichen 
und  sittlichen  Wert  der  Theorien  des  vormärzlichen  Liberalismus 
noch  so  hoch  einschätzen  —  und  ich  denke  wahrlich  nicht  gering 
von  ihnen  — ,  die  Kraft,  Völker-  und  Staatenschicksale  zu  be- 
wegen, trugen  sie  nicht  in  sich;  dazu  fehlte  ihnen  der  zündende 
Funke  psychologischer  Wirkung.  Dem  staatstheoretischen  Denken 
der  Engländer  und  Franzosen  vergangener  Jahrhunderte  ent- 
nommen, waren  sie  dem  Gefühls-  und  Gedankenleben  des  deut- 
schen Volkes  nicht  so  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen,  daß 
sie  ihm  Existenzbedingung  waren  2).  Für  dieses  bildeten  sie  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  graue  Theorie  oder  —  je  nach  dem 
Bekenntnis  —  konventionelle   oder  anstößige  Phrase.     Dem  fran- 

*)  Wolzendorff,  .,Staatsrecht  und  Naturrecht"  441,  449  f,  456  f  mit 
446  Anm.  2.  ^)  Dazu  Wolzendorff,  Vom  deutschen  Staat  88  f. 
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zösischen  Bürger  des  18.  Jahrhunderts,  der  von  den  unzähligen 
Beschränkungen  merkantilistischer  Polizei  von  allen  Seiten  be- 
drängt war,  mußte  es  einleuchten,  wenn  die  Physiokraten  lehrten, 
jeder  müsse  wirtschaftlich  selbst  über  sich  bestimmen  können, 
die  Freiheit  des  Eigentums  sei  ein  ewiges,  unveräußerliches 
Becht  des  Menschen.  Wie  aber  sollte  sich  der  deutsche  Bürger 
der  vormärzlichen  Zeit  entflammen  an  der  Lehre,  das  Freihandels- 
prinzip stehe  in  wesentlicher  gedanklicher  Einheit  mit  dem 
Rechtsstaatsprinzip?  Was  die,  Nachgeben  gebietende,  Beharrlich- 
keit des  bürgerlichen  Unwillens  erzeugt  hatte,  lag  nicht  in 
der  Verletzung  irgendwelcher  Staatstheorien,  sondern  in  den 
tausenderlei  kleinen  und  kleinsten  Belästigungen,  die  der  Polizei- 
gedanke niederhaltender  Bevormundung  verursacht  hatte. 

Die  kleinliche  Beharrlichkeit  des  Polizeigedantens  sowohl 
wie  des  von  ihm  erzeugten  Bürgersinns  war  es  meist,  die  beide 
aufeinander  prallen  ließ,  getreu  dem  Gesetz  der  Komplemen- 
tarität beider.  Und  das  ist  es,  was  die  deutsche  Freiheits- 
bewegung —  trotz  aller  Achtung,  die  man  vielfach  vor  ihren 
geistigen  Führern,  wie  denen  der  Gegenseite,  haben  muß  —  von 
dem  Fluch  des  Tragikomischen  nie  wird  frei  werden  lassen,  das 
in  der  Kutschleder-Flucht  Beckers^)  und  dem  Umritt  Friedrich 
Wilhelms  IV.  seine  Höhepunkte  hatte.  Epigonenhaft,  wie  der 
Polizeigedanke  der  Restauration  gegenüber  dem  des  Polizeistaats, 
war  der  ihn  überwindende  Bürgersinn  ihres  Spießbürgers  gegen- 
über dem  des  pathetischen  citoyen  von  1789.  Unendlich  kleine 
Dinge  waren  es  doch  zumeist,  durch  die  die  Polizei  den  Bürger- 
sinn in  Harnisch  gebracht  hatte:  Verbot  der  Barte,  bunter 
Bänder  und  des  Rauchens  auf  den  Straßen.  Und  wenn  diese 
Dinge  auch  nur  Symbole  waren,  unter  denen  die  Beharrlichkeit 
beider  Seiten  das  feindliche  Prinzip  bekämpfte,  so  liegt  doch 
für  das  vaterländische  Denken  etwas  unsäglich  Trauriges  darin, 
daß  auf  beiden  Seiten  die  Prinzipien  nicht  größer  empfunden 
wurden,  als  daß  ihr  Leben  von  der  Existenz  solch'  jämmerlicher 
Symbole   abhängig   sei.     Denn    es  kann   doch  nichts  Traurigeres 

^)  Wenn  diese,  wie  jetzt  festzustehen  scheint,  nur  Erfindung  ist,  ist 
auch  das  charakteristisch  für  den  Bürgersinn:  wie  geringe  Selbstachtung 
mußte  ein  bürgerliches  Streben  haben,  das  willig  solche  .Verspottung 
seines  bisherigen  Helden  aufnahm. 

Wolzcndorff,  Polizeigertanhe  ° 
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geben,  als  die  Tragikomödie,  die  darin  liegt,  daß  die  Lebenskraft 
eines  Dichters  wie  Fintz  Reuter  durch  siebenjährige  Festungshaft 
zerstört  werden  mußte  um  eines  bunten  Bändchens  willen,  das 
sein  —  freilich  jugendlicher  —  Bürgersinn  nicht  missen  und 
der  Polizeigedanke  nicht  dulden  mochte,  und  dessen  Farben  doch 
später  Preußens  König  vor  dem  Berliner  Pöbel  zur  Schau   trug. 

Nichts  kann  deutlicher  die  soziale  und  staatliche  Bedeutung 
des  Polizeigedankens  in  seiner  Komplementarität  mit  dem 
Bürgersinn  zeigen,  als  diese,  seine  traurige  Schlußwirkung  im 
Preußen  der  Restauration.  Pflichtbewußtsein  der  Bürger  und 
Staatsautorität  hatte  er  in  gleicher  Weise  untergraben.  Denn  wie 
sonst  ist  es  zu  erklären,  daß  die  Berliner  Bürger  —  ganz  ihr 
Preußentum  vergessend  —  stumpf  zuzusehen  vermochten,  wie 
der  persönliche  Träger  der  Würde  des  preußischen,  ihres 
Staates,  der  Fürst,  der  die  Tradition  des,  Volk  und  König  ver- 
bindenden, Staatsgedankens  der  Ehre  und  Pflichterfüllung  ver- 
körperte, dem  Pöbel  zum  Schaustück  wurde?  Wie  sonst  ist  es 
zu  erklären,  daß  in  solcher  Zeit  der  berufene  Träger  des 
Polizeigedankens  und  Diener  der  Staatsautorität  —  nur  dem 
Prinzip  der  Ruhe  nachsinnend  —  untätig  dasaß  und  hilflose 
Pläne  schmiedete^)  von  s}Tnbolischen  Friedensstäben,  mit  denen 
nützliche  Bürger  durch  „eine  gewisse  moralische  Gewalt" 
Rettung  bringen  sollten? 

Das  war  der  Zusammenbruch  des  Polizeigedankens  der 
Restauration.  Sein  Ende  ist  der  einzige  Punkt  seines  Daseins, 
in  dem  er  Ähnlichkeit  mit  seinem  großen  Vorbild  aus  dem 
Polizeistaate  hatte:  er  ging  an  sich  selbst  zu  Grunde.  Damit 
ist  der  alte  Polizeigedanke  in  einem  höheren  Sinne  zugrunde 
gegangen.  Denn  es  gehörte  zu  dessen  Wesen,  daß  er  Träger 
seines  eigenen  Prinzips  war:  er  beruhte  auf  der  Vorstellung 
einer  Möglichkeit  rationaler  Gestaltung  der  Staatsentwicklung 
durch  autoritäre  staatliche  und  rechtliche  Aktion.  Auf  dieser 
Vorstellung  ruhta  die  Ausdehnung  des  Polizeigedankens  im 
Polizeistaat  und  der  Restauration,  auf  ihr  beruhte  seine  Ein- 
schränkung im  Allg.  Landrecht.  Er  wurzelte  insoweit  immer 
noch  im  naturrechtlichen  Denksystem.    Damit  war  es  nun  vorbei. 

*)  Über  diese  Plane,  die  der  Polizeipräsident  Ton  Minutoli  nach  dem 
Sturm  auf  das  Zeughaua  entwarf,  Tgl.  Venr.-Arch.  XV,  561. 


Kapitel  IV 

Die  Ausbildung  eines  staatsrechtlichen 
Polizeigedankens  im  konstitutionellen  Staate 


1.   Schaffung    der    Grundlagen    für    einen    neuen    Polizei- 
gedanken   durch    Ausbau    des    Verfassungsstaates 

Im  konstitutionellen  Preußen  wurde  durch  das  Polizeiver- 
waltungsgesetz vom  11.  Miirz  1850  zunächst  die  rechtsorganisa- 
torische Grundlage  geschaflen,  auf  der  der  Polizeigedanke  wieder 
zu  aktivem  Leben  erstarken  konnte  und  erstarken  mußte:  alle 
Polizeigewaltübung  geschieht  im  Namen  des  Königs  in  hierar- 
chisch zentralisierter  Verwaltung').    Denn  diese  Grundlage  war  so 


^)  P.-V.-G.  §  1.  Ab.  1:  „Die  örtliche  Polizciverwaltung  ydvA  von  lien 
nach  den  Vorschriften  der  GemcinHe-Ordnuiig  dazu  bestimmten  Beamten  im 
Namen  des  Königs  geführt  —  vorbehaltlich  der  im  §  2  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  vorgesehenen  Ausnahme."  §  2:  „In  Gemeinden,  wo  sich  eine  Bezirks- 
regicrung,  ein  Land-,  Stadt-  oder  Kreisgericht  befindet,  sowie  in  Festungen 
and  in  Gemeinden  von  mehr  als  10000  Einwohnern,  kann  die  örtliche 
Polizeiverwaltung  durch  Beschluß  des  Ministers  des  Innern  besonderen 
Staatsbeamten  übertragen  werdon.  Auch  in  anderen  Gemeinden  kann  aus 
dringenden  Gründen  dieselbe  Einrichtung  zeitweise  eingeführt  werden." 
§  1  Abs.  2:  „Die  Ortspolizeibeamten  sind  verpflichtet,  die  ihnen  von  der 
Torgesctzten  Staatsbehörde  ertheiltcn  Anweisungen  zur  Ausführung  zu 
bringen."  §4:  „Über  die  Einrichtungen,  welche  die  örtliche  Polizciverwaltung 
erfordert,  kann  die  Bezirksregierung  besondere  Vorschriften  erlassen.  — 
Die  Ernennung  aller  Polizeibeamten,  deren  Anstellung  den  Gemeindebehör- 
den zusteht,  bedarf  der  Bestätigung  der  Staatsregierung."  §  15:  „Es  dürfen 
in  den  polizeilichen  "Forschriften  keine  Bestimmungen  aufgenommen  werden, 
welche  mit  den  Gesetzen  oder  den  Verordnungen  einer  höheren  Instanz  im 
Widerspruche  stehen."  §  16  „Der  Minister  des  Inneren  ist  befugt,  soweit  Gesetze 
nicht  entgegenstehen,  jede  polizeiliche  Vorschrift  durch  einen  förmlichen 
Beschluß  außer  Kraft  zu  setzen." 
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beschaffen,  daß  der  wichtigste  Wesenszug,  den  der  Polizeigedanke 
im  modernen  Staate  tragen  muß,  in  ihr  feste  Wurzeln  fassen 
konnte.  Der  eigentliche  Wesenszug  des  modernen  Staates  liegt 
in  der  rechtsorganisatorischen  Ausprägung  des  Prinzips  der  Ein- 
heitlichkeit der  Staatsgewalt:  er  steht  daher  der  vertikalen  dua- 
listischen Teilung  der  Staatsgewalt  des  ständischen  Systems  eben- 
so feindlich  gegenüber  wie  ihrer  horizontalen  Zersplitterung  im 
Feudalsystem.  Die  konstitutionelle  Monarchie  mußte  deshalb  für 
die  Frage  der  staatlichen  Autorität  in  der  inneren  Verwaltung 
zu  Prinzipien  gelangen,  die  denen  des  Polizeistaates  des 
18.  Jahrhunderts  viel  näher  lagen  als  dem  der  Kestauration.  In 
Preußen  trat  das  sofort  in  die  Erscheinung,  als  das  Polizeigesetz 
von  1850  mit  den  Resten  feudaler  Polizeigewalt  aufräumte.  Es 
zeigte  sich  aber  auch  gleich  darauf  in  der  Reaktion,  die  die 
Prinzipien  der  vorraärzlichen  Zeit  vorübergehend  Wiederaufleben 
ließ,  indem  sie  viel  weniger  zu  einer  Stärkung  der  Staatsautori- 
tät als  zu  ihrer  Schwächung  gegenüber  den  Resten  feudaler 
üntergewalten  führte.  Derselbe  Geist,  der  die  feudale  Polizei- 
gewalt wieder  erstehen  ließ,  war  es,  der  die  Tatsache  möglich 
machte,  daß  der  Polizeipräsident  der  Hauptstadt,  weil  er  die  Be- 
fehle seines  Königs  ausgeführt  hatte,  sich  mit  seinem  Leben  vor 
der  feudalen  Fronde  verantworten  mußte.  Man  könnte  hier  viel- 
leicht sogar  von  einem  vollständigen  Polizeigedanken  der  Reaktion 
sprechen,  doch  sind  die  Strebungen,  um  die  es  sich  handelt^ 
m.  E.  richtiger  als  eine  psychologische,  natürliche  Gegenwirkung 
gegen  die  vorhergehende  Bankerotterklärung  des  Polizeigedankens 
anzusehen,  nicht,  ebenso  wie  ihr  späteres  Nachlassen,  als  Schaf- 
fung eines  Prinzips;  wenigstens  in  Preußen,  anders  vielleicht  im 
Bund.  Ein  Prinzip,  das  zur  Grundlage  eines  neuen  Polizeige- 
dankens werden  konnte,  lag  vielmehr  gerade  in  der  organi- 
satorischen Sicherung  der  Staatsautorität  im  Innern,  wie  sie  im 
Polizeiverwaltungsgesetz  angeordnet  [und  nach  der  Reaktion  auch 
verwirklicht  worden  ist.  Diese,  an  den  Polizeigedanken  des 
18.  Jahrhunderts  anknüpfende,  Tendenz  zur  Betonung  der 
Energie  eigener  staatlicher  Autoritäts Währung  im  Innern,  die 
vielleicht  auch  in  der  Geschichte  des  Konflikts  eine  wichtige 
Rolle  spielt,  bildete  einen  festen  Grundstock,  an  dem  sich  ein 
neuer  Polizeigedanke  entwickeln  konnte. 


Machtataats-Prinzip  1.S3 

Das  war  freilich  auch  alles,  was  nach  der  Einführung  des 
konstitutionellen  Kegimes  für  die  Ausgestaltang  eines  neuen 
Polizeigedankens  getan  wurde.  Seine  Entwicklung  selbst  war 
einstweilen  ganz  dem  Triebe  der  politischen  Kräfte  überlassen. 
Nach  1848  stand  für  Preußen  nur  das  notwendige  Ziel  dieser 
Entwicklung  fest.  Es  galt,  ihn  von  dem  Prinzip  der  „Restau- 
ration" zu  lösen  und  dem  des  „Machtstaats"  anzupassen.  Das 
erste  und  unmittelbare  Ziel  war  die  Beseitigung  des  Grund- 
fehlers der  Bestauration,  der  Stumpfheit.  Das  erforderte  auf  der 
einen  Seite  die  Belebung  des  Polizeigedankens  mit  einem  aktiven 
Streben,  auf  der  anderen  Seite  die  Beschränkung  seiner  recht- 
lichen Wirkungsmöglichkeit  in  der  Weise,  daß  damit  zugleich 
die  Existenzbedingungen  geschaffen  wurden  für  die  Entwicklung 
und  Betätigung  eines,  ihn  möglichst  reibungslos  ergänzenden, 
aktiven  Bürgersinnes.  Die  Einheit  dieser  beiden  Ziele  aber  ent- 
spricht eben  jener  Staatsidee,  für  die  man  seit  einiger  Zeit  das 
unglückliche  und  staatstlieoretisch  völlig  irreführende  Schlagwort 
des  „Machtstaats"  geprägt  hat.  Denn  nicht  das  kann  der  Inhalt 
jener  Staatsidee  sein,  daß  die  staatliche  Macht  aus  einem 
mystischen  selbstzwecklichen  Wert  einen,  ethischer  Messung  ent- 
zogenen, Betätigungs-  und  Ausdehnungsansprucii  hat,  sondern 
der,  daß  die  nach  unserer  Überzeugung  dem  Staat  wesentliche 
Verbindung  mit  den  menschlichen  Kulturwertcn  ihm  zur  be- 
wußten Weiterbildung  seines  Eigenlebens  mit  dessen  spezifischen 
Kräften,  d.  h.  also  in  erster  Linie  seiner  urspiünglichen  Herr- 
schermacht, Recht  und  Pflicht  gibt.  Zu  diesen  Kräften  gehört 
aber  nicht  nur  die  physische,  sondern  auch  die  psychische 
Macht,  die  gerade  auf  dem  staatstheoretisch  richtigen  Ausgleich 
und  der  dadurch  bedingten  gegenseitigen  Sicherung  von  Polizei- 
gedanken und  Bürgersinn  beruht. 

Das  Problem  des  inneren  Ausbaues  des  Machtstaates  war 
die  Herstellung  der  Harmonie  zwischen  Bürgersinn  und  Polizei- 
gedanke. Seine  Lösung  erforderte  also  ein  Arbeiten  von  zwei 
Seiten,  von  der  Ausgestaltung  dieser  beiden  Kräfte,  aus.  Tat- 
sächlich aber  war  das  zunächst  nicht  möglich.  Denn  der 
Polizeigedanke  war  in  der  Gestalt,  die  ihm  Staatstheorie  und 
Politik  während  der  Restauration  gegeben  hatten,  so  kläglich  zu- 
sammen  gebrochen,   daß  beide   nach  dem  Jahre  1848  gar  keinen 
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Versuch  machten,  ihn  in  irgend  einer  besseren  Gestalt  wieder 
aufzurichten.  Er  wurde  seinem  Schicksal  überlassen ,  bis  der 
organisatorische  Aufbau  des  neuen  Staatsgebäudes  auch  ihm 
wieder  eine  brauchbare  Gestalt  gab.  Dieser  Ausbau  widmete 
sich  zunächst  den  Bedürfhissen  seines  siegreichen  Widerspiels, 
des  Bürgersinns.  Vermöge  des  Gesetzes  der  Komplementaretät 
beider  mußte  ihm  dies  schließlich  wieder  zu  Gute  kommen. 
Freilich  schlug  die  Entwicklung  recht  seltsame  Umwege  ein. 
Die  Verfolgung  dieser  Wege  erst  führt  zum  Verständnis  der 
heutigen  staatstheoretischen  und  rechtlichen  Bedeutung  des 
Polizeigedankens. 

Zur  Zeit  der  Umwandlung  Preußens  in  einen  Verfassungs- 
staat stand  fest,  daß  ein  Polizeigedanke,  dessen  Wirksamkeit 
gegenüber  dem  bürgerlichen  Leben  keine  Schranken  gezogen 
sind,  schädliche  Folgen  haben  mußte.  Das  Ziel,  ihm  Schranken 
zu  setzen,  war  also  klar.  Das  Problem  lag  nur  in  den  Mitteln. 
Aber  auch  hier  war  die  Entscheidung  ohne  weiteres  gegeben. 
Das  eine  der  denkbaren  Mittel ,  eine  neue  Beschränkung  des 
Polizeigedankens  selbst  durch  Rechtssatz,  wie  es  in  §  10,  ü.  17 
ALR.  angewandt  worden  war,  hatte  versagt.  Ob  man  sich  dar- 
über klar  war,  oder  ob  man  nicht  vielmehr  jene  Norm  und  ihre 
wahre  ursprüngliche  Bedeutung  vollständig  aus  den  Augen  ver- 
loren hatte  und  daher  diese  Möglichkeit  gar  nicht  in  Erwägung- 
zog,  ist  für  uns  zunächst  .gleichgültig  ^)  2).     Genug,  man  zweifelte 


^)  Vgl.  dazu  jedoch  oben  106  ff.,  sowie  unten  151  f. 

')  Daher  ist  auch  für  unsere  Betrachtung  der  politisch  gedanklichen 
Entwicklungsgeschichte  des  Polizeirechts  die  rcchtsgcschicbtlich  und  juristisch 
höchst  bedeutsame  Frage  unerheblich,  ob  nicht,  wie  neuerdings  Thema 
(„Der  Vorbehalt  des  Gesetzes  im  preußischen  Verfassungsrecht"  i.  d.  Fest- 
gabe lür  0.  Majcr  1916,  219  ff.)  andeutet,  der  §  10,11.  17  ALK.  überhaupt 
durch  die  Verfassung  aufgehoben  werden  sollte.  Es  sei  jedoch  darauf  hin- 
gewiesen, daß,  wenn  diese  von  Thoina  angedeutete  Möglichkeit  sich  als 
Wirklichkeit  erweisen  sollte,  sie  vollauf  im  Einklang  mit  dem  allgemeinen 
Charakter  der  Entwicklung  stände,  wie  er  von  mir  angenommen  wird.  Die 
Tatsache,  daß  §  10.  II.  17  durch  die  Verfassung  aufgehoben,  durch  da« 
Polizciverwaltungsgesctz  v.  11.  3.  1850  aber  nicht  wieder  zur  Geltung 
gebracht  wurde  (vgl.  unten  151  f.)  würde  sich  dann  aber  eben  daraus  erklären, 
daß  man  in  ihm  nur  noch  den  ganz  allgemeinen  Hinweis  auf  die  Rechts- 
macbt  der  Polizei   sah,   nicht  aber  deren   innere  Beschränkung   aus  der,  dl« 
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nicht,  daß  das  and-^re  Mittel  zu  ergreifen  sei:  die  Beschränkung 
der  Wirksamkeit  des  Polizeigedankens  von  außen  durch  Um- 
wehrung  des  bürgerlichen  Lebens  mit  Freiheitsrechten  für  seiue 
am  meisten  bedrohten  Gebiete. 

Dieser,  der  Entwicklung  des  Polizeigedankens  vorgezeichnete, 
Weg  hat  für  deren  Geschichte  seine  Bedeutung  darin,  daß  er, 
wenn  auch,  wie  wir  später  sehen  werden,  sicher  zam  Ziele 
führend,  doch  ein  Umweg  war.  Denn  die  Unhaltbarkeit  der  in 
§  10.  n.  17  ALR.  dem  Polizeigedanken  gezogenen  rechtlichen 
Grenzen  hatte,  wie  wir  fanden,  ihren  Grund  wesentlich  in  dem 
Mangel  politischer  und  rechtlicher  Garantien.  Die  Garantien, 
Trennung  der  Gewalten  und  Bindung  der  Verwaltung  an  das 
Gesetz,  waren  nun  aber  mit  der  Verlassung  gegeben,  Sie 
schützten  die  Schranken  ans  §  10  II.  17  ebenso  wie  die  aus  den 
Freiheitsrechten.  Eine  Sicherung  gegen  gesetzgeberische  Ver- 
änderungen unter  dem  Emfluß  eines  Wechsels  der  politischen 
Ideen  hingegen  boten  diese  ebenso  wenig  wie  jene.  Und  der 
materiell -rechtliche  Halt,  den  die  Grenzziehung  des  älteren 
preußischen  Rechts  bot,  war  fester  als  derjenige  der  Freiheits- 
rechte, weil  sein  materieller  staatstheoretischer  Gehalt  klarer  war. 
Die  beiden  letzten  Urteile  werden  ohne  eine  —  wenigstens  kurze 
—  nähere  Begründung  nicht  verständlich  sein. 

Daß  die  Möglichkeit  einer  Veränderung  der  rechtlichen  Um- 
grenzung der  Polizeigewalt  durch  die  aus  der  Veränderung  des 
Polizeigedankens  sich  ergebenden  gesetzgeberischen  Eingriffe 
nicht  nur  bei  dem  landrechtlichen  System  der  Grenzziehung  aus 
der  inneren  Beschränkung  des  Polizeigedankens  gegeben  war, 
beweist  ein  Blick  auf  das  für  die  andere  Methode  der  Grenz- 
ziehung vorbildliche  Staatsrecht  Frankreichs.  Die  dort  nach 
außen,  in  die  Freiheitsrechte,  gelegten  Grenzen  der  Polizeigewalt 
haben  im  Laufe  der  Geschichte  unter  dem  Einfluß  des  Wechsels 
der  staatstheoretischen  Gestaltung  häufigere  und  vielleicht  noch 
eingreifendere  Veränderungen  erlitten  als  in  Preußen.  Von  allen 
1791  begründeten  Freiheitsrechten*)    ist   die  Gewerbefreiheit    die 

Polizeistaatsidee  verneinenden,    prinzipiellen   Btaatstheoretisehen   Auffastung 
Tom  Wesen  der  Polizei.     (Vgl.  oben  106  flf.) 

^)  Die  persönliche  Freiheit  wurde  garantiert  durch  die  Verfassung  von 
1791,   die  die  «lettreB  de  eachet"   aufhob  and  bestimmte,  daß  niemand  ver- 
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einzige  gewesen,  die  sich  dauernd  erhalten  hat  —  und  auch 
darin  besteht  ja  einige  Ähnlichkeit  mit  der  preußischen  Ent- 
wicklung. Alle  anderen  „Freiheiten"  sind  einem  vielfachen 
Wechsel  ihrer  Ausgestaltung  unterworfen  gewesen,  der  nicht 
selten  in  ihrer  vollständigen  Aufhebung  bestanden  hat,  und  stets 
die  sichere  Folge  des  Wechsels  der,  ihrerseits  von  den  politischen 
Theorieen  beeinflußten,  ßegierungsmaximen  gewesen  ist.  Schon 
1792  hat  der  Mißbrauch  der  Freiheiten  einen  Rückschlag  der 
staatstheoretischen  Prinzipien  verursacht,  der  zu  einer  starken  Be- 
schränkung gerade  der  politischen  Freiheitsrechte  geführt  hat:  die 
Versammlungsfreiheit  wurde  völlig  unterdrückt,  die  Preßfreiheit 
durch  höchst  merkwürdige,  ganz  unter  der  Nachwirkung  des 
alten  Polizeigedankens  stehende  Gesetze  geknebelt^).     Die  trotz- 


haftet werden  dürfte  , außer  in  den  von  der  Verfassung  bestimmten  Formen". 
Die  Unverletzlichkeit  der  Gewissensfreiheit  war  durch  die  konstituierende 
Versammlung  proklamiert  worden,  und  die  Verfassung  von  1791  garantierte 
Gewissens-  und  Kultusfreiheit.  Die  Gewerbefreiheib  besteht  nach  dem  Ge- 
setz vom  2/7.  März  1791  darin,  daß  jeder  Franzose  den  Beruf  und  die  Arbeit 
ergreifen  darf,  die  er  will,  vorausgesetzt  nur,  daß  er  sich  dabei  den  all- 
gemeinen polizeilichen  Anordnungeu  fügt.  Die  Rede-  und  Vereinigungsfrei- 
heit ist  schon  in  der  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  (Art.  11) 
enthalten:  „La  libre  communication  des  pensees  et  des  opinions  est  un  de« 
di"oits  les  plus  precieux  de  rhomme.*"  Die  Verfassung  von  1791  garantiert 
diesem  Prinzip  entsprechend  den  Bürgern  die  Freiheit,  sich  ruhig  und  ohne 
Waffen  unter  der  Beobachtung  der  Polizeigesetze  zu  versammeln,  die  Frei- 
heit zu  reden,  schreiben  und  drucken  „sauf  ä  repondre  de  Tabus  de  cetce 
liberte"  und  ein  Gesetz  vom  19.  Januar  1791  begründet  die  Gewerbefreiheit. 
Da  jedoch  die  hier  überall  vorgesehenen  Polizeigesetze  nicht  erlassen 
wurden,  war  dem  Mißbrauch  der  Freiheiten  Tür  und  Tor  geöffnet. 
(M.  Block  Dictionnaire  de  l'administration  francaise  5«  ed.  1905  1751; 
Berthelemy,  Traite  elementaire  du  droit  administratif,  235  Anm.  1,  220 f., 
302  ff.,  268  ff.,  271  ff.;  Bechard,  Histoire  de  Tadministration  de  la  France 
1851,  I,  192.  Le  Poitterin,  La  liberte  de  la  presse  depuis  la  revolution 
1901,  U  ff.) 

')  Dem  bald  eintretenden  Mißbrauch  der  Freiheiten  gegenüber  war 
eine  Geltendmachung  des  Polizeigedankens  praktisch  unmöglich  einerseits 
infolge  des  Mangels  jeglicher  Organisation  der  polizeilichen  Exekutive 
(vgl.  die  nächste  Anmerkung),  andrerseits  weil  die  Polizei  durch  die  Er- 
schwerung der  Verhaftung  politischer  Verbrecher  wehrlos  war.  Der  ab- 
soluten Preß-,  Theater-  und  Versammlungsfreiheit  entsprang  eine,  das  ganze 
öffentliche  .Leben     unterwühlende,    Aufreizungstätigkeit    wüstester  Art,    die 
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dem  weiter  bestehende  und  gerade  durch  die  Überspannung  der 
Beaktion  des  Polizeigedankens  verstärkte  Gefährdung  der  öffent- 
lichen Ordnung  veranlaßte  Napoleon,  den  alten  Polizeigedanken 
des  Souveränitätsinteresses  wieder  aufzunehmen  und  zunächst 
durch  eine  straffe  hierarchische  Organisation  der  Polizeigewalt 
zur   Geltung   zu   bringen^),   dann   aber   alle   Freiheitsrechte,   be- 


achließlich  den  Gedanken  bürgerlicher  Freiheit  genau  so  an  Überspannung 
zu  Grunde  gehen  lassen  mußte,  wie  vorher  den  Folizeigedanken:  der  Weg 
ging  folgerichtig  von  der  schrankenlosen  Versammlungsfreiheit  über  die 
Klubs  zur  Schreckensherrschaft,  die  Freiheitsgedanken  und  Polizeigedanken 
zunächst  in  gleicher  Anarchie  vereinte.  Diese  Anarchie  mußte  aber  der 
«nergischercn  Macht,  dem  Polizeigedanken,  zu  gute  kommen.  Die  Klubs 
wurden  unterdrückt  und  mit  ihnen  die  Versammlungsfreiheit  überhaupt. 
Die  Preßfreiheit  wurde  nur  den  Anhängern  der  herrschenden  Partei,  diesen 
aber  in  jeder  Ausartung  gelassen.  Ihre  Ausschaltung  für  die  Gegner 
wurde  legalisiert  in  der  Foim,  daß  „die  Vergifter  der  öffentlichen 
Meinung"  mit  Gefängnisstrafe  und  Einziehung  ihrer  Pressen,  Typen  und 
Instrumente  zwecks  Verteilung  an  die  ^patriotischen"  Drucker  bedi-oht 
wurden  (^Beschl.  der  Commune  de  Paris  v.  12.  8.  1792).  Unter  dem  Direk- 
torium schreitet  die  Beschränkung  der  Freiheiten  zu  Gunsten  des  aus- 
gedehnten Polizeigedankens  weiter.  Die  Theaterfreiheit  wird  beschränkt 
durch  die  im  Ges.  v.  25  pluviose  an  IV  den  Munizipalitäten  übertragene 
Befugnis  zum  Verbot  von  Vorstellungen,  die  ihnen  für  die  öffentliche 
Ordnung  und  Sittlichkeit  gefährlich  scheinen.  Die  als  Prinzip  zwar  aus- 
drücklich aufrechterhaltene  Preßfreiheit  erhielt  eine  sehr  interessante  Aus- 
gestaltung durch  das  Ges.  v.  27  germinal  an  ^V:  alle  Angriffe  auf  die 
Staatssicherheit  werden  mit  Todesstrafe  bedroht,  als  solche  Angriffe  aber 
bezeichnet  die  Aufforderung  zur  Auflösung  der  Nationalversammlung,  zur 
Wiederherstellung  des  Königtums  oder  einer  der  früheren  Verfassungen; 
ein  Gesetz  vom  folgenden  Tage  dehnte  diese  Strafbestimmungen  aus  auf 
die  Verkäufer  derartiger  Schriften.  Diese  ungeheuerliche  Überspannung 
des  Polizeigedankens  führte  wieder  zur  Stärkung  des  Freiheitsgedankens 
und  nahm  jenem  die  Lebenskraft:  die  grauenhafte  Härte  der  Straf- 
androhung führte  zur  Freisprechung  aller  Angeklagten  durch  die  Jury. 
(Berthelemy  268,  273;    Bechard  192  ff.;   Le  Poittevin  30  ff.) 

*)  Zuchtlos  wie  die  Freiheiten,  zuchtlos  wie  ihre  gesetzlichen  Be- 
schränkungen war  auch  die  polizeiliche  Exekutive.  Das  war  das  gefähr- 
lichste, denn  dadurch  war  die  Herstellung  irgendwelcher  Ordnung  auch  bei 
gutem  Willem  der  Gesetzgeber  unmöglich.  Hier  mußte  eingesetzt  werden, 
sollte  eine  Besserung  eintreten.  Und  hier  wurde  eingesetzt,  als  der 
Mann  ans  Ruder  kam,  der  Frankreich  aus  dem  Chaos  der  Revolution  in 
die  Ruhe  staatlicher  Ordnung  hinüberführte.  Bei  Beginn  dei-  Revolution 
wiederholte  sich  dasselbe,  was   sich  vor  1667  abgespielt  hatte;   vollständige 
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sonders  die  politischen,  in  enge  Fesseln,,  zu  schlagen^),  wobei  es 
besonders  charakteristisch  ist,  daß  hier  der  alte  Polizeigedanke 
auf  seinem  eigensten  Betätigungsfeld  auftrat:  Verteidigung  einer 
sich    erst   entwickelnden   neuen   Staatsordnung  gegen    die    wider- 

Wehilosigkeit  der  Polizei  wegen  mangelnder  Organisation  der  Exekutive. 
Gesetze  von  1789/1790  hatten  alle  Behörden  aufgehoben.  Natürlich  zeigte 
sich  bald  die  Notwendigkeit  irgend  welcher  Polizeiorgane.  So  wurden 
schon  im  Mai  1790  in  Paris,  wo  natürlich  binnen  kurzem  eine,  die  Ver- 
hältnisse vor  1667  in  den  Schatten  stellende,  Unsicherheit  eingetreten  war, 
Polizeikommissare  eingesetzt  und  1791  den  anderen  Städten  die  Nach- 
ahmung dieser  Maßregel  anheimgegeben.  Die  Polizeikommissare  waren 
gänzlich  außer  Stande,  auch  nur  einigermaßen  Ordnung  herzustellen,  vor 
allem  weil  sie  gewählte  Behörden  und  durch  die  darin  begi-ündete  Ab- 
hängigkeit zu  energischem  Eingreifen  unfähig  waren.  Eine  eigentliche 
Organisation  der  Poiizeiexekutive  wird  aber  erst  durch  Napoleon  Bona- 
parte  geschaffen.  Er  organisiert  eine  zentralisierte  Polizei.  Das  noch 
heute  geltende  Gesetz  vom  28  pluviose  an  VIII  stellt  die  Einteilung 
Prankreichs  in  Departements,  Arrondissements .  Cantons  und  Communes 
her.  Die  Träger  der  Polizeigewalt  sind  in  den  Departements  der  Prefet, 
in  den  Arrondissements  der  Sous-Prefet,  in  den  Communes  der  Maire,  die 
Adjoints  und  Commissaires  de  Police.  Konsulat  und  Empire  stempelten 
dann  die  Polizei  za  einer  politischen  Einrichtung.  Dem  entsprach  die 
ungeheuer  zugespitzte  Zentralisierung  und  Hierarchisierung,  die  1804  fol- 
gende Gestalt  hatte:  an  erster  Stelle  Polizeimiuister,  vier  coadjuteurs,  die 
Conseillers  d'Etat;  an  zweiter  Stelle  Polizeipräfekten ,  Departements» 
präfekten,  Commissaires  generaux  de  Police;  an  dritter  Stelle  dann  Sous- 
Prefets,  Maires,  Adjoints,  Commissaires  de  Police  und  Offiziere  der  Gen- 
darmerie. 1811  wurde  diese  Hierarchie  noch  einmal  verstärkt  durch  die 
Einteilung  des  Polizeiministeriums  in  vier  Klassen.  (Pelatan,  De  l'organi- 
sation  de  la  police.  Etüde  historique,  theorique  et  politique.  S.  135  ff., 
151  ff.). 

')  Zunächst  erhielt  die  persönliche  Freiheit  schon  unter  dem  Konsulat 
eine  empfindliche  Einbuße,  indem  die  Verfassung  vom  22  frimaire  des 
Jahres  IV  die  Begicrung  ermächtigte,  Haftbefehle  zu  erlassen  gegen  Per- 
eonen,  die  der  Teilnahme  au  Verschwörungen  gegen  den  Staat  verdächtigt 
waren,  und  unter  dem  Kaisertum  gestattete  ein  Dekret  vom  3.  März  1810, 
Personen,  die  der  Staatssicherheit  gefährlich  waren,  gefangen  zu  halten. 
Sodann  blieb  die  Versammlungafreiheit  ebenso  tatsächlich  aufgehoben,  wie 
sie  es  schon  unter  der  Schreckensherrschaft  gewesen  war.  Endlich  wnrde 
die  Presse  allmählich  immer  mehr  und  mehr  jeglicher  Freiheit  beraubt. 
SeLon  unter  dem  Direktorium  waren  auf  Bonapartcs  Betreiben  50  Zeitun- 
ger einfach  unterdrückt,  ihre  Redakteure  nach  Guayana  verschleppt 
worden;  die  übrigen  Zeitungen  waren  in  absoluter  Abhängigkeit  von  der 
Polizei   gehalten  worden.     Unter  dem  Konsulat  beschränkte  dann  ein  arretö 
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strebenden  entarteten  Kräfte  der  alten*).  Daher  fehlte  auch 
seinen  scharfen  Einschränkungen  der  Freiheiten  durch  den 
aktiven  und  positiven  Polizeigedanken  die  stumpfe  Kleinlichkeit 
der  Bestauration  2).  Diese  selbst  wirkte  dann  in  Frankreich  in 
der  Einschränkung  der  Freiheitsreclite  genau  so  stumpf  nieder- 
haltend, wie  in  Preußen  in  der  inneren  Ausdehnung  des  Polizei- 
gedankens').     Das    Bürgerkönigtum    hielt,    seinem    Wesen    ent- 


Toni  27  nivose  des  Jahres  VIU  die  Zahl  der  gedruckten  Zeitungeu 
auf  13,  deren  Eigentümer  noch  besonders  der  Verfassung  Treue  geloben 
mußten.  Dies  System  willkürlichster  polizeilicher  Beschränkung  blieb 
unter  dem  Kaiserreich  bestehen  und  erreichte  seinen  Höhepunkt,  als  im 
Jahre  1811  zwei  Zeitungen  einfach  ihren  Eigentümern  entzogen  wurden  «in 
Erwägung,  daß  die  Preßerzeugnisse  als  Privateigentum  angesehen  werden 
können  infolge  einer  ausdrücklichen  Konzession  durch  den  Kaiser."  Ber- 
thelemy  274;  Batbie  Traite  theorique  et  pratique  de  droit  public  et 
administratif  2  ed.  Te  3e,  55;  Le  Poittevin  106 ff.). 

')  Wenn  man  die  im  Gefolge  der  Revolution  eingetretenen  Zustände 
grenzenloser  Verwahrlosung  und  Unsicherheit  bedenkt,  so  wird  man  nicht 
leugnen  können,  daß  ein  hartes  und  strenges  Eingreifen  unbedingt  nötig 
war.  Die  maßlose  Preßpolizei,  bes.  in  den  späteren'  Jahren,  läßt  sich  aller- 
dings durch  nichts  rechtfertigen,  aber  die  der  Freiheit  des  Einzelnen  so 
gefährliche  politische  und  geheime  Polizei  (L.  Grasilier,  Susceptibilites 
de  la  police  imperiale,  Auszug  aus  dem  Intermcdiaire  des  chercheurs  et 
curicux  1899;  Ave-Lallemant  a.a.O.  105  ff.;  E.  Daudet,  La  police  et 
les  Ohouans)  wird  man  fast  als  eine  berechtigte  Notwehr  anerkennen 
müssen,  wenn  man  die  unaufhörlichen,  vor  nichts  zurückschreckenden  An- 
schläge französischer  Rojalisten  gegen  das  Kaiserreich  und  die  Person  des 
Kaisers  in  Erwägung  zieht  (Daudet  a.  a.  0.  31). 

')  Auf  den  Gebieten,  wo  keine  politischen  Interessen  vorlagen,  ge- 
währte denn  auch  tatsächlich  die  napoleonische  Polizei  viel  mehr  Freiheit, 
als  die  unter  dem  Zeichen  der  liberte  und  fraternite  stehenden  revola- 
tionären  Regierungen  jemals  gegeben  hatten.  Während  diese  z.  B.  eines 
in  vollständige  Vernichtung  der  Gewissens-  und  Kultusfreiheit  ausgearteten 
Kampf  gegen  die  Kirche  geführt  hatten,  waren  unter  Napoleon  diese  Frei- 
heiten weitgehend  gesichert.     (Berthelemy  221  f.). 

')  Nach  der  Restauration  erfolgt  unter  dem  Popularitätsstreben  der 
Bourbonen  zunächst  eine  ostentative  Anerkennung  der  „Freiheiten".  Die 
Charte  von  1814  (art.  4)  garantierte  die  persönliche  Freiheit,  „personne  ne 
pouvant  etre  poursuivi  ni  arret^  que  dans  les  cas  prevus  par  la  loi  et  dans 
la  foime  qu'elle  prescrit";  sie  garantierte  ebenso  die  Religionsfreiheit 
(art.  5),  und  3  Gesetze  aus  dem  Jahre  1819  stellten  die  Preßfreiheit  wieder 
her.  Die  Reaktion  folgte  jedoch  allen  diesen  liberalen  Proklamationen  auf 
dem  Fuße.     Die  persönliche  Freiheit  wurde  unschädlich  gemacht  durch  die 
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sprechend,  zwischen  volkstümlicher  Ausdehnung  der  Freiheita- 
rechte  und  einer  Überspannung  des  Polizeigedankens  die  Mitte  ^). 
Die  Erstarkung  des  Bürgersinns  in  der  zweiten  Republik  löste 
hingegen  wieder  eine  Erstarkung  des  Polizeigedankens  aus,  so- 
daß  im  ganzen  eine  Einschränkung  der  Freiheitsrechte  eintrat, 
wobei  es  nicht  uninteressant  ist,  daß  im  einzelnen  (Versamm- 
lungsrecht) eine  Überspannung  in  der  Berücksichtigung  des 
Bürgersinns  eine  Überspannung  des  Polizeigedankens  als 
Eeaktion    herbeiführte 2).     Die,   wenn   auch   vorsichtige,    Wieder- 


Gesetze  vom  12.  Februar  1817  und  26.  März  1820,  die  der  Regierung  wieder 
das  Recht  zu  politischer  Verhaftung  gaben:  Personen,  die  verdächtig  sind, 
an  Verschwörungen  oder  Anschlägen  gegen  die  Sicherheit  des  Staates  und 
der  küniglichcn  Familie  teilgenommen  zu  haben,  können  ohne  gerichtliche 
Untersuchung  gefangen  genommen  werden,  die  Preßfreiheit  wurde  ver- 
nichtet durch  Wiedereinrichtung  der  Zensur  und  Bind.ing  der  Zeitschriften 
an  vorherige  Erlaubnis;  um  die  Presse  noch  weiter  zu  kuebcln,  wurde 
sogar  ein  „delit  de  tcndance"  geschafl'en.  Im  Jahre  1828  wurd.j  dies  System 
durch  das  liberale  Ministerium  Martignac  aufgehoben;  die  erste  der  Ordon- 
nanzen vom  26.  Juli  1830,  die  die  Julirevolution  hervorriefen,  stellte  es 
jedoch  wieder  her.  Die  Religionsfreiheit  wurde  eingeschränkt  durch 
Oesetze  über  die  Heiligung  des  Sonntags  und  zur  Bekämpfung  des  Sakri- 
legiums.     (Batbie  539  ff.:   Berthelemy  275  ff.). 

^)  Unter  dem  Bnrgerkönigtum  gelangten  die  ,, Freiheiten''  ent- 
schieden etwas  mehr  zur  Geltung.  Zwar  wurde  in  Bezug  auf  die  persön- 
liche Freiheit  trotz  der  Aufrechteihaltung  des  art.  4  der  Charte  von  1814 
in  derjenigen  von  1830  die  alte  Praxis  der  politischen  Polizei  beibehalten; 
zwar  wurde  die  Theaterfreiheit  eingeschräukt  durch  das  Gesetz  vom 
9.  September  1835  (art.  21),  das  die  Errichtung  eines  Theaters  und  .\uf- 
führung  jedes  Stückes  an  vorherige  polizeiliche  Genehmigung  band;  auf 
anderen  wichtigen  Gebieten  traten  jedoch  Besserungen  ein.  Auf  religiösem 
Gebiete  wurde  das  Gesetz  gegen  Sakrilegium  schon  im  Oktober  1830  auf- 
gehoben. Die  Presse  blieb  sogar  bis  1835  last  ganz  ohne  Fesseln.  Da  sie 
jedoch  diese  Freiheit  mißbrauchte  und  unter  ihren  beispiellosen  Hetzereien 
der  Aufruhr  in  Lyon  und  Paris  im  April  1834  entstanden,  so  erwirkte  die 
Regierung  am  Tag  nach  dem  Attentat  Fieschi,  durch  das  44  Personen 
ums  Leben  gekommen  waren,  von  der  Kammer  die  sog.  Septembergesetze. 
Diese  schränkten  die  Freiheit  der  Presse  wieder  ein.  Die  Beschränkungen 
sind  jedoch  durchaus  mäßige:  im  wesentlichen  nur  Erhöhung  der  Kaution 
und  energische  Ahndung  der  Verbrechen  gegen  die  Staatssicherheit.  Die 
Zeit  der  Regierung  Louis  Philipps  ist  die  Blütezeit  der  französischen 
Presse.     (Batbie  539  ff.,  Berthelemy  222,  275  f.). 

')  Die  zweite  Republik  brachte  keine  wesentlichen  Änderungen  in 
den  Grenzen  der  Polizeigewalt  zu  gnnaten  der  „Freiheiten".     Im  tiegenteil, 
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einführung  des  Moments  des  Souveränitätsinteresses  in  den 
Polizeigedanken  im  zweiten  Kaiserreich  endlich  brachte  weitere 
Einschränkungen    der  Freiheitsrechte  mit  sich^).      Deren  wirklich 


die  persönliche  Freiheit  uud  der  Schutz  vor  willkürlicher  Verhaftung 
wurden  durch  neue  Ausnahmegesetze  aus  den  Jahren  1848  und  1851  noch 
weiter  herabgedrückt.  Auf  dem  Gebiete  der  Preßfreiheit  war  eine  Auf- 
hebung der  Septembergesetze  nur  von  kurzer  Dauer  und  auch  die  Be- 
schränkungen der  Theaterfreiheit  wurden  nach  kurzer  Suspension  (5.  März 
1848)  wieder  in  Kraft  gesetzt.  (2.  August  1850).  Ebenso  hatte  endlich  eine 
Wiederherstellung  der  Versammlungsfreiheit,  die  seit  der  Schreckens- 
herrschaft ganz  aus  dem  französischen  Staatsrecht  verschwunden  war, 
nur  vorübergehenden  Bestand.  Die  zweite  Republik  hatte  geglaubt,  die 
Wiederherstellung  dieser,  zum  Rüstzeug  der  französischen  Volkssouveränitäts- 
lehre gehörenden,  Freiheit  ihren  Traditionen  schuldig  zu  sein.  So  hatte 
denn  die  provisorische  Regierung  sofort  in  ihrer  Proklamation  vom 
19.  April  1848  pathetisch  erklärt:  „Die  Klubs  sind  für  die  Republik  eine 
Notwendigkeit,  für  die  Bürger  eiu  Recht".  Die  Freiheit  war  jedoch,  wie 
in  der  ersten  Republik,  zu  übereilt  und  zu  übermäßig  gegeben  worden. 
Wie  einst  dem  Mißbrauch  des  Versammlungsrechtes  die  Schreckens- 
herrschaft entsprungen  war,  so  entsprangen  ihm  jetzt  das  Attentat  gegen 
die  Nationalversammlung  und  die  Julierhebung.  Die  Reaktion  blieb  denn 
auch  nicht  aus  und  schon  ein  Dekret  vom  28.  Juni  1848,  sodann  das 
Gesetz  vom  19.  Juni  1849  gaben  der  Regierung  die  Befugnis,  öffentliche 
Versammlungen  nach  Gutdünken  zu  verbieten.  Das  Gesetz  war  zwar  nur 
provisorisch,  wurde  aber  prorogiert  durch  die  Gesetze  vom  6.  Juni  1850  und 
21.  Juni  1851.  (Batbie  57  f.,  Bertheiemy  209,  276;  Bechard  192  ff.). 
^)  Das  zweite  Kaiserreich  folgte  ganz  den  Traditionen  des  ersten 
Kaiserreichs:  einerseits  gestaltete  es  die  Polizei  zu  einem  politischen 
Werkzeuge  zur  Stützung  der  Stellung  des  Herrschers,  andorarseits  sicherte 
es  sich  durch  straffste  Hierarchisierung  und  Zentralisierung  eine  wirksame 
Handhabung  dieses  Werkzeuges.  Diesem  System  entsprach  eine  weit- 
gehende Unterbindung  aller  Freiheiten  in  bezug  auf  politische  Betätigung. 
Vor  allem  wurde  die  persönliche  Freiheit  derartig  eingeschränkt,  daß  sie 
der  Beseitigung  politischer  Gegner  nicht  mehr  hinderlich  sein  konnte.  Das 
Attentat  Orsini  bildete  den  willkommenen  Anlaß  zu  dem  Gesetz  vom 
27.  Februar  und  2.  März  1858,  das  der  Regierung  das  Recht  zu  den  sog. 
„mesures  de  surete  generale"  gab.  Diese  bestanden  im  wesentlichen  in  der 
Ausweisung  oder  Inhaftierung  bestimmter  Gattungen  von  Personen.  Die 
Versammlungsfreiheit  vernichtete  Napoleon  III. ,  indem  er  durch  Dekret 
vom  25.  März  1865  auf  alle  öffentlichen  Versammlungen  die  Bestimmungen 
des  Code  penal  und  der  Gesetze  vom  10.  April  1834  für  anwendbar  erklärte» 
die  Versammlungen  von  mehr  als  20  Personen  verbieten.  Von  da  an 
bedürfen  derartige  Versammlungen  der  Erlaubnis.  Nur  scheinbar  wurde 
dann    dieser  Rechtszustand    geändert  durch  Jas  Gesetz   vom  6   Juni   1868, 


142       Rechtsschfitzcnde  Bedeutung  der  Freilicitsrechto  nur  formal 

staatstheoretisch  konsequente  rechtliche  •  Durchführung  ist  nach 
Ansicht  der  heutigen  französischen  Venvaltungsrechtslehre  erst 
der  dritten  Republik  gelungen^). 

Diese  Entwicklung  der  Gesetzgebung  der  Freiheitsrechte  in 
Frankreich  zeigt,  daß  die  mit  ihnen  der  Polizeigewalt  von  außen 
gesetzten  Schranken  gegen  A'^ersehiebungen  durch  Veränderungen 
des  Polizeigedankens  ebenso  wenig  gesichert  sind,  als  die  nach 
dem  preußischen  S3^steni  der  Polizeigewalt  von  innen,  durch 
Beschränkung  ihrer  Ziele,  gesetzten  Grenzen;  daß  vielmehr,  genau 
so  wie  bei  dieser,  das  Gesetz  der  Komplementarität  von  Bürger- 
sinn und  Polizeigewalt  bei  Überspannung  sowohl  des  Freiheits- 
gedankens wie  des  Polizeigedankens  eine  Reaktion  eintreten  läßt, 
die  aller   gesetzgeberischen   Grenzziehung   spottet.     Daraus   folgt, 


denn  in  diesem  wird  zwar  eine  Versammlungsfreiheit  prinzipiell  gegeben, 
jedoch  wird  sie  ausgeschlossen  für  Versammlungen,  in  denen  politische 
oder  religiöse  Fragen  behandelt  werden.  Der  Präfekt  kann  sogar  eine 
Versammlung  vertagen,  der  Minister  sie  ganz  untersagen,  wenn  sie  ihnen 
geeignet  erscheint,  die  öffentliche  Ruhe  zu  stören.  Eine  Versammlungs- 
freiheit besteht  also  überhaupt  nicht.  Ebenso  ist  von  dem  zweiten  Kaiser- 
reich in  den  Jahren  1851  —  1868  jede  Spur  von  Preßfreiheit  vernichtet 
worden.  Es  wurden  wiedereingeführt:  der  Stempel,  die  Kaution,  die 
ünterzeichnungspflicht,  vor  allem  aber  das  Recht  zu  administrativer  Unter- 
drückung nach  zweimaliger  Vermahnung  innerhalb  zweier  Jahre,  die  voll- 
ständige Unterdrückung  nach  zwei  Verurteilungen  und  die  bedingungslose 
Aufhebung  durch  mesure  de  surete  generale.  Diese  Härten  dauerten  bis 
1868,  wo  wenigstens  das  Erfordernis  der  vorhergängigen  Erlaubnis  auf- 
gehoben, der  Stempel  erniedrigt  und  die  Repressivmaßrcgeln  der  Justiz 
übertragen  wurden.  Die  einzige  Freiheit,  die  das  zweite  Kaiserreich 
gewährte,  war  die  politisch  ziemlich  wertlose  Theaterfreiheit.  (Dekret  v. 
6.  Januar  1864).  (Pelatan  175,  Batbie  58  ff.;  Berthelemy  269,  276; 
Block  2480.) 

^)  Die  persönliche  Freiheit  wurde  durch  einen  absoluter.  Schutz  vor 
willkürlicher  Verhaftung  garantiert,  die  Versammlungsfreiheit  vollständig 
hergestellt  (1881)  und  auch  die  Preßfreiheit,  nachdem  sich  ihre  absolute 
Geltung  (1870)  als  unvereinbar  mit  der  staatlichen  Ordnung  erwiesen  hatte, 
insofeiTi  gesichert,  als  nur  noch  ganz  bestimmte,  gesetzlich  festgelegte 
polizeiliche  Maßregeln  gegenüber  der  Presse  zulässig  sind  (1881).  Endlich 
wurde  auch  durch  Aufhebung  des  letzten,  in  religiöse  Gebiete  eingreifenden 
Gesetzes,  des  Gesetzes  über  die  Sonntagsheiligung,  die  Religionsfreiheit  zu 
voller  Geltung  gebracht  (1880).  (Vgl.  die  von  mir  Arch.  Off.  Recht  XXIV, 
888—342  angegebene  Literatur). 
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daß  diese  nur  nnter  Berücksichtigung  jenes  Gesetzes  möglich  ist. 
Tatsächlich  zeigt  auch  die  Entwicklung  in  Frankreich,  daß  die 
später  immer  aus  sich  selbst  durch  Reaktion  sich  erneuernde 
Hin-  und  Herschiebung  der  Grenzen  verursacht  ist  durch  die 
gesetzgeberische  Verwirklichung  des  im  Jahre  1791  anerkannten 
Grundsatzes,  daß  die  Ausübung  der  Freiheiten  gebunden  sein 
müsse  an  die  Beobachtung  der  Polizeigesetze.  Das  führt  uns  zu 
dem  zweiten  von  uns  an  die  Entwicklung  des  französischen 
Rechts  geknüpften  Urteile. 

Die  Bedeutung  der  Freiheitsrechte  nach  den  Grundgedanken 
von  1791  war  die  der  Anerkennung  des  durch  den  Polizei- 
gedanken modifizierten  Freiheitsgedankens.  Die  Geschichte  der 
Revolution  hat  bewiesen,  und  es  ist  längst  ein  selbstverständ- 
licher staatstheoretischer  Gedanke,  daß  im  Staatsleben  absolute 
Freiheit  auf  keinem  Gebiete  bürgerlichen  Lebens  möglich  ist. 
So  klar  dieser  Gedanke  an  sich  ist,  sind  doch  seine  Folgen  hin- 
sichtlich der  Freiheitsrechte  durch  deren  eigentümlichen  Charak- 
ter kompliziert.  Dieser  Charakter  hat  nämlich  zwei  ganz  ver- 
schiedene Seiten,  sowohl  staatstheoretisch  als  rechtlich. 

Staatstheoretisch  ist  die  nächste  Bedeutung  der  Freiheitsrechte 
die,  daß  sie  auf  denjenigen  Gebieten  des  bürgerlichen  Lebens, 
auf  denen  sich  in  der  Geschichte  die  Einwirkung  eines  ex- 
pansiven Polizeigedankens  als  besonders  schädlich  erwiesen  hat, 
dieser  Schranken  ziehen  sollen.  Ihre  weitere  Bedeutung  ist  die, 
daß  sie  doch  nur  besondere  Anwendungsfälle  des  allgemeinen 
Gedankens  bürgerlicher  Freiheit  sind,  d.  h.  des  Gedankens,  daß 
eine  Beschränkung  nur  auf  rechtlicher  Grundlage  möglich  ist. 
Eine  staatstheoretische  Folge  ihrer  ersten,  eine  rechtstheore- 
tische Folge  ihrer  zweiten  Bedeutung  ist  es,  daß  in  der  zur 
Verwirklichung  der  einzelnen  Freiheitsrechte  geschehenen  Gesetz- 
gebung meist  die  einzelnen  polizeilichen  Beschränkungen,  die 
ihrer  Ausübung  gegenüber  zulässig  sind,  ausdrücklich  aufgezählt 
sind.  Denn  das  bedeutet  staatstheoretisch,  daß  man  die  Grenzen 
dieser  Freiheitsrechte  besonders  weit  und  sicher  abstecken  wollte, 
juristisch,  daß  ohne  diese  Aufzählung  die  Polizeigewalt  gegen- 
über den  „Freiheiten",  weil  sie  nur  Ausflüsse  des  allgemeinen 
Rechtsgedankens  der  Freiheit  sind,  im  Rahmen  ihrer  allgemeinen 
gesetzlichen    Ermächtigung   zu    Beschränkungen    befugt    gewesen 
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wäre^).  Das  eigentlich  wichtige  und  staatstheoretisch  inter- 
essante sind  nun  aber  die  Rechtsfolgen,  die  das  Staatsrecht  aus 
diesen  Gedanken  zieht  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  der  Polizei- 
gewalt auf  den  Lebensgebieten,  für  die  eine  gesetzliche  Aus- 
gestaltung der  Freiheitsrechte  erfolgt  ist. 

Den  absolut  feststehenden  Grundsätzen  des  konstitutionellen 
Staatsrechtes  entspricht  logisch  nur  die  eine  Schlußfolgerung: 
wenn  auf  einem  Sondergebiet  durch  lex  specialis  die  Pflichten 
der  Einzelnen  gegenüber  der  Polizei  und  deren  Zuständigkeit 
gegenüber  jenen  geregelt  ist,  kann  die  Polizei  nicht  mehr  zur 
Begründung  weiterer  Pflichten  auf  die  in  einer  früheren  lex 
generalis  ihr  gegebenen  allgemeineren  Befugnisse  zurückgreifen. 
Tatsächlich  zieht  aber  das  Staatsrecht  diese  Folgerung  nicht. 
Und  der  Grund,  aus  dem  dies  geschieht,  liegt  lediglich  in  der 
wesentlichen,  dynamischen  Bedeutung  des  Polizeigedankens  im 
modernen  Staat.  Denn  die  Begründung  ist  diese:  mit  der 
Gewährung  und  rechtlichen  Ausgestaltung  eines  Freiheitsrechtes 
soll  nur  gesagt  werden,  daß  nicht  wegen  der  durch  dieses  ganz 
besonders  geschützten  Betätigung  eines  Bürgers  gegen  ihn 
polizeilich  eingeschritten  werden  kann.  Wenn  Versammlungs- 
freiheit und  Gewerbefreiheit  gesetzlich  gewährt  ist,  ist  rechtlich 
feststehend,  daß  die  Abhaltung  einer  Versammlung,  die  Aus- 
übung eines  Gewerbes  selbst  nicht  eine  Ordnungswidrigkeit  sein 
kann.  Der  Polizei  ist  damit  die  Möglichkeit  entzogen,  diese 
Handlungen  an  sich  und  als  solche  für  ordnungswidrig  anzu- 
sehen und  sie  daher  Beschränkungen  zu  unterwerfen.  Nicht 
aber  ist  damit  gesagt,  daß  der  Staat  auf  den  Polizeigedanken 
verzichtet,  der  den  zu  seiner  Wahrung  zuständigen  Behörden 
Recht  und  Pflicht  gibt,  Ordnungswidrigkeiten  nicht  zu  dulden. 
Vielmehr  treten  jener  Gedanke  und  damit  dieses  Recht  und 
diese  Pflicht  sofort  wieder  in  Kraft,  wenn  eine  Handlung,  die  in 
Ausübung    der    Gewerbe-    oder    Versammlungsfreiheit    geschieht» 


^)  Ob  das  freilich  der  ursprüngliche  Sinn  der  verfassungsrechtlichen 
Garantierung  von  Freiheitsrechten  im  preußischen  Staatsrecht  war,  ist  eine 
andere,  keineswegs  ohne  weiteres  zo  bejahende  Frage,  die  jedoch  für  um 
gegenüber  der  Sicherheit,  mit  der  die  Entwicklung  schon  sehr  bald  ihren 
Lauf  genommen  hat,  nicht  von  Bedeutung  ist.  (Zu  dieser  Frage  selbst 
vgl  oenerdings  Thema,  in  der  Festgabe  für  0.  Hayer,  220> 
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sich  aus  irgend  einem  sonstigen  Grunde  als  Ordnungswidrigkeit 
darstellt.  Das  Staatsrecht  drückt  dies  so  aus;  die  Polizei  kann 
ihr  Einschreiten  gegen  Personen,  falls  es  lediglich  aus  dem 
Grunde  erfolge,  weil  diese  von  einem  Freiheitsrechte  Gebrauch 
machen,  nur  auf  die  besondere  Normierung  dieses  Rechts 
stützen;  aber  das  aus  anderen  gesetzlichen  Vorschriften,  ins- 
besondere aus  der  allgemeinen  Ermächtigungsklausel  der  Polizei- 
gewalt, zulässige  Einschreiten  wird  nicht  lediglich  um  deswillen 
rechtswidrig,  weil  die  betreffenden  Personen  ein  Freiheitsrecht 
ausüben  '). 

Die  Bedeutung  dieser  Feststellung,  daß  der  Polizeigedanke 
auch  gegenüber  den  Freiheitsrechten  seine  Geltung  behält,  liegt 
für  uns  darin,  daß  deshalb  mit  deren  Aufstellung  für  seine  Um- 
grenzung an  sich  nichts  gewonnen  ist.  Auch  hierfür  gibt  uns 
die  Betrachtung  des  französischen  Staatsrechts  eine  höchst  wert- 
volle Erläuterung.  Die  französische  Jurisprudenz  legt  die 
Grenzen  der  Polizeigewalt  in  die  Freiheitsrechte.  Trotzdem  ist 
es  ihr  zweifellos,  daß  auf  den  Gebieten,  die  durch  Freiheitsrechte 
geschützt  sind,  die  polizeiliche  Einwirkung  nicht  schlechthin 
ausgeschlossen  ist.  Sie  scheidet  vielmehr  zwischen  Verletzungen 
der  Freiheiten  und  zulässigen  Eingriffen.  Den  Maßstab  der 
Scheidung  gibt  ihr  der  Charakter  der  Maßregel  und  ihres 
Gegenstandes:  liegt  eine  mati^re  de  police  (mesure  de  police) 
vor  oder  nicht.  Bestimmend  für  diesen  Charakter  aber  sind, 
wie  nähere  Untersuchung,  deren  Ergebnis  wir  hier  nur  wieder- 
holen können*),  ergibt,  lediglich  die  Zwecke  der  Maßregel.  Es 
kommt  also  für  die  Bestimmung  der  Berechtigung  der  Polizei 
gegenüber  den  Freiheiten  nur  darauf  an,  ob  ihre  Maßregel  aus 
dem    Polizeigedanken,     wie     er     staatsrechtlich     anerkannt    ist, 


^)  Zu  voller  Klarheit  ist  diese  Erkenntnis  herausgearbeitet  worden 
Tom  preußischen  Oberverwaltungsgericht  in  der  Materie  des  Vereins-  und 
yersaumilungsrechts  und  hat  dann  die  Grundlage  der  reichsgesetzlichen 
BegeluDg  gebildet.  Vgl.  meine  Ausführungen  über  „Die  allgemeinpolizei- 
lichen Befugnisse  gegenüber  Versammlungen  und  Vereinen"  Verw.  Arsh. 
XVIII,  261  ff.,  527  f. 

^)  Für  das  [Nähere  muß  ich  auf  meine  kritische  Darstellung  der 
französischen  Lehre  und  Rechtsprechung  im  Arch.  Öff.  Recht  XXJV, 
831 — 393  verweisen. 

Wolzendorff,  Polizeigedank«  10 
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gerechtfertigt  ist.  Diese  Anwendung  eines  formal  versteckten 
Prinzips  ist  aber  nur  möglich,  wenn  dieses  Prinzip  so  fest- 
gewurzelt ist  im  rechtlichen  und  staatstheoretischen  Denken,  daß 
auch  ohne  formale  logische  Herausarbeitung  seine  psychologische 
Wirkung  nicht  versagt.  Daß  das  in  Frankreich  der  Fall  ist, 
beruht  auf  seiner  historischen  Festigung.  Denn  das  Prinzip 
der  Grenzziehung  der  Polizeigewalt  durch  die  innere  Be- 
schränkung des  Polizeigedankens  ist  von  der  französischen  Revo- 
lution schon  im  Jahre  1789  und  später  wiederholt  festgelegt 
worden^).  Seine  ünentbehrlichkeit  neben  dem  Prinzip  der 
äußeren  Grenzziehung  durch  die  Freiheitsrechte,  die  sich  heute 
in  seiner  Anwendung,  ohne  deren  logische  Erkenntnis,  durch 
die  Rechtspraxis  geltend  macht,  ist  also  schon  damals  erkannt 
worden. 

Die  Feststellung  dieser  formellen  Bedeutung  der  inneren 
Beschränkung  des  Polizeigedankens  ist  aber  auch  für  die  Wert- 
beurteilung ihres  materiellen  Gehalts  nicht  gleichgültig,  denn 
dieser  ist  in  Frankreich  vollständig  identisch  mit  dem  des  §  10. 
n  17  A.  L.  R.^).  Die  dauernde  Wirkungsfähigkeit,  die  dieser 
Polizeigedanke  damit  bewiesen  hat,  zeigt,  daß  er  eines  staats- 
theoretischen Wertes  nicht  entbehrt.  Seine  bewußte,  grund- 
sätzliche Neubelebung  nach  Einführung  des  konstitutionellen 
Systems  in  Preußen  wäre  daher  an  sich  das  Gegebene  gewesen. 
Daß  sie  nicht  erfolgte,  lag  an  den  Gründen,  die  wir  bereits 
erörtert  haben. 

Es  war  die  naturgemäße  Entwicklung  für  Preußen,  den  ab- 
gehetzten Polizeigedanken  erst  in  sich  wieder  zu  aktivem  Leben 
erstarken  und  inzwischen  in  bewußter  Förderung  des  Bürger- 
sinns diesen  zur  Entwicklung  konunen  zu  lassen,  deren  Ergebnis 
dann  den  Maßstab  für  eine  in  Einklang  mit  ihm  und  dem 
Staatswohl    stehende    Bestimmung    des    Polizeigedankens    geben 


')  Das  Gesetz  vom  14.  12,  1789  bezeichnet  es  als  eine  Funktion  der 
Munizipalgewalt  „de  faire  jouir  les  habitants  des  avantages  d'une  bonne 
poiice,  notamment  de  la  proprete,  de  la  salubrite,  de  la  surete  et  de  la 
tranquillite  dans  les  nies,  lieux  et  edifices  publics".  Den  hier  in  b<j- 
tracht  kommenden  Inhalt  dec  späteren  Gesetze  habe  ich  angegeben  ia 
Arcb.  öfF.  R.  IXIV,  330,  327  ff. 

3)  Nähere«  Arch.  Öffl.  R.  a.  a.  0.  342,  393. 
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mußte.  Es  lag  dann  in  der  Logik  der  Dinge,  daü,  wenn  zu- 
nächst eine  bewußte  Förderung  des  Bürgersinns  in  die  Wege  ge- 
leitet wurde,  damit  von  selbst  der  dem  Stande  der  staatlichen 
Entwicklung  entsprechende  Ausgleicli  zwischen  Bürgersinn  und 
Polizeigedanke  herbeigeführt  werden  mußte.  In  Preußen  ist 
man  nach  1850  so  vorgegangen,  imd  die  Folgen  iiaben  tat- 
sächlich die  hier  angedeutete  Logik  der  Dinge  bewiesen. 

Um  die  Bedeutung  der  nächsten  Entwicklung  in  Preußen  zu 
würdigen,  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Pflege  des 
Bürgergedankens  mit  und  nach  dem  Übergang  zum  konsti- 
tutionellen System  vom  Standpunkte  der  Entwicklungsgeschichte 
des  Polizeigedankens  einfach  die  Nachholung  eines  Versäumnisses 
von  50  Jahren  bedeutete.  Die  Lockerung  des  Polizeigedankens, 
wie  sie  im  Allg.  Land  recht  geschehen  war,  verlangte  ihre  Er- 
gänzung in  einer  stärkeren  Anspannung  des  Bürgersinnes.  Statt 
dessen  war  die  negative  Seite  des  Bürgersinns,  das  Slreben  nach 
Freiheit  als  Grundlage  sittlichen  Verantwortungsbewußtseins,  wie 
wir  uns  erinnern,  schon  seit  dem  Patent  von  1798  systematis<;ii 
niedergehalten  worden*).  Die  positive  Seite  des  Bürgersinns,  den 
"Willen  zu  rechtlicher  und  ptlichtlicher  aktiver  Teilnahme  am 
Staate,  auszubilden,  lag  in  den  Plänen  der  Reformer  nach  1807. 
Die  Ausführung  dieser  Pläne  blieb  nicht  nur  in  sich  Stückwerk: 
nur  die  pflichtliche  Beteiligung  des  Bürgers  am  Staate  wurde 
volle  Wirklichkeit,  die  berechtigte  blieb,  außer  auf  dem  kleinen 
Oebiet  der  städtischen  Kommunalverwaltung,  Verheißung.  Durch 
den  Polizeigedanken  der  Eestauration  wurde  mit  der  Niederhal- 
tung der  negativen  Seite  des  Bürgersinns  die  Entwicklung  jenes 
freien  Pflichtgefühls  aus  sittlicher  Autonomie,  die  die  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  der  aktiven  Seite  des  Bürgersinns  nach 
den  Gedanken  der  Reformer  bilden  sollte,  im  Keime  erstickt. 
So  blieb  nur  die  pflichtliche  Teilnahme  am  Staate.  Sie  mochte, 
so  lange  sie  belebt  war  von  der  sittlichen  Schwungkraft  der  Idee 
des  Kampfes  um  die  Volksexistenz,  die  Wurzel  eines  Bürgersinns 
bilden,  nachher  nicht  mehr.  Daher  denn  die  Geister  der 
Reaktion  mit  der  Sicherheit  des  Instinkts  das  ihre  taten ,  um 
alle  jene  von  Boyen  der  Heeresorganisation  eingefügten  Momente 


1)  Zu  dem  folgenden  vgl.  oben  9G  fif.,  125  ff. 

10' 
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auszumerzen ,     die    bewußt    auf    die     Entwicklung     des     freien 
bürgerlichen  Pfliclitgedankens  angelegt  waren.     Denn   sie  fühlten 
sehr  wohl  den   wesentlichen  Zusammenhang  zwischen  der  aktiven 
und   passiven    Seite   des   Bürgersinns,   jenen    Zusammenhang,   auf 
den    tatsächlich    Boyens    Pläne    in    Anknüpfung    an    den    alten 
germanischen    Genossenschaftsgedanken    aufgebaut    waren.      Alle 
die  Widerstände  der  Restauration,  die  mit  der  fehlerhaften,   ein- 
seitigen    Fassung     des     Polizeigedankens     im     AHg-     Landrecht 
möglich   geworden   waren,   gingen   von    dem   ganz   richtigen   Ge- 
danken  oder    Gefühl    aus    —    wir    erinnern    uns    der   Äußerung 
"Wittgensteins  — ,   daß   der   auf  Förderung    des   Bürgersinns    ge- 
richtete genossenschaftliche   Gedanke,   der  durch  die  Einrichtung 
des    Volksheeres    in    das    Staatsleben    hineingetragen    war,    wenn 
er    nicht     mehr    ausgeschaltet    werden     konnte,     dieses     immer 
mehr    durchsetzen    und    die   Forderungen    des   Bürgersinns    nach 
der    negativen    Seite    und    nach    der    positiven    in    Richtung    der 
Berechtigung  schließlich  zu  lebendiger  Wirkung  bringen  mußte. 
Nachdem  der  hierauf  gegründete  Polizeigedanke  der  Restauration 
1848  überwunden  war,  war  aus  dem  Gesetz  der  Entwicklung  der 
Polizeigedanke  gegeben,   den   doch   nicht  mehr  zu  unterdrücken- 
den   Bürgersinn    fördernd     anzuerkennen,     zugleich     aber     auch 
Garantien    für    seinen    Ausgleich    mit    dem    Gedanken    der    ge- 
schichtlich    im    Monarchen    legitim     verkörperten    Autorität     zu 
schaffen.     Es  ist  das  Verdienst  der  preußischen  Regierung,   un- 
beirrt  von    den  Theorien    des    sog.   monarchischen   Prinzips    und 
der     sog.     konstitutionellen    Doktrin    und    den  Forderungen    der 
politischen    Träger    beider,     diesem    neuen    —    interimistischen 
—  Polizeigedanken   bei   der  Neuordnung  des  preußischen  Staats- 
wesens   gefolgt   zu    sein,    indem   sie   bei  Ausarbeitung   der  Ver- 
fassung  mit   großer  Beharrlichkeit   die   mittlere  Linie    gegen  die 
extremen  Forderungen  auf  beiden  Seiten  verteidigte. 

Die  Grundlagen  für  die  Entwicklung  des  Bürgersinns  wur- 
den durch  staatsrechtliche  Schaffung  der  Existenzbedingungen  für 
ihn  bereitet.  Für  seine  aktive  Seite  bestanden  diese  in  der  Ge- 
währung eines  allgemeinen,  dem  besonderen  damaligen  preußi- 
schen Entwicklungsstadium  angepaßten,  Wahlrechts;  für  seine 
negative  Seite  in  der  Garantierung  der  Freiheitsrechte,  besonders 
der  politischen  (Preß-   Vereins-  und  Versammlungsfreiheit),   ohne 
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die  eine  aktive  politisclie  Betätigung  unmöglich  ist.  In  der 
gesetzlichen  Ausgestaltung  der  Freiheitsrechte  wurde  dann  die 
nie  ganz  vergessene  Wahrung  des  polizeilichen  Ordnungs-  und 
Autoritätsprinzips  zugleich  wieder  dienstbar  gemacht  einer  staat- 
lich fruchtbaren  Ausprägung  des  Bürgersinns  in  dessen  Ge- 
wöhnung an  die  Unterordnung  des  Einzelinteresses  unter  das 
(resamtinteresse. 

In  dieser,  das  unmittelbare  vStaatsbedürfnis  mit  dem  mittel- 
baren der  Pflege  des  Bürgersinnes  ausgleichenden,  gesetzlichen 
Regelung  bürgerlicher  Freiheit  zeigt  sich  aber  nun  doch  überall 
das  Weiterleben  eines  staatstheoretischen  Polizeigedankens 
Gleichzeitig  allerdings  erweist  sich  in  dessen  Wirkung,  daU  es 
sich  nicht  um  ein  einheitliches,  klares  Prinzip  sondern  nur  um 
einzelne  Ausläufer  ganz  verschiedener  Prinzipien  handelt.  Im 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  läßt  sich  vielleicht  ein  gewisses 
Nachwirken  des  Polizeigedankens  der  Niederhaltung  aktiver 
staatsbürgerlicher  Interessenbetätigung  erkennen*),  während  es 
doch  im  Ganzen  dessen  Überwindung  darstellt.  In  dem  gesetz- 
lichen Ausbau  des  Prinzips  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  ist 
—  wohl  infolge  der  ganz  naturrechtlich  doktrinären  Hinein- 
tiagung  der  Rechtsstaatsidee  in  wirtschaftspolitische  Fragen  durch 
die  konstitutionelle  Tiieorie  des  liberalismus  —  der  manchester- 
lichen Idee  eine  viel  zu  groUe  Einwirkung  gelassen.  Das  Gesetz 
über  den  Belagerungszustand  hat  in  Einseitigkeit  der  Betonung 
des  Ordnungs-  und  Autoritätsprinzij>s  die  Schwierigkeiten,  die 
das  komplizierte  moderne  Leben  bietet 2)  —  und  aucii  damals 
schon   bot     -   völlig   übersehen.     Hinwiederum   in    einem   kleinen 


1)  Interessant  cisclieiiil  mir  in  dieser  Hinsicht  die  in  §  1  Vt-r.  II.  3 
1850  begründete  AnzeijicptÜclit  für  alle  Versauinilungen,  ^in  welchen 
öffentliche  Angolegenlieiten  erörtert  oder  beraten  werden  sollen"'.  Der 
Gegensalz  zu  d'.'in  heutigen  Kecht,  das  die  obrigkeitliche  Kenntnis  nur  für 
Erörterungen  und  Beratungen  politischer  Angelegenheiten  für  erforder- 
lich hält,  zeigt,  daß  das  preußische  Vereinsgesetz  —  wegen  der  Bezeichnung 
„Verordnung"  vgl.  Vleischinann,  Der  Weg  der  Gesetzgebung  in  Preußen 
1898  S.  7.')  —  ni)ch  von  jener  Gleichset/.ung  aller  Autorität  mit  der  staatliciien 
ausging,  die  wir  für  den  Polizeigedanken  der  Ftestauration  bezeichnend  fanden. 
(Vgl.  oben  122.) 

')  Dazu  Wald'-cker  ^Krii-gsteclitliche»  Allerlei*  in  AnnaJeu  d  d. 
Reichs  1914,  G4.5  ff. 
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Gesetze  über  die  Haftung  der  Gemeinden  für  Aufruhrschäden, 
findet  sich,  vielleicht  unter  dorn  Einfluß  der  Bürgerwehrpläne, 
eine  sehr  klare  —  an  die  alte  normannische  „Fridborgh"  ge- 
raahnende —  Anwendung  des  Genossenschaftsgedankens*),  der 
jedoch  mit  dem  Obrigkeitsprinzip  des  auf  den  gleichen  Tatbestand 
anwendbaren  Gesetzes  über  den  Relagerungsstand  staatstheoretisch 
schleciiterdings  nicht  in  logischen  Einklang  zu  bringen  ist. 

Diese  ganze  Gesetzgebung  über  die  Ausgestaltung  der 
Freiheitsreclite,  deren  innere  staatstlieoretische  Bedeutung  wir  in 
der  Pflege  des  Bürgersinns  erblickten,  hatte  ihre  unmittelbar 
staatsrechtliche  Wirkung  in  der  Schaffung  einer  rechtlichen  Um- 
wehvung  des  Polizeigedankens,  dessen  innere  Abgrenzung  den 
Wirkungen  dieser  Entwicklung  überlassen  blieb.  Denn,  wie  wir 
gesehen  haben,  gehen  alle  Freiheitsrechte  zurück  auf  einen  ein- 
heitlichen Staats-  und  rechtstheoretischen  Grundgedanken:  den 
Anspiuch  des  Individuums  auf  Unterlassung  jeder  nicht  recht- 
mäßigen Beschränkung.  Damit  ist  dann  aber  zugleich  infolge 
der  Einführung  des  konstitutionellen  Systems  der  Antrieb  zu 
einer  auf  die  innere  Abgrenzung  des  Polizeigedankens  abzielen- 
den Entwicklung  gegeben.  Denn  im  konstitutionellen  Staate  ist 
der  Inhalt  des  Rechtes  auf  Freiheit:  der  Anspruch  auf  Unter- 
lassung jeder  nicht  gesetzmäßigen,  d.  h.  auf  Gese<:z  im  for- 
mellen Sinne  gestützten,  Beschränkung  seitens  der  Staatsgewalt. 
Da  nun  aber  Grundlage  für  weitaus  die  meisten  polizeilichen 
Beschränkungen  nicht  die  Regelung  besonderer  Gesetze,  sondern 
ganz  allgemein  die  Polizeigewalt  war,  deren  Inhalt  und  Umfang 
aber  durch  den  Polizei gedanken  bestimmt  wurde,  so  mußte  das 
staatsrechtliche  Denken  zur  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit 
der  inneren  staatstheoretischen  Abgrenzung  des  Polizeigedankens 
führen  '^). 

^)  G.  V.  11.  3.  50.  Älnüicbo  «icsctzc  sind  in  jener  Zeit  in  den 
meisten  <leutschen  Staaten  entstanden.  Ob  sie  durch  das  Vorbild  des 
franz.  Gebetzes  t.  10  vendöiniaire  an  IV  veranlaßt  worden  sind,  kann  dahin 
gestellt  werden.  Die  damit  zui  (Joltung  gebrachte  vechtliclie  und  poli- 
tiBche  Institution  der  Polizcibürgscbalt  ist  jedenfalls  gedanklich  nicht» 
anderes  als  die  in  dem  Genosscnscbat'tsgcdankcn  wurzelnde  Freiptlege  und 
Gemeinbürgschaft  des  alten  germanischen  Rechts,  (Vgl.  meine  Aus- 
führungen Verw.  Arch,  XV,  531). 

'^)  Die  -■^rt,  in  der  diese  Erkenntnis  entstand  und  sich  festigte,  ist 
bihbcr   in   keiner    Weise   gekläii:    sie    ist   nicht   einmal   untersucht,   da   die 
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Eine  Wirkung  der  staatsrechtlichen  Erkenntnis,  daß  aus 
dem  Grundsatze  der  Gesetzmäßigkeit  der  Verwaltung  —  nur  ein 
anderer  Ausdruck  für  die  konstitutionell-rechtstaatliche  Be- 
deutung des  Rechts  auf  Freiheit  —  die  allgemeine  Polizeigewalt 
einer  gesetzlichen  Umschreibung  bedürfe,  war  es  gewesen,  daß 
man  bereits  im  Gesetze  über  die  Polizeiverwaltung  die  Haupt- 
aufgaben der  Polizei  aufgezählt  hatte*).  Aber  von  der  Erkennt- 
nis, daß  zu  einer  wirklichen  Umschreibung  der  Polizeigewalt 
die  Aufzählung  ihrer  Hauptgegenstände  nur  dann  geeignet  sein 
kann,  wenn  sie  ergänzt  ist  durch  eine  Zielsetzung  für  die  Art  der 
Einwirkung,  war  man  noch  so  weit  entfernt  gewesen  2),  daß  man 
nicht  einmal  auf  ihn  geführt  wurde  durch  den  Hinweis,  —  den 
man  selbst  in  das  Gesetz  aufgenommen  hatte:  nach  Aufzählung 
der  wichtigsten  Gegenstände  der  Polizei  war  dort  ganz  allgemein 
noch  genannt:  „alles,  was  .  .  .  polizeilich  geordnet  werden 
muß".  Der  Begriff  des  „polizeilichen",  der  doch  nur  durch 
den  Polizeigedanken  bestimmt  werden  kann,  war  dem  Gesetz- 
geber völlig  gleichgültig.  Denn:  „das  Gebiet  der  Polizei  ist 
ein  fast  unbegrenztes.  Sie  ist  der  Rest  oder  das  notwendige 
Komplement  der  übrigen  Zweige  der  Staatsgewalt",  das  war  der 
Gedanke,  von  dem  er  ausging.  Die  Vorstellung,  daß  es  einen 
in  sich  bestimmten  Polizeigedanken  geben  könnte,  war  ihm  noch 
ganz  unfaßbar.  Um  das  in  seiner  ganzen  Tragweite  zu  er- 
messen,   muß   man   sich   vor   Augen   halten,    wie   nahe   ihm   der 

Staatsrechtslehre  trotz  der  in  diesem  Punkte  zwingenden  Beweisführung 
Rosins  (Begriff,  lüß  f.)  die  Tatsache  der  mehr  denn  fünfzigjährigen 
völligen  praktischen  Nichtbeachtung  der  staatsthooretischcn  Bedeutung  der 
Festlegung  des  Polizeigedankens  im  Allg.  Laudrecht  (vgl.  oben  Kap.  III) 
außer  Erwägung  zu  lassen  bequemer  gefunden  hat.  Für  uns  ist  die 
Frage  nach  der  tatsächlichen  .Art  und  rechtlichen  Form  des  Durch- 
brechens dieser  Erkenntnis  nicht  wesentlich.  Denn  das  Wesentliche  liegt 
für  uns  nur  darin,  daß  diese  Erkenntnis,  wie  sie  in  der  Restauration 
verloren  gehen  mußte  und  verloren  gegangen  war,  von  dem  Staatsleben  des 
Verfassungsstaates  mit  logischer  Notwendigkeit  früher  oder  später  wieder- 
erweckt werden  mußte  —  und  wiedererweckt  worden  ist.  Nur  über  diese 
Tatsache  muß  Klarheit  bestehen,  denn  wir  werden  noch  sehen,  daß  sie  den 
Gegensatz  zwischen  dem  Polizeigedanken  des  sinkenden  19.  und  dem  de« 
sinkenden  18.  Jahrhunderts  begründet. 

')  So  auch  Thuma  in  der  Festschrift  für  0.  Mayer  221. 

2)  Vgl.  oben  134. 
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Gedanke  gelegt  war.  Denn  der  betreffende  Paragraph  des 
Gesetzes  ist  einfach  eine  völlige  Nachbildung  der  entsprechenden 
Normen  des  französischen  Rechts^  nur,  daß  er  die  Haupt- 
aufgaben der  Polizei  zunächst  exemplifizierend  einzeln  aufzählt, 
dann  aber  auf  die  allgemeine  „polizeiliche"  Aufgabe  hinweist, 
jene  hingegen  erst  die  allgemeine  polizeiliche  Aufgabe  bestimmen 
und  dann  die  wichtigsten  Beispiele  („notamraent")  aufzählen. 
Das  französische  Vorbild  läßt  die  allgemeine  polizeiliche  Auf- 
gabe keineswegs  als  unbestimmbar  erscheinen,  bestimmt  sie  viel- 
mehr ganz  klar  durch  die  Auffühning  eines  Polizeigedankens 
im  Sinne  des  Preuß.  Allg.  Landrechts:  ,,la  police  a  pour  objet 
d'assurer  le  bon  ordre  la  sürete  et  la  salubrite  publiques"  ^). 
Daß  darin  das  wesentliche  lag,  war  dem  staatstheoretischen 
Denken  des  preußischen  Gesetzgebers  von  1850  völlig  unzu- 
gänglich. 

und  doch  war  in  dieser  Zeit,  ebenso  wie  in  den  vorher- 
gegangenen Jahrzehnten,  das  Bewußtsein  von  der  begritflichen 
Existenz  eines  prinzipiellen  Polizeigedankens  der  Theorie  und 
Praxis  des  deutschen  Staatsrechts  nie  verloren  gegangen.  Es 
konnte  daher  schließlich  nicht  fehlen,  daß  die  logische  Not- 
wendigkeit zu  seiner  Auffindung,  die  in  der  Struktur  des  konsti- 
tutionellen Staates  gegeben  war,  einmal  zu  seiner  prinzipiellen 
Herausarbeitung  im  Staatsleben  und  Anerkennung  im  Staats- 
recht Preußens   führen  mußte. 


2.   Die  programmatische  Ausgestaltung  des  modernen 
Polizeigedankens 

a)    Kortjetzun<f    der    alten    iitaatstht»oretischon    Klärnugü- 

versuche 

Auis  der  Errichtung  des  Verfassungsstaates  selbst  ergab 
sich  die  Notwendigkeit  einer  programmatischen  Klärung  des 
seinem  Wesen  entsprechenden  Polizeigedankens.  Aber  auch  das 
Ergebnis,   zu  dem  diese  Klärung   am  Ende  gelangen  mußte,   war 

')  Dazu  wieder  meine  DarsteHung  der  Grenzen  der  Polizoigowalt  im 
französischen  Recht  Arch.  ÖS.  Recht  XXIV,  331—391. 


Gesetzgeberische  Feststellungen  des  Polizeigedankens  |53 

vorweg  bestimmt  durch  die  ganze  Entwicklungsrichtung  staat- 
lichen Lebens  und  Denkens.  Denn  trotz  aller  Unsicherheiten 
und  Schwankungen  des  praktischen  und  theoretischen  Riohtge- 
dankens  zeigt  doch  die  zersplitterte  und  verworrene  Ausge- 
staltung des  Polizeigedankens  sowohl  durch  die  Gesetzgebung 
als  durch  die  Theorie  im  19.  Jahrhundert  immerhin  einen  ganz 
allgemeinen  Wesenszug,  der  als  Äußenmg  einer  bestimmten 
Entwicklungstendenz  niciit  zu  verkennen  ist.  Es  handelt  sich 
dabei  um  etwas  ganz  allgemeines,  logisch  ziemlich  unbestimmtes, 
dem  daher  auch  nicht  mit  einer  scharfen  Definition,  sondern 
nur  mit  einer  beschreibenden  Schilderung  beizukommen  ist. 

In  Bayern  war  sclion  in  den  Jahren  1803  bis  1818  mit 
großer  Gleichmäßigkeit  in  zahlreichen  Gesetzesbestimmungen  ein 
programmatischer  Polizeigedanke  zum  Ausdruck  gekommen,  der 
ganz  in  Übereinstimmung  mit  demjenigen  des  preußischen  Allg. 
Landrechts  als  Aufgabe,  der  Polizei  „die  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Kühe  und  Sicherheit'-  bezeichnet  ^).  Ähnliches  ist  in 
Sachsen  1822  geschehen-),  doch  folgte  1832  wieder  die  An- 
erkennung eines  eudämonistischen  Polizeigedankens.  Hannover 
war  überhaupt  bei  diesem  verblieben  (1828)').  Er  war  auch  in 
Frankfurt  1806  anerkannt  worden,  doch  wurde  er  1814  so 
geändert,  daß  er  wesentlich  nur  die  „Ruhe  und  Sicherheit  in 
der  Stadt"  als  Aufgabe  der  Polizeigewalt  erscheinen  ließ*).  In 
Kurhessen  war  bereits  durch  die  Organisationsurkunde  von  1821 
die  rechtsbegriffliche  Scheidung  zwischen  Polizei  und  Pflege  zur 
Anwendung  gekommen  —  die  erst  Jahrzehnte  später  Gemeingut 
der  Wissenschaft  werden  sollte  —  und  auf  ihrer  Grundlage  der 
Polizei  eine  Aufgabe  zugewiesen  worden,  die  wesentlich,  wenn 
auch  nicht  ausschließlich,  auf  die  Verfolgung  des  Ordnungs- 
zweckes beschränkt  war^).  In  Nassau  war  der  Polizeigedanke 
noch    1816   ganz   eudämonistisch    gestaltet,    1849   aber   ganz    im 

»)  Vgl.  Ver.  V.  15.  8.  1803,  17.  7.  1808  und  11.  10.  1812;  Strafgesetz- 
buch V.  1813,  1  Teil  1  Buch  Kap.  1  Art.  2;  Edikt  v.  26.  5.  1818.  —  Die 
Einzelheiten  hierzu  und  zu  den  folgenden  Beispielen  siehe  in  meiner  Studie 
über  „Die  F.ntwicklung  des  Polizeibegriffs  im  19.  Jahrhundert"  1906, 
43  ff.,  69  f. 

»)  Regulativ  t.  12.  3.  1822  §  19.         ^)  Ed.  v.  18.  4.  1823  §  67. 

*)  Organis.  v.  10.  10.  1806;   Konstitutionsentwurf  v.  19.  7.  1814,  §26. 

5)  Org.-Urk.  v.  29.  6.  21.  §  24  Z.  6  und  §  61. 
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Sinne  des  preuß.  Allg.  Landrechts  ausgeprägt  worden').  Die- 
selbe Entwicklung  zeigt  sich  auch  in  anderen  Staaten.  So  war 
z,  ß.  in  Baden  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  der  Polizei- 
gedanke so  unbestimmt  gefaßt  worden,  daß  daraus  auf  eine 
Identifizierung  des  Polizeizweckes  mit  dem  Staatszwecke  über- 
haupt geschlossen  werden  konnte;  1852  jedoch  und  ebenso  später 
im  Polizeistrafgesetzbuch  ist  er  auf  die  Bekämpfung  „ordnungs- 
widriger Zustände"  beschränkt  worden '').  Ganz  dasselbe  Ver- 
hältnis besteht  in  Oldenburg  zwischen  der  Gesetzgebung  von 
1814  und  18813).  In  Hessen  ist  1874  der  Polizeigedanke  in 
völliger  Übereinstimmung  mit  dem  neueren  badischen  Recht  fest- 
gelegt worden*).  Daß  dieselbe  Entwicklungstendenz  in  Sachsen 5) 
und  den  thüringischen  Staaten^)  vorhanden  war,  hat  später  die 
Verwaltungsrechtsprechung  in  diesen  Gebieten  bewiesen,  die  den 
Polizeigedanken  wesentlich  im  Sinne  des  §  10.  II  17  A.  L.  R. 
aufgefaßt  hat.  In  Württemberg  ist  der  Polizeigedanke  etwas 
weiter,  er  umfaßt  nach  der  jetzigen  Gesetzgebung  (Gem.O.  v. 
28.  7.  00)  —  wenn  die  Ergebnisse  der  neuesten  Forschung^) 
richtig  sind  —  auch  „die  Abwehr  von  Gefahren  für  das  öffent- 
liche Wohl";  auch  hier  fällt  jedoch  die  Förderung  der  Wohl- 
fahrt der  Einzelnen  nicht  unter  den  Polizeigedanken,  sodaß 
dieser  prinzipiell  immerhin  vom  Eudämonismus  sich  entfernt  hat. 
Wie  immer  die  Einzelheiten  dieser  Entwicklung  der  gesetz- 
lichen Ausprägung  des  Polizeigedankens  gewesen  und  in  ihrer 
Bedeutung  als  Ausfluß  staatstheoretischer  Ideen  zu  beurteilen 
sein  mögen,  als  das  Miniraum  des  ihnen  gemeinsamen  staats- 
theoretischen Gehalts  läßt  sich  doch  nicht  verkennen:  die 
Tendenz     zur    Überwindung     des    Polizeigedaukens     der    Bevor- 

')  Ver.  V.  5/6.  1.  1816,  §  16;   Ver.  t.  4.  4.  1849,  §  51. 

2)  Vor.  V.  20.  3.  1807;  Ver.  v.  24.  7.  1852:  P.StG.B.  §  30  Abg.  1. 
(Daza  Mejer-Anschütz,  Staatsrecht  642  Anru.  12). 

3)  W.  Schücking,  Staatsrecht  d.  Großhizgts.  Oldenburg  (Das  öffent- 
liche Recht  der  Gegenwart  XIV)  1911,  303  f. 

*)  Ges.  T.  12.  6.  1874,  a.  66;   G.  v.  13.  6.  74  a.  129  b. 

^)  Vgl.  An  schütz,  Die  Polizei  S.  11. 

«)  Vgl.  Urteil  des  thming.  OVG.  t.  5.  11.  13  (Blätter  f.  Rechtspflege 
in  Thüringen  u.  Anhalt  U.  F.  XI,  285). 

^)  J.  Junge],  Der  Begriff  der  Polizei  i.  wörttemb.  Recht.  Dies.  Tüb. 
1912,  S.  97. 
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munduijg,  wie  ihn  der  Polizeistaat  erzeugt,  die  Restauration  — 
wenn  auch  degenerativ  —  wiederbelebt  hatte.  Allerdings  tritt 
in  den  süddeutschen  Staaten  diese  Tendenz  äußerlich  zurück 
hinter  dem  Prinzip,  die  Grenzen  der  Polizeigewalt  im  Einzelnen 
zu  bestimmen  durch  Kodifizierung  des  Polizeistrafrechts,  das  ja 
in  seinem  staatsrechtlichen  Formalismus  der  konstitutionellen 
Theorie  des  Liberalismus  viel  offensichtlicher  entsprach,  als  das 
—  wie  wir  sehen  werden  —  ihr  ziemlich  unzugängliche  Prinzip 
einer  materiellen  Bestimmung  des  Polizeigedankens  im  all- 
gemeinen. Immerhin  hat  auch  jenes  süddeutsche  Prinzip  die 
unverkennbare  Bedeutung  der  realen  Existenz  des  Strebens  nach 
Beschränkung  der  Polizeigewalt  infolge  des  Vordringens  des 
Konstitutionalismus. 

Auch  in  der  wissenschaftlichen  Polizeilehre  sehen  wir, 
daß  der  Streit  über  die  Grenzen  des  Polizeigedankens  nicht 
mehr  zur  Ruhe  gekommen  ist  seit  der  Aufklärung  ^),  Die 
fortschrittliche  Auffassung  des  Allg.  Landrechts  war  dabei 
zunächst  keineswegs  zum  Siege  gelangt  2).  Vielmehr  standen 
in  den  folgenden  Jahrzehnten  den  theoretischen  Anhängern 
dieses  Polizeigedankens  (bes.  Fichte,  Harl,  Emraermann)') 
eifrige    Anhänger    des    eudämonistischen    Polizeigedankens    (bes. 


1)  Vgl.  oben  70  ff. 

*)  Es  sollen  nur  einige  besonders  charakteristische  Beispiele  zur  Er- 
läuterung hervorgehoben  werden.  Denn  es  kann  hier  nicht  die  sehr  aus- 
gedehnte Aufgabe  einer  erschöpfenden  Literargeschichte  der  Polizeilehre  in 
Angriff  genommen  werden,  zumal  sie  wegen  der  ewigen  Wiederholung 
einiger  weniger  Gedankenklichees  in  dieser  Lehre  sehr  steril  ist,  und  zahl- 
reiche weitere  Beispiele  gerade  für  diese  Zeit  sorgfältig  gesammelt  und 
wiedergegeben  sind  in  F.  Chr.  B.  Ave-Lallemant,  Physiologie  der 
deutschen  Polizei,  1882,  9—17. 

3)  Fichte  Werke  III,  292  und  300  (2  Zweige  der  Polizei:  1.  Schutz- 
und  Sicherheitsanstalten,  2.  Halten  über  die  Erfüllung  der  Gesetze).  — 
L.L.Jakob,  Philosophische  Rechtslehre  2.  Aufl.  1802  („Sicherheitsanstalten 
für  die  Rechte,  sowohl  der  Einzelnen  im  Staate  (Person  und  Eigentum),  als 
auch  des  Staats  als  eines  Ganzen,  folglich  auch  die  Freiheit  eines  jeden 
im  Staate,  soweit  es  zur  Sicherheit  der  übrigen  nötig  ist,  durch  Gesetze 
einzuschränken".)  —  J.  P.  Harl,  Vollständiges  Handbuch  der  P.Wissen- 
«chaft  1809  und  Entwurf  eines  P.Gesetzbuchs  1822  (Zweck  der  P.:  „Her- 
stellung und  Erhaltung  der  vollkommenen  Sicherheit  im  Innern  des 
Staates")  —  Gerstner  im  Allg.  Kameral-Korresp.   1808,  2  („Staatsanstalt 
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Henrici,  Klüber)^)  entgegen,  und  neben  beiden  standen,  ge- 
führt von  Nie.  Th.  Gönner,  die  Vertreter  der  Lehre  vom 
engeren   und   weiteren  Polizeibegriff*).     Diese  letzte    Lehre    war 


zur  Sicherung  des  Publikums  und  seiner  Rechte").  —  n^as  ist  Polizei"*, 
anonym  i.  Kam.  Korr.  1808  Nr.  60.  —  Emmermann  ,Über  die  Trennung 
d.  Justiz  V.  d.  P."  i.  Kam.  Korr.  1808  Nr,  108,  derselbe  „Über  Polizei" 
1811,  12.  (^Derjenige  Zweig  der  selbsttätigen  Staatsgewalt,  wodurch  durch 
Menschen  oder  Unglücksfalle  erregten  Übeln,  welche  der  Sicherheit  der 
Gesamtheit  der  Staatsbürger  im  Innern  drohen,  vorgebeugt  werden  soll. 
Sie  hat  diese  innere  Sicherheit  des  Staatsbürgcivereins,  die  öffentliche 
Ordnung,  Zucht  und  den  äußeren  Anstand  zu  erhalten").  —  W.  v.  Behr, 
Systematische  Darstellung  des  rhein.  Bundes  aus  dem  Standpunkt  des 
öffentl.  Rechts  1808,  238.  (^.Schutz  des  ganzen  persönlichen  und  ding- 
lichen Rochtsgebietes  aller  und  jedes  einzelnen  Slaatsglieds,  sowohl  gegen 
Naturübel,  als  gegen  beabsichtigte  Angriffe  ungezügelter  Leidenschaft  und 
unbeabsichtigte  aber  immerhin  gefährliche  rntemehmungen  rügcnswürdigiT 
Nachlässigkeit  von  seiten  der  Menschen"). 

')  G.  Henrici,  Grundzüge  zn  einer  Theorie  der  P.  Wissenschaft 
1808.  („Derjenige  Teil  der  Staatsdisziplin,  welcher  den  Staatszweck  — 
nicht  nach  rechtlichen  Grundsätzen  sondern  —  nach  den  Gesetz'-n  des 
physischen  Kausalzusammenhanges  fördert",  daher  ,,kcin  wahres  P. -rocht, 
sondern  nur  P.-befugnis  oder  -gewalt").  —  Kremmer  im  Kam.  Korr.  1310, 
282  (Zweck  der  P.  „alles  aus  dem  Wege  zu  räumen,  was  die  Realisierung 
des  Staatszweckes  auch  nur  mittelbar  hindern  kann".)  —  l'ber  Klüber 
Tgl.  unten  1.57,  Anm.  2. 

2)  N.  Th.  Gönner,  Deutsches  Staatsrecht  1804,  S.  426  ff.,  407  ff.  nsit 
549  und  424.  (G.  unterscheidet  in  klarster  Weise  zwischen  P.Zweck  und 
Staatszweck.  Er  erstrockt  die  Gewalt  lediglich  auf  den  Sicherheitszweck, 
die  Zwecke  dos  Staats  aber  dehnt  er  viel  weiter  aus.  Der  Staat  soll  keine 
„bloße  Rechtsmaschine"  sein,  „worin  jeder  Aufwand  für  bildende  Künste, 
für  Wissenschaften,  für  öffentliches  Vergnügen  ein  Raub  an  dem  Volke  sei, 
worin  dem  Menschen  .  .  .  alle  Würze  des  Lebensgenusses  in  bester  Form 
Rechtens  entzogen  wäre".  Vielmehr  hat  der  Staat  das  Recht,  auch  für 
den  Wohlstand  des  Volkes  zu  :-orgen.  Dadurch  soll  aber  „keine  vage 
Salus  publica  als  Staatszweck"  anerkannt  werden,  sondern  nur  auf  die- 
jenigen Gegenstände  hat  der  Staat  zu  wirken,  „welche  den  Zustand  des 
Staates  in  den  Individuen  vollkommen  machen".  Dies  sind  1.  die  Be- 
Tölkerung,  2.  die  Kultur  der  Bürger,  3.  der  Nalionalreiclitum.  Auf  diede 
erstreckt  sich  also  auch  die  staatliche  Regierung,  aber  nicht  als  P.,  nicht 
als  Zwang,  sondern  nur  durch  Anstalten  „ohne  Zwang  zu  ihiem  Ge- 
brauche"). —  Jos.  Mich.  Vinc.  Burkardt,  Urgesetze  des  Staates  und 
seine  notwendigen  Majestätsrechte,  1.  Teil,  III.  Heft,  Erl.  1808,  (S.  3,  Be- 
griff der  P. :  „daß  sie  in  dem  Umfange  derjenigen  Gesetze  und  Anstalten 
bestehe,    welche    die    Anrechte    der    Menschheit    gt^gen    eine    jede    i^ewalt- 
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zunächst  und  an  sich  nur  eine  dialektische  Einkleidung  der 
ersten,  da  sie  unter  Polizei  im  engeren  Sinne  die  auf  den 
Sicherheits-  und  Ordnungszweck  gerichtete  Verwaltungstätigkeit 
verstand  und  nur  ihr  Zwangsgewalt  zugestand.  Da  sie  jedoch 
in  ihrer  dialektischen  Methode  sich  vielfach  nach  der  anderen 
Seite  umwandte,  um  alle  Wohlfahrtsproblerae  als  Sicherheits- 
probleme zu  konstruieren  (z.  B.  „Sicherheit  der  Moralität",  des 
^Vervollkommnungsrechtes")^),  so  ist  schwer  zusagen,  ob  sie  der 
Förderung  des  neuen  Polizeigedankens  mehr  nützte  als  schadete. 
In  der  Zeit  der  Restauration  verschiebt  sich  das  Verhältnis 
der  drei  Theorien  zu  Gunsten  des  Prinzips  der  Einschränkung 
des  Polizeigedankens.  Die  eudämonistische  Theorie  wird  zwar 
noch  von  sehr  angesehenen  Namen  des  positiven  Staatsrechts 
(bes.  Klüber,   Zoepfl   und  Miruss)   vertreten  2),   spielt  aber  in  der 

tätigkeit  unbedingt  garantieren  und  sicherstellen".  Darauf  wird  die  P. 
eingeteilt  in  Wohlfahrtspllcge  und  Sicherheitspolizei.  —  S.  4f. :  „Diejenige 
Tätigkeit,  welche  die  Polizei  einschlägt,  um  ihren  Endzweck  zu  realisieren, 
äußert  sich  entweder  durch  eine  solche  Bildung  des  Staats  und  aller  seiner 
einzelnen  Teile,  welche  dem  höchsten  Zwecke  des  Staates  entspricht,  und 
insofern  wird  durch  dieselbe  Tätigkeit  die  Ausübung  der  Urrechte  be- 
sonders unterstützt;  teils  beschränket  sich  dieselbe  einzig  nur  auf  die 
Sorge,  die  einem  jeden  Individuun  des  Staates  anheimgestellte  freie  Aus- 
übung seiner  Urrechte  vor  Beeinträchtigung  durch  Zwangsmittel  zu 
schützen.''  S.  8f. :  Aus  diesem  Einteilungsgrund  ergibt  sich  die  Einteilung: 
„Polizei  der  Bildung  im  Allgemeinen"  und  „P.  des  strengen  Rechts", 
letztere  gehört  „ohne  alle  Voraussetzung  zu  dem  Umfange  der  Zwanges- 
gesetzgebung". S.  249:  „Die  P.  des  strengen  Rechts  bestehet  in  dem- 
jenigen Umfange  von  Gesetzen  und  Anstalten,  welche  durch  eine  rechtliche 
und  zweckmäßige  physische  Gewalt  auf  die  bestmöglichste  Sicherstellung 
der  Urrechte  gegen  Verletzungen  abzwecken."  Vgl.  auch  die  Einteilung 
§  235—237  (S.  252)  der  Polizei  des  strengen  Rechts  (I.  Strafgesetzgebung 
i.  streng.  S.,  1.  Krim.-Gesetzgbg.,  2.  Pol.  i.  eng.  Sinne:  II.  Pol  der  schäd- 
lichen Naturphänomene.)  —  J.  Fr.  E.  Lotz,  Über  den  Begriff  der  Polizei 
und  den  Umfang  der  Staatspolizeigewalt  1807,  89  ff.  („Zwangspolizei": 
Sicherung  des  Bürgers  vor  den  Gefahren,  „die  er  in  Hinsicht  auf  die  un- 
gestörte Realisierung  seiner  angebornen  und  erworbnen  Rechte  von  den 
Ausbrüchen  des  widerrechtlichen  Willens  seiner  Nebenmenschen  zu  fürchten 
hat".  —  Hilfspolizei:  „alles,  wo  die  Anwendung  eines  solchen  Zwangs  nicht 
rechtlich  möglich  ist". 

^)  Gönner  a.  a.  0.;  vgl.  auch  Lotz  95,  223  ff. 

')  Vgl.  Klüber,  Offen tl.  Recht  des  deutschen  Bundes  und  der 
Bundesstaaten  (1817)  S.  480/81    (3.  Aufl.    1831  S.  53)    mit  Klüber,    Staats- 


158  Schwinden  der  eodämonistischen  Theorie 

Spezialliteratur  kaum  mehr  eine  Rolle.  Auch  in  der  all- 
gemeinen Staatslehre  hat  sie  keine  Zugkraft  mehr,  obwohl  sie 
mit    der   gewichtigen  Autorität    eines  HegeP)    und    eines  Stahl  *) 

recht  des  Rheinbundes  (1808)  S.  353.  (in  beiden  wörtlich  gleich:  „Die 
Staatspolizei  hat  zwei  Hauptgegenstände:  Sicherheit  und  Wohlfahrt,  oder 
Vervollkommnung  der  Staatsgenossen.  Die  Sicherheitspolizei  dient  wider 
Rechtsverletzungen  und  schädliche  Ereignisse,  die  von  der  Natur  oder 
sonst  veranlaßt  werden.  Die  Bestimmung  der  Wohlfahrts-  und  Vervoll- 
kommnungspolizei ist  Erlangung  und  Erhöhung  des  physischen,  sittlichen 
und  geistigen  Gesellschaftswohls.  Die  erste  ist  Staatspolizei  in  dem 
engern  Sinn,  wegen  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  den  Staatszweck. 
Die  andere,  Staatsgesellschaftspolizei,  wegen  ihres  mittelbaren  Verhält- 
nisses zu  dem  Staatsaweck  und  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das 
Wohl  der  allgemeinen  Gesellschaft  der  Einwohner  in  dem  Staat,  wobei  der 
Regent  indirekt,  als  Übernehmer  der  Gesellschaftsdirektion,  zu  handeln  be- 
fugt und  verpflichtet  ist.")  K.  F.  Rosshirt,  Über  den  Begriff  und  die 
eigentliche  Bestimmung  der  Staatspolizei  1817  („Jene  Staatsgewalt  im 
Innern,  welche  nach  geschehener  Begründung  allgemeiner  Sicherheit  bei 
späterer  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  derselben  als  der  Staatsgrundlage, 
die  Erreichung  des  höchsten  Staatszwecks,  nämlich  Vervollkommnung  der 
Menschheit  als  Totalität  an  sich  und  ihren  Umgebungen  beabsichtigt."') 
—  Alex,  Miruss,  Die  Hoheitsrechte  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  ins- 
bes.  mit  Berücksichtigung  der  preuß.  Gesetzgebung  1840.  I.  Abtlg.  S.  72/73 
(„Polizeihoheit  begreift  sämtl.  Anordnungen  in  sich,  welche  das  moralische 
oder  physische  Wohlbefinden  im  Staate  begründen  oder  fördern.  Sie  hat 
zwei  Hauptgegenstände:  Sicherheit  und  Wohlfahrt  oder  Vervollkommnung 
der  Staatsmitglieder").  —  Zoepfl,  Grundsätze  des  allg.  Staatsrechts, 
3.  Aufl.  184C,  50  ff.  (erkennt  neben  Rechts-  oder  SicherheitsP.  auch  eine 
Kultur-  oder  WohlfahrtsP.  an). 

^)  C.  W.  Hegel,  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts  oder  Natur- 
rechts und  Staatswissenschaft  im  Grundrisse  2.  Aufl.  her.  v.  E.  Gans, 
1840  S.  372  (Die  P.  Gewalt  ist  ein  Teil  der  Regierungsgewalt.  „Die  poli- 
zeiliche Aufsicht  und  Vorsorge  hat  den  Zweck,  das  Individuum  mit  der 
allgemeinen  Möglichkeit  zu  vermitteln,  die  zur  Erreichung  der  indivi- 
duellen Zwecke  vorhanden  ist."  Die  Glückseligkeitstheorie  des  Naturrechts 
wird  ausdrücklich  nicht  mehr  anerkannt,  selbst  nicht  mehr  der  Begriff  des 
„allgemeinen  Wohles",  an  dessen  Stelle  der  „Zweck  des  Ganzen"  gesetzt 
wird.  Aber  die  der  P.  zugewiesene  Aufgabe,  für  das  ,, besondere  Wohl*  der 
Bürger  zu  sorgen  (282),  bildet  doch  wohl  mehr  einen  begrifflichen,  als 
einen  praktischen  Gegensatz  zu  dem  unbeschränkten  Polizeipriuzip). 

2)  Friedr.  Jul.  Stahl,  Die  Philosophie  des  Rechts.  Bd.  2  Rechts- 
und Staatslehre  auf  der  Grundlage  christlicher  Weltanschauung,  2.  Aufl. 
1846  2.  Abt.  S.  482  f.  (P.  ist  „die  Versorgung  des  Gemeinwohls.  Sie  hat 
das  Gemeinleben   nach   allen   seinen  Beziehungen,   seinen    materiellen    und 
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beschwert  war.  Es  fehlte  ihr  eben  mit  dem  Fortschreiten  der 
politischen  Entwicklung  immer  mehr  an  innerer  Überzeugungs- 
traft: selbst  jene  beiden  starken  Denker  wagten  nicht  mehr, 
sich  zu  ihren  letzten  Konsequenzen  zu  bekennen,  glaubten  viel- 
mehr ausdrücklich  vor  diesen  warnen  zu  milssen,  beide  wenden 
sich  nicht  nur  ausdrücklich  gegen  den  „eudämonistischen" 
Polizeigedanken'),  sondern  überhaupt  gegen  Eingriffe,  in  die 
bürgerliche  Freiheit  (Hegel) ^),  und  das  „Zuvielregieren"  der 
Polizei,  besonders  in  Kulturfragen  (Stahl)  ^).  Kein  Wunder,  daß 
auch  die  mittleren  Denker  ihren  ausgedehnten  Polizeigedanken 
nicht  allzu  ernst  genommen  wissen  wollten;  aber  es  ist  immer- 
hin interessant,  daß  gerade  die  angesehensten  Positivisten 
(Klüber  und  Zoepfl)  das  granum  salis  ihrer  Lehre  sehr  stark 
hervorhoben,  wenn  auch  auf  Kosten  der  Logik*).  Der  Gedanke 
hatte  eben  nicht  die  Kraft,  vollen  Glauben  an  seine  Richtigkeit 
zu  wecken. 

Auf   der   anderen    Seite    ist    aber    auch    die    rechtsstaatliche 
Theorie    des    durch    den    Sicherheitszweek    bestimmten    Polizei- 


seinen  geistigen,  zu  erhalten  und  nach  seinen  Zielen  zu  fördern.  Sie  ist 
„das  reichste  Gebiet  der  Staatsverwaltung,  was  Ziel  und  Interesse  des 
menschlichen  Daseins  ist,  gehört  ihr  an*^.) 

^)  Für  Hegel,  vgl  oben  158  Anin.  1;  auch  Stahl  bezeichnet  a.  a.  0. 
die  Förderung  der  Sittlichkeit  und  der  zeitlichen  Glückseligkeit  des  Staats- 
bärgers als  außerhalb  der  Kompetenz  der  P.  liegend. 

2)  R.  Haym,  501  weist  auf  den  Satz  Hegels  hin,  daß  „die  Regie- 
rung, was  ihr  nicht  für  ihre  Bestimmung,  die  Gewalt  zu  organisieren  und 
zu  erhalten,  welche  für  ihre  äußere  und  innere  Sicherheit  nicht  fehlen  darf, 
notwendig  ist,  der  Freiheit  der  Bürger  überlassen  und  daß  ihr  nichts  so 
heilig  sein  müsse,  als  das  freie  Tun  der  Bürger  in  solchen  Dingen  ge- 
währen zu  lassen  und  zu  schützen,  ohne  alle  Rücksicht  auf  Nutzen,  denn 
diese  Freiheit  ist  an  sich  heilig". 

9)  Stahl,  a.  a.  0.  431. 

*)  Klüber,  a.a.O.  50  sagt,  die  WohlfahrtsP.  dürfe  in  die  natür- 
liche Freiheit  und  die  wohlerworbenen  Rechte  der  Untertanen  nur  insoweit 
eingreifen,  als  „die  im  voraus  oder  gleichzeitig  erteilte  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  Einwilligung  der  Staatsgesellschaftsgenossen  es  gestattet". 
Wenn  diese  natuiTechtliche  Floskel  das  Erfordernis  gesetzlicher  Ermächti- 
gung zum  Ausdruck  bringen  sollte,  so  wäre  Klüber  überhaupt  zu  den  Ver- 
tretern der  von  mir  als  vermittelnde  bezeichmeten  Theorie  zu  rechnen. 
—  Zoepfl  50fif.  erklärt,  das  Polizeistaatsprinzip  dürfe  nie  zu  einem  staat- 
Kchen  Bevormundungsprinzip  führen. 
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gedankens  keineswegs  zu  überwiegender  Bedeutung  gelangt,  wie- 
wohl sie  mit  den  alten  Argumenten  der  Aufklärung  (Emmer- 
mann,  Harl),  mit  originalen  Untersuchungen  der  Verwaltungs- 
wissenschaft (Zimmermann)  und  den  „konstitutionellen  Grund- 
sätzen" (Aretin)  gestützt  wurde  ^). 

Im  Gegensatz  zu  diesen  beiden  extremen  Theorien  haben 
die  vermittelnden  Lehren  in  der  Zeit  der  Restauration  all- 
mählich an  Bedeutung  gewonnen.  Sie  treten  jetzt  nicht  sowohl 
nur,  wie  vor  1807,  in  der  Form  auf,  daß  sie  den  Polizeizweck 
zwar  auf  Wohlfahrtsförderung  erstrecken,  der  Polizei  insofern 
aber  keine  Zwangsgewait  zuerkennen^)  —  also  in  der  Form  der 
nur  verschleierten  Theorie  vom  bloßen  Sicherheits zweck  —  son- 
dern in  ganz  verschiedenen  Formen,  die  nur  das  mit  einander 
gemeinsam  haben,  daß  sie  die  Polizei  nicht  auf  die  bloße 
Ordnungswahrung   beschränken,   aber   auch   nicht   bis   zur  vollen 


^)  Über  Emmermann  und  Harl  vgl.  oben  153  Anm.  3.  —  Zimmer- 
mann,  Deutsche  Polizei  im  19.  Jahrhundert,  1845,  I,  133  („Öffentliches 
Behördeninstitut  im  Innern  des  Staates,  das  neben  der  Justiz  auf  die 
Weise  für  Erhaltung  der  bürgerlichen  Ordnung  tätig  ist,  daß  es  alle  Ver- 
hältnisse und  Vorfälle,  welche  sich  auf  den  Ordnungszustand  beziehen, 
dauernd  und  systematisch  beobachtet;  ferner  Ordnungsstörungen,  die 
drohen  oder  beginnen,  mögen  sie  aus  dem  Bereich  der  Naturkräfte  oder 
des  menschlichen  Tuns  kommen,  vorbeugt,  endlich  im  Gebiete  der  Ordnung 
vorhandene  Unregelmäßigkeiten  bekämpft,  geschehene  Frevel  aber  entdeckt 
und  deren  Täter  zur  Strafe  bringt".)  Vgl.  über  Zimmermaun's  Lehre 
übrigens  unten  —  v.  Aretin,  Staatsrecht  der  konstitutionellen  Monarchie 
1824,  n,  177  ff.  („Nach  den  konstitutionellen  Grundsätzen  kann  es  nur  eine 
Polizei  geben,  nämlich  diejenige,  welche  Sicherheit  und  Ordnung  handhabt: 
das  hingegen,  was  man  Wohlfahrtspolizei  nennt  (sonderlich  die  Be- 
glüokungs-  und  Aufklärungspolizei)  ist  ein  offenbarer  Eingriff  in  die  Frei- 
heit der  Staatsbürger.")  —  Funcke,  ,Das  Wesen  der  Polizei",  1844,  28, 
15.  („nichts  anderes  als  die  auf  Beseitigung  der  Übelstände  .  .  .  und  auf 
die  Durchführung  der  zu  diesem  Zweck  erteilten  Normen  und  getroffenen 
Einrichtungen  gerichtete  Tätigkeit  der  Staatsgewalt.") 

^  So  K.  L.  H.  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften  im  Lichte  uuserer 
Zeit,  n,  270  S.  (kennt  zwar  auch  neben  der  Sicherheitspolizei  eine  Wohl- 
fahr tspolizei,  sagt  aber,  daß  „zur  Verwirklichung  der  ersten  Aufgabe  der 
Polizei  notwendig  die  Anwendung  des  Zwanges  gehört,  während  bei  der 
Ausführung  der  zweiten  Aufgabe  im  eigentlichen  Sinne  gar  kein  Zwang 
anwendbar  ist.") 
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Wohlfahrtsförderung  ausdehnen  wollen  ^).  Ein  Eingehen  auf 
literargeschichtliche  Einzelheiten  müssen  wir  uns  auch  hier  ver- 
sagen. Nur  zwei  im  Rahmen  dieser  Theorien  auftauchende 
Ideen  haben  eine  entwicklungsgeschichtliche  Bedeutung  erlangt, 
die  besonderen  Hinweis  erfordert.  Die  eine  ist  die  des  Grafen 
Julius  von  Soden,  die  ein  soziales  Moment  für  den  Polizei- 
gedanken   als    wesentlich    ansieht 2)   und    damit    gegenüber    dem 


')  K.  T.  Salza,  Handbuch  des  Polizeirechts  1825,  4.  „Die  Polizei- 
gewalt (potestas  politica  sensu  strictiori  —  ins  politiae)  ist  derjenige 
selbständige  Zweig  der  Staatsverwaltung,  welcher  für  Beförderung  und  Er- 
haltung der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  im  Innern  des  Staates  zu 
sorgen  und  alle  durch  die  kollektive  bürgerliche  Gesellschaft  für  die  all- 
gemeine Wohlfahrt  zu  befürchtende  Nachteile  abzuwenden  hat."  —  Anton 
Barth,  Vorlesungen  über  Polizei-Wissenschaft  und  Polizeirecht,  1840,  6  ff. 
(Teilt  die  P.  in  unmittelbare  und  mittelbare.  „Die  unmittelbare  P.  hat  es 
entweder  mit  der  öffentlichen  oder  mit  der  Privatsicherheit  zu  tuu."  „Die 
mittelbare  P.  beschäftigt  sich  mit  Gegenständen,  welche  dazu  dienen,  die 
Erhaltung  der  öffentlichen  und  Privatsicherheit  zu  erleichtern"  (S.  8). 
Diese  mittelbare  P.  hat  zwar  unter  Umständen  auch  die  „Hindernisse  der 
Aufklärung  der  freien  Tätigkeit,  der  Kultur  und  des  Wohlstandes"  zu 
entfernen,  diese  Gegenstände  aber  hat  sie  doch  nur  insofern  zu  schätzen, 
als  sie  „als  notwendige  Bedingungen  zur  EiTeichung  des  Zweckes  der  un- 
mittelbaren P.  angesehen  werden  können."  (Pütter!?)  34 ff.:  „keine  Zwangs- 
anstalt zur  Bowirkung  geistiger  uud  sittlicher  Vervollkommnung",  „die 
Glückseligkeit  der  Einzelnen  oder  das  irdische  Wohlsejn  derselben  ebenfalls 
nicht  .\ufgabe  der  P.").  —  K.  S.  Zachariae,  Vierzig  Bücher  vom  Staate 
(Umarbeitung)  1870  IV,  288  („Die  P.  Gewalt  hat  nicht  den  Zweck,  die 
Wühlfahrt  und  den  Wohlstand  des  Volkes  (oder  die  Macht  der  Regierung) 
zu  vermehren.  Der  Zweck  der  P.  Gewalt  ist  nur  ein  negativer;  die  P. 
soll  nur  gewisse  Gefahren  von  dem  Gemeinwesen  und  von  seineu  Mit- 
gliedern fernhalten.")  —  K.  H.  Rau,  Über  Begriff'  und  Wesen  der  Polizei 
Ztschrft.  ges.  St.  Wissschft..  IX  (1853)  604  ft\  (i:rklärt  sich  gegen  „den 
höchst  schwankenden  Begriff  der  allgemeinen  Wohlfahrt  (salus  publica) 
oder  der  Glückseligkeit".  Auch  ist  ihm  die  Sicherheits-  „Schutzpolizei"  die 
P.  im  engeren  und  eigentlichen  Sinne",  aber  er  erklärt  sich  nicht  darüber, 
ob  nun  auch  nur  diese  Zwangsgewalt  haben  soll.) 

'^)  J.  v.  Soden,  Die  Staatspolizei  nach  den  Grundsätzen  der  National- 
ökonomie 1817,  41  ff".,  173,  und  Nationalökonomie  1808,  III,  114  (Die 
erste  Hauptabteilung  des  Staatshaushaltes  betrifft  die  kollektive  Gesell- 
schaft, die  dritte  Unterabteilung  derselben  die  Staatssicherheit  und  von 
dieser  die  beiden  Unterabteilungen  die  äußere  und  innere  Sicherheit;  die 
zweite  der  beiden  letzten,  die  innere  Sicherheit,  ist  das  Ressort  der  P. 
Ihr  Gegenstand  ist  die  „gesellige  Verbindung"  im  Gegensatz  zur  „staats- 
Wolzendorff,  Polizeigedanke  11 
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Moment  des  fürstlichen  Souveränitätsinteresses  ^),  —  besonders 
in  seiner  passiven  und  negativen  Fassung  durch  die  Restaura- 
tionspolitik  —  ein  aktives  und  positives  Element  aufzeigt:  das 
erste,  das  seit  dem  Allg.  Landrecht  geprägt  worden  ist.  Die 
andere  Idee  ist  die  des  Konstitutionalismus  (Rotteck,  Welcker, 
Mohl^,  die  zwar  einen  ganz  umfassenden  Polizeigedanken  an- 
erkennt'), Grenzen  der  Polizeigewalt  aber  nicht  unmittelbar  aus 
ihm  ziehen,  sondern  deren  Bestimmung  ganz  dem  positiven 
konstitutionellen  Staatsrecht  überlassen  will. 

Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  sind  diese  prinzipiellen 
Gegensätze  in  der  Staats-  und  rechtswissenschaftlichen  Behand- 
lung der  Polizeilehre  und  damit  der  wissenschaftliche  Polizei- 
gedanke selbst  immer  stumpfer  geworden.  Für  die  entwick- 
lungsgeschichtliche Bedeutung  dieser  Tatsache  ist  es  gleich- 
giltig,  ob  sie  verursacht  war  durch  die  praktische  Ergebnis- 
losigkeit des  theoretischen  Streites  in  der  vorhergehenden  Epoche 
oder  dadurch,  daß  die  eigentlich  treibende  geistige  Kraft  jener 
Zeit,  die  liberale  Theorie,  eine  Mitarbeit  an  dem  Problem  unter- 
ließ, indem  sie  sich  ausschließlich  mit  der  Frage  des  formalen 
Verhältnisses  von  gesetzgebender  und  Polizeigewalt  beschäftigte. 
Denn  die  Tatsache  selbst  besteht  zweifellos,  daß  in  der  ganzen 
ersten  Hälfte  des   19.   Jahrhunderts  die  Theorie  zu  einer  klaren 


gesellschaftlichen  Verbindung  der  Staatsbürger  und  deren  Beziehungen". 
„Die  Beförderung  der  Vorteile  dieses  geselligen  Beisammenseins,  dieses 
Beisammenwohnens ,  und  die  Verhütung  der  unmittelbar  aus  diesem 
geselligen  Beisammensein  und  Beisammenwohnen  resultieren  könnenden 
Nachteile,  kann  also  einzig  der  ausschließende  Spiehaum  der  Staatspolizei 
Bein".  Sie  hat  also  fUr  mehr  als  die  innere  Sicherheit  zu  sorgen,  doch 
bleibt  diese  ihr  hauptsächlicher  Gegenstand  und  der  einzige,  für  den  sie 
Zwang  anzuwenden  befugt  ist.) 

^)  Diese  Konsequenz  hat  schon  Zachariae  hevorgehoben,  vgl.  oben 
161  Anm.  1. 

2)  Mohl,  Art.  „Polizei"  in  Rotteck  und  Welckers  Staatsleiikon  XII, 
643  fif.  (P.  ist  „die  Gesamtheit  aller  jener  verschiedenartigen  Anstalten 
und  Einrichtungen,  welche  bezwecken,  durch  Verwendung  der  Staatsgewalt 
diejenigen  Hindemisse  der  allseitigen  Entwicklung  der  menschlichen  Kräfte 
zu  entfernen,  welche  durch  die  Kraft  der  Einzelnen  gar  nicht  oder  nur  un- 
vollständig, wohl  aber  durch  Anwendung  der  Gesamtkraft  der  Bürger  be- 
seitigt werden  können");  siehe  auch  Mohl,  Die  Polizeiwissenschaft  nach 
don  Grundsätzen  des  Rechtsstaats  1832,  I,  I  ff.  (Tgl.  unten  173  f.). 
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Lösung  des  Problems  des  Polizeigedankens  nicht  gelangt  ist. 
Und  diese  Tatsache  genügt  vielleicht  schon  vollständig,  um  den 
Verzicht  des  preußischen  Gesetzgehers  im  Jahre  1850  auf  den 
Versuch  einer  Lösung  des  Problems  erklärlich  zu  machen. 
Andererseits  aber  ist  doch  in  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung 
des  Problems  eine  ganz  bestimmte  Entwicklungstendenz  nicht  zu 
verkennen,  und  diese  ist  für  die  Zukunft  sehr  wichtig,  denn  es  ist 
dieselbe,  die  wir  in  der  Geschichte  der  gesetzlichen  Bestimmung 
des  Polizeigedankens  wirksam  fanden:  die  wachsende  Abneigung 
gegenüber,  und  daher  ein  stärker  und  allgemeiner  werdendes 
Abrücken  von  dem  alten  eudämonistischen  Bevormundungs- 
prinzip. Dies  tritt  auch  sehr  deutlich  in  der  bedeutsamen 
Verwaltungsrechtslehre  von  F.  F.  Mayer  1862  hervor  i).  So 
bleibt  als  Ergebnis  d^r  literarischen  Entwicklung  einerseits  eine 
stets  weiter  um  sich  greifende  Tendenz  zur  Abkehr  von  dem 
Gedanken  der  Bevormundungspolizei,  andererseits  eine  sich  stetig 
verringernde    Neigung     zu     klarer    Formulierung     eines    rational 


')  F.  F.  Mayer,  GruadsHl/A-  des  Verwallungsrechts  1862,  99  f.  be- 
zeichnet als  Inhalt  des  von  der  Polizei  zu  schätzenden  öflcntlichen  Inter- 
esses „vor  allem  die  öffentliche  Rechtssiolierheit"  („die  zum  ruhigen 
und  gefahrlosen  Genüsse  entwickelte  Wirklichkeit  der  Rechte,  mit  welcher 
schon  sowohl  die  auf  Verletzung  der  Rechte  hinzielenden  [vorbereitenden], 
als  die  sonst  eine  Gefahr  solcher  Verletzung  oder  durch  Erfahrung  begrün- 
dete Besorgnis  einer  solchen  erzeugenden  Handlungen  und  Unterlassungen 
der  Einzelnen  unverträglich  sind")  daneben  aber  auch  „öffentliche  Sitt- 
lichkeit" und  „öffentlicher  Geschmack".  Und  hier  nun  ist  sehr  inter- 
essant das  Streben ,  diese  letzteren  Begriffe  gegen  polizeistaatliche  Aus- 
dehnung zu  sichern.  Öffl.  Sittlichkeit  ist  „die  im  äußeren  Leben  sich 
entfaltende  Wirksamkeit  der  nicht  zu  unmittelbaren  Rechtsvorschriften 
gewordenen  sittlichen  Gebote  als  tieferer  Grundlage  der  Rechtsordnung, 
durch  deren  Nichtachtung  das  allgemeine  sittliche  Gefühl  verletzt  würde." 
„Die  Religion,  soweit  sie  überhaupt  in  die  Öffentlichkeit  tritt  und  sofern 
ihr  Schutz  nicht  mit  dem  der  öffentlichen  Sittlichkeit  zusammenfällt,  wird 
zunächst  [in  der  noch  bestehenden  Verbindung  von  Staat  und  Kirchel 
durch  den  kirchlichen  Organismus  vertreten  und  die  Fürsorge  des  Staats 
kommt  ihr  mittels  des  Schutzes  der  letzteren  zu."  „Öffl.  Geschmack"  ist 
„ein  sehr  enger  Kreis  der  W^irksamkeit  der  Gebote  des  Schönen,  in 
welchen  durch  äußerliche  Veranstaltungen  Einzelner  von  solcher  Gestalt, 
daß  das  allgemeinste  (auch  dem  gewöhnlichen  zu  unterstellende)  Gefühl 
der  Schicklichkeit  dadurch  verletzt  werden  muß,  eingegriflen  wird." 
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gewonnenen  Polizeigedankens.  Diese  beiden  gedanklichen 
Elemente  werden  erst  lange  nach  der  Mitte  des  Jahrhunderts 
durch  neue  ergänzt,  die  nur  aus  allgenneineren  Zusammen- 
hängen   zu   verstehen   sind. 


b)  Neue  Ideen  aus  der  Entwicklung  dos  staatlichen  Lebens 

Was  uns  die  Entwicklungsgeschichte  der  wissenschaftlichen 
und  gesetzgeberischen  Umschreibung  des  Polizeigedankens  bis 
zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  zeigt,  ist  wesentlich  nur  nega- 
tives: der  geringe  Fortschritt  in  der  Klärung  der  Meinungen 
betrifft  nur  die  negative  Frage  nach  den  Grenzen  des  Polizei- 
gedankens, nicht  die  positive  nach  seinem  Inhalt.  Das  ist  eine 
ganz  natürliche  Folge  des  allgemeinen  staatlichen  Denkens  und. 
mit  dieser  der  staatlichen  Zustände  der  Zeit.  Denn  deren  histo- 
rische Quellen  zwangen  geradezu  ihrer  gedanklichen  Betrachtung 
einen  rein  negativen  Gesichtspunkt  auf.  Die  Restauration  hatte 
den  wesentlich  negativen  Charakter  der  Bekämpfung  der  Ideen 
von  1789  gehabt.  Daher  war  auch  die  ihr  günstige  wissenschaft- 
liche Behandlung  staatlicher  Fragen  vorwiegend  negativ  gegen 
die  Schäden  des  „Aufklärichts"  gerichtet  gewesen;  selbst  bei 
Hegel  kommt  hinter  der  grandiosen,  rein  positiven  Idee  des 
Staates  als  der  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  immer  wieder 
der  negative  Kern  in  den  polemischen  Eruptionen  gegen  das 
„Besserwissenwollen"  zur  Geltung,  und  der  Vater  der  histo- 
rischen Schule  kämpfte  nicht  nur  gegen  den  kritischen  Geist  des 
Naturrechts,  sondern  stemmte  sich  ebenso  gegen  positive  gesetz- 
geberische Arbeit.  So  mußte  aber  auch  die  Gegnerschaft  gegen 
die  Restauration  im  Negativen  stecken  bleiben,  in  der  Bekämpfung 
der  wiederauflebenden  Polizeistaatsprinzipien.  Und  wo  sie  zu 
positiven  Vorschlägen  gelangte,  betrafen  diese  großenteils  nur 
Garantieen  gegen  die  Staatsgewalt.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  die 
Männer  der  Paulskirche  für  die  nächste  Periode  brauchbares  zu 
schaffen  wußten  fast  nur  in  der  Frage  der  Freiheitsrechte,  aber 
ihre  Pläne  zur  positiven  staatlichen  Organisation  des  Volkes  — 
wenn  auch  immer  mehr  die  Zeit  den  Wert  ihres  Ideengehaltes 
zur  Geltung  biingt  —  durchaus  die  realen  Faktoren  der  poli- 
tischen   Möglichkeit    ihrer    Zeit    verkannten.      Der    Fluch    des 


Möglichkeit  neuer  Ideea  erst  aus  der  neuen  deutschen  Politik      ]  65 

Polizeistaates  bannte  eben  noch  über  ein  halbes  Jahrhundert 
nach  der  französischen  Revolution  und  dem  Allg.  Landrecht  das 
staatliclie  Leben  und  Denken  ganz  in  die  unfruchtbaren  Kämpfe 
für  und  wieder  seine  Prinzipien,  Erst  der  Sturm  des  Jahres 
1848  reinigte  die  Lvft  von  der  erstickenden,  den  Blick  auf  alle^ 
andere  hemmenden,  Atmosphäre  dieses  Streites.  Wir  können 
heute  nicht  sagen,  ob  ein  Fr.  J.  Stahl  ohne  die  umwälzenden 
Ereignisse  von  1848  bei  seinen  Ideen  vom  monarchii^chen 
Prinzip  im  Verfassungsstaate  hätte  beharren  können,  oder  sieh 
nicht  doch  schließlich  in  den  Hafen  der  Gegnerschaft  des  kon- 
stitutionellen oder  des  absolutistischen  Prinzips  hätte  retten 
müssen.  Wir  können  noch  weniger  sagen,  ob  der  größte  Staats- 
mann des  Jahrhunderts  nicht  als  Landjunker  allen  politischen 
Ideen  entsagt  hätte,  wenn  das  Staatsleben  so  weiter  vegetiert 
hätte  wie  vor  1848.  Eine  Zeit,  in  der  solch  ein  geborener  Poli- 
tiker den  l\lut  zu  positiver  Mitarbeit  verlor,  konnte  nicht  in  der 
großen  Masse  der  Mittelmäßigkeit  in  Praxis  und  Theorie  neue 
positive  Ideen  zeitigen.  Erst  als  die  neue  Staatsschöpfung  selbst 
ihre  Probleme  (Konflikt)  offenbarte,  als  zu  deren  Lösung  die 
bisherige  Staatskunst  versagte,  als  deshalb  dann  die  Leitung  der 
Oeschicke  Preußens  dem  Manne  anvertraut  wurde,  dessen  Ideen 
Völkerschicksale  schufen,  da  erst  regte  sich  auch  wieder  mit 
•dem  staatlichen  Leben  —  an  das  der  Liberalismus  anfangs  nicht 
hatte  glauben  wollen  —  das  staatliche  Denken  zu  neuer  posi- 
tiver Arbeit,  nachdem  ihm  wieder  Ziele  gezeigt  waren.  Und 
neue  Ziele  mußte  die  Entwicklung  der  staatlichen  Existenz  des 
•deutschen  Volkes  auch  dem  Polizeigedanken  bringen,  ohne  den 
der  moderne  Staat  nicht  sein  kann.  Denn  der  Polizeigedanke  in 
den  Einzelstaaten  konnte  nicht  unbeeinflußt  bleiben  von  der  Ver- 
änderung ihrer  politischen  Existenzbedingungen  durch  den  Zu- 
sammenschluß zu  einem  Bundesstaat. 

Die  Entwicklung  des  staatlichen  Lebens  und  Denkens,  die 
mit  der  zielbewußten  Richtung  auf  die  staatsreclitliche  Organi- 
sation des  deutschen  Volkes  einsetzte,  mußte  das  Schwergewicht 
in  der  Beurteilung  des  Polizeigedankens  sofort  verschieben, 
i^achdem  die  politischen  Nebel  zerteilt  waren,  die  vorher  den 
Blick  nicht  hatten  weiter  dringen  lassen  als  auf  die  ewige. 
Frage:    Beschränkung   der   Regierungswillkür   oder   Beschränkung 
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rieuemngssüchtigen  Freiheitsdranges,  war-  es  geradezu  selbstver- 
ständlich, daß  sich  der  Blick  zunächst  gänzlich  von  dieser  alten 
negativen  Frage  abwandte.  Nicht  aus  Überdruß,  sondern  wreil 
sich  ihm  unendlich  viele  lebensvollere  Gegenstände  boten.  So 
verschwindet  in  den  nächsten  Jahrzehnten  die  Frage  nach  der 
Beschränkung  des  Polizeigedankens  ganz  aus  der  Literatur,  wie 
aus  der  Gesetzgebung.  Nicht  aber  das  Problem  des  Polizei- 
gedankens überhaupt.  Denn  dieses  tauchte  nun  gerade  mit 
doppelter  Stärke  auf  in  der  Notwendigkeit  der  Neueinrichtung 
des  Staatslebens.  Gewiß  spielte  es  in  der  Gesamtheit  der  inner- 
politischen Entwicklung  keine  äußerlich  stark  hervortretende 
Rolle;  wenigstens  im  allgemeinen,  denn  der  Kulturkampf  und 
die  Sozialistengesetzgebung  bilden  sehr  erhebliche  Ausnahmen. 
Aber,  wenn  auch  das  Problem  des  Polizeigedankens  in  der 
Praxis  der  Gesetzgebung  und  der  theoretischen  Bearbeitung 
durch  die  Wissenschaft  in  der  Entstehungszeit  des  Reichs 
keineswegs  stark  hervortrat,  so  zeitigte  es  doch  in  dieser  Periode 
eine  ganz  grundlegende  Entwicklung  zur  Klärung,  die  nur  ein 
notwendiges  Produkt  der  gesamten  Entwicklung  des  staatlichen 
Lebens  war. 

Mit  der  zur  Reichsgründung  führenden  Politik  hatte 
Bismarck  dem  gesamten  deutschen  Staatsleben  ein  neues  Gepräge 
gegeben,  das  es  vorher  nur  vorübergehend  einmal  in  den  Frei- 
heitskriegen gehabt  hatte:  die  Ziele  des  Staates  waren  die 
Ziele  des  Volkes.  Denn,  wenn  auch  Bismarcks  Wege  anfangs 
nicht  verstanden  wurden,  sobald  das  Ziel  sichtbar  war,  erkannte 
das  Volksempfinden  in  ihm  sein  eigenstes  politisches  Ideal. 
Durch  die  Verwirklichung  dieses  einen  gewaltigen  politischen 
Gedankens  hatte  Bismarck  mit  einem  Schlage  das  erreicht,  was 
die  Reformer  nach  1807  mit  vielen  klugen  Einzelmitteln  zu  er- 
reichen vergebens  versucht  hatten:  innere  Anteilnahme  des 
Einzelnen  am  Staat,  wahrhaft  staatsbürgerliches  Denken  zu 
weckeil.  Die  rechtlichen  Grundlagen  hatte  das  Staatsbürgertum 
in  Preußen  mit  der  Verleihung  der  Verfassung  erhalten,  die 
innere  politische  Kraft  aber  hat  es  erst  20  Jahre  später  mit  der 
Verwirklichung  der  deutschen  Politik  Bismarcks  erhalten.  Und 
dieser  Kraft  selbst  hat  Bismarck  wieder  eine  rechtliche  Stütze 
von    genialer    Einfachheit    und    Stärke    gegeben    durch    die    Ver- 


Monarchischer,  Genossenschafts-  und  SUatsbörgergedanke         167 

leihung    allgemeinen    und    gleichen    Rechtes    am    Staat   in    dem 
neuen  Geraeinwesen  des  gesamten  deutschen  Volkes. 

Noch  ein  anderer  Wesenszug  aber  wurde  dem  deutschen, 
insbesondere  dem  preußischen  Staatsleben  durch  die  Einheits- 
politik gegeben:  eine  Stärkung  des  monarchischen  Gedankens. 
War  für  diese  schon  1866  mit  der  Erledigung  des  Konflikts 
durch  die  Indemnitätsnachsuchung  in  dem  Staats-  und  Rechts- 
empfinden des  Bürgertums  ein  gewaltiger  Schritt  getan,  so 
wurde  sie  vollendet  durch  die  Reichsschöpfung  1871,  in  der  die 
Krone  Preußen  als  der  Verwirklicher  der  politischen  Ideale  des 
deutschen  Volkes  erschien  und  zugleich  zum  äußeren  rechtlichen 
und  politischen  Repräsentanten  des  wiedererwachten  deutschen 
Staatsbewußtseins  erhoben  wurde. 

Die  Elemente,  die  die  Reichsschöpfung  so  in  das  deutsche 
und  insbesondere  das  preußische  Staatsleben  hineingetragen 
hatte,  waren  demnach  die  festere  Gründung  des  Staats  auf  das 
Staatsbürgertum  einerseits,  die  Belebung  des  monarchischen  Ge- 
dankens andererseits.  Für  die  Entwicklung  des  Polizeigedankens 
mußte  das  die  doppelte  Bedeutung  haben  einerseits  seiner  be- 
wußten Ausdehnung  auf  die  Volksinteressen,  d.  h.  über  die  rein 
hoheitlichen,  anstaltlichen  Interessen  der  Rechts-  und  Macht- 
organisation Staat  hinaus  auf  die  genossenschaftlichen  Interessen 
des  zum  Staate  organisierten  Volkes  selbst,  andererseits  der  be- 
tonten Beibehaltung  des  traditionellen  Prinzips  des  Autoritäts- 
interesses der  in  die  monarchische  Spitze  zulaufenden  Staats- 
anstalt. Ein  drittes  gedankliches  Element  gesellt  sich  sofort 
hinzu  aus  der  Notwendigkeit  der  Ergänzung  und  Ausgleichung 
dieser  beiden  und  damit  als  die  Voraussetzung  ihrer  Verwirk- 
lichungsmöglichkeit: zur  Erfüllung  des  Staatsbürgergedankens 
muß  dem  Einzelnen  nicht  sowohl  ein  bestimmtes  Mindestmaß 
persönlicher  Freiheit  —  dies  kann  sehr  verschieden  sein  —  als 
vielmehr  iie  ihm  gelassene  Freiheit  als  Bestandteil  seiner  recht- 
lichen Persönlichkeit  zuerkannt  werden,  es  muß  ihm  ein  subjek- 
tiver Anspruch  auf  rechtlichen  Schutz  seiner  Freiheitssphäre  gegen- 
über dem  autoritären  Handeln  der  Verwaltung  gegeben  sein. 

Wie  der  Neuentwicklung  d€s  deutschen  Staatslebens  im 
ganzen  die  Vorarbeit  des  geistigen  Deutschlands  vorausgegangen 
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war,  so  auch  bei  der  Bildung  der  entscheidenden  Elemente  einea 
neuen  Polizeigedankens.  Gerade  diese  Vorarbeit  ist  für  die  Er- 
kenntnis der  Zusammenhänge  von  besonderem  Interesse.  Nicht 
etwa  wegen  ihrer  dogmengeschichtlichen  Merkwürdigkeit  oder 
Bedeutsamkeit.  Das  wäre  nicht  nur  für  unsere  Frage  prinzipiell 
unerheblich,  sondern  kommt  überhaupt  nicht  in  betracht,  weil 
die  betreffenden  Äußerungen  einiger  Theoretiker  weder  wissen- 
schaftlich Schule  gemacht,  noch  irgendwelchen  praktischen  Ein- 
fluß auf  die  künftige  Entwicklung  gehabt  haben.  Sondern  ge- 
rade in  diesem  Fehlen  kausaler  Zusammenhänge  jener  früheren 
Lehrmeinungen  und  der  tatsächlichen  Entwicklung  liegt  das 
Interesse,  das  sie  der  historisch-sozialwissenschaftlichen  Be- 
trachtung bieten.  Denn  eben,  daß  sie  in  der  Richtung  liegen, 
die  ganz  unabhängig  von  ihnen  später  die  Gestaltung  der  recht- 
lichen und  politischen  Grundsätze  eingeschlagen  hat,  zeigt,  daß 
diese  nicht  eine  durch  Zufall,  sondern  durch  die  Logik  der  von 
der  Entwicklung  diktierten  Bedürfnisse  und  von  ihr  geschaffenen 
Möglichkeiten  bestimmte  war.  Das  muß  einen  kurzen  Aufenthalt 
bei  den  wichtigsten  gedanklichen  Elementen  dieser  theoretischen 
Äußerungen  veranlassen,  die,  so  gering  ihre  eigene  Bedeutung 
sein  mag,  doch  im  Rahmen  der  Gesamtentwicklung  deren  große 
Linien  in  ein  helleres  Licht  bringen. 

Das  eine  dieser  neuen  Elemente  liegt  in  dem  Streben  nach 
aktiver  Belebung  des  in  der  Restauration  erstan'ten  Polizeige- 
dankens. Es  zeigt  sich  in  drei  Theorien,  die  in  allen  Einzel- 
heiten durchaus  voneinander  verschieden  sind,  aber  doch  auf  ge- 
meinsamer geistiger  Basis  stehen.  Diese  liegt  in  der  Abneigung 
gegen  die  starre  Leblosigkeit  rein  rationalistischer  Prinzipien, 
die  gerade  der  Rechtsstaat  in  der  anfänglichen  Überspannung 
seines  Prinzips,  als  Gegensatz  gegen  die  reaktionäre  Färbung  der 
romantischen  Denkweise  zunächst  mit  Recht,  gehabt  hatte,  dann 
aber  nicht,  ohne  Schaden  für  das  Staatsleben,  behalten  durfte. 
Es  ist  deshalb  kein  Zufall,  daß  gerade  vom  Boden  jener  Theorie, 
die  das  Element  des  Lebendigen  im  staatlichen  Sein  hervorheben 
will,  der  organischen  Staatstheorie,  die  ersten  Anregungen  zu 
neuer  Belebung  des  Polizeigedankens  ausgingen.  Schon  in  der 
Zeit  der  Restauration  hatte  ein  wissenschaftlicher  Außenseiter, 
der     hannoversche    Arehivsekretär     und     ehemalige     gothaische 
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Regierungsassessor  Zimmermann^),  von  einer  organischen  Staata- 
auffassung  aus  mit  dem  Mittel  einer  Analyse  der  praktischen  Po- 
lizei —  in  bewußter  Abkehr  von  naturrechtlicher  Abstraktion  — 
Klarheit  über  den  Polizeigedanken  zu  gewinnen  gesucht,  aber 
<3urch  die  Wunderlichkeit  seiner  Sprache  der  in  ganz  anderen 
Bahnen  wandelnden  Theorie  seine  originellen  und  vielfach  nicht 
wertlosen  Gedanken  nahezu  unzugänglich  gemacht  2).  In  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts  erstanden  dann  auf  dem  Boden 
derselben  Grundauffassung  drei  in  ihren  Einzelheiten  ganz  ver- 
schiedene Lehren,  die  mit  größerem  Geschick  dasselbe  Ziel  an- 
strebten. 

Um  aus  den  bestehenden  Schwankungen  rationaler  Er- 
wägungen „in  das  ruhige  organische  Gleichgewicht  zu  kommen 
und  die  Polizei  von  neuem  mit  dem  Geiste  der  Moral  und  der 
Ehre  zu  beleben  und  zu  veredeln",  erstrebt  Bluntschli^)  eine 
Neubelebung  des  Polizeigedankens.  In  Abwendung  vun  dem 
Rationalismus  des  Naturrechts  sucht  er  das  Vorbild  auf  histori- 
schem Wege  und  findet  es  im  alten  Rom:  eine  starke,  tat- 
kräftige Polizei,  die  die  Ziele  des  Bürgertums  fördert  und  gegen 
deren  etwaige  Fehlgriffe  Sicherung  gegeben  ist  in  sofortiger 
Interzession  gleichgeordneter  Instanzen  nach  Art  der  Volks- 
tribunen. Denselben  Weg  schlägt  eine  andere  Theorie  ein,  die 
von  einem  höchst  barocken,  aber  ebenso  geistvollen  und  klugen 
Eklektiker  der  Staats-  und  Sozialwissenschaften  und  Praktiker  der 
Polizei,    Ave-Lallemant,    aufgestellt   ist*).     Auch  er  erstrebt  das 


*)  G.  Zininiermauii,  Die  deutsche  Polizei  im  19.  Jahrhundert. 
1845,  I,  bes.  30  ff.,  103  ff.,  131  ff.,  145  ff. 

2)  So  hat  z.  B.  Mehl  das  Werk  Z's.,  aus  dem  andere  doch  immerhin 
einiges  gelernt  haben,  in  Grund  und  Boden  verdammt  offenbar  einfach, 
weil  es  ihm  ganz  fremdartig  war;  wie  denn  überhaupt  dieser  bedeutende 
Gelehrte  auf  dem  Gebiete  der  Polizeilehre  von  seiner  heiTorragendsten 
Eigenschaft,  der  klaren  und  objektiven  Literargeschichtsschreibung,  gänz- 
lich im  Stich  gelassen  worden  ist.    (Vgl.  unten  173  Anm.  4). 

3)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  3.  Aufl.  1863,  II,  175  ff. 

*)  Krisis  der  deutschen  Polizei  1861:  vgl.  auch  Physiologie  der 
deutschen  Polizei  1882.  —  Eine  gerechte  Würdigung  der  wissenschaft- 
lichen Darbietungen  dieses  merkwürdigen  Mannes  ist  nur  möglich  aus  dem 
Gesamteindruck  des  darin  wirkenden  allgemeinen  Strebens  einer  ungewöhn- 
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Ziel  eines  im  Staatsleben  organisch  eingewurzelten  Polizeige- 
dankens und  findet  es  ebenfalls  auf  historischem  Wege:  sein 
Ideal  liegt  in  den  mittelalterlichen  deutschen  Städten.  Nach 
ihrem  Muster  faßt  er  dann  „das  ganze  Zusammenleben  und  Zu- 
sammenwirken der  Magistrate  und  des  Bürgertums  zur  Förderung 
des  Rechts  und  zur  Aufrechterhaltung  der  bürgerlichen  Zucht 
und  Sitte"  zusammen  in  dem  Begriff  der  Polizei^). 

Diese  beiden  Theorien  bringen  ganz  neue  Dinge:  die  Er- 
kenntnis von  der  Notwendigkeit  der  Aktivität  der  Polizei  und 
daher  der  Loslösung  des  Polizeigedankens  von  naturrechtlichera 
Rationalismus  und  seine  Untergründung  in  suzio-psychologischen- 
Kräften.  Zugleich  ist  aber  noch  etwas  anderes  darin  enthalten. 
Ave-Lalleraant  bezieht  sich  ausdrücklich,  auf  v.  Soden,  der  zuerst 
das  gesellschaftliche  oder,  wie  wir  heute  sagen  würden,  soziale 
Element  in  clem  Polizeigedanken  entdeckt  hat.  Es  beruht  dies 
darin,  daß  der  Polizeigedanke  nicht  mehr  wie  im  Polizeistaat  in 
erster   Linie   nach   dem  Souveränitätsprinzip,   dem    der  Sicherung 


liehen  Persönlichkeit.  Gegi'ündet  auf  ein  tiefes  sittliches  Verantwortungs- 
gefühl und  starkes  Gemütsenipfinden,  erhielt  dieses  Streben  seine  Richtung 
einerseits  durch  eine  mit  historischen  Studien  genährte  Verehrung 
deutscher  Eigenart,  anderseits  durch  das  innerliche  Erleben  einer  reichen 
praktischen  Erfahrung,  die  beide  wieder  durch  weitgehende  außerfachliche 
Knlturinteressen  beeinflußt  gewesen  sein  mögen.  Der  starke  Gegensatz 
einer  so  ausgesprochen  persönlichen  Seh-  und  Denkweise  zur  doktrinä- 
ren Schablone  der  traditionellen  Polizeilehre  ließen  ihn  gegen  deren  Ein- 
seitigkeiten in  dem  gleichen  Maße  reagieren,  als  ihm  —  gleich  jedem 
stark  subjektiven  Denker  —  die  Richtigkeit  seines  Urteils  selbstverständ- 
lich erschien.  Infolgedessen  hat  er  fast  durchgehends  über  der  Be- 
kämpfung der  Einseitigkeiten  des  herkömmlichen  „Doktrinarismus"  eine 
klare  gedankliche  Herausarbeitung  seiner  eigenen  positiven  Grundsätze  ver- 
säumt. Daran  mag  es  liegen,  daß  seine  gehaltvollen  Schriften  über  Polizei 
nicht  einmal  diejenige  Beachtung  gefunden  haben,  die  ihnen  schou  der  von 
dem  Verfasser  mit  seinem  „Gaunertum"  erworbene  Name  hätte  sichern 
müssen.  An  der  entwicklungsgeschichtlichen  Bedeutung  seiner  Ideen  aber 
kann  es  nichts  ändern,  daß  ihr  Vortrag  nicht  geschickt  war  und  sie  nicht 
aus  seinen  einzelnen  kritischen  Aussprüchen,  sondern  nur  aus  dem  Geist« 
des  Ganzen  erkennbar  sind.  Für  diesen  ist  besonders  die  paradigmatische 
Behandlung  eines  besonderen  Polizeizweiges  (Sittenpolizei)  im  3.  Buch  der 
„Physiologie"  von  Bedeutung. 
n  Krisis  d-  d.  P.,  4. 
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staatlicher  Ordnung  durch  Bindung  der  Summe  der  Einzel- 
Interessen  an  das  nur  im  Staatsoberhaupt  lebende  Gesamt- 
interesse  bestimmt  wird,  sondern  durch  Bindung  aller  Einzel- 
interessen zu  einem  Gesamtinteresse,  durch  gegenseitige  Ver- 
kettung in  Recht  und  Pflicht  zwischen  den  Gliedern  der  Gesamt- 
heit unter  einander  und  deren  Organen.  Mit  anderen  Worten; 
was  Ave-Lallemant  vorschwebte,  war  die  Ersetzung  des 
Obrigkeitsprinzips  im  Polizeigedanken  durch  das  Genossen- 
schaftsprinzip. Deshalb  fand  er  sein  Ideal  in  den  deutschen 
Städten.  Wenn  wir  seine  Idee  in  die  Terminologie  unserer  bis- 
herigen Betrachtung  übersetzen  wollen,  so  müssen  wir  sagen:  er 
erkannte,  daß  das  Ziel  der  Entwicklung  die  gegenseitige,  orga- 
nische Ergänzung  von  Polizeigedanken  und  Bürgersinn  sein 
mußte. 

So  bedeutungsvoll  diese  Wendung  ist,  dürfen  wir  aber  doch 
nicht  vergessen,  daß  das  damit  in  den  Polizeigedanken  ein- 
gefügte Moment  in  seiner  Dograengeschichte  nichts  absolut  neues 
ist.  Als  Soden,  auf  dessen  Ideen  ja  Av6-Lallemant  nur  aufbaut^ 
die  „gesellschaftliche"  Bedeutung  der  Polizei  hervorhob,  da  ver- 
stärkte er  lediglich  einen  Gedanken,  der  in  der  älteren  natur- 
rechtlichen Polizeilehre  schon  vorhanden  war  in  der  Gründung 
der  polizeilichen  Befugnis  zur  Wahrung  der  salus  publica  auf 
den  Staatsvertrag.  Denn  der  Staatsvertrag  ist  Herrschaftsvertrag 
und  Gesellschaftsvertrag.  Das  Wohl  der  „bürgerlichen  Gesell- 
schaft" war  schon  nach  dem  Naturrecht  des  18.  Jahrhunderts 
Ziel  des  Polizeigedankens;  „die  Polizei  gründet  sich  in  der 
Bürgerlichen   Gesellschaft",    sagte   1731   Dithmar^).     Dogmatisch 


^)  a.  a.  0.  134;  Vgl.  aber  auch  z.  B.  die  Sätze  von  Suarez  in  seinen 
Vorträgen  vor  dem  Kronprinzen  über  den  Polizeigedankeu:  „Der  Regent, 
besonders  der  Monarch  eines  uneingeschränkten  Staates  hat  das  Recht, 
alles  zu  tun,  was  das  Wohl  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  nach  den 
gehörig  bestimmten  und  richtig  erklärten  Zwecken  derselben,  notwendig 
erfordert.  Kein  Untertan  darf  sich  über  Einschränkungen  seiner  natür- 
lichen Freiheit  beschweren  .  .  .,  wenn  diese  Einschränkungen  nötig  sind, 
die  allgemeine  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  zu  behaupten,  oder  die  für 
das  ganze  so  wohltätige  Staatsverbindung  aufrechtzuerhalten."  (Stölzel, 
Carl  Gottlieb  Suarez,  1885,  303).  Danach  ist  also  das  staatliche  Autori- 
tätsinteresse nur    Mittel  für    den  Zweck    des    gesellschaftlichen  Autoritäts- 


172  NatnrrechtÜche  und  volkwe^htliche  Elemonte 

bedurfte  es  daher  nur  der  Verschiebung  des  Schwergewichts  in 
der  Idee  des  Staats  Vertrags  von  der  „constitutio  regni"  in  die 
„consociatio" ,  um  zur  Polizeilehre  Sodens  zu  gelangen. 
Dogmengeschichtlich  bedeutet  somit  die  Betonung  des  „gesell- 
schaftlichen" Moments  in  dem  Wesen  der  Polizei,  wie  sie  Ave- 
Lallemant  von  Soden  übernahm,  eine  Anknüpfung  an  die  altere 
Lehre.  In  der  ganzen  pragmatischen  Ausgestaltung,  die  sie 
durch  ihn  erfahren  hat,  aber  enthält  sie  doch  völlig  neue 
verwaltungswissenschaftliche  Erkenntnis.  Denn  mit  der  Ein- 
führung des  vieldeutigen  Begriffs  des  „gesellschaftlichen"  war 
diese  in  sicherer  Weise  noch  nicht  gegeben  gewesen:  ins- 
besondere glaube  ich  nicht,  daß  die  abstrakten  Lehren  Hegels 
über  „bürgerliche  Gesellschaft'^  „Polizei"  und  Staat ^)  wesentlich 
zu  einer  Klärung  der  sozialen  Funktion  der  Polizei  beigetragen 
haben.  Die  spezifisch  sozialwissenschaftliclie  Erforschung  der 
tatsächlichen  Funktion  der  Polizei  durch  Soden  vielmehr 
war  es  allein,  die  deren  Wesen  für  den  Rechtsstaat  so  zur 
Klärung  brachte,  daß  dann  später  der  geschichtlich  denkende 
Ave-Lallemant  darin  „Gedanken  aus  dem  älteren  deutschen 
Rechts-  und  Staatsleben"  zu  spüren  vermochte-).  Das  war  eben 
der  Genossen  Schaftsgedanke.  Dieser  ist  demnach  einerseits  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  zu  prinzipieller 
Bedeutung  für  die  Theorie  des  Polizeigedankens  gelangt,  steht 
aber  doch  andererseits  nicht  außer  Zusammenhang  mit  den  Ideen 
des  Naturrechts.  Und  diese  Zweiseitigkeit  des  Zusammenhanges 
ihrerseits  wieder  ist  kein  Zufall.  Denn  die  Idee  der  Gemein- 
dienlichkeit  der  Herrscliaftsgewalt  als  Grund  und  Schranke  ihres 
Rechts,  deren  staatstheoretische  Entwicklung  in  der  naturrecht- 
lichen Lehre  vom  Staats-  und  Gesellscliaftsvertrage  liegt,  hat  mit 
dieser  rechts-  und  politischinstitutionell  ihren  Ausgangspunkt  in 
Erscheinungen   des   älteren    deutschen   Rechts-   und    Staatslebens, 


interesses.  —  Vgl.  übrigens  auch  die  oben  angogebono  Polizeidefinition 
Klübers. 

'}  Vgl.  außer  der  oben  angefnhrton  Stelle  der  Kechtsphilosophid 
besonders  die  Philosophie  des  Geistes  §  533  f. 

^)  Ave-Lallemant,  Physiologie  60  ff.  bezeichnet  als  den  Geist  des 
deutschen  Rechts:  ^individuelles  Recht,  das  sich  von  der  cinzelindividuellen 
Selbständigkeit    zur  gesamtindividuellen  Si^lbständigkeit  entwickelt." 
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die  selbst  nur  Produkte  des  genossenschaftlichen  Staatsgedankens 
sind '). 

Das  neue  in  den  Gedanken  Ave-Lallemants  \?ar  die  poli- 
tische Wertidee,  das  Ziel ,  das  er  einmal  mit  dem  Schlagwort 
ausgedrückt  hat  „Versöhnung  des  Bürgertums  mit  der  Polizei  2)". 
Dies  Ziel  konnte  aber  nur  erreicht  werden,  wenn  dem  Mißtrauen 
des  Bürgertums  gegen  die  Polizei  durch  Schaffung  von  Garantien 
gegen  deren  Ausartung  der  Boden  entzogen  wurde.  Das  war  im 
19.  Jahrhundert  nicht  mehr  eine  Frage  sozialer  Organisation, 
sondern,  nachdem  die  Forderungen  des  konstitutionellen  und 
Rechtsstaates  einmal  zu  nicht  zu  vernichtendem  Leben  erwacht 
waren,  Frage  rechtlicher  Regelung.  Ave-Lallemant  sowohl  wie 
Bluntschli  haben  beide  in  gleicher  Weise,  geblendet  durch  den 
Mystizismus  der  organischen  Theorie,  die  Bedeutung  dieser 
Frage  übersehen^).  Der  Stoff  zur  Ausfüllung  dieser  Lücke  war 
aber  bereits  enthalten  in  der  dritten  hierher  gehörigen  Theorie. 

Die  Theorie  R.  v.  Mohls  gehört  nur  mit  zweien  ihrer  Ele- 
mente dem  soeben  besprochenen  Gedankenziel  an,  mit  dem 
dritten  leitet  sie  über  zur  Ausbildung  des  Polizeigedankens  in 
seiner  heutigen  Gestalt.  Auch  seine  Tendenz  liegt  in  der  Neu- 
belebung eines  aktiven  Polizeigedankens.  Unter  der  Wirkung 
dieser  Tendenz  kehrt  er  zunächst  vollständig  zu  dem  Polizei- 
gedanken des  Polizeistaates  zurück:  er  versteht  unter  Polizei 
die  gesarate  innere  Verwaltung  des  Staates  und  gibt  ihr  die 
Aufgabe    der    Förderung    der    allgemeinen    Wohlfahrt*).      Wie 


')  Wülzendorff,  Vom  deutschen  Staat  17  ff.,  23  ff.,  sowie  Staats- 
recht und  Naturrecht  524  ff".,  138  ff.,  177  ff. 

^)  Krisis  der  deutschen  Polizei  39. 

2)  Die  Frage  selbst  haben  sie  natürlich  nicht  übersehen,  vgl.  z.  B. 
Ave-Lallemant,  Physiologie  136  f. 

*)  Mit  welchem  Eifer  Mohl  dem  Polizeigedanken  des  Polizeistaats 
sich  hingegeben  hat,  zeigt  sein  Kampf  gegen  die  Verwendung  des  Begriffs 
„Polizeistaat"  als  Anthithese  zum  Begriff  „Rechtsstaat".  Und  diese  polizei- 
staatliche Färbung  seines  Polizeigedankens  wird  für  denjenigen,  der  nur 
einigermaßen  die  ältere  Polizeiliteratur  kennt,  höchst  anschaulich  durch 
die  Art  der  Kritik,  die  er  in  seinem  gründlichen  literaturgeschichtlichen 
Überblick  gibt,  die  in  Lob  und  Tadel  fast  vollständig  mit  der  polizeistaat- 
lichon  oder  entgegengesetzten  Grundauffassung  der  einzelnen  Werke  zu- 
sammenfällt.  —  Die    einzige    Beschränkung,    die   Mohl    für    den    Polizeige- 
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Bluntschli's  und  Ave-Lallemant's  ist  .also  auch  sein  Polizei- 
gedanke nicht  naturrechtlich,  sondern  historisch  konstruiert. 
Aber  seine  Bedeutung  ist  eine  ganz  andere  als  bei  jenen.  Denn 
die  Zwangsbefugnisse  dieser  so  bestimmten  Polizei  stehen  grund- 
sätzlich^) der  Verwaltung  nicht  an  sich,  aus  der  Polizeigewalt 
zu,  sondern  nur  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Ermächti- 
gung 2).  Jedoch  erleidet  auch  dieser  Grundsatz  eine  Ausnahme, 
die  die  'Mohl'sche  Theorie  wieder  ganz  in  den  Gedankenkreis,  von. 
dem  wir  sprachen,  zurückführt:  er  gilt  nicht  für  Polizeiver- 
fügungen und  -Anstalten,  die  „bloß  örtlich"  Zwangskraft  haben 
(a.  a.  0.  46).  Dieser,  nach  unseren  heutigen  staatsrechtlichen 
Anschauungen  befremdliche,  Satz,  der  aber  für  Mohl  so  selbst- 
verständlich ist,  daß  er  ihn  nur  in  Parenthese  erwähnt,  mag 
sich  subjektiv  einfach  aus  dem  württembergischen  Rechtszustande 
erklären,  nach  dem  den  Gemeinden  die  Polizeigewalt  zusteht. 
Gedanklich  aber  charakterisiert  er  den  Mohl'schen  Polizeige- 
danken als  einen  genossenschaftlichen.  Die  eigentliche  Bedeutung 
seiner  Lehre  für  die  Entwicklung  des  Polizeigedankens  ist  jedoch 
wesentlich  die  negative:  die  Erkenntnis,  daß  im  Rechtsstaat  die 
Verwirklichung  polizeilicher  Zwecke  durch  die  innere  Verwaltung 
nur  im  Rahmen  des  Gesetzes  geschehen  kann.  Diese  formale 
Erkenntnis  ist  es  nun,  die  von  dem  bedeutendsten  Theoretiker 
des  Verwaltungswesens,  den  die  Geschichte  der  Staatswissenschaft, 
zum  mindesten  im  19.  Jahrhundert,  kennt,  durch  Ergänzung 
nach  der  materiellen  Seite  zur  Ausprägung  des  heute  noch  an- 
erkannten Polizeigedankens  verwertet  worden  ist. 


danken  aus  dem  Prinzip  des  Rechtsstaates  ableitet,  ist  die,  daß  poUzoi- 
licbcs  Handeln  nur  insoweit  zulässig  ist,  als  die  freie  einzelne  oder  ge- 
nossenschaftliche Kraft  der  Bürger  nicht  ausreicht.  Das  ist  ein  rein  for- 
meller Maßstab,  der  jedes  eigenen  materiellen  Inhalts  entbehrt.  Denn 
dieser  kann  immer  nur  durch  die  jeweilig  geltenden  Staatstheorien  be- 
stimmt werden.  Deshalb  greift  der  Mohl'sche  Grundsatz  einer  Bestimmung 
des  Polizeigedankens  überhaupt  nicht  vor.  Ein  Polizeigedanke  der  Bevor- 
mundung wird  stets  der  Ansicht  sein,  daß  der  Bürger  nichts  aus  eigener 
Kraft  kann,  ein  manchesterlicher  stets,  daß  er  alles  aus  eigener  Kraft 
kann. 

*)  B.  T.  Mohl,  Die  Polizeiwissenschaft  nach  den  Grundsätzou  des 
Rechtsstaats.     3.  Aufl.     1866,  I,  1—37. 

»)  a.  a.  0.  45  fif. 
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Lorenz  v.  Stein  hat  zuerst  erkannt,  daß  die  mangelnde  Er- 
kenntnis vom  Wesen  der  Polizei  ihre  Ursache  hat  in  jener  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  verursachten  begrifflichen  Unklar- 
heit, die  wir  soeben  an  einem  kurzen  Überblick  über  die  Literar- 
geschichte des  Begriffes  „Polizei"  zur  Anschauung  zu  bringen 
versucht  haben.  Es  galt  daher,  den  Begriff  der  Polizei  zu  klären 
einerseits  nach  dem  Verhältnis  der  Aufgaben  der  Polizei  zu  den 
anderen  Funktionen  des  Staates,  andererseits  nach  seinem  Platze 
innerhalb  der  rechtlichen  Organisation  des  Staates.  Da  fand  nun 
Stein,  daß  in  funktioneller  Hinsicht  das  eigentliche  Wesen  der 
Polizei  in  der  Abwehr  öffentlicher  Gefährdung  liegt,  einer  ganz 
eigenartigen  Aufgabe,  die  nur  infolge  der,  wie  wir  wissen,  durch 
politische  Strebungen  bestimmten  Entwicklung  sich  auf  die  Ver- 
folgung aller  staatlichen  Aufgaben  im  Innern  ausgedehnt  hatte. 
In  organisatorischer  Hinsicht  hingegen  ist  die  Polizei  3in  Teil 
der  inneren  Verwaltung  und  zwar  derjenige  Teil,  der,  gegen  den 
Untertanen  gerichtet,  mit  Zwangsgewalt  auftritt').  Daß  in  dieser 
organisatorischen  Seite  für  den  konstitutionellen  Staat  das  recht- 
lich Entscheidende  liegt,  das  seinerseits  seine  staatstheoretische 
Bedeutung  durch  die  funktionelle  Seite  erhält,  bildet  die  uns 
heute  so  geläufige,  bis  dahin  aber  in  der  Staatswissenschaft 
niemals  zu  voller  Klarheit  gelangte  Erkenntnis,  in  der  Stein  die 
logische  Basis  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Be- 
urteilung des  Polizeigedankens  gelegt  hat.  Erst  auf  ihr  konnten 
alle  anderen  Erwägungen,  wie  diejenigen  von  Av6-Lallemant  und 
Bluntschli,  systematische  Verwertung  finden. 

Damit  waren  die  geistigen  Grundlagen  für  die  Weiter- 
entwicklung des  Polizeigedankens  gegeben.  Nicht  etwa,  als  ob 
diese  Theorien  einzelner  Gelehrter  ein  festgefügtes  Fundament 
für  einen  neuen  Aufbau  gebildet  hätten.  Dazu  fehlte  ihnen 
schon  jede  Inbeziehungsetzung  zu  einander;  die  hier  wohl  über- 
haupt zum  ersten  Male  versucht  wird,  als  eine  lediglich  logisch 
mögliche  Konstruktion.  Aber  diese  Lehrmeinungen  sind  doch 
nur  Ausflüsse  jener  allgemeinen  politischen  Ideen,  die  den  Boden 
bereiteten,  auf  dem  der  Polizeigedanke,  nachdem  der  Staat  auf 
seine   künstlich   legislative  Ausbildung  verzichtet  halte,   zu  neuer 


»)  L.  Stein,  Die  Verwaitungslehre  lY  1867,  S.  1  ff. 
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Lebensgestaltung  erstehen  konnte,  sobald  irgendwelche  Kräfte 
des  staatlichen  Lebens  zur  Bestellung  dieses  Feldes  frei  wurden. 
Diese  Kräfte  waren  in  den  Gedanken  des  Konstitutionalismus 
und  des  Rechtsstaats  vorhanden.  Sie  mußten  frei  werden  — 
und  damit  nehmen  wir  den  Faden  früherer  Erwägungen^)  wieder 
auf  — ,  sobald  die  ersten  und  grundlegenden  Arbeiten  zur  Ver- 
wirklichung dieser  Gedanken  vollendet  waren,  wie  sie  mit  dem 
Erlasse  der  Verfassung  und  der  ihr  folgenden  Gesetzgebung  iu 
die  Wege  geleitet  war.  Sie  mußten  wirksam  werden  —  hier 
knüpfen  wir  an  eine  andere  frühere  Erwägung  2)  an  —  als  mit 
der  Reichsschöpfung  eine  neue  Periode  für  das  deutsche  Staats- 
leben angebrochen  war,  in  der  die  Ziele  des  Staats  die  Ziele  des 
Volks  waren  und  die  Gründung  des  Staatsgedankens  auf  den,  im 
Reich  zu  letzter  rechtlicher  Konsequenz  gebrachten,  Staatsbürger- 
gedanken einerseits  und  den  neubelebten  monarchischen  Ge- 
danken andererseits  die  Gedanken  des  Konstitutionalismus  und 
des  Rechtsstaats  von  dem  Übergewicht  ihrer  negativen  Tendenzen 
befreit  hatten. 


3.  Ausbildung  des  Polizeigedankens 
im  System  des  deutschen  Verfassungsstaates 

Die  Bedeutung  der  Gedanken  des  Konstitutionalismus  und  des 
Rechtsstaats  haben  wir  darin  erblicken  zu  können  geglaubt,  daß 
ihre  Ingeltungsetzung  zu  einer  Kräftigung  des  Bürgersinnes  führen 
und  diese  aus  dessen  Komplementarität  zu  dem  Polizeigedanken 
wieder  auf  die  Ausgestaltung  jenes  wirken  mußte.  In  der  die 
Entwicklung  des  Bürgersinnes  bestimmenden  staatsrechtlichen 
Verwirklichung  des  Prinzips  des  Konstitutionalismus  und  des 
Rechtsstaats  müssen  wir  daher  die  technische  Kraftquelle  für  die 
Erzeugung  eines  neuen  Polizeigedankens  suchen.  Dabei  müssen 
wir  uns  erinnern,  daß  beide  Prinzipien  als  Faktoren  der  poli- 
tischen Entwicklung  gar  nicht  zu  trennen  sind,  wenngleich  der 
Gedanke  der  Beteiligung  der  Bürger  an  der  Bildung  des 
obersten  Staatswillens,  des  Gesetzes,  und  der  Gedanke  der 
Bindung    des   Staates    an    das   Recht   theoretisch    und   begrifQich 

1)  oben  133  ff,,  147  ff.  «)  oben  166  ff. 
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zwei  völlig  selbständige  Gedanken  sind.  Vermöge  ihrer  histori- 
schen Entwicklung  :n  und  mit  dem  politischen  Leben  bilden  bie 
hinsichtlich  ihrer  politischen  Bedeutung  und  psychologischen 
Entwicklung  eine  Einheit.  Und  zwar  liegt  diese  Einheit  in  der 
genossenschaftlichen  Idee,  die  historisch  beiden,  wenn  auch  theo- 
retisch kaum  je  erkannt,  zu  Grunde  liegt.  Die  Einheit  beider 
Gedanken  läßt  sich  vielleicht  mit  dem  Satze  Sarweys  formu- 
lieren, daß  „die  Einzelnen  als  Organe  des  Willens  der  Staats- 
persönlichkeit nicht  nur  zur  gegenseitigen  Kontrolle  und  Be- 
schränkung des  Willens  gegen  Ausschreitungen,  sondern  zu  ge- 
meinsamer Tätigkeit,  zur  Erreichung  des  positiven  Zwecks,  der 
Verwirklichung  des  Wohls  der  Gesamtheit  und  der  Einzelnen 
durch  Verwirklichung  des  Staatswillens  berufen"  sind^).  Daraus 
ergibt  sich  dann  für  die  Ausgestaltung  des  Bürgersinns  ein 
doppeltes  Prinzip:  das  der  berechtigten  und  verpflichteten  Teil- 
nahme des  Bürgers  an  der  Verwaltung  (Ehrenamt)  und  das  des 
subjektiven  Anspruches  auf  rechtlichen  Schutz  seiner  Freiheit 
gegenüber  der  Verwaltung. 

Beide  aber  sind  durch  ihre  gedankliche  Grundlage  in  der 
Genossenschaftsidee  zu  einer  untrennbaren  Einheit  verbunden. 
Diese  Einheit  beruht  also  auf  derselben  Idee,  die  als  Ent- 
wicklungsprinzip des  Polizeigedankens  von  der  Wissenschaft  auf- 
gedeckt war.  Gerade  die  Verkennung  dieser  Einheit  durch  die 
Aufklärung  war  es  gewesen,  die  das  Entwicklungsprinzip  der 
politischen  Wirkungsmöglichkeit  beraubt  hatte,  die  nun  erst  er- 
zeugt wurde.  Das  Ziel  dieser  Entwicklung  lag  aber,  wie  wir 
sahen,  in  der  Abwendung  von  dem  Polizeigedanken  der  Bevor- 
mundung. Daher  mußte  die  Verwirklichung  der,  auf  Ent- 
wicklung des  Bürgersinns  nach  seinen  beiden  Richtungen  ab- 
zielenden, Grundgedanken  des  Konstitutionalismus  und  des 
Rechtsstaats  die  Ausbildung  eines  neuen  Polizeigedankens  in 
dem  angegebenen  Sinne  nach  sich  ziehen  und  so  die  Aufgabe 
jener  als  die  eines  interimistischen  Polizeigedankens  erfüllen. 
Tatsächlich  hat  sich  die  Entwicklung  so  vollzogen,  alsbald  nach 
der  Neubelebung  unseres  Staatslebens  durch  die  Reichsschöpfung. 

Im    Jahre    1873    begann     mit     der    Verwaltungsreforra    in 


^)  Sarwey  37. 
Wolzendorff,  Polizeigedankc  ^^ 


178  Ideen  der  preußischen  Verwaltungsreform 

Preußen  die  Verwirklichung  des  Gedankens  der  rechtlichen  und 
pflichtlichen  Teilnahme  des  Bürgers  an  der  Verwaltung  durch 
Ehrenamt,  im  Jahre  1875  folgte  die  Verwirklichung  des  Ge- 
dankens des  subjektiven  Anspruchs  des  Bürgers  auf  rechtlichen 
Schutz  seiner  Freiheitssphäre  gegenüber  der  Verwaltung  durch 
die  Einrichtung  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  ^).  Damit  war 
die  Aufgabe  des  interimistischen  Polizeigedankens  der  Entwick- 
lung des  Bürgersinns  erfüllt,  die  Grundlage  für  positive  Aus- 
prägung des  dem  Wesen  des  Verfassungsstaates  entsprechenden 
Polizeigedankens  gegeben.  Denn  die  neugeschaffene  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit sah  sich  durch  den  von  dem  Bürgersinn  geltend 
gemachten  Rechtsschutzanspruch  gegenüber  der  Polizeigewalt 
alsbald  vor  die  Notwendigkeit  gestellt,  den  Polizeigedanken, 
der  der  zweifellos  bestehenden  Polizeigewalt  Ziel  und  Grenzen 
setzte,  klar  herauszuarbeiten. 

Für  die  Ausarbeitung  des  neuen  Polizeigedankens  waren  die 
gedanklichen  Grundlagen  gegeben  in  der  Entwicklung  einerseits 
der  staatstheoretischen  Auöassungen  der  Wissenschaft,  anderer- 
seits der  rechtlichen  und  politischen  Ordnung  des  staatlichen 
Lebens,  deren  Wesenszüge  wir  bisher  zu  erkennen  versucht 
haben.  Ganz  besonders  aber  waren  sie  weiterhin  vorhanden  in 
der  Gesetzgebung  über  die  rechtliche  Organisation  der  Polizei- 
verwaltung in  Preußen.  Das  Gesetz  über  die  Polizeiverwaltung 
von  1850  beruhte,  wie  wir  uns  entsinnen,  ganz  auf  dem  Ge- 
danken der  Einheitlichkeit  der  Polizeigewalt  und  brachte  dem- 
entsprechend in  der  Ausschließung  aller  Polizeigewalt  nicht- 
staatlicher Autoritäten  (bes.  der  Patrimonialpolizei)  das  Prinzip 
der  rein  staatlichen,  in  der  monarchischen  verkörperten,  Autorität 
zur  Anwendung.  Es  hatte  also  die  Rückkehr  zu  dem  gesunden, 
staatsbildenden  Prinzip,  das  den  historischen  Kern  des  polizei- 
staatlichen Polizeigedankens  gebildet  hatte,  dem  Prinzip  autori- 
tärer Wahrung  des  interesse  status  publici,  vollzogen.  Daneben 
hatte  es  aber  auch  jenem  anderen  Element  des  neuen  Polizei- 
gedankens Geltung  verschafft,  das  später  allmählich  von  der 
Theorie    zur  Erkenntnis    gebracht    wurde     dem    Genossenschafts- 


^)  Alles  Nähere  siehe  Sarwey  219— 235;  E.  Gneist,  Der  Rechtsataat, 
2.  Aufl.  1879,  289-308. 
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gedankeii;  zwar  nur  in  sehr  beschränktem  Maße,  dafür  aber  in 
einer  Weise,  die  für  das  geschichtlich -staatstheoretische  Wesen 
dieses  Elements  von  größter  Bedeutung  ist.  Indem  nämlich  das 
Polizeiverwaltungsgesetz  die  Befugnis  zum  Erlaß  örtlicher  Poli- 
zeiverordnungen für  landwirtschaftliche  Materien  an  die  Zu- 
stimmung der  Organe  der  Koramunalverwaltung  band,  trug  es 
einfach  der  Tatsache  Rechnung,  daß  auf  diesem  Gebiete  sich 
dauernd  der  alte  deutsche  Gedanke  der  gegenseitigen  Verbunden- 
heit der  Gemeindegenossen  in  Recht  uud  Pflicht  erhalten  hatte, 
eine  Tatsache,  die  auch  heute  noch  in  manchen  besonderen 
Institutionen  der  landwirtschaftlichen  Polizei  ihre  lebendige 
Wirkung  erweist^).  Das  ist  für  uns  von  größter  Bedeutung, 
denn  später  wurde  diese  Einrichtung  der  Mitwirkung  von 
Organen  der  Selbstverwaltung  beim  Erlaß  von  Polizeiverord- 
nungen verallgemeinert  und  wir  haben  gesehen,  daß  das  nur 
eine  Konsequenz  aus  dem  Grundzuge  der  staatlichen  Ordnung 
war,  den  diese  erhalten  hatte  mit  der  Einführung  des  konsti- 
tutionellen Prinzips.  Deshalb  ist  die  Sondereinrichtung  von 
1850  nur  eine  Bestätigung  dafür,  daß  jener  Grundzug,  auf  dem 
die  allgemeinen,  im  Prinzip  völlig  gleichartigen,  Reformen  der 
70er  und  80er  Jahre  beruhen,  tatsächlich  nur  der  alte  deutsche 
Gedanke  der  Genossenschaft  in  Recht  und  Pflicht  war.  »Denn 
die  Sondereinrichtung  von  1850  ist  schlechterdings  nicht  als 
eine  Konsequenz  der  neuen  Prinzipien  des  Konstitutionalismus  zu 
erklaren,  da  diese  nicht  eine  solche  vereinzelte,  sondern  einö 
ganz  allgemeine,  entsprechende  Einrichtung  hätten  erzeugen 
müssen,  sondern  nur  als  eine  Konzession  an  den,  auf  be- 
schränktem Gebiet  am  Leben  gebliebenen,  alten  Rechtsgedanken. 
Der  Polizeigedanke,  der  sich  in  dem  Gesetz  von  1850  geäußert 
hat,  enthielt  nur  alte  Elemente:  den  historischen  Kern  des 
älteren  Polizeigedankens  und  daneben  rudimentäre  Reste  des 
noch  viel  älteren  des  deutschen  Volksstaats.  Die  konsequente 
Fortbildung  des  Aufbaues  des  Staats  auf  das  Volk  gemäß  den 
Grundgedanken  des  Konstitutionalismus  in  der  Verwaltungsreform 
brachte  erst  das  neue  Element  der  Erhebung  jenes  alten  deut- 
schen  Gedankens    zu   einem   Prinzip,    das    ergänzend   und   modi- 


*)  Vgl.  dazu  meine  Darlegungen  in  Verw.-Arch.  XXI,  529  ff. 
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fizierend  zu  dem  des  Polizeistaats  trat,  in  dem  Grundsatz  der 
Beteiligung  der  Selbstverwaltung  an  der  rechtsetzenden  Befugnis 
der  Poli zeige walt. 

Mit  der  Verwaltangsreform  trat  keineswegs  für  die  recht- 
liche Organisation  der  Polizei  der  Genossenschaftsgedanke  an 
Stelle  des  Autoritätsgedankens,  sondern  nur  ergänzend  ihm  zur 
Seite.  Denn  das  Autoritätsprinzip  ist  immer  noch  dis  primäre 
der  beiden  Elemente,  gedanklich,  wie  historisch.  Es  entspringt 
dem  Wesen  des  modernen  Staates,  der  Einheit  der  Staatsgewalt^ 
zu  der  das  konstitutionelle  Element  erst  historisch  hinzu- 
gekommen ist  und  gedanklich  eine  Ergänzung  gegeben  hat,  die,, 
wenn  sie  politisch  wohl  allein  eine  wirkliche  Ausschaltung  des 
zersetzenden  Dualismus  von  Staat-  Herrscher  und  Volk  auf  der 
heutigen  Kulturstufe  sichern  kann  ^),  begriffstheoretisch  doch  jenem 
wesentlichen  Element  eine,  an  sich  nicht  in  ihm  enthaltene,  neue 
Zutat  gibt  2).  Die  Gestaltung  der  rechtlichen  Organisation  der 
Polizei  spiegelt  nur  dies  Verhältnis  wieder.  In  Konsequenz  aus 
dem  Genossenschaftsgedanken,  als  einer  Grundidee  des  modernen 
konstitutionellen  Staats,  ist  als  Regel  für  den  Erlaß  von  Polizei- 
verordnungen die  Mitwirkung  von  Organen  der  Selbstverwaltung 
vorgeschrieben^).  Als  Folge  des  primären  Autoritätsgedankens 
ergab  sich  aber  mit  solcher  Notwendigkeit  eine  selbständige 
Befugnis,  die  „im  Gemeinwesen  bestehende  Eechtsordnung",  als 
die  Grundlage  aller  staatlichen  Ordnung,  zu  schützen  —  hatte 
doch  selbst  die  strenge  Rechts staatstheorie  diese  Notwendigkeit 
anerkannt    — ,    daß    für    „sicherheitspolizeiliche",    d.    h.    die    auf 


')  Wolzendorff,  Vom  deutschen  Staat,  23  ff.,  40 ff.,  90  ff. 

2)  Darin  liegt  der  berechtigte  Kern  der  beachtenswerten  Ausführungen 
von  Waldecker  („Anstaltspolizei"  in  H.A.  d.  D.  Reichs  1915,  346  ff.),  daß 
es  sich  bei  der  „Polizei  genannten  Selbsthilfe  der  Macht-  und  Verwaltungs- 
organisation  Staat  um  etwas  rein  Tatsächliches  handelt";  die  Einzelheiten 
dieser  anregenden  kritischen  Darstellung,  deren  wertvolle  Grundgedanken 
durch  Einseitigkeiten  der  Formulierung  belastet  sind,  und  denen  ich  nicht 
immer  beistimmen  kann,  sind,  als  wesentlich  juristischer  Natur,  hier  nicht 
zu  erörtern. 

')  Jetzt  LVG.  V.  30.  7.  1883  §  143,  142,  139.  Die  rechtlichen  Einzel- 
heiten siehe  Rosin,  Polizeiverordnungsrecht  225  ff.:  K.  Friedrichi,  Da» 
Polizeigesetz  1911,  221  ff. 
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jenen  Zweck  hinzielenden*),  Verordnungen  eine  Mitwirkung  der 
Selbstverwaltungsorgane  entbehrlich  erschien.  Nur,  wo  es  sich  um 
die  Verwirklichung  des  Genossenschaftsgedankens  in  der  Polizei- 
gewaltübung handelt,  ist  die  primäre  Befugnis  der  Regierung  zu 
gunsten  des  Selbstverwaltungsprinzips  beschränkt:  bei  Auf- 
stellung der  polizeilichen  Normen  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  im  bürgerlichen  Zusammenleben  und  insbesondere  — 
und  in  stärkerem  Maße  noch  —  der  Regelung  der  solidarischen 
Angelegenheiten  der  Landwirtschaft  2).  Selbst  hier  aber  ist  die 
Primarität  des  Autoritätsprinzips  gewahrt  in  der  Befugnis  zur 
^Oktroyierung"  ^)  von  Polizeiverordnungen  im  Notfall.  Derselbe 
Grundsatz  zeigt  sich  in  der  Befugnis  der  Krone,  die  prinzipiell 
den  Gemeinden  übertragene  Ortspolizeiverwaltung  in  größeren 
Städten  an  sich  zu  ziehen*).  Diese  Befugnis  ist  lediglich 
gegründet  auf  den  Gedanken  der  Notwendigkeit  energischerer 
Autoritätsanspannung  an  solchen  Orten,  in  denen  nach  der  Art 
der  Bevölkerungszusamraensetzung  eine  genügende  Stärke  des 
Oenossenschaftsgedankens  nicht  erwartet  werden  kann.  Endlich 
gehört  hierher  auch  wohl  die  Tatsache,  daß  im  äußeren  oder 
inneren  Existenzkampf  des  Staates  das  primäre  Autoritätsprinzip 
geradezu  zum  allein  maßgeblichen  wird  in  der  monarchischen 
Befugnis,  durch  Erklärung  des  Belagerungszustandes  die  Polizei- 
gewalt dem  Militär  zur  Verfügung  zu  stellen  und  die  speziell 
sicherheitspolizeilichen  Verordnungsbefugnisse  noch  zu  verstärken*). 
Wenn  demnach  in  der  rechtsorganisatorischen  Regelung  des 
preußischen  Polizeiwesens  das  Autoritätsprinzip  nicht  durch  das 
genossenschaftliche  verdrängt,  sondern  nur  ergänzt  und  modi- 
fiziert worden  ist,  so  ist  damit  doch  letzteres  das  für  den 
neueren  Polizeigedanken  —  wenigstens  in  seiner  organisato- 
rischen Anwendung*^)  —  charakteristische  geworden,  das  ihn  von 


»)  Vgl.  unten  18ß. 

«)  L.  V.  ö.  §  143,  P.  V.  G.  V.  11.  3.  1850  §  7. 

3)  L.  V.  G.  §§  139,  143. 

♦)  P.  V.  G.  §  2. 

6)  G.  V.  4.  6.  1851,  bes.  §  9  b.  Dazu  Fleischmann,  „Belagerungs- 
zustand" §  SA,  in  V.  Stengel-Fleischmanns  Wörterbuch  I  (1911)  399. 

*)  Für  die  anderen  Seiton  der  Anwendung  vgl.  unten  191  ff.  und 
211  ff.,  233  ff. 
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dem  älteren  unterscheidet.  Beide  Elemente  gehören  zu  dem 
heutigen  Polizeigedanken  auf  Grund  der  Entwicklungsgeschichte 
des  modernen  Staates:  aus  der  Entwicklung  der  Einiieit  der 
Staatsgewalt  im  Polizeistaat  und  dem  Ausgleich  seiner  historisch 
bedingten  Einseitigkeit  durch  die  Neubelebung  älterer  deutscher 
Bechts-  und  Staatsgrundsätze  im  konstitutionellen  System^).  Das 
aus  dem  Polizeistaat  entnommene  Element  aber  war  vorhanden 
und  im  Staatsleben  nie  verloren  gegangen;  es  bedurfte  nur  der 
Keinigung  von  den  Schlacken  der  Degeneration  im  späteren 
Polizeistaat  und  der  Eestauration.  Das  andere,  das  genossen- 
schaftliche Element  jedoch  war,  mochte  es  noch  so  sichere,  latente^ 
Wurzeln  in  der  Tiadition  deutschen  Rechts-  und  Staats- 
erapfindens  haben,  jahrhundertelang  nicht  mehr  eine  Kraft  im 
Staatsleben  gewesen,  bis  die  Konsequenz  der  —  allerdings  doch 
auf  der  iiaturrechtlichen  Überlieferung  und  Fortbildung  des  alten 
deutschen  Rei'hts-  und  Staatsgedankens  beruhenden  —  Grund- 
sätze des  Konstitutionalismus  sie  wieder  ins  Leben  rief  In  ihm 
liegt  also  tatsächlich  das  entwicklungsgeschichtliche  Wesens- 
element des  Polizeigedankens,  der  die  preußische  Verwaltungs- 
reform  leitete. 

So  ist  aucli  nur  der  Entwicklung  des  genossenschaftlichen 
Ee<'hts-  und  Staatsgedaukens  die  Ausprägung  des  modernen 
Polizeigedankens  in  der  Anwendung  zu  verdanken.  Denn,  wie 
wir  uns  entsinnen,  war  es  nur  die  im  Verfolge  der  Verwaltungs- 
reform geschehene  Einführung  der  Verwaltungsrechtsprecliung, 
die  zu  der  Notwendigkeit  führte,  den  für  die  Grenzen  der 
Polizeigewalt  bestimmenden  Polizeigedanken  herauszuarbeiten. 
In  der  Tat  war  es  die  Rechtsprechung  des  preußischen  Ober- 
verwaltungsgerichts, die  die  wissenschaftlichen  Grundlagen  für 
die  Erkenntnis  des  Polizeigedankens  des  Staates  der  Gegenwart 
geliefert  hat.  Und  diese  Grundlagen  entsprachen  vollständig 
denjenigen  des  Polizeigedankens,  der  in  der  Verwaltungsreform 
zur  Anwendung  gekommen  war  und  damit  jene  Rechtsprechung 
selbst  ins  Leben  gerufen  hatte.     Wir  werden  das  näher  sehen. 

Der    Polizeigedanke,    aus    dem    das    Oberverwaltungsgericht 


1)  Vgl.   oben  9  ff,  31  f.,  64.  67,  83  f.;   Ztsrhrft.  ges.  St.  W,  LXXII,  502  ff., 
620  ff. ;    Vom  iJeutschon  .Staut,  ö  tV.,  T.")  fl.,  f'M  fl'. 
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formell  die  Grenzen  der  Polizeigewalt  gezogen  hat,  ist  der  des 
Allg.  Landrechts.  Das  Oberverwaltungsgericht  hat  einfach  den 
§  10.  II.  17,  A.  L.  R.  zur  Anwendung  gebracht').  Allein,  so 
einfach  das  erscheint,  birgt  es  doch,  juristisch  wie  staatstheo- 
retisch,  mancherlei  Schwierigkeiten.  Von  den  juristischen  soll 
hier  nicht  geredet  werden,  zumal  sie  der  Vergangenheit  an- 
gehören; heute  ist  zweifellos  die  vom  Obervenvaltungsgericht 
stets  angewandte  Norm  geltendes  Recht,  wenn  das  auch  zu 
Beginn  seiner  Rechtsprechung  noch  so  zweifelhaft  gewesen  sein 
mag  2).  Staatstheoretisch  aber  ist  es  von  größter  Bedeutung, 
daß  das  Oberverwaltungsgericht  jene  ganz  verschollene  Norm 
wiedei"  ausgegraben  hat.  Wer  die  Rechtsprechung  dieses 
Gerichts  kennt,  muß  es  für  eine  lächerliche  Annahme  halten, 
daß  es,  vor  die  Aufgabe  der  Feststellung  der  Grenzen  der 
Polizeigewalt  gestellt,  einfacli  in  seiner  Ratlosigkeit  alte  Gesetze 
durchgeblättert  habe,  bis  es  gerade  den  §  JO.  II.  17.  A.  L.  R. 
land.  Diese  Annahme  ist  aber  auch  schon  dadurch  aus- 
geschlossen, daß  nicht  sowohl  dieser  Paragraph  als  seine  eigent- 
liche Bedeutung  ganz  in  Vergessenheit  geraten  war.  Die 
Frage  ist  daher  gerade  die,  wie  kam  das  Oberverwaltungsgericht 
dazu,  ihm  wieder  jene  Bedeutung  zuzusprechen,  die  seit  über 
einem  halben  Jahrhundert  völlig  unbeachtet  geblieben  war?  Die 
Antwort  kann  m.  E.  nach  den  bisherigen  Ergebnissen  unserer 
Betrachtung  nicht  zweifelhaft  sein:  die  ganze  politische  Ent- 
wicklung und  das  von  ihr  erzeugte  und  sie  tragende  Denken 
mußten  auf  den  Polizeigedanken  führen,  wie  er  im  §  10.  IL  17 
AI  lg.  Landrechts  zum  Ausdruck  gekommen  war. 

Seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  haben  wir  in  der  Theorie 
die  Auflassung  des  Polizeigedankens  im  Sinne  des  §  10.  IL  17. 
A.  L.  R.,  die  Ablehnung  der  Bevormundungspolizei,   immer  mehr 

^)  Siehe  dazu  bcsoudeis  Anschiitz  in  Pr.  Verw.  Bl.  XXII,  83  ff. 

')  Das Oberverwaltungsgericlit  hat  einfach  den  §  10,  II.  17.  als  Gesetzes- 
recht zur  Anwendung  gebracht.  Nach  meiner,  in  diesem  Punkte  mit  der- 
jenigen Bosins,  übereinstimmenden  Auffassung,  beruht  das  auf  Irrtum. 
Jene  Gesetzesbestimmung  hatte  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
ihre  Geltung  verloren,  und  nichts  berechtigt  zu  der  Annahme,  daß  sie 
durch  das  Poli/eivcrwaltnngsgesetz  von  1850  Avieder  stillschweigend  ein- 
gulührt  haben  werden  solle  und  worden  sei.     Vgi.  oben  1.01  f. 
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an  Raum  gewinnen  sehen.  Genau  dasselbe  Bild  hat  un?  auch 
die  Entwicklung  der  Gesetzgebung  der  meisten  deutschen  Stauten 
gezeigt').  Dabei  kommt  es  garnicht  so  sehr  auf  die  Formu- 
lierung in  Gesetzgebung  und  Theorie  im  Einzelnen,  über  die 
heute  noch  so  viel  gestritten  wird,  an:  ob  man  das  Schwer- 
gewicht in  der  Ablehnung  der  Wohlfahrt sfürderung  oder  nur 
der  Förderung  im  Gegensatz  zur  Gefahren  ab  wehr  erblickt*). 
Denn  das  Entscheidende  ist  nur  die  Abwendung  von  dein 
Polizeigedanken  des  Polizeistaats  und  seinem  Epigonen  in  der 
Restauration  und  die  Richtung  auf  den  Genossenschaftsgedunken. 
Das  ist  das  Ziel  der  theoretischen  Bearbeitungen  wie  der  poli- 
tischen Strebungen,  die  der  Entwicklung  des  Verfassungsstaates 
immanent  sind.  Alle  Versuche,  diese  Erkenntnis  durch  formale 
begriffliche  Definitionen  zu  ersetzen,  sind  nach  meiner  Über- 
zeugung schlechterdings  aussichtslos.  Denn  es  handelt  sich  eben 
nicht  um  rechtsdogmatisch  konstruierte  Gedanken,  sondern  um 
Gedanken,  die  durch  den  lebendigen  Fluß  der.  der  politischen 
Entwicklung  innewohnenden,  sozio-psychologischen  Kräfte  erzeugt 
sind.  Ihre  rechtlichen  Formulierungen  durch  Rechtsprechung 
und  Theorie  bilden  nur  immer  für  den  Einzelfall  geschaffene 
juristische  Handgriffe,  die  für  die  Rechtsanwendung  ebenso  un- 
entbehrlich, wie  für  die  prinzipielle  rechtliche  und  staatstheore- 
tische Erkenntnis  ungeeignet  sind.  Die  Begriffe  „Ordnung  und 
Sicherheit"  oder  „Gefahrenabwehr"  oder  „Schutz"  (im  Gegensatz 
zur  Förderung),  die  unsere  Jurisprudenz  als  formale  Bezeichnung 
für  die  Grenzen  der  Polizeigewalt  verwendet,  halten  näherer 
Betrachtung  ebensowenig  stand  wie  der  von  der  französischen 
Jurisprudenz  verwandte  Begriff  der  „Freiheiten".  Ihr  Inhalt 
ist  vielmehr  immer  nur  bestimmbar  aus  dem  allgemeinen  Gegen- 
sätze des  gesamten  Gedankenkomplexes  des  Polizeistaats  und  des 
Verfassungsstaates  in  seiner  historisch  bedingten,  wesenseigenen 
Wirkung  auf  den  Polizeigedanken. 

1)  oben  153  fi'.  155  ff. 

2)  Entscheidenden  Werl  auf  das  Monit-ni  der  Abwehr  legt  r.  B. 
Schanze  (^Dic  Polizei'"  in  Fisehor«  Ztschrft.  f.  Praxis  u.  Gesetzgbg.  d, 
Verw.  XXV,  89  ff.,  XXXVI,  1  ff".).  Trotzdem  konnte  Anschntz  (Die 
Polizei,  12)  m.  K.  mit  Recht  sagen,  daü  icinc  Feststellungen  über  die 
Polizeigewalt  grundsätzlich  nicht  abweichen  von  den  Tom  preuU.  Ober- 
Terwalturigsrecht  ausgebildeten  Grundsätzen. 


4.  Wesensgrundzüge  des  Polizeigedankens  im  heutigen 
deutschen  Verwaltungsrecht 

Der  Polizeigedaiike  des  modernen  deutschen  Verfassungs- 
staates erscheint  dem  preußischen  und  mit  ihm  dem  gemeinen 
deutschen  Verwaltungsrecht  ^)  hestimmt  durch  jene  Grundsätze, 
als  deren  typischster  Ausdruck  der  §  10.  IL  17  des  preußischen 
Allg.  Landrechts  angesehen  wird.  Es  ist  wichtig,  von  vorne- 
herein die  Staats-  und  rechtswissenschaftliehe  Bedeutung  dieser 
Rechtslage  im  Auge  zu  behalten:  nicht  der  Wortlaut  jener  Norm 
ist  bestimmend  für  den  Polizeigedanken  des  modernen  deutschen 
Verwaltungsrechts,  sondern  die  allgemeinen  Grundsätze,  die  die 
rechtliche  und  politisclie  Kntwicklung  gezeitigt  hat  und  die 
allerdings  denjenigen  sehr  nahe  kommen,  die  das  Allg.  Land- 
recht zum  Ausdruck  hatte  bringen  wollen,  dabei  aber  keineswegs 
klar  und  erschöpfend  umschrieben  hat;  jene  Grundsätze,  die  wir 
ganz  allgemein  kennzeichnen  zu  können  glaubten  als  Abwendung 
von  dem  Bevormundungsprinzip  einer  selbstzwecklichen  Autori- 
tätsidee  in  Richtung  auf  den  genossenschaftlichen  Staatsgedanken 
unter  Beibehaltung  der.  jedoch  nur  mehr  als  gemeindienlich  ge- 
dachten und  anerkannten,  Autoritätsidee. 

Aus  dem  Wortlaut  der  landrechtlichen  Bestimmung,  mit  der 
das  preußische  Verwaltungsrecht  heute  als  mit  einer  Legal- 
definition des  Polizeigedankens  arbeitet-),  ist  nur  ein  einziger 
Wesenszug  desselben  zu  erkennen:  die  Beschränkung  auf  das 
öffentliche  Interesse.  Damit  ist  die  polizeistaatlich-patriarcha- 
lische Fürsorge  für  den  einzelnen  Staatsbürger  oder  einzelne 
bevorzugte  Gruppen  von  Staatsbürgern  ausgeschlossen.  Wie  für 
die  französische  Polizei  der  Grundsatz  gilt:  „La  societe,  consi- 
deree  en  masse.  est  Tobjet  de  sa  sollicitude",  so  kommt  auch 
für  die  preußische  Polizei  der  Einzelne  nie  als  solcher  in  Be- 
tracht,   sondern    nur    als  „Mitglied    des  Publikums''.     Damit    ist 


»)  Vgl.  unten  197. 

-)  Zur  näheren  Begründung  alles  im  folgenden  Gesagti-n  muß  ich  auf 
meine  Darstellung  der  „Richtlinien  des  puUzcilichen  Wirkens  im  preußi- 
schen Recht*  im  Pr.  Verw.  Bl.  XXXIl,  257  ff.  verweisen,  wo  auch  die 
Quellen  in  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  angeführt  sind. 


Igß  öffentliche  Ordnung,  Sicherheit,  Ruhe 

aber  auch  alles  erschöpft,  was  aus  dem  Wortlaut  des  §  10.  II. 
17.  A.  L.  R.  mit  grammatikalischer  Sicherheit  zur  Bestimmung 
des  geltenden  Polizeigedankens  zu  gewinnen  ist. 

Der  Polizeigedanke,  mit  dem  das  preußische  Verwaltungs- 
recht arbeitet,  ist  letzten  Endes  allein  bestimmt  durch  die  Be- 
schränkung der  Aufgabe  der  Polizei  auf  die  Wahrung  der  öffent- 
lichen „Ordnung".  Denn  die  „öffentliche  Sicherheit  und  Ruhe" 
sind  nur  Teile  der  öffentlichen  Ordnung. 

„Öffentliche  Sicherheit"  bezeichnet  den  »rrundstock  aller 
polizeilichen  Ordnung,  den  Sclmtz  des  staatliclien  Lebens  vor 
den  Wirkungen  rechtswidrigen  Handelns.  Sie  gibt  den  Zweck- 
gedanken, aus  dem  sich  tatsächlich  alle  Polizei,  auch  die  Polizei 
des  modemen  Staates,  entwickelt  hat;  aus  dem  zugleich  aber 
auch  sich  alle,  von  der  Aufklärung  gebildeten,  im  Allgemeinen 
Landrecht  zum  Ausdruck  gebrachten  Grundsätze  der  Beschränkung 
des  Polizeigedankens  entwickelt  haben:  den  Polizeigedanken  der 
Theorie  vom  strengen  Rechtsstaat.  Sehr  richtig  bezeichnet  daher 
das  Oberverwaltungsgericht  „öffentliche  Sicherheit"  als  „den- 
jenigen Zustand,  in  welchem  die  im  (Gemeinwesen  bestehende 
Rechtsordnung  vor  widerrechtlichen  Angriffen  Einzelner  geschützt 
wird." 

^Öffentliche  Ruhe"  wird  heute,  wie  wir  noch  später  sehen 
werden,  durchaus  nicht  mehr  in  dem  historischen  Sinne  auf- 
gefaßt als  das  Prinzip  selbstzweckliclier  Autoritätswahrung  der 
Obrigkeit  und  entsprechender  Unterordnung  des  üntertanenlebens 
und  -denkens,  sondern,  wie  das  Oberverwaltungsgericht  es  for- 
muliert hat,  nur  „als  ein  den  die  Sicherheit  und  Ordnung  be- 
treffenden öffentlich-rechtlichen  Normen  entsprechendes  Ver- 
halten" der  Bürger. 

Demnach  sind  „die  öttentliche  Sicherheit  und  Ruhe"  als 
Aufgaben  der  Polizei  für  die  Bestimmung  des  Polizeigedankens 
insofern  unerheblich,  als  sie  keine  selbständigen  Aufgaben  der 
Polizei  bezeichnen,  die  nicht  schon  in  dem  Begriff  der  „öffent- 
lichen Ordnung"  enthalten  sind.  In  ihm  liegt  deshalb  der  Kern- 
punkt des  Polizeigedankens,  und  aus  seiner  grammatikalischen 
Bedeutung  ist  dieser  keineswegs  zu  erkennen.  Denn  „öffent- 
liche Ordnung"  ist  zweifellos  die  gesamte  Rechtsordnung,  die 
Ordnung     aller    staatlichen     Verwaltungszweige    und    Anstalten: 
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ebenso  zweifellos  gehören  diese  Dinge  aber  nicht  schlechthin  zu 
den  Gegenständen  der  Polizeigewaltübung.  Die  Bestimmung  des 
Begriffs  beruht  lediglich  auf  der  Entwicklung,  die  das  staatliche 
und  rechtliche  Leben  und  Denken  seit  dem  18.  Jahrhundert 
durchlaufen  hat. 

Eine  wichtige  Einschränkung  hat  der  Polizeigedanke  zu- 
nächst erfahren  durch  die  Grundgedanken  des  Verfassungs-  und 
Rechtsstaats.  Der  oberste  Staatswille  ist  der  durch  die  Legis- 
lative gebildete:  wo  diese  daher  die  Pflichten  der  Bürger  er- 
schöpfend geregelt  hat,  ist  für  die  Anwendung  der  Polizeigewalt 
kein  Raum  mehr.  Der  Frage  des  Bedürfnisses  der  ^öffentlichen 
Ordnung"  ist  durch  konkrete  gesetzliche  Feststellung  der 
Forderungen  der  öffentlichen  Ordnung  gegenüber  dem  Bürger 
stets  präjudiziert. 

Ebenso  ergeben  sich  alle  anderen  Einschränkungen  des 
Polizeigedankens  im  geltenden  Recht  nur  aus  ungeschriebenen, 
von  der  geschichtlichen  Entwicklung  geprägten  staatsgedanklichen 
Grundsätzen.  Nicht  zur  „Ordnung  und  Polizei"  hat  man  von 
jeher  gerechnet  das  Finanz-,  oder,  wie  man  es  früher  nannte, 
das  Kameralwesen.  Dieser  schon  im  absoluten  Staate  vorhandene 
Grundsatz  der  Trennung  der  Finanz-  und  Polizeigewalt  hat  sich 
natürlich  im  Verfassungsstaate,  nachdem  die  Mitwirkung  des 
Parlaments  bei  der  Steuerfestsetzung  und  die  parlamentarische 
Kontrolle  der  Finanzverwaltung  zu  staatsrechtlichen  Grundsätzen 
geworden  waren,  noch  verschärft.  Da  die  Verhältnisse  in  der 
Kommune  hier  denen  im  Staate  ganz  analog  sind,  so  hat  sich 
im  gegenwärtigen  Staatsrechte  der  Grundsatz  der  Trennung  der 
Finanz-  und  Polizeigewalt  auf  der  ganzen  Linie  zu  vollster 
Schärfe  ausgebildet.  Er  mußte  dies  um  so  mehr,  als  er  nicht 
nur  historisch,  sondern  auch  systematisch  fest  begründet  ist.  Er 
ergibt  sich  mit  logischer  Notwendigkeit  aus  der  „eigentümlichen 
Richtung  der  Polizeigewalt".  Die  Eigentümlichkeit  der  Polizei- 
gewalt besteht  darin,  daß  sie  nicht,  wie  die  Finanzgewalt,  direkt 
dem  Staate  als  solchem  Vorteile,  insbesondere  Vermögensvorteile, 
verschaffen,  sondern  nur  indirekt  seiner  Erhaltung  dienen,  indem 
sie  lediglich  das  ruhige  Nebeneinanderleben  der  Mitglieder  des 
Staates,  des  „Publikums"  sichern  soll.  Daher  bildet  die  Polizei- 
gewalt   ihrem    Wesen    nach    einen    Gegensatz    zur   Finanzgewalt: 
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„die  Polizei  ist  sozial,  die  Finanzgewalt  fiskalisch"  (0.  Mayer), 
Beschränkungen  der  Einzelnen  lediglich  zu  dera  Zwecke,  um  dem 
Geraeinwesen  Vermögensvorteile  zu  verschaffen,  gehören  mithin 
ausschließlich  der  Finanzgewalt  an;  sie  können  daher  nie  unter 
die  Kompetenz  der  Polizeigewalt  fallen,  der  Schutz  finanz- 
politischer Interessen  liegt  außerhalb  des  Polizeigedankens.  So 
sind  ungesetzlich  Polizeiverordnungen,  die  irgend  welche  Taxen 
für  die  Benutzung  von  Gemeindeeigentum,  wie  Markthalle,  Ge- 
meindesandbruch, Geraeindeweide  u.  dergl.  festsetzen.  Ebenso 
ist  ungesetzlich  das  zum  Schutze  einer  staatlichen  Quelle  vor 
Konkurrenz  erlassene  Verbot  der  Ausnutzung  einer  Mineralquelle, 
während  es  zulässig  ist,  aus  gesundheitspolizeilichen  Gründen 
störende  Eingriffe  in  derartige  Quellen  zu  verbieten. 

War  die  direkte  Hinwirkung  auf  die  staatlichen  Einnahmen 
schon  im  Polizeistaate  nicht  Gegenstand  der  Polizei,  so  konnte 
diese  doch  indirekt  eine  derartige  Tätigkeit  ausüben  durch  aller- 
lei ökonomisch-politische  Maßregeln,  durch  die  der  Wohlstand 
der  Bürger  und  mit  deren  Steuerkraft  schließlich  die  staatliche 
Finanzlage  gehoben  wurde.  Diese  Richtung  der  Polizei  ist 
wesentlich  für  den  Eudäraonismus,  für  den  Merkantilismus,  für 
den  Polizeistaat.  Sie  ist  mit  diesen  aus  dem  staatlichen  Leben 
geschwunden.  Die  „gute  Ordnung"  bedeutet  im  Kechtsstaate 
nicht  mehr  die  im  allgemeinen  Wohl  sich  widerspiegelnde 
Glückseligkeit  der  Einzelnen,  ihr  geistiges  und  weltliches  Wohl, 
sondern  gerade  im  Gegensatz  hierzu  nur  diejenige  äußere  Ord- 
nung, die  im  Interesse  der  Gesamtheit  bei  dera  im  bürgerliclieu 
Leben  stattfindenden  Zusammenkommen  der  Menschen  herrschen 
muß.  Die  Sorge  für  das  wirtschaftliche  Wohl  der  Staatsmit- 
glieder liegt  daher  außerhalb  des  Polizeigedankens.  So  ist  z.  B. 
auf  dem  Gebiete  der  Marktpolizei  die  Festsetzung  eines  Markt- 
zwanges, der  Erlaß  von  Biettaxen,  das  Verbot  des  Zwischen- 
handels unzulässig;  desgleichen  auch  d.is  Verbot  an  die  Orts- 
ansässigen, während  der  Marktzeit  ihre  Waren  auf  Privatgrund- 
stücken oder  auch  auf  öffentlichen  Straßen  außerhalb  der  Markt- 
plätze feilzubieten;  das  Verbot  an  Gastwirte,  Gesellen  während 
der  Arbeitszeit  zu  bewirten;  das  Verbot,  ausländische  Arbeiter 
zu  beschäftigen;    das  Gebot,  Weinbergswege  zu  unterhalten. 

Die   öffentliche   Ordnung   im  Sinne   des  Polizeirechts   umfaßt 
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ebensowenig  wie  das  wirtschaftliche  Wohl  des  Staates  und  der 
Einzelnen,  auch  das  geistige  Wohl  der  Einzelnen.  Daher  liegt 
zunächst  die  Förderung  der  Religiosität  außerhalb  des  Polizei- 
gedankens und  selbst  die  Aufgabe  der  Polizei,  für  die  äußere 
kirchliche  Ordnung  zu  sorgen  (z.  B.  Verbot  der  Störung  gottes- 
dienstlicher Handlungen  einer  Konfession  durch  die  der  anderen, 
äußere  Heilighaltung  der  Feiertage)  beruht  nur  auf  besonderer 
positivrechtlicher  Erweiterung- des  Polizeigedankens*).  Daher  ge- 
hört auch  die  Fürsorge  für  Erziehung  und  Bildung  nicht  zum 
Polizeigedanken.  Die  Polizei  hat  z.  B.  nicht  das  Recht,  durch 
Verordnung  die  Versäumnis  des  Schulbesuchs  unter  Strafe  zn 
stellen  oder  den  Besuch  der  Fortbildungsschulen  zu  ordnen. 
Ebensowenig  liegt  die  Leitung  der  politischen  Gesinnung  im 
Polizeigedanken,  und  hier  zeigt  sich  besonders  deutlich  der 
Gegensatz  des  heutigen  Polizeigedankens  zu  dem  des  Polizei- 
staats und  der  Restauration.  Dem  historischen  eigenz wecklichen 
Autoritätsprinzip  entsprach  die  Forderung  an  den  Untertan, 
ruhig  abzuwarten,  welche  Lebensregungen  die  obrigkeitliche  Be- 
vormundung ihm  gestattet  oder  befiehlt.  Das  genossenschaft- 
liche, nur  auf  die  Aktivität  des  Bürgersinns  zu  stützende,  Prinzip 
des  heutigen  Polizeigedankens  hat  keinen  Raum  mehr  für  dies 
Ideal  des  ruhigen  Bürgers.  „Ruhe"  wird  daher,  wie  wir  schon 
sahen,  nicht  mehr  aufgefaßt  als  die,  jeder  Bevormundung 
gefügige,  Passivität  bürgerlichen  Verhaltens,  sondern  nur  als 
dessen  Anpassung  an  die  „die  Sicherheit  und  Ordnung  be- 
treifenden öifentlich-rechtlichen  Nonnen".  Das  ist  gerade  das 
Gegenteil  der  alten,  passiven  „Ruhe",  denn  es  setzt  einen  ak- 
tiven Bürgersinn  voraus,  der  über  die  Vermeidung  allgemeiner 
Delikte  hinaus  zu  einer  Würdigung  desjenigen  befähigt  und 
willens  ist,  was  durch  Geist  und  Sinn  der  das  Gemeinleben  be- 
stimmenden Ordnung  gefordert  wird.  Nur  eine  Konsequenz 
dieser  Grundgedanken  ist  es,  daß  die  politische  Gesinnung  des 
Staatsbürgers  an  sich  seine  eigene  freie  Angelegenh&it  ist.  Da- 
her gilt  im  preußischen  Polizeirecht  der  Grundsatz,  daß  auch 
die  Betätigung  einer  politischen  Gesinnung  an  sich  nie  einen 
Grund   zu   polizeilichem  Einschreiten    abgeben  kann,   sondern  nur 

1)  oben  118. 
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dann,  wenn  sie  durch  die  besonderen  Uinstände,  unter  denen  sie 
geschieht,  zu  einer  Polizeiwidrigkeit  irgend  welcher  Art,  ins- 
besondere einer  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit,  wird.  Auch 
die  Wahrung  der  Sittlichkeit  liegt  aus  demselben  Prinzip  nicht 
im  Polizeigedanken.  Eine  Störung  der  Sittlichkeit  kann  nur  dann 
ein  polizeiliches  Eingreifen  rechtfertigen,  wenn  sie  sich  nach  den 
das  moderne  Leben  beherrschenden  Anschauungen  als  eine  Störung 
der  öffentlichen  Ordnung  darstellt',  so  kann  z.  B.  die  Polizei 
nicht  schlechthin  Konkubinate  verbieten,  selbst  dann  nicht,  wenn 
sie  ein  ehebrecherisches  Verhältnis  darstellen,  sondern  nur  dann, 
wenn  sie  durch  die  besonderen  tatsächlichen  Umstände  des 
Falles  ein  öffentliches  Ärgernis  erregen.  Die  Existenz  der  sog. 
Sittenpolizei,  d.  h.  Prostitutionspolizei,  beweist  nichts  für  eine 
Befugnis  der  Polizei  zur  Wahrung  der  Sittlichkeit;  denn  als  ihr 
wesentlicher  Zweck  ist  von  der  Verwaltungspraxis  —  besonders 
in  neuerer  Zeit  —  immer  deutlicher  ausgeprägt  worden  der 
Schutz  der  öffentlichen  Gesundheit,  Sicherheit  und  Ordnung^). 
Auf  allen  anderen  Gebieten  der  Sittlichkeit,  die  außerhalb  der 
geschlechtlichen  Zucht  und  Sitte  stehen,  ist  nie  eine  Kompetenz 
der  Polizei  angenommen  worden.  Es  ist  nie  bezweifelt  worden, 
daß  die  Polizei  unzuständig  ist,  z.  B.  Tierquälereien,  oder,  wie 
das  im  Polizeistaat  allgemein  üblich  war,  das  Fluchen  und 
Schwören,  übermäßiges  Trinken,  übermäßigen  Luxus  u.  dergl.  zu 
verbieten.  Endlich  liegt  auch  die  Wahrung  ästhetischer  Inter- 
essen nicht  im  Polizeigedanken.  So  ist  z.  B.  eine  polizeiliche 
Anordnung  unzulässig,  die  die  Benutzung  von  Pferden  „mit 
augenscheinlichen  Schäden"  verbietet,  die  gebietet,  daß  Leichen- 
wagen nur  im  Schritt  fahren  sollen  oder  daß  eine  neu  zu  er- 
bauende Brücke  gewissen  architektonisch-künstlerischen  Erforder- 
nissen genügen  müsse.  Auch  kann  nicht  polizeilich  gegen  die 
Verbreitung  übler  Gerüche,  z.  B.  beim  Futterkochen  für 
Schweine,  eingeschritten  werden. 

Das  Wesen  aller  dieser,  von  der  preußischen  Rechtspraxis 
herausgearbeiteten,  Beschränkungen  des  Polizeigedankens  liegt  in 
der  Ausschließung  der  Idee  der  Wohlfahrtsforderung.  Dasselbe 
staatsgedankliche  Prinzip  ist  von  ihr  auch  in  der  Formulierung 
zur  Anwendung  gebracht  worden,   daß  nach  dem  Alig.  Land  recht 
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1)  Nähere«  Wolzendorft,  Polizei  und  Prostitution  48  fr.,  54  ff. 
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nur  die  „Abwehr  von  Gefahren"  zu  dem  Amte  der  Polizei 
gehöre.  Daher  sind  nicht  nur  positiv  fördernde  Maßnahmen 
der  Polizei  für  unzulässig  erachtet  worden,  z.  B.  Auflagen  an 
den  Eigentümer  eines  Brunnens  zu  dem  Zwecke,  um  den  Bezug 
guten  Wassers  für  die  Umwohner  zu  erleichtern,  sondern  auch 
Maßnahmen,  die  nur  entfernt  drohende  Gefahren  und  solche 
Schädigungen  abwehren  wollen,  die  nicht  sowohl  „Gefahren"  als 
vielmehr  nur  „Belästigungen"  (z.  B.  durch  laute  Geräusche) 
bilden.  Der  eigentliche  Gedanke  ist  immer  nur  der  des  Gegen- 
satzes zum  eudämonistischen  Bevorraundungsprinzip. 

Dieser  Grundgedanke  ergibt  endlich  noch  eine  ganz  all- 
gemeine Einschränkung  des  Polizeigedankens:  die  Polizei  kann 
und  soll  überhaupt  nicht  positiv  Zustände  fördern,  die  dem 
öffentlichen  Interesse  entsprechen,  sondern  nur  Störungen  von 
diesen  Zuständen  abwenden.  Daher  kann  mittels  der  Polizei- 
gewalt von  dem  Einzelnen  nur  das  Unterlassen  oder  Beseitigen 
von  Störungen  verlangt  werden,  die  von  ihm  ausgehen,  sei  es 
von  seinem  persönlichen  Verhalten,  sei  es  von  seinem  Eigentum, 
seinen  Unternehmungen  usw.;  wofür  er  sozial  verantwortlich  er- 
scheint. So  kann  z.  B.  der  Einzelne  angehalten  werden,  den  Zu- 
gang zu  seinem  Hause  zu  beleuchten,  bei  Glatteis  zu  streuen 
usw.,  nicht  aber,  die  öffentliche  Straße  zu  reinigen.  Durch  den 
Polizeigedanken  ist  es,  mit  anderen  Worten,  nicht  gerechtfertigt, 
daß  den  Einzelnen  besondere  Dienstpflichten  auferlegt  werden. 

Das  innerste  Wesen  dieses  Polizeigedankens  ist  durch  die 
Genossenschaftsidee  bestimmt,  die  wir  von  der  Wissenschaft  der 
beginnenden  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  allmählich  her- 
ausgearbeitet gesehen  haben.  Es  ist  das  die  Idee,  daß  das 
bürgerliche  Zusammenleben  im  Staat  seine  Grundlage  haben  muß 
in  der  auf  gemeinsamer  Verpflichtung  gegenüber  der  Gesamtheit 
gegründeten  gemeinsamen  Berechtigung  der  Glieder  der  bürger- 
lichen Gesellschaft.  In  dem  aus  dieser  Idee  entspringenden 
Gedanken  einer  Bürgerpflicht  zur  Unterlassung  aller  Störungen 
der  Ordnung  bürgerlichen  Zusammenlebens  hat  der  Polizei- 
gedanke immer  noch  eine  —  wie  0.  Mayer  früher  sagte*) 
—   naturrechtliche  Grundlage,    die   „Maß   und   Richtung   für 

*)  0.  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I,  257;  die  2.  Aufl.  de» 
Werkes  (221)  renneidet  diesen  Ausdruck;  juristisch  vielleicht  mit  Recht. 
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das,    was    als    damit    gewollt    anzusehen"    ist,    gibt^).     Nur    die 
Wirkung  dieser  beiden  Gedanken  ist  es,   wenn  sich  uns  aus  dem 
Gesamtbilde    unseres    Polizeirechts  jene   Auffassung    des   für   sie 
entscheidenden,     nach    meiner    Ansicht    aber    jeder    juristischen 
Definition     sich    entziehenden,    Begriffes     der    „öffentlichen  Ord- 
nung" ergibt,    die  ich  früher  dahin  kennzeichnen  zu    können  ge- 
glaubt  habe,     daß   sie   zu   der   gesamten    staatlichen  und   recht- 
lichen Ordnung  gewiesermaßen    den  Vorhof  bilde:    den   unmittel- 
barsten  Schutz    des    bürgerlichen   Lebens;    „Vorbedingung    einer 
gedeihlichen  Koexistenz   aller,   Grundlage   des  Gemeinlebens"  hat 
Anschütz    es   genannt.     Daneben   ist   das  Prinzip    der  staatlichen 
Autoritätswahrung  auch  heute  noch  dem  Polizeigedanken  immanent 
und  kommt  stellenweise  in  reiner  Form  zum  Ausdruck:    so  kann 
und  soll  z.  B.  die  Polizei  die  äußeren  Störungen  des  Funktionierens 
öffentlicher  staatlicher  Handlungen   schützen:   sie  wird  eine  mili- 
tärische Parade   ebenso  wie    die  Augenscheinseinnahme   eines  Ge- 
richts,   die  Abhaltung   von  Wahlen    ebenso   wie    die  Person    des 
Monarchen    vor    Störungen    durch    den    Mob    schützen.      Regel- 
mäßig  aber  wird    im    Polizeigedanken    das   Autoritätsprinzip  nur 
durch  Vermittlung  der  Genossenschaftsidee  wirken,  durch  das  ge- 
meinsame und  gegenseitige  Interesse  des  bürgerlichen  Zusammen- 
lebens.    Am    deutlichsten   zeigt  sich  das  bei   politischen  Fragen: 
das  Aushängen    einer   dänischen  Fahne  in  Nordschleswig  mochte 
unbedingt  dem  Autoritätsprinzip  zuwider  sein,  in  früheren  Zeiten 
auch   das  Tragen   der  roten  Fahne    durch    die   Sozialdemokraten; 
die  Rechtsprechung  hat  immer  daran  festgehalten,  daß  ein  polizei- 
liches Einschreiten   gegen  solche  Tatbestände  jedoch  nur  zulässig 
ist,  wenn  aus  ganz  bestimmten  besonderen  Tatsachen  zu  schließen 
ist,    daß  dieselben   zu  einer  Störung   der  öffentlichen   Ruhe  und 

^)  Die  naturrechtliche  Grundlage  nehme  ich  nicht  für  den  gesamten 
Polizeigedauken,  sondern  nur  für  sein  genossenschaftliches  Element  an.  Das 
Moment  des  Autoritätsprinzips  möchte  ich  einfach  auf  Grund  der  Entwick- 
lungsgeschichte des  Polizeigedankens  als  historische  Tatsache  ansehen.  (In- 
sofern stimme  ich  daher  mit  Waldecker  a.  a.  0.  347  flf.  überein.)  Ich 
kann  deshalb  nicht  mit  0.  Mayer  eine  „vorausgesetzte  allgemeine  Unter- 
tan" enpflicht",  sondern  nur  eine  Genossonpflicht  anerkennen  als  natur- 
rechtliche Grundlage  des  Polizeigedankens.  [Über  die  juristische  Bewertung 
dieser  Pflichten  als  rechtlicher  Grundlagen  der  Polizcigewalt  ist  mit 
dem  allen  noch  nichts  ausgesagt] 
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Ordnung  führen  können.  Das  Autoritätsprinzip  mag  unbedingt 
die  Verhinderung  eines  ehebrecherischen  Konkubinats  verlangen; 
die  Verwaltungspraxis  hat  stets  anerkannt,  daß  ein  polizeiliches 
Einschreiten  nur  möglich  ist,  wenn  tatsächlich  ein  „öffentliches 
Ärgernis"  eine  Störung  des  bürgerlichen  Zusammenlebens  verur- 
sacht. Das  Autoritätsprinzip  müßte  —  um  hiermit  die  Reihe 
der  Beispiele  zu  schließen  —  an  sich  eine  überall  gleiche  Be- 
handlung derselben  Tatbestände  verlangen;  das  Genossenschafts- 
prinzip hingegen  führt  zu  einer  vollständigen  Aufgabe  dieser 
Folgerung:  nur  die  Interessen  des  staatsbürgerlichen  Gemein- 
lebens können  bestimmend  dafür  sein,  ob  hier  oder  dort  ein  Tat- 
bestand das  Eingreifen  der  Staatsautorität  verlangt:  „what  would 
be  a  nuisance  in  Belgrave  Square  would  not  necessarely  be  ä 
nuisance  in  Bermondsey"  sagt  die  englische  Verwaltungslehre;  die 
französische  Jurisprudenz  betont  das  Beispiel,  daß  die  Auffüh- 
rung der  „Hugenotten"  in  Paris  einwandfrei  sein  und  doch  in 
der  Provinz  eine  solche  Störung  des  bürgerlichen  Lebens  verur- 
sachen könne,  daß  sie  zwar  dort  nicht,  hier  aber  unbedenklich 
polizeilich  verboten  werden  könne;  und  in  allen  deutschen 
Staaten  ist  es  zweifellos,  daß  in  der  Festsetzung  der  Polizei- 
stunde und  fast  allen  Maßregeln  der  Lustbarkeitspolizei  in  Groß- 
städten mit  anderem  Maßstabe  gemessen  werden  müsse  als  in 
Kleinstädten').  Und  nicht  nur  örtlich,  sondern  auch  zeitlich  be- 
dingt die  Genossenschaftsidee  in  ihrem  Zusammenwirken  mit 
dem  Autoritätsprinzip  jene  eigentümliche  Elastizität  des  Polizei- 
gedankens: in  Kriegszeiten  z.  B.  verlangen  beide,  wie  ich  an 
anderer  Stelle  näher  begründet  habe  2),  eine  Verschärfung  der 
sittenpolizeilichen  Maßregeln,  denn  die  Staatsautorität  wie  das 
bürgerliche  Zusammenleben  müssen  mit  Notwendigkeit  es  als 
einen  Bestandteil  der  öffentlichen  Ordnung  ansehen,  daß  der  Ein- 
zelne einen  gewissen  Grad  menschlicher  und  bürgerlicher  "Würde 
in  seiner  äußeren  Lebensführung  betätigt. 

So  hat  die  Verwaltungsrechtsprechung,  wie  hier  nur  in  den 
gröbsten  Umrissen   angedeutet  werden  konnte,  ein  ganzes  System 

')  Vgl.    Wolzendorff,    Artikel    „Polizeistunde'    und    „Tanzlustbar- 
kciten"   in  v.  Stengel-Fleischmann,  Wtbch.  St.  u.  Verw.  R.  III.,  1913. 
*)  Pr.  Verw.  Bl.  XXXVI,  Heft  13. 
Woizendorff,  PolizeigedMike  ^" 
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staatstheoretischer  Grundsätze  zur  Ausprägung  gebracht,  die  den 
Inhalt  des  Polizeigedankens  umgrenzend  bestimmen.  Es  ist 
nicht  ohne  Bedeutung,  daß  deren  Ausprägung  gerade  auf  diesem 
Wege  erfolgte.  Der  Polizeistaat  hatte  mit  seinen  eigenen 
Mitteln,  der  autoritären  programmatischen  Feststellung,  sich 
seinen  Polizeigedanken  geschaffen.  So  hat  sich  auch  der  Ver- 
fassungs-  und  Rechtsstaat  mit  seinen  Mitteln  seinen  Polizei- 
gedanken gebildet:  mit  den  Mitteln  des  rechtlichen  Schutzes 
des  staatsbürgerlichen  Lebens.  Freilich  ist  das  nur  die  negative 
Seite,  die  Umgrenzung  des  Polizeigedankens ^).  Aber  auch  das 
entspricht  dem  Wesen  des  deutschen  konstitutionellen  Staats- 
rechts. Denn  der  positive  Kern  des  Polizeigedankens  war  bereits 
vorhanden:  das  staatliche  Autoritäts-  und  Ordnungsprinzip  als 
Erbe  des  absoluten  Staates  und  die  Genossenschaftsidee  als 
Produkt  des  mit  der  Einführung  des  Volksheeres  ins  Leben  tretenden 
und  dem  Erlaß  der  Verfassung,  der  Gründung  des  Reichs,  der 
Verwaltungsreform,  dem  Ausbau  der  Selbstverwaltung  und  der 
Einrichtung  einer  Verwaltungsgerichtsbarkeit  ausgebildeten  moder- 
nen, deutschen  konstitutionellen  Staatsgedankens  2),  Das  führt 
uns  nun  zu  dem  staatstheoretisch  wichtigsten  Charakterzug  des 
neuen  Polizeigedankens,  dem  Verhältnis  des  rechtlichen  und  des 
politischen  Elements  in  ihm. 


5.   Rechts-  und  staatswissenschaftliche  Bedeutung 
des  modernen  Polizeigedankens 

Wie  der  neue  Polizeigedanke  ausgebildet  worden  ist  mit 
den  Mitteln  des  konstitutionellen  Rechtsstaats,  so  ist  er  auch  nur 
dessen  Produkt:  er  ist  nur  ein  staatsrechtlicher,  nicht  un- 
mittelbar ein  verwaltungswissenschaftlicher.  Er  bestimmt  nicht 
Art    und    Richtung    des    Polizeigedankens,      als    des    Gedankens 


^)  Insofern  ist  wieder  Waldecker  (a.  a.  0.  347)  zuEustimmen,  wenn 
er,  in  Ausführung  seiner  Lehre  von  der  rein  „thatsächlichen"  Natur  der 
Polizei  sagt:  „Rechtlich  sind  nur  Form  und  Mittel,  in  denen  sie  sich 
bewegt  ...  So  bleibt  als  notwendiger  juristischer  Bestandteil  nur  die 
Schranke  der  Polizeigewalt. " 

»)  Vgl.  oben  131  ff.,  165  ff.,  176  ff.,  sowie  Vom  deutschen  SUat  75  ff. 
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autoritärer  Eegelung  des  bürgerliehen  Lebens  durch  die  staat- 
liche Verwaltung,  sondern  setzt  nur  die  rechtlichen  Grenzen  fest, 
innerhalb  deren  jener,  mangels  besonderer  gesetzlicher  Ermächti- 
gung, die  Verwaltung  zu  obrigkeitlichem  Handeln  gegenüber  dem 
Bürger  berechtigt. 

Staatstheoretisch  ist  so  ein  besonderer  Polizeigedanke 
des  konstitutionellen  Staats  geschaffen  worden,  dessen  ganz 
allgemeiner  prinzipieller  Inhalt  der  ist:  die  unmittelbare  Ver- 
wirklichung gewisser  Zwecke  durch  zwangsweise  Tätigkeit  der 
inneren  Verwaltung  ist  für  das  staatliche  Leben  so  wichtig,  daß 
jener  ein  für  allemal  die  rechtliche  Möglichkeit  dazu  gegeben 
sein  muü.  Die  Zuständigkeit,  die  für  die  Verwaltung  daraus  — 
auf  welchem  rechtlichen  Wege  auch  immer  —  entspringt,  nennt 
das  Staatsrecht  die  Polizeigewalt.  Der  Polizeigedanke,  den 
die  preußische  Verwaltungspraxis  herangebildet  hat,  bestimmt 
nur  den  grundsätzliclien  Inhalt  dieser  Poiizeigewalt.  Er  ist 
also  selbst  nur  ein  Ausfluß  des  allgemeinen  staatstheoretischen 
Polizeigedankens  des  konstitutionellen  Staats  und  hat  sein  be- 
sonderes Wesen  darin,  daß  er  rein  rechtlichen  Chaiakters  ist. 
Wir  können  ihn  vielleicht  als  den  Polizeigedanken  im  engeren, 
juristischen,  Sinne  bezeichnen,  indem  wir  damit  zum  Ausdruck 
bringen,  daß  mit  seiner  Bestimmung  über  den  Polizeigedanken 
im  weiteren  und  eigentlichen,  d.  h.  j)olitischen  oder  staatsge- 
danklichen,   Sinne  tormell  überhaupt  noch  nichts  ausgesagt  ist. 

Mit  der  Entwicklung  dieser  Spaltung  des  Polizeigedankens 
in  einen  juristischen  und  einen  politischen  ist  dieser  selbst  zum 
erstenmale  in  der  Geschichte  seiner  staatstheoretischen  Ent- 
wicklung losgelöst  worden  von  jener  Grundlage,  aus  der  alle 
Wirrnisse  dieser  Entwicklung  erwachsen  waren:  von  der  des 
Naturrechts,  die  die  Bindung  pulitisciier  Ideen  in  die  starren 
und  autoritativen  Formen  rechtlicher  Dogmen  bedeutete.  Der 
Grundgedanke  des  konstitutionellen  Rechtsstaats,  die  Klarheit 
des  rechtlichen  Verhältnisses  zwischen  obrigkeitlicher  Gewalt  und 
Bürger-,  hatte  durch  das  wichtigste  Element  des  Rechtsstaates 
selbst,  die  Verwaltungsrechtsprechung,  dahin  geführt,  den  recht- 
lichen Polizeigedanken,  die  Umgrenzung  der  Polizeigewalt,  selb- 
ständig zu  machen.  Dadurch  war  nicht  nur  dieser  befreit  von 
den  Schwankungen  naturrechtlicher  Lehnneiuung,   sondern  gleieh- 

13* 
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zeitig  aucii  der  politische  Polizeigedanke  staatstlieoretisch  losgelöst 
von  deren  dogmatischen  Formeln.  Ihre  Beziehungen  sind  jetzt 
nur  mehr  die  von  Recht  und  Politik,  ihr  Ausgleich  ist  eine 
Frage  der  Rechtspolitik. 

Nun  darl"  freilich  die  Tatsache  nicht  vergessen  werden,  die 
die  Juristen  trotz  ihrer  Selbstverständlichkeit  so  gerne  übersehen, 
daß,  wie  Jhering  es  ausgedrückt  hat,  die  Gründe  de  lege  lata 
nach  Erlaß  des  Gesetzes  nichts  anderes  sind  als  die  Gründe  de 
lege  ferenda  vor  Erlaß  des  Gesetzes.  Wenn  deshalb  heute  das 
Recht  bestimmt,  wie  weit  der  Polizeigedanke  unmittelbar  maß- 
gebend ist  füp  das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Organen  der 
Polizeigewalt  in  der  inneren  Verwaltung  und  dem  Bürger,  so  ist 
darin  doch  nur  die  gesetzgeberische  Anwendung  eines  Gedankens- 
de  lege  ferenda  enthalten,  der  selbst  seiner  Natur  nach  ein 
staatstheoxetischer  ist.  Denn  seine  Grundlage  ist  eine  rein 
staatswissenst'haftliche:  nach  der  positiven  Seite  hin  einmal,  daß' 
der  moderne  Staat  einer  autoritären  Wahrung  der  äußeren  Ord- 
nung im  bürgerlichen  Leben  nicht  entraten  kann,  sodann  aber, 
daß,  entsprechend  dem  Wesenszuge  seiner  ganzen  heutigen 
Organisation,  Maß  und  Richtung  dieser  autoritären  Ordnungs- 
wahrung durch  den  Genossenschaftsgedanken  bestimmt  werden 
müssen;  nach  der  negativen  Seite  hin,  daß  von  jener  aus- 
geschlossen sein  müssen  einmal,  aus  ihrem  eigenen  Prinzip,  alle 
die  Dinge,  die  nach  der  Empirie  der  Verwaltungsgeschichte  sich 
als  vollständig  ungeeignet  für  autoritäre  Einwirkung  darstellen, 
zum  anderen  nach  dem  Genossenschaftsgedanken  solche,  die  nach 
der  modernen  Gnindauffassung  vom  Staate  prinzipiell  der,  der 
staatlichen  Zuständigkeit  entzogenen,  Freiheitssphäre  des  Indi- 
viduums angehören,  mit  anderen  Worten:  alle  die  Dinge,  die 
nur  eine  eudämonistische,  sittlich  und  wirtschaftlich  bevor- 
mundende Polizei  in  ihren  Bereich  ziehen  kann.  Wenn  wir  also, 
ohne  in  juristische  Formalistik  zu  geraten,  in  seiner  wirklichen 
Bedeutung  denjenigen  Polizeigedanken  unseres  heutigen  Staats- 
lebens bestimmen  wollen,  den  wir  als  den  staatsrechtlichen  be- 
zeichnen zu  können  glaubten,  müssen  wir  die  bisherige  Er- 
klärung noch  durch  die  Einfügujjg  dieses  staatstheoretisch-legis- 
latorischen Gedankens  ergänzen. 

Der  besondere  staatstheoretische  Polizeigedanke  des  konstitu- 
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tionellen  Staates  —  so  hatten  wir  gefunden  —  geht  formal  da- 
hin: die  unmittelbare  Verwirklichung  gewisser  öffentlicher 
Zwecke  in  der  Regelung  des  bürgerlichen  Zusammenlebens  durch 
zwangsweise  Tätigkeit  der  inneren  Verwaltung  ist  für  das  staat- 
liche Leben  so  wichtig,  daß  jene  ein  für  alle  mal  dazu  er- 
mächtigt sein  muß.  Diese  Zwecke  —  so  müssen  wir  nun  hinzu- 
fügen —  sind  materiell  enthalten  in  den  aus  der  Modifizierung 
des  staatlichen  Autoritätsprinzips  durch  den  Genossenschaftsge- 
danken bei  Ausschluß  des  eudämonistischen  Bevormundungs- 
prinzips sich  ergebenden  öffentlichen  Interessen,  die  in  unserer 
Rechtssprache  mit  den  Ausdrücken  der  „Erhaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sicherheit''  —  nicht  definiert,  sondern  nur 
—  bezeichnet  werden.  Denn  das  ist,  wie  wir  fanden,  nur  die 
Konsequenz  der  Grundgedanken  des  heutigen  deutsciien  Staats 
als  eines  aus  dem  absoluten  Staat  durch  Einführung  des  konsti- 
tutionellen Regimes  entwickelten  politischen  Gebildes  und  ist  da- 
her tatsächlich  der  staatstheoretische  Gedanke,  der  im  gemeinen 
deutschen  Staatsrecht  heute,  wenn  auch  in  verschiedenen  Formen, 
legislatorisch  anerkannt  ist^). 

Es  ist  keine  begriffliiche  Spielerei,  sondern  eine  rein  prak- 
tische Erwägung,  die  es  notwendig  erscheinen  läßt,  auf  dieseh 
staatstheoretischen  Gehalt  des  staatsrechtlichen  Polizeigedankens 
hinzuweisen.  Denn  die  Beschränkung  der  „Polizeigewalt"  durch 
einen  staatstheoretischen  Gedanken  gibt  ihr  jene  eigentümliche 
Elastizität,  die  für  die  Verwaltungspraxis  ebenso  wertvoll,  wie 
für  das  Verwaltungsrecht  gefährlich  ist.  Jeder  staatstheoretische 
Gedanke  kommt  im  Leben  niemals  in  der  Abstraktion  seiner 
eigenen  Idee  sondern  immer  nur  in  der  Gestaltung  zur  Geltung, 
die  ihm  die  Lebensanschauungen,  insbesondere  die  politischen, 
ethischen  und  sozialen  Ueberzeugungen,  der  zu  seiner  Anwendung 
Berufenen  geben.  Diese  darf  aber  tatsächlich  nicht  schlechthin 
die  maßgebende  sein.  Der  Inbegriff  der,  den  staatsrechtlichen 
Polizeigedanken  bestimmenden,  staatstheoretischen  Gedanken,  den 
die  Rechtssprache  mit   „öffentlicher  Ordnung"  bezeichnet,   ist  da- 

1)  Die  Bogieiuung  der  Polizeigewalt  durch  den  sog.  Ordnungszweck 
ist  als  Grundsatz  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts  in  der  Theorie  schon 
früher  von  Anschütz,  Kleiner  und  mir,  neuerdings  auch  vom  preuß, 
Oberverwaltuügsgericht,  anerkannt  würden  (E.  v.  5.  5.  1914,  Bd.  67,  S.  402  f.). 
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her  von  Anschtitz  sehr  richtig  in  dem  gesehen  worden,  was 
„nach  den  jeweils  herrschenden  ethischen  und  sozialen  An- 
schauungen als  Vorbedingung  einer  gedeihlichen  Koexistenz  aller, 
als  Grundlage  des  Gemeinlebens  gilt."^)  Daraus  ergibt  sich  die 
staatswissenschaftliche  Aufgabe  in  der  Bestimmung  des  eigenen 
Wesens  des  Polizeigedankens,  die  zugleich  die  wichtigste  und 
oberste  Aufgabe  der  Lehre  vom  Polizeirecht  ist:  objektiv  jene 
tatsächlich  herrschenden  Anschauungen  festzustellen  und  sie  so 
in  der  Anwendung  jenes  Gedankens  in  Verwaltung  und  Verwal- 
tung srechtspflege  der  Beeinflussung  durch  die  rein  subjektive 
Wertung  der  zu  dieser  Anwendung  berufenen  Individuen  zu  ent- 
ziehen. 

Nur  ein  Beispiel  für  die  Bedeutung  dieser  Feststellung! 
Das  thüringische  Oberverwaltungsgericht  stand  1918  vor  der 
Frage,  ob  die  Aufführung  eines  Stückes  mit  Recht  verboten  war, 
das  biblische  Stoffe,  sie  abweichend  von  der  Kirchenlehre  ge- 
staltend, zum  Gegenstand  rein  menschlicher  Probleme  gemacht 
hatte.  Es  gelangte  zur  Bejahung  dieser  Frage.  Diese  Ent- 
scheidung —  deren  konkrete  Richtigkeit  hier  nicht  erörtert 
werden  kann  —  glaubte  jenes,  von  tiefem  sittlichen  und  recht- 
lichen Ernst  getragene,  Erkenntnis-)  aber  nur  mit  dem  Satz  be- 
gründen zu  können,  daß  zu  der  von  der  Polizei  zu  schützenden 
„öffentlichen  Ordnung"'  auch  die  „öffentliche  Sittlichkeit"  gehöre. 
Dieser  Satz  ist  schlechterdings  falsch,  zumal  unter  „öffentlicher" 
Sittlichkeit  nicht  verstanden  werden  wollte  ein  der  Sittlichkeit 
entsprechendes  äußerliches  Handeln,  sondern  eine  „allgemeine 
Sittlichkeit."  Das  Erkenntnis  beruft  sich  auf  die  Definition  des 
preußischen  Oberverwaltungsgerichts:  „Inbegriff  der  sittlichen 
Anschauungen,  die  die  notwendige  Grundlage  des  staatlichen  Zu- 
sammenlebens bilden."  Diese  Definition  aber  ist  nicht  nur 
falsch,  sondern  innerlich  unwahr:  ist  die  aus  Rache  geschehene 
anonyme  Denunziation  nicht  eine  widerliche  Unsittlichkeit  — 
man  frage  einmal  die  Staatsanwälte  oder  (leider!)  jetzt  die  mili- 
tärischen   Ersatzbehörden  —  die   schlechterdings    „die   Grundlage 


^)  Anschütz,  Die  Polizei  17. 

2)  Entsch.    Thür.    0.  V.  G.    ?.   5.  11.   13    (Blätter    für    Rechtspflege    in 
Thüringen  und  .Anhalt,  N.  F.  XL,  273-291). 
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des  staatlichen  Zusammenlebens"  untergräbt:  gilt  nicht  dasselbe 
Yon  stadtbekannten  Ausschweifungen,  alkoholischen  und  sexualen, 
von  Leuten  in  sozialen  und  staatlichen  Würdestellungen,  von  der 
Tätigkeit  des  Anwalts,  der  „jede"  Sache  übernimmt,  von  all'  den 
unzähligen  Handlungen,  die  nur  infolge  der  Gesetzeskunde  des 
Täters  sich  dem  starrmaschigen  Begriffsnetz  unseres  Strafr 
gesetzbuches  entziehen?  Hat  man  je  aus  solchen  Tatbeständen 
die  Berechtigung  zu  polizeilichem  Einschreiten  wegen  Ge- 
fährdung der  öffentlichen  Ordnung  gerechtfertigt?  Darin  liegt 
das  innerlich  Unwahre  jenes  Satzes  des  preußischen  Oberver- 
waltungsgerichts. Das  Falsche  liegt  darin,  daß  es  die  sittlichen 
Probleme  nach  ihrer  „Notwendigkeit"  für  das  staatliche  Zu- 
sammenleben, d.  h.  nach  der  Auffassung  des  Senats  darüber 
messen  will.  Das  ist  eben  staatstheoretisch  das  Denken  des  be- 
vormundenden Eudämonismus,  rechtstheoretisch  das  des  Natur- 
rechts. Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  dieses  Denken  aus- 
geschaltet, weil  es  sich  jedem  Maßstab  entzieht.  Denn  —  um 
gleich  die  Anwendung  auf  unseren  Fall  zu  machen  —  der 
moderne  Staat  ist  so  organisch  auf  sein  Volk  gestellt,  daß  es 
überhaupt  keine  Unsittlichkeit  des  Einzelnen  geben  kann,  die 
nicht  irgendwie  auf  sein  staatsbürgerliches  Verhalten  und  damit 
sein  Verhalten  gegenüber  dem  Staat  reflektieren  wird.  Wenn 
trotzdem  das  staatstheoretische  Denken  und  mit  ihm  das  Recht 
dahin  gekommen  sind,  auf  eine  umfassende  bevormundende  Be- 
einflussung des  Individuums  in  seinem  sittlichen  Denken  und 
Handeln  zu  verzichten,  so  ist  das  geschehen  aus  der  Erkenntnis, 
daß  diese  nicht  nur  vergeblich,  sondern,  durch  ihre  Reaktion, 
sogar  schädlich  sein  müßte.  Staatstheorie  und  Recht  sind  dahin 
gekommen,  solche  Beeinflussung  auf  ein  Minimum  zu  be- 
schränken, auf  die  Unterdrückung  solcher  Lebensäußerungen,  die 
eine  Verletzung  des  Autoritätsprinzips  und  des  Genossenschafts- 
gedankens deshalb  darstellen,  weil  sie  dem  allgemeinen 
Denken  als  eine  Störung  der  „notwendigen  Grundlage  des 
staatlichen  Zusammenlebens"  erscheinen.  Das  ist  eine  sehr 
wenig  ideale,  aber  dafür  sehr  reale  Konzession;  im  Grunde  die- 
selbe, auf  der  das  ganze  Verhältnis  menschlicher  Rechts-  und 
Staatsordnung  beruht,  um  anwendbare  und  durchführbare 
Normen   zu   gewinnen.     Nicht   aus  den  hohen  Forderungen  staat- 
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lieber  und  sittlicher  —  vermeintlicher  oder  wirklicher  —  Ide- 
alisten können  wir  bestimmen,  welche  Unsittlichkeit  als  eine 
Störung  der  Gnindlage  des  staatlichen  Zusammenlebens  er- 
scheint, sondern  nur'  aus  der  allgemeinen  ethischen  und  sozialen 
Kultur  der  Zeit  und  des  Volkes,  Der  subjektive  Maßstab  eines 
strengen  Oberverwaltungsgerichtsrats  ist  dafür  ebensowenig 
brauchbar,  wie  der  des  Snobs  aus  Berlin  W.  W.,  sondern  aus- 
schließlich jener  objektive  Maßstab,  der  selbst  nur  zu  gewinnen 
ist  auf  dem  Wege  soziologischer  Erkenntnis.  Solche  Erkenntnis, 
die  allein  den  materiellen  Gehalt  des  die  Grenzen  der  Polizei- 
gewalt bestimmenden  staatsrechtlichen  Polizeigedankens  ermitteln 
läßt,  ist  daher  auch  für  unser  Rechtsleben  unendlich  wichtig 
und  kann  durch  die  größte  Feinheit  begrifflicher  rechtsdogma- 
tischer Untersuchungen  nicht  ersetzt^  werden. 

Einfach  eine  Folge  des  Verwaltungswissen  schaftlichen  Charak- 
ters des  materiellen  Gehalts  des  staatsrechtlichen  Polizeigedankens 
ist  es,  daß  begriffliche  Definitionen  uns  seiner  Erkenntnis  keinen 
Schritt  näher  bringen  können,  Sie  mögen  für  die  erste  Einführung 
großen,  vielleicht  unersetzlichen,  Wert  haben,  als  Grundlage  füi 
die  knappen  Leitsätze  eines  allgemeinen  verwaltungsrechtlichen 
Lehrbuchs  daher  unentbehrlich  sein.  Für  die  wirkliche  Rechts- 
anwendung bilden  sie  in  höchster  Steigerung  jene  Gefahr,  die  an 
sich  schon  jede  „definitio  in  jure"  in  sich  birgt:  die  Gefahr 
eines  völligen  Abgleitens  von  dem  eigentlichen  Rechtsgedanken, 
die  die  minimalste  —  bei  nur  menschlichem  Verstände  einfach 
nicht  zu  venneidende  —  üngenauigkeit  der  Begriffs bil düng  bei 
unentwegter  begrifflicher  Konstruktion  mit  mathematischer  Not- 
wendigkeit nach  sich  ziehen  muß.  Wer  in  der  Praxis  der  Ver- 
waltung und  ihres  Rechts  zu  Hause  ist,  wird  mir  ohne  weiteres 
zugeben,  daß  es  sehr  schwer  sein  dürfte,  irgend  ein  Lebensver- 
hältnis zu  finden,  für  das  geschickte  Dialektik  nicht  irgend 
welche  störenden  Beziehungen  zur  öffentlichen  „Sicherheit"  oder 
„Ordnung"  konstruieren  könnte.  So  floß  z.  B.  noch  für  Suarez 
„aus  dem  Rechte,  Verbrechen  zu  verhüten,  die  Befugnis,  dem 
Müßiggange  zu  steuern,  jeden  Einwohnei  des  Staats  zu  irgend 
einer    nützlichen    Beschäftigung    anzuhalten"    und    dgl.    mehr^). 

^)  In  dem  Vortrage  „Über  das  Recht  der  Polizei",  vgl.  Ztschrft.  f. 
Lit.  u.  Gesch.  d.  St.  W.  III,  373. 
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Andere  verstanden  unter  öffentlicher  Sicherheit,  wie  oben  er- 
wähnt*), „Sicherheit  der  Moralität"  oder  des  „Vervollkomm- 
nungszwecks". Das  Kammergericht'')  hatte  sich  vor  nicht  allzu- 
langer Zeit  einmal  mit  dem  Argument  herumzuschlagen,  daß  im 
Gefolge  des  Rauchens  Jugendlicher  durch  die  Äußerungen  des. 
Ärgernisses  Einzelner  und  den  Widersprach  Anderer  auf  der 
Straße  Streit  und  durch  diesen  wieder  Verkehrsstörungen  ent- 
stehen könnten  2).  Neuerdings  wird  ja  auch  in  diesem  Rauchen 
Jugendlicher  überhaupt  schon  an  sich  eine  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  erblickt  3).  Wie  es  mit  den  Begriffen  der 
Feiertagsheiligung  und  der  Sittlichkeit  als  Bestandteil  der  öffent- 
lichen Ordnung  gehen  kann,  haben  wir  schon  gesehen*).  In  den 
verwaltungsrechtlichen  Übungen  an  der  Universität  Marburg 
haben  mir  durch  Anlage  oder  Schulung  in  der  juristischen  Ra- 
bulistik  gewandte  Studenten  in  dieser  Art  Entscheidungen  poli- 
zeirechtlicher Fälle  geliefert,  für  die  jeder  Praktiker  nur  ein  un- 
geheures Schütteln  des  Kopfes  gehabt  hätte  —  aber  noch  viel 
größere  Mühe,  sie  zu  widerlegen,  trotz  ihrer  ganz  offenbaren  Un- 
sinnigkeit. Den  erfahrenen  Praktiker  leitet  eben  ganz  sicher  das, 
was  wir  „Takt"  nennen.  Dieser  Takt  ist  jedoch  nur  dann  ein 
wirklich  sicherer  Wegweiser,  wenn  er  nicht  auf  einem  vagen  Ge- 
fühl, sondern  klarer  Erkenntnis  gegründet  ist.  Nur  ist  es  das 
Wesen  dieser  Erkenntnis,  daß  sie  zu  kompliziert  ist,  um  auf  ein- 
fache begriffliche  Formeln  gebracht  werden  zu  können.  Denn 
sie  ist  die  Erkenntnis  der  Gesamtheit  aller  jener  staatlichen 
und  rechtlichen  Grundgedanken,  die  ich  hier  ihrer  Art  und 
Entstehung  nach  zu  entwickeln  versucht  habe.  Sie  ist  der  nur 
durch  genaues  Verständnis  aller  einzelnen  Elemente  zu  weckende 
Sinn  für  die  Zusammenhänge  und  das  Wirken  der  Kräfte  des 
staatlichen  und  rechtlichen  Lebens. 

Für  das  Recht  und  die  prinzipiellen  Fragen  seiner  Anwen- 
dung kann  das,  was  hier  über  die  Beurteilung  des  Polizeige- 
dankens    gesagt    ist,     gar    nichts    besonderes    bieten.      Ein    so 


1)  oben  157. 

2)  Entsch.  V.  4.  2.  1904  (Johow,  Jahrbuch  XXVII,  C,  46  f.). 

')  Siehe  jedoch  dazu  die  verständigen  Ausführungen  von  Hellwig  in 
Concordia  XXIII,  Heft  1 . 
*)  oben  117  f. 
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hervorragender  Rechtslehrer  wie  Anschütz  hat  schon  längst  da- 
rauf hingewiesen  ^),  daß  der  mit  den  Begriffen  der  öffentlichen 
Ordnung  und  Sicherheit  der  Rechtsanwendung  gegebene  Raum 
nicht  im  mindesten  größer  ist  als  der  ihr  durch  die  Begriffe 
„Treu  und  Glauben"  „mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte"  an- 
gewiesene •  (§  157.  B.  G.  B.).  Auch  diesen  kann  man  mit  ein- 
fachen Definitionen  niemals  beikommen.  Ein  Ziviljurist  mag 
sämtliche  „herrschenden"  oder  nicht  herrschenden  Definitionen 
für  jene  Begriffe  am  Schnürchen  herzählen  können:  er  wird 
trotzdem  zur  Entscheidung  der  einfachsten  Klage  aus  Vertrag 
unfähig  sein,  wenn  ihm  die  reale  Kenntnis  der  Vertragssitte,  das 
sozialethische  Verständnis  für  die  Erfordernisse  von  Treu  und 
Glauben  und  die  psychologische  Einfühlung  in  das  Verhältnis 
beider  zu  einander  nicht  zu  Gebute  stehen.  Genau  so  wenig 
kann  der  Praktiker  der  Verwaltung  die  einfachste  Polizeiver- 
fügung lichtig  erlassen,  der  des  Verwaltungsrechts  ihre  Gültig- 
keit beurteilen,  ohne  den  politischen,  staatstheoretischen  Gehalt  des 
mit  der  Formel  des  §  10.  IL.  17.  A.  A.  R.  bezeichneten  Polizei- 
gedankens sozialwissenschaftlich  erfaßt  zu  haben. 

„Was  heute  der  Jurist  braucht,  —  so  wurde  kürzlich  ge- 
schrieben -),  und  dasselbe  gilt  natürlich  von  dem  Verwaltungs- 
beamten —  ist  die  Fähigkeit,  das  soziale  Geschehen  im  Ganzen 
innerlichst  zu  begreifen."  Der  Polizeigedanke  im  engeren  Sinne, 
der  die  rechtlichen  Grenzen  der  „Polizeigewalt"  bestimmt,  ist  in 
seinem  Wesen  und  seiner  Bedeutung  nur  zu  verstehen  auf  Grund- 
lage der  verwaltungswissenschaftlichen  Kenntnis  seiner  sozialen 
Funktion.  Diese  Funktion  selbst  aber  ist  verwaltungswissenschaft- 
lich, wie  wir  fanden,  damit  bestimmt,  daß  jener  Polizeigedanke 
im  engeren  Sinne  ein  Ausfluß  des  Polizeigedankens  im  weiteren 
Sinne  ist,  indem  er  denjenigen  Teil  desselben  heraushebt,  der 
infolge  seines  eigenen  Wesens  die  rechtliche  Möglichkeit  un- 
mittelbarer Verwirklichung  durch  die  Verwaltung  verlangt.  Der 
Polizeigedanke  im  engeren  Sinne  ist  also  nicht  zu  denken  ohne 
denjenigen  im  weiteren  Sinne.  Er  ist  daher  auch  nicht  zu  ver- 
stehen  ohne   das  Verständnis   jenes. 

■)  Anschütz,  Die  l'olizoi,  19. 

2)  Sinzheiiiier,  in  „Das  Arbeitsrecht"  II,  239. 


Kapitel  V 

Entwicklungselemeiite  des  heutigen  allgemeinen 
Polizeigedankens 

Der  staatsrechtliche  Polizeigedauke  des  heutigen  deutschen 
Staats,  der  Gedanke  einer  durch  die  Zweckrichtung  auf  den 
autoritären  Schutz  des  staatsbürgerlichen  Zusammenlebens  be- 
grenzten Polizeigewalt,  wie  ihn  das  preußische  Oberverwaltungs- 
gericht herausgearbeitet  hat,  ist  nur  das  natürliche  Produkt  der 
Entwicklungsgeschichte  des  allgemeinen  Polizeigedankens,  wie 
wir  sie  zu  verfolgen  versucht  haben:  er  beruht  auf  einer  Er- 
gänzung und  Modifikation  des  vom  absoluten  Staate  geschaffenen 
einheitlichen  Autoritätsprinzipes  durch  die  Ideen  der  Aufklärung, 
die  Prinzipien  des  Konstitutionalismus,  des  Rechtsstaats  und  des 
Gedankens  der  staatsbü.igerlichen  Genossenschaftlichkeit  als  eines 
zugleich  volklichen  und  staatliclien  Interesses.  Er  ist  also  keine 
Schöpfung  der  Staatslehre,  sondern  des  Staatslebens.  Wir  haben 
gesehen,  daß  die  Überwindung  des  naturrechtlichen  Rationalis- 
mus, die  darin  liegt,  ein  großer  Fortschritt  ist.  Für  die  Er- 
kenntnis des  heutigen  Polizeigedankens  ist  damit  aber  zugleich 
eine  große  Schwierigkeit  begründet.  Denn  es  fehlt  ihr  jeder  An- 
halt an  theoretischer  Bearbeitung. 

Nach  Überwindung  der  alten,  auf  unorganischer  Vermengung 
von  naturrechtlichera  Rationalismus  und  Empirie  beruhenden 
Polizeiwissenschaft,  ist  in  Deutschland  nur  noch  einmal  —  aber 
vor  der  Ausbildung  des  neuen  Polizeigedankens  durch  die  Ver- 
waltungsrechtspflege —  eine  allgemeine  Verwaltungslehre  aufge- 
gestellt    worden,    die    von    Lorenz  v.  Stein.     Seitdem  ist^)   diese 


')    Abgesehen    vou    ganz    veieinzclten    Ausnahmen,    die    zudem    kaum 
mehr  als  literarische  Bedeutung  erlangt  haben :  vgl.  oben  2  ff. 
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Materie  aufgeteilt  worden  zwiselien  der  Lehre  der  ökonomischen 
Politik  und  der  des  Verwaltungsrechts,  die  beide  nur  eine  Seite 
geben  können  von  dem,  was  doch  organisch  zusammengehört.  Es 
fehlt  das  Verbindende  zwischen  beiden,  das  ihren  Forschungser- 
gebnissen erst  staatswissenschaftliche  Bedeutsamkeit  verleihen 
kann.  Nicht  in  der  Einzelforschung  fehlt  diese  Verbindung  — 
die  meisten  einschlägigen  Artikel  des  Handwörterbuchs  der 
Staats  wissen  Schäften  geben  Beispiele  für  ihr  Vorhandensein  — 
aber  als  Grundlage  der  Gesamtforschung,  als  Prinzip.  Das  ist 
die  Schattenseite  der  Überwindung  des  Naturrechts. 

Ganz  im  Schatten  dieser  neueren  Aufteilung  der  Verwaltungs- 
*  Wissenschaft  zwischen  Wirtschafts-  und  Kechtslehre  liegt  die 
Materie  des  Polizeigedankens,  Wir  wissen  z.  B.  aus  der  Ver- 
waltungsrechtslehre, daß  die  Polizeigewalt  der  Regel  nach  nur 
die  Aufgabe  hat,  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten, 
daß  aber  ihre  Aufgabe  durch  besondere  rechtliche  Regelung  er- 
streckt ist  auf  den  Schutz  des  ästhetischen  Eiupfindens  an  land- 
schaftlicher Schönheit,  und  daß  sie  eine  ganz  besondere  gesetz- 
liche Ausgestaltung  erfahren  hat  gegenüber  dem  Vereins-  und 
Versammlungsleben,  dem  Presswesen  und  dergl.  Die  Erkenntuis 
der  staatstheoretischen  Gedanken,  die  solche  besondere  Regelung 
veranlaßt  haben,  kann  uns  die  Volkswirtschaftslehre  nicht  ver- 
mitteln, denn  es  handelt  sich  dabei  um  Dinge,  die  ganz  außer- 
halb ihres  Rahmens  liegen.  Und  doch  ist  diese  Erkenntnis  un- 
entbehrlich, denn  sie  allein  kann  die  Unterlage  geben  einerseits 
für  eine  rechtlich  und  staatlich  befriedigende  Anwendung  des 
geltenden  Rechts,  andererseits  für  die  zu  dessen  gesunder  Foii- 
bildung  notwendige  Rechtspolitik.  Daraus  ergibt  sich  für  die 
allgemeine  Verwaltungslehre,  als  einen  Teil  der  Staatswissen- 
schaft, die  Aufgabe  der  Klarlegung  des  Polizeigedankens  (im 
weiteren  Sinne)  als  des  Komplexes  aller  jener  staatstheoretischen 
Gedanken,  die  für  Schaffung  der  gesetzlichen  Grundlagen  der 
verwaltenden,  zwangsweisen  Regelung  des  bürgerlichen  Zusam- 
menlebens maßgebend  gewesen  sind  und  sein  sollen.  Irgend 
einen  prinzipiellen  Versuch  der  Lösung  dieser  Aufgabe  besitzen 
wir,  soviel  ich  sehen  kann,  nicht;  außer  in  der  wertvollen,  aber 
ganz  auf  die  Verhältnisse  der  Demokratie  zugeschnittenen  und 
sehr    knapp  zusammengefaßten    Übersicht    über   das   Wirken    der 
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Polizei,  die  Leroy-Beaulieu  in  seinem  Werke  über  den  moder- 
nen Staat  gibt.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  hier  ein  solcher 
Lösungsversuch  nicht  unternommen  werden  kann.  Er  müßte  sich, 
um  den  Rahmen  unserer  Studie  nicht  völlig  zu  sprengen,  auf 
einen  gedrängten  orientierenden  Überblick  beschränken,  wie  ihn 
der  Leser  auch  aus  der  Darstellung  Leroy-Beaulieus  durch  ihre, 
dem  wissenschaftlichen  Denken  sich  von  selbst  einstellende,  Um- 
schaltung aus  dem  demokratisch-republikanischen  in  das  konsti- 
tutionell-monarchische System  gewinnt.  Es  bleibt  daher  für  un- 
sere Betrachtung  nur  ein  Ziel  möglich:  durch  Hervorhebung 
einiger,  aus  unseren  geschichtlichen  Beobachtungen  sich  ergeben- 
der Kardinalfragen  auf  die  Bedeutung  des  Problems  hinzuweisen, 
und  damit  zu  zeigen,  daß  sozialwissenschaftliche  Betrachtung  des 
heutigen  allgemeinen  Polizeigedankens  in  ihm  eine  Reihe  ganz 
bestimmter  Entwicklungsraomente  aufzudecken  vermag,  die  für 
eine  Lösung  des  Problems  immerhin  nicht  unsichere  Handhaben 
bieten  werden. 


1.  Geschichtliche  Elemente 
der  Ausdehnung   und  Einschränkung   im  Polizeigedanken 

Wenn  wir,  von  der,  aus  unserer  bisherigen  Untersuchung 
sieh  ergebenden,  Basis  des  Zusammenhanges  zwischen  dem 
staatsrechtlichen  und  dem  staatstheoretischen  Polizeigedanken 
ausgehend,  in  der  bisherigen  staatswissenschaftlichen  Bearbeitung 
einen  Anhaltspunkt  für  unser  Problem  suchen,  müssen  wir  zu- 
rückgehen bis  zu  den  ersten  Jahren  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts. Wie  schon  1882  ein  erfahrener  Praktiker  und  einer 
der  gründlichsten  und  geistvollsten  Theoretiker  des  Polizei- 
wesens 2)  festgestellt  hat,  ist  das  Polizeiitroblem  in  vorbildlicher 
Weise  —  freilich  ohne  unmittelbare  publizistische  Wirkung  — 
von  dem  Diplomaten,  Politiker  und  Volkswirtschaftler  Julius 
Graf   von    Soden    auf   Grundlage    seiner   in    der   Geschichte   der 


^)  P.  Leroy-Beaulieu,    L'etat  moderne  et  ses  fonctions   8  ed.   lt)00^ 
399  ff,  102  ff. 

2)  Av  e- L  allem  an  t,     Physiologie     d.    d.    P.    125  ff. 
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Volkswirtschaftslehre  bedeutsamen  „Nationalökonomie*'  (1804) 
behandelt  worden^).  Der  Grundgedanke  dieses  Systems  —  dessen 
heute  noch  interessante  Einzelheiten  natürlich  auch  niclit  ent- 
fernt angedeutet  werden  können  ^)  —  ist  der,  daß  zwar  alles,  „was 
bisher  unter  dem  Namen  der  Kultur-,  Sitten-,  Wohlfahrts-  und 
Wohltätigkeitspolizei  begriffen  wurde" ,  der  „wahren  Polizei" 
völlig  fremd  sei,  daß  die  Polizei  aber  eine  vollstreckende  Gehilfin 
aller  der  auf  jene  Zwecke  gerichteten  staatlichen  Verwaltungs- 
tätigkeit sei  und  so  eine  „konkurrierende"  Aufgabe  neben  der 
Verwaltung  der  „Nationalbildung",  der  „Nationalwirtschaft"  und 
der  Justiz  habe.  Diese  —  recht  ungeschickt  bezeichnete  — 
„konkurrierende"  Tätigkeit  der  Polizei  denkt  Soden  sich  z.  B. 
so,  daß  die  „Beschiitzung  des  Kultus"  sie  nichts  weiter  an- 
geht, „als  daß  sie  die  von  der  Staatsnationalbildungsbehörde 
ausgehenden  Anordnungen  und  Gesetze  zu  handhaben  und  über 
deren  Vollzug  zu  wachen  hat".  Das  heißt  also,  modern  aus- 
gedrückt, der  Polizeigedanke  durchdringt  die  ganze  Verwaltung, 
kommt  zu  unmittelbarer  Wirkung  aber  allein  in  der  allgemeinen 
Polizeigewalt,  in  allen  übrigen  Kichtungen  der  staatlichen  Ver- 
waltung nur  mittelbar,  nämlich  nach  Maßgabe  der  aus  ihren 
besonderen  Aufgaben  geformten  gesetzlichen  Bestimmungen. 
Beides  steht  aber  in  festem  Zusammenhang  miteinander,  denn 
eben  wegen  des  engeren  Polizeigedankens  der  „Ordnungs- 
wahrung" ist  die  Polizeigewalt  zur  Vollstreckung  auch  jenes 
weiteren,  gesetzlich  gegründeten  Verwaltungswillens  zuständig. 
Darin  findet  der  Sodensche  Begriff'  der  „Hilfspolizei"  seine  Be- 
gründung. Tatsächlich  ist  in  seiner  Wirkung  auf  das  bürger- 
liche Leben  daher  der  Polizeigedanke  im  engeren  Sinne  von 
demjenigen  im  weiteren  Sinne  gar  nicht  zu  trennen. 

Für   die  Bedeutung   des  Polizeigedankens    im  weiteren  Sinne 
ergibt    sich   aus   der  Sodenschen  Idee  der  „vermischten  oder  kon- 


')  „Die  Staatspolizei  nach  ^en  Grundäätzcn  der  Natii/nalökonomie"*. 
1817.  —  Dieser  inerkwöidige  Maun  war  noch  vielseitiger  als  sein  —  als 
Kriminalist,  Staatstheoretiker,  Advokat,  Richter,  Polizeimann  und  heiletrist 
tätiger  —  Apologet  Avö-Lallemant:  er  war  Ansbacher  Regicrungsbo- 
amter,  Preußischer  Diplomat,  nacheinander  Leiter  mehrerer  Theater,  Land- 
wirt, bayrischer  Reichsrat,  Verfasser  zahlreicher  Dramen  und  Übersetzer 
«panischer  Literatur.  ^)  vgl.  jedoch  auch  oben  161  f.,  170  f. 
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kurrierenden"  Polizei  ein  doppeltes,  nämlich  einmal  positiv,  daß 
prinzipiell  kein  Zweck,  den  der  Staat  als  den  seinigen  anerkannt, 
an  sich  und  absolut  von  dem  weiteren  Polizeigedanken  ausge- 
schlossen ist,  zum  anderen  negativ,  daß  trotzdem  dieser  im 
Zweifel  an  die  Grenzen  des  Polizeigedankens  im  engeren  Sinne 
gebunden  ist.  Da,  um  ihn  in  Wirksamkeit  zu  setzen,  die 
Kegierung,  fonnalrechtlich  gesprochen:  besonderer  gesetzlicher 
Ermächtigung,  staatswissenschaftlich  gesprochen:  der  Aner- 
kennung des  besonderen  Genossenschaftsinteresses  durch  die 
Volksvertretung  bedarf,  ist  immer  ein  ganz  besonderes  Motiv 
nötig,  wenn  die  über  den  bloßen  Zweck  der  Ordnungswahrung 
hinausgehende  verwaltende  Beeinflussung  des  bürgerlichen  Lebens 
mit  Zwangsgewalt  ausgestattet  sein  soll.  Die  Vermutung  spricht 
also  im  modernen  Verfassungsstaate  zunächst  für  die  Bindung 
des  allgemeinen  Polizeigedankens  an  die  beschränkenden  Grund- 
sätze, die  das  neuere  Staatsrecht  als  Schranken  der  „Polizei- 
gewalt" entwickelt  hat. 

Das  Verhältnis  des  Polizeigedankens  im  weiteren  zu  dem 
im  engeren  Sinne  entspricht  tatsächlich  diesem  Ergebnis  der 
Lehre  Sodens.  Denn  es  ist  —  und  zwar  liegt  hierin  sein 
tiefster  Wesenszug  —  in  ganz  grundlegender  Weise  dadurch 
bestimmt,  daß  beide  aufs  engste  organisch  mit  einander  ver- 
bunden sind.  Dem  staatstheoretischen  Gehalt  nach  ist  der 
engere,  staatsrechtliche  Polizeigedanke  die  Konzentration  des 
weiteren,  staatswissenschaftlichen  Polizeigedankens.  Dieser  or- 
ganische gedankliche  Zusammenhang  ist  ein  natürliches  histori- 
sches Produkt  der  Entwicklungsgeschichte  des  Polizeigedankens 
und  daher  nur  aus  ihr  zu  verstehen. 

Die  Ausbildung  des  engeren  Polizeigedankens  geht  ge- 
schichtlich zurück  auf  die  als  Eeaktion  gegen  das  Bevor- 
mundungsprinzip des  Polizeistaats  entstandenen  staats^-heoreti- 
schen  Ideen  der  „Aufklärung"  ^).  Das  waren  aber  die  Ideen,  die 
die  staatliche  Aufgabe  überhaupt  —  also  nicht  nur  den  staats- 
rechtlichen, sondern  auch  den  staatswissenschaftlichen  Polizei- 
gedanken —  auf  die  Ordnungs-  und  Rechtsbewahrung  be- 
schränkten,    wie    Kant    sagte,     auf    die    Herstellung     derjenigen 


»)  oben  68  ff.,  78  flf.,  155  ff. 
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„gesetzlichen  Verfassung,  die  jedem  seine  Freiheit  durch  Gesetz 
sichert"^),  ra.  a.  W.  es  war  die  strenge  Kechtsstaatstheoriev 
Nun  ist  zwar  diese  Theorie  ihrem  ganzen  Umfang  nach  niemals 
verwirklicht  worden.  Aber  der  ihr  entspringende  Polizeigedanke, 
der  im  preußischen  Allg.  Landrecht  grundsätzlich  anerkannt 
wurde,  wollte  sie  doch  insoweit  ernstlich  verwirklichen,  als  er 
die  Polizei-,  d.  h.  Zwangsgewalt  der  inneren  Verwaltung  nur  für 
die  Zwecke  der  Ordnungs-  und  Sicherheitswahrung  zur  Ver- 
fügung stellen  wollte.  Es  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  erst  eine 
Folge  des  praktischen  Ausbaus  des  konstitutionellen  Staats,  daß 
man  zwischen  dem  eigenen  Recht  der  Verwaltung,  der  Polizei- 
gevvalt,  und  der  Begründung  besonderer  polizeilicher  Befugnisse 
der  Behörden  durch  Gesetz  unterschied.  Der  Polizeigedanke  der 
Aufklärung  enthielt  noch  nicht  dieses  formale  rechtliche  Moment, 
durch  das  das  Schwergewicht  in  die  positivrechtliche  Organi- 
sation der  Staatsgewalt  gelegt  wurde,  sondern  er  war  ein  rein 
naturrechtlicher  Gedanke,  der  der  Staatsgewalt  selbst  Schranken 
anlegen  wollte;  der  ihr  ganz  allgemein  verbieten  wollte,  in  ihrer 
verwaltenden  Funktion  Zwang  anzuwenden  über  den  Bereich  der 
Sicherheitswahrung  hinaus.  Freilich  ist  in  der  Staatspraxis  auch 
dieser  naturrechtliche  Satz  nie  zu  voller  Anwendung  gekommen, 
und  gerade  dieser  Gegensatz  zwischen  Theorie  und  Praxis  war 
es,  der  einerseits  in  der  Staatslehre  die  Entwicklung  eines  neuen 
Polizeigedankens  so  lange  hemmte  durch  den  unfruchtbaren 
Streit  um  das  „entweder  —  oder"  der  Wohlfahrts-  und  der 
Sicherheitstheorie  2),  andererseits  der  Polizeilehre  jede  Wirkungs- 
möglichkeit gegenüber  polizeistaatlichen  Tendenzen  der  Praxis 
nahm.  Trotzdem  sicherte  der  Zusammenhang  mit  den  großen 
politischen  Ideen  der  Aufklärung  jenem  naturrechtlich  rechts- 
staatlichen Polizeigedanken  einen  so  großen  Popularitätswert, 
daß  er  auch  im  Staatsleben  bis  zum  letzten  Viertel  des  vergan- 
genen Jahrhunderts  in  einem  gewissen  Grade  offizielles  Dogma 
blieb. 

Dies  Weiterbestehen  des  Polizeigedankens  der  Aufklärung  al» 


')  Über   den   Gemeinspruch  1793    (Kants  Werke   hrsg.  v.  Rosenkranz 
und  Schubert  1838,  VII,  209). 

2)  vgl.  oben  68  ff.,  85  f.,  155  ff.,  164  f. 
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eines,  neben  allen  Schwankungen  in  Theorie  und  Praxis  fort- 
lebenden, oiliziellen  Dogmas  gehört  zu  den  vielen  wichtigen 
Ersclieinungen  in  der  Geschichte  des  Polizeigedankens,  bezüglich 
deren  der  Rahmen  unserer  Studie  nur  eine  Andeutung  er- 
möglicht. Wir  müssen  uns  zunächst  erinnern,  daß,  genau  so  wie 
die  „Wohlfahrts" -Formel  des  Polizeistaats,  auch  die  „Sicherheits"- 
Formel  der  Aufklärung  nur  ein  Schlagwort  ist,  das  seiner  Zeit 
den  Ausdruck  für  einen  ganzen  Komplex  politischer  Ideen  be- 
deutete. So  war  in  ihr  die  „Rechtsstaats "-Theorie,  an  sich  eine 
rein  rechtsphilosophische  und  staatstheoretische  Idee,  aufs  engste 
mit  der  ökonomisch-politischen  Idee  des  wirtschaftlichen  Libera- 
lismus verbünden.  Wie  die  „Freiheits-  und  Eigentumski  ausein " 
der  älteren  konstitutionellen  Verfassungen  auf  die  naturrechtliche 
Lehre  von  der  Unverletzlichkeit  von  Freiheit  und  Eigentum  zu- 
rückgehen, die  von  vornherein  den  französischen  Physiokraten  die 
Form  ihrer  Lehre  gegeben  hatte  uud  selbst  von  dieser  in 
schärferer  Ausprägung  durch  die  allgemeine  Staatslehre  wieder 
empfangen  war'),  so  erschien  noch  dem  —  hierin,  wie  wir  fanden, 
rein  naturrechtlichen  —  Denken  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts „die  Lehre  Adam  Smith'"  als  ein  zum  Programm  des 
„Rechtsstaats"  gehöriges  politisches  Axiom.  So  kam  es,  daß  der 
rechtsstaatliclie  Polizeigedanke,  der  auf  anderen  Gebieten  politi- 
schen Beharrungs-  oder  Reaktionsstrebungen  nicht  stand  zu 
halten  vermochte,  die  ganze  Energie  seines  unentwegten  Dogma- 
tismus auf  wirtschaftlichem  Gebiete  entfaltete:  eine  Abschlags- 
zahlung an  die  liberalen  Ideen  der  Aufklärung.  Das  Dogma 
wurde  um  so  höher  gehalten,  als  darin  der  Liberalismus  einen 
Besitztitel  für  das  Recbtsstaatsprinzip  in  Händen  zu  haben 
glaubte,  aUe  reaktionären  Kräfte  aber  wußten,  daß  gerade  die 
wesentlichsten  Elemente  des  polizeistaatlichen  Polizeigedankens 
von  dieser  Konzession  gar  nicht  berührt  wurden:  der  Streit  um 
den  „Schutz  der  Arbeitswilligen"  zeigt  das  noch  heute.  Dieses 
dogmatiscne  Festhalten  an  dem  rechtsstaatlichen  Polizeigedanken 
auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsrechts  hat  die  ganze  Entwicklung 
unseres  sozialen  und  staatlichen  Lebens  entscheidend  beeinflußt. 
An   ihm   hat   sich   aber   auch   zuerst  und   am  stärksten  die  Un- 


1)  Vgl.  Ztschrft.  ges.  St.  W.  LXXII,  521  Anui.  1. 
Wolzendorff,  PoUieigedanh«  ** 
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zulänglichkeit  des  rechtsstaatlichen  Pölizeigedankens  erwiesen. 
Nicht  nur,  daß  die  Einseitigkeit  der  Idee  der  „Gewerbefreiheit* 
seit  dem  Erlaß  der  Reichsgewerbeordnung  fast  jedes  Jahr 
Novellen  nötig  gemacht  hat,  sondern  der  Mangel  obrigkeitlichen 
Schutzes  gegenüber  der  wirtschaftlichen  Schwäche  des  Individu- 
ums beschwor  die  Gefahr  staatsgefährlicher  Selbsthilfe  so  sehr 
herauf,  daß  man  zurtickflüchtete  in  rein  polizeistaatliche 
Methoden  (Sozialistengesetzgebung),  deren  innere  Unvereinbarkeit 
mit  dem  konstitutionellen  Staatswesen  dann  freilich  ebenso  rasch 
auf  den  Ausweg  des  Genossenschaftsgedankens  (Arbeiterschutz- 
gesetzgebung)^)  führte.  Und  doch  ist  auch  heute  jener  Dogma- 
tismus des  rechtsstaatlichen  Polizeigedankens  nicht  überwunden: 
er  zeigt  sich  z.  B.  darin,  daß  die  Verwaltung  heute  noch  recht- 
lich nicht  in  der  Lage  ist,  die  zweifellosen  staatlichen  Gefahren 
des  Kurpfuschertums  in  der  klaren  Weise  der  Pariser  Polizei  des 
18.  Jahrhunderts  2)  zu  bekämpfen,  weil  unsere,  auf  der  engen  Ver- 
bindung von  Materialismus  und  Manchestertura  beruhende,  Ge- 
setzgebung in  der  Ausübung  des  ärztlichen  Berufs  ein  unter  das 
Prinzip  der  Gewerbefreiheit  fallendes  „Gewerbe"  erblickt. 

Das  Beispiel  des  Gewerberechtes  zeigt  uns,  daß  dem  oflizi- 
ellen  Dogma  nach  der  engere  Polizeigedanke  auch  heute  noch 
im  Prinzip  den  Inhalt  des  staatswissenschaftlichen  Polizeige- 
dankens bestimmt.  Es  zeigt  uns  aber  weiter,  daß  die  geschicht- 
liche Entwicklung  des  letzten  halben  Jahrhunderts  dieses  Prinzip 
zu  einer  Regel  herabgedrückt  hat,  von  der  die  Ausnahmen  all- 
mählich bedeutsamer  geworden  sind  als  die  Regel.  Daraus  er- 
gibt sich  ein  wichtiger  anderer  Gedanke:  der  engere  Polizei- 
gedanke ist  immer  noch  die  Regel  geblieben.  Daher  spricht  in 
der  Rechtspolitik  für  ihn  —  wie  wir  Juristen  das  ausdrücken  — 
die  Vermutung.  Die  Anwendbarkeit  des  weiteren  Polizeige- 
dankens, der  identisch  ist  mit  der  Verfolgung  aller  tatsächlich 
mit  polizeilichen,  d.  h.  Zwangsmitteln  erreichbaren  Staatszwecke 
durch  die  innere  Verwaltung,  bedarf  materiell  im  Zweifel  immer 
besonderer  staatstheoretischer  Gründe,  wie  das  auch  durchaus 
dem     formell     staatsrechtlichen    Verhältnis    beider')    entspricht. 


>)  Vgl.  unten  217  flf.  »)  oben  43. 

»)  oben  195  ff. 
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Das  ist  nicht  nur  eine  entwicklungsgeschichtliche  These,  sondern 
eine  psychologische  Tatsache  in  unserer  Politik.  Beides  jedoch 
nur  mit  einer  ganz  bestimmten  Maßgabe,  die  sich  uns  aus 
früheren  Erwägungen  ergibt. 

Sowohl  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  als  seinem  Inhalt 
nach  ist  der  Polizeigedanke  im  engeren  Sinne  heute  nicht  mehr 
schlechterdings  identisch  mit  dem  Polizeigedanken  der  Auf- 
klärung, in  dessen  Formel  er  in  der  Verwaltungsrechtslehre  auf- 
tritt. Vielmehr  haben  wir  gesehen,  daß  er  zu  dessen  wesentlich 
negativer  Tendenz,  der  Ablehnung  des  Eudämonismus,  noch  ein 
positives  Moment  gefügt  liat,  das  ihn  erst  auf  die  seinen 
Wesensbedihgungen  (Komplementarität  des  Bürgersinns)  ent- 
sprechende Basis  gestellt  hat:  die  Idee  eines  bürgerlichen  Ge- 
nossenschaftsinteresses. Dieses  genossenschaftliche  Interesse  ist 
aber  nicht  nur  an  sich  ein  andersartiges,  sondern  auch  ein  all- 
gemeineres und  weiteres  als  das  der  „öffentlichen  Ordnung  und 
Sicherheit".  In  ihm  trägt  daher  auch  der  engere,  staatsrechtliche 
Polizeigedanke  ein  Element  von  expansiver  Kraft  in  sich,  dessen 
Wirkung  nur  äußerlich,  formal-rechtlich  durch  jenes  andere 
Element  der  Negation  der  Wohlfahrtsförderung  (Beschränkung 
der  Polizeigewalt  auf  den  „Ordnungs"-  und  „Sicherheits^-Zweck) 
begrenzt  wird,  innerlich  aber  in  seinem  Wesen  die  Tendenz  zur 
Überschreitung  dieser  Grenzen  birgt.  Besonde-rs  deutlich  zeigt 
sich  diese  expansive  Bedeutung  des  genossenschaftlichen  Elements 
im  Polizeigedanken,  wie  ich  an  anderer  Stelle  näher  darzulegen 
versucht  habe^),  und  hier  nur  andeuten  kann,  in  den  eigentüm- 
lichen Wechselbeziehungen  zwischen  kommunaler  Wohlfahrts- 
pflege und  Polizeigewaltübung.  Es  ist  nämlich  Staats-  und 
rechtstheoretisch  nur  als  eine  Wirkung  des  Genossenschafts- 
gedankens anzusehen,  wenn  im  Rechtsleben  unserer  Verwaltung 
eine  wachsende  Tendenz  vorhanden  ist,  möglichst  weiten  recht- 
lichen Spielraum  für  eine  polizeiliche  Unterstützung  der  im 
Interesse  der  Wohlfahrt  der  Gemeinde  und  ihrer  Mitglieder  ein- 
gerichteten   kommunalen    Anstalten    zu    gewähren    (z.  B.    durch 


1)  „Kommunale   Wohlfahrtspflege   als    Ursache    polizeilicher  Beschräu- 
kung  dor  Einzelfreiheit*,  Verw.-Arch.  XXI,  515—541. 


21-J  Expansiv^  Bedeutung  der  GonosstTistliaftsidcc 

Statuierung  eines  Anschliißzwangs).  I<t  es  tlocli  aucli  nur  der 
rjenossenscliaftsgedanke,  der  eine  Dienstpflicht  des  Bürgers,  wie 
sie,  aus  ihm  erzeugt,  im  älteren  deutschen  Rechtsleben  ein  ganz 
allgemeines  Rechtsinstitut  bildete,  heute  in  prinzipieller  Weise 
nur  noch  gegenüber  der  Gemeinde,  nicht  mehr  gegenüber  der 
staatlichen  Polizeigewalt  gesetzlich  bestehen  läßt  und  auf  bäuer- 
lichem Gebiete  noch  heute  das  Weiterleben  gewisser,  lediglich 
der  kommunalen  Wohlfahrt  dienender,  polizeilicher  Dienst- 
pflichten aus  dem  ältesten  deutschen  Rechtsleben  ermöglicht  hat. 
Diese  aktive,  expansive  Tendenz  des  genossenschaftlichen 
Elements  im  Polizeigedanken  ist  nun  aber  von  unmittelbarer  Be-  *j 
deutung  für  das  Verhältnis  des  staatsrechtlichen  zum  verwaltungs- 
politischen Polizeigedanken.  Das  zeigt  sich  in  derselben  Materie 
darin,  daß,  wo  es  ihr  nicht  möglich  ist,  sich  rechtlich  durchzu- 
setzen durch  Ausdehnung  der  Scliranken  des  staatsrechtlichen 
Gedankens  in  der  Rechtsanwendung,  sie  den  Weg  zur  Ver- 
wirklichung durch  Änderung  der  Gesetzgebung  findet.  Dem  im 
konstitutionellen  Staat  wieder  gesundeten  Bürgersinn  erscheint  es 
als  ein  genossenschaftliches  Interesse  der  Gemeindeangehörigen, 
daß  sie  im  Wege  ihrer  Selbstverwaltung  ihren  Heiraatsort  sich 
wohnlich  und  auch  ästhetisch  erfreulich  gestalten  und  hierin 
gegen  die  Wirkungen  asozialer  Gesinnung  Einzelner  geschützt 
werden  müssen:  so  hat  das  Reichsrecht  die  Landesgesetz- 
gebung ermächtigt,  dem  Ortsstatut  die  Bestimmung  darüber 
zuzuweisen,  wieweit  bestimmte  gewerbliche  Anlagen  auf  ein- 
zelne Ortsteile  beschränkt  sein  sollen,  und  die  neuere  preu- 
ßische Gesetzgebung  gibt  der  Gemeinde  in  weitem  Maße 
Befugnisse,  für  die  Erhaltung  alter  oder,  Schaffung  neuer 
Eigenart  und  Schönheit  des  Orts-  oder  Straßenbildes  An-  ■ 
Ordnungen  zu  treffen,  die  dann  rechtbegründend  und  richtung- 
gebend für  die  staatliche  Polizeigewaltübung  sind.  Endlich  zeigt 
sich  am  stärksten  die  —  rechtsorganisatorisch  auch  wieder  durch 
das  Institut  der  Selbstverwaltung  vermittelte  —  expansive  Be- 
deutung der  Gencssenschaftsidee  für  den  Polizeigedanken  darin, 
daß  gerade  das  Leben  desjenigen  deutschen  Staates,  der  die 
Ortspolizeigewalt  prinzipiell  der  (jemeinde  belassen  hat,  Württem- 
berg, entgegen  der  Regel  des  deutschen  Staatslebens,  noch  bis 
heute    nicht    das    Bedürfnis    einer    prinzipiellen   und    zweifellosen 
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Ausschaltung    des    Wohlfahrtszweckes    aus   dem    staatsrechtlichen 
Polizeigedankeii  empfunden  hat^). 

Der  Genossenschaftsgedanke,  den  wir  als  das  aktive, 
belebende  Element  und  ein  Zentrum  des  engeren,  staatsrecht- 
lichen Polizeigedankens  keimen  gelernt  haben,  wird  durch  diese 
expansive  Tendenz,  die  zur  tatsächlichen  oder  rechtlichen  (gesetz- 
lichen) Ausweitung  der  normalen  Grenzen  der  Polizeigewalt 
führt,  zugleich  zu  einem  Zentrum  des  Polizeigedankens  im 
weiteren,  staatstheoretischen  Sinne.  Der  Inhalt  des  Polizei- 
gedankens im  weiteren  Sinne  ist  insofern  nichts  anderes  als  die 
Ausstrahlung  desselben  Zentrums,  das  den  Kern  des  Polizei- 
-gedankens  im  engeren  Sinne  bildet.  Er  unterscheidet  sich  von 
diesem  nur  dadurch,  daß  die  Ausstrahlungen  der  Zentralidee 
nicht  künstlich  ihr  Ende  finden  an  dem  Kreis,  der  durch"  das  ihr 
an  sich  nicht  wesenseigene  Prinzip  der  Beschränkung  auf  den 
„Ordnungs"-  und  „Sicherheitszweck''  gezogen  wird,  sondern  frei 
bis   zur  Peripherie  des  Kreises  ihrer  eigenen  Konsequenz   laufen. 

Der  staatsrechtliche  Polizeigedanke  hat  nun  aber  sein 
Zentrum,  wie  wir  fanden,  nicht  nur  in  dem  bürgerlichen 
Genossenschaftsinteresse,  sondern  auch  in  dem  unmittelbar  staat- 
lichen Autoritätsinteresse.  Für  dieses  ist  das  Verhältnis  zwischen 
dem  staatsrechtlichen  Polizeigedanken  und  dem  staatstheoreti- 
schen, dem  Polizeigedanken  i.  w.  S.,  kein  anderes  als  hinsichtlich 
der  Genossenschaftsidee.  Denn  die  beiden  Elemente  des  Polizei- 
gedankens gehören  wesentlich  zusammen  im  Gedankensystem  des 
heutigen  Staats:  sie  geben  erst  durch  ihre  gegenseitige  Er- 
gänzung den,  diesem  geraäßen,  Gedanken  der  Polizei.  Das 
Verhältnis  gegenseitiger  Ergänzung  im  staatsrechtlichen  Poiizei- 
gedanken  ist  nur  eine  Folge  des  staatstheoretischen  Polizei- 
gedankens. Es  beherrscht  diesen  daher  auch,  wo  er  in  seiner 
rechtlich    eigenen    Sphäre,     d.    h.     außerhalb     der     allgemeinen 


1)  Auch  0.  Bühlur,  Die  subjektiven  öffentlichen  Rechte  1914,  363  f., 
erklärt  die  Besonderheit  der  Grenzen  der  Polizeigewalt  im  württem- 
bergischen Recht  (dazu  J.  Jungel,  Der  Begriff  der  P,  i.  württ.  Recht,  Diss, 
Tob.  1912,  97  ff.)  daraus,  daß  die  Überweisung  dei  Ortspolizei  an 
die  Gemeinden  eine  für  die  Sicherung  der  bürgerlichen  Freiheit  wirk- 
samere Einrichtung  sei  als  die  materielle  gesetzliche  Umgrenzung  der 
Poüzeigewalt. 
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Grenzen  der  Polizeigewalt,  in  die  Erscheinung  tritt.  Z.  B.  eine 
unmittelbare  Folge  des  zur  Grundlage  unserer,  heutigen  Staat» 
geliörenden,  eine  aktive  Teilnahme  des  Bürgers  am  Staat  ver- 
langenden Genossenschaftsgedankens  ist  die  Forderung,  daß  es 
dem  Bürger  ermöglicht  werde,  mit  den  Mitteln  der  Organisation 
des  politischen  Lebens  eine  eigene  Meinung  sich  zu  bilden  und 
sie  zu  propagieren.  Die  gesetzliche  Ausgestaltung  des  daraus 
sich  ergebenden  Prinzips  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit 
beginnt  daher  damit,  der  Anwendbarkeit  des  engeren  Polizei- 
gedankens gegenüber  dem  Vereins-  und  Versaramlungsleben  noch 
engere,  grundsätzliche  Schranken  zu  ziehen  ^),  andererseits  die 
Prüfung  der  Frage,  ob  eine  Versammlung  als  solche  eine 
Polizeiwidrigkeit  darstellen  kann,  gänzlich  der  Zuständigkeit 
der  Verwaltung  zu  entziehen  und  sie  selbst  durch  prin- 
zipielle Normen  zu  entscheiden-).  Diese  Normen  ihrerseits  gehen 
aber  nicht  nur  von  dem  Genossenschaftsgedanken  aus  —  indem 
z.  B.  das  Prinzip,  dali  Versammlungen  an  sich  nicht  als  etwas 
der  staatlichen  Ordnung  zuwiderlaufendes  anzusehen  sind,  darin 
zum  Ausdruck  kommt,  daß  sie  im  allgemeinen  keiner  besonderen 
Genehmigung  bedürfen  — ,  sie  gehen  auch  von  dem  Autoiitäts- 
gudanken  aus,  indem  sie  z.  B.  die  Zulässigkeit  der  Anwesenheit 
polizeilicher  Beauftragter  in  den  die  öffentliche  Ordnung  be- 
sonders interessierenden  öffentlichen  Versammlungen  als  selbst- 
verständlich voraussetzen  und  für  diese  Eepräsentanten  der  Auto- 
rität einen  „angenwssenen"  Platz  verlangen.  Der  staatstheoreti- 
sche Polizeigedanke  ist  also  hier  nur  eine  .\usstrahlung  der 
beiden  Zentren  des  staatsrechtlichen,  des  Polizeigedankens  i.  e.  S.: 
die  beiden  Elemente  des  allgemeinen  Polizeigedankens  bilden 
konzentrische  Kreise  zu  den  exzentrisch  zueinanderstehenden, 
aber  sich  schneidenden  Kreisen,  die  von  den  beiden  Elementen 
des  engeren  staatsrechtlichen  Polizeigedankens  gebildet  werden. 

Sind  nun  gleich  mit  dem  Polizeigedanken  i.  e.  S.  dessen 
beide  Elemente  als  Kernpunkte  des  Polizeigedankens  i.  w.  S.  an- 
zusehen, so  hat  das  doch  nur  eine  wesentlich  formale  Be- 
deutung. Ihr  materielles  Verhältnis  zu  einander  ist  sehr  ver- 
schiedenartig.     Der    Entwicklungstendenz     nach     zunächst     liegt 

')  R.  V.  (i.  §  1,  Abs.  2. 
2)  Vgl.- oben  144  f. 
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materiell  das  Schwergewicht  für  den  Polizeigedanken  i.  w.  S. 
ganz  in  dem  Genossenschaftsgedanken,  da  das  Autoritätsprinzip 
im  ganzen  und  großen  bereits  völlig  durch  den  Polizeigedanken 
i.  e.  S.  gedeckt  ist.  Durch  die  Entwicklung  unseres  Staats- 
lebens aus  dem  Polizeistaat  hat  die  Autoritätswahrung  im 
ganzen  einen  festen  Grundstock,  der  Genossenschaftsgedanke  hin- 
gegen ist  noch  im  Werden  und  Wachsen.  Wie  daher  heute 
letzterer  nicht  nur  gedanklich  sondern  auch  geschichtlich  ex- 
pansiv geartet  ist,  ist  ersterer  geschichtlich  und  gedanklich 
wesentlich  stabil.  Die  größere  Plastik  des  staatlichen  Lebens 
unserer  Tage  hat  uns  das  gerade  anschaulich  gemacht:  das  dem 
erhöhten  staatlichen  Autoritätsinteresse  im  Kriege  dienende 
Belagerungszustandsgesetz,  das  die  Anwendung  des  staatsrecht- 
lichen Polizeigedankens  in  die  Hände  der  Militärgewalt  legt, 
gibt  diesem  selbst  keine  materielle  Erweiterung^);  die  dem 
genossenschaftlichen  Interesse  volklicher  Ei'haltung  und  staat- 
licher Machtbehauptung  entsprungenen  wirtschaftlichen  Gesetzes- 
maßnahmen hingegen  enthalten  eine  solche  Erweiterung  in 
starkem  Maße.  Gerade  letzteres  ist  für  uns  sehr  wichtig,  denn 
jene  Maßnahmen  zeigen  so  recht,  wie  sehr  der  genossenschaft- 
liche Gedanke  an  sich  die  Grenzen  zwischen  Wohlfahrtsförderung 
und  bloßer  Sicherheitswahrung  verschwinden  läßt:  daß  alle  jene 
wirtschaftlichen  Maßnahmen  letzten  Endes  die  „Sicherheit" 
unserer  ganzen  staatlichen  Existenz  bezwecken  2),  ist  ebenso 
zweifellos,  als  daß  sie  teilweise  (z.  B.  Höchstpreise)  Wohlfahrts- 
förderung sind;  wer  vermöchte  aber  die  Grenze  zu  bestimmen, 
wo  das  eine  aufhört  und  das  andere  anfängt. 

Damit  sind  wir  zu  einer  weiteren  Erkenntnis  gekommen: 
die  Elastizität  des  Genossenschaftsgedankens,  die  wir  früher, 
seine  Expansivität,  die.  wir  vor  wenigem  feststelleh  zu  können 
glaubten,  erzeugen  für  den  weiteren  Polizeigedanken  des  modernen 

')  Es  kann  sich  hier  nur  um  den  Polizeigedanken  handeln,  wie  er 
dem,  liier  gesetzlich  unzweifelhaft  festgelegten,  Staatswillen  entspricht, 
nicht  wie  er  sich  in  den  Köpfen  der  staatlichen  Organe  zeitweilig 
darstellt.  Über  die  Rechtslage  vgl.  neuerdings  bes.  Waldecker,  Arch.  öffl. 
E.  XXXVI,  459  ff.,  wo  die  von  mir  schon  früher  (Pr.  Verw.  Bl.  XXXVI,  54) 
betonte  Bedeutung  der  Vorgeschichte  des  §  9b  B.  Z.  G.  näher  beleuchtet  ist. 

2)  Vgl.  oben  16  tf. 
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Staats  eine  mangelnde  Sicherheit  der  —  der  Regel  und  der 
Vermutung  nach  immer  noch  grundlegenden  —  Grenzen  zwischen 
Ordnungs-  oder  Sicherheitswahrung  und  Wohlfahrtsforderung 
nicht  nur  hinsichtlich  ihres  Bestandes,  sondern  'auch  hinsichtlich 
ihrer  Erkennbarkeit.  Das  tritt  am  deutlichsten  zu  Tage  in  dem- 
jenigen Teil  unseres  Rechts,  in  dem  der  genossenschaftliche 
Gedanke  am  stärksten  gewirkt  hat,  in  der  Sozialgesetzgebung. 
Die  gesetzliche  Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes  ist  ein  völliges 
Mosaik  von  rein  sicherheits-  (gesundheits-)  polizeilichen  (z.  B. 
Betriebsvorschriften)  und  rein  wohlfahrtspolizeilichen  Maßregeln 
(z.  B.  Lohnsicherung).  Und  dabei  zeigt  sich  besonders  klar,  wie  der 
genossenschaftliche  Gedanke  praktisch  sich  deckt  mit  demjenigen, 
der  —  wie  oben  ausgeführt  —  so  unglücklich  als  der  des 
Machtstaats  bezeichnet  wird:  die  ersten  Maßnahmen  eines  Arbeiter- 
schutzes begannen  in  Preußen,  als  in  den  dreißiger  Jahren  die 
schädliche  Wirkung  der  durch  den  manchesterlichen  Polizeige- 
danken ermöglichten  gewerblichen  Kinderarbeit  sich  militärisch 
bemerkbar  machten. 

Und  das  führt  uns  wieder  zu  einem  anderen  Gedanken.  Der 
moderne  staatstheoretische  Polizeigedanke  ist  in  seiner  Wirkung 
dem  des  Polizeistaats  wieder  sehr  nahe  gekommen,  wenn  wir,  was 
selbstverständlich  ist,  von  dem  spezifischen  „Eudämonismus'^,  der 
Idee  der  Vervollkommnungspolizei,  absehen.  Er  ist  ihm  jedenfalls 
nähei"  als  der  des  strengen  Rechtsstaats:  die  polizeilichen  Be- 
stimmungen des  ganzen  modernen  Arbeitsrechts  sind  ganz,  ebenso 
wie  die  noch  völlig  auf  dem  patriarchalischen  Polizeigedanken  be- 
ruhende Zuständigkeit  des  Seemannsamtes  der  obrigkeitlichen 
Regelung  dieser  Materien  im  Polizeistaat  ähnlicher  als  dem 
manchesterlichen  Gewerberecht,  wie  es  der  Rechtsstaatstheorie 
entsprang  und  noch  lange  in  der  konstitutionellen  Ära  den  Prin- 
zipien des  Liberalismus  entsprechend  erschien.  Aber  diese  An- 
näherung des  heutigen  Polizeigedankens  an  den  des  Polizeistaats 
besteht  nur  an  der  Oberfläche  mancher  seiner  Wirkungen.  Die 
Ähnlichkeit  ist  nur  ein  äußerlicher  Schein.  Innerlich  ist  er  von 
jenem  grundverschieden,  eben  infolge  des  in  ihm  liegenden  ge- 
nossenschaftlichen Elements.  Für  die  Gesamtwirkung  des  Polizei- 
gedankens und  damit  für  die  Ausgestaltung  unseres  ganzen 
öffentücben   Lebens   ist   das   aber  von  entscheidender    Bedeutung. 
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Deshalb  müssen  wir  diesen  Punkt  noch  etwas  klarer  stellen,  zumal 
es  sich  um  Dinge  handelt,  die  noch  durchaus  im  Flusse  der 
Entwicklung  liegen. 


2.  Entwicklungsgeschichtliche  Eigenart 
des  heutigen  deutschen   Polizeigedankens 

Wenn  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  das  Staats- 
interesse  sich  zum   ersten  Mal   dem  Problem  des  Arbeitsschutzes 
zuwandt«    wegen    seiner   Bedeutung   für    die   Frage    des    Heeres- 
ersatzes, so  wirkte  darin  noch  kein  anderer  Polizeigedanke  als  der- 
selbe, der  im  Polizeistaat  vielfach  einen  obrigkeitlichen  Schutz  der 
Arbeiter   veranlaßt  hatte:    der  theoretisch  zwar  moralisierend  ge- 
färbte,   praktisch   aber   rein  egoistisch-utilitaristische  Gedanke  des 
Machtinteresses    des    reinen    Obrigkeitsstaates.     In   und    mit   der 
modernen  Sozialgesetzgebung   erst  hat   dieser  Polizeigedanke  eine 
völlige   Umwandlung    erfahren.     In    der   Begründung   des    ersten 
Entwurfs    eines    Arbeiterversicherungsgesetzes    stand    jenei-    alte, 
innerlich  utilitaristische,    äußerlich    moralisierende  Polizeigedanke 
noch     ganz     im     Vordergrunde:     der     Schutz     der     arbeitenden 
Klassen  ist   „nicht  bloß  eine  Pflicht  der  Humanität  des  Christen- 
tums,    sondern     auch     eine    Aufgabe     staatserhaltender    Politik, 
welche    das    Ziel    zu    verfolgen    hat,     auch    in    den    besitzlosen 
Klassen   der  Bevölkerung,    welche    zugleich  die   zahlreichsten  und 
am    wenigsten   unterrichteten   sind,    die    Anschauung   zu  pflegen, 
daß    der    Staat   nicht    bloß  eine    notwendige,    sondern    auch  eine 
wohltätige  Einrichtung  ist."     Gleichzeitig   aber  zeigt  dieser  neue 
Entwurf   schon   die   Anfänge    einer   prinzipiellen   Erkenntnis    des 
neuen    Polizeigedankens,    der  tatsächlich    dem  Gesetzentwurf  sein 
entwicklungsgeschichtliches   Wesen  gab:    es   wurde  darauf  hinge- 
wiesen,   daß    es    sich    „nicht    um    etwas    ganz    Neues"    handle, 
„sondern    nur    um    eine    Weiterentwicklung    der   .  .  .  modernen 
Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  defensiven,  auf  den 
Schutz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe  obliegt, 
durch  zweckmäßige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  zu 
seiner  Verfügung   stehenden    Mittel   der  Gesamtheit   das  Wohler- 
gehen aller  seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  Schwr,chen  und 
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Hilfsbedürftigen  positiv  zu  fördern."  Aber  auch  wenn  in  diesem 
Zusammenhange  von  einem  „sozialistischen"  Elemente  des 
modernen  Staates  die  Rede  war,  so  war  dessen  rechts-  und 
staatstheoretischer  Charakter  noch  keineswegs  klar  erkannt.  Die 
Herkunft  des  staatstheoretischen  Denkens  unserer  Staatsmänner  aus 
der  konservativen,  von  Stahl  mit  volksfreraden  theokratischen  Ideen 
durchsetzten,  Staatsauffassung,  versperrte  den  Blick  zu  den  ge- 
schichtlichen Grundlagen  des  deutschen  Rechts-  und  Staatsden- 
kens, an  die  es  in  Wirklichkeit  anzuknüpfen  galt:  so  wurde  alles 
auf  die  „christliche  Gesittung"  und  die  Parallele  mit  der  Armen- 
pflege, auf  das  charitative,  rein  ethische,  nicht  das  staatlich-recht- 
liche Moment  des  Genossenschaftsgedankens  abgestellt.  Diesen  Ge- 
danken hat  erst  die  Kaiserliche  Botschaft  vom  17.  November  1881 
zum  Programm  des  Arbeiterschutzes  erhoben,  sowohl  für  die  Be- 
gründung, als  für  die  Zielsetzung:  die  Arbeiter  sind  „der  Ge- 
samtheit gegenüber  ein  höheres  Maß  staatlicher  Fürsorge,  als  sie 
bisher  genossen,  zu  fordern  berechtigt" ;  der  Lösung  dieser  Auf- 
gabe ist  „die  Staatsgewalt  allein  freilich  nicht  gewachsen,  sie  er- 
heischt vielmehr  den  engeren  Anschluß  an  die  realen  Kräfte  des 
Volkslebens  und  das  Zusammenfassen  der  letzteren  in  der  Form 
korporativer  Genossenschalten  unter  staatlichem  Schutz  und  staat- 
licher Fürsorge."  Also  nicht  mehr  Charitas,  sondern  Pflicht  der 
Gesamtheit  gegenüber  den  Volksgenossen  aus  der  rechtlichen  und 
pflichtlichen  Zusammengehörigkeit.  Immerhin  blieb  auch  hier  noch 
die  Schaff'ung  dieses  genossenschaftlichen  Prinzips  gleichzeitig 
ein  Mittel  des  utilitaristisch-polizeistaatlichen  Polizeigedankens: 
sie  war  nötig,  weil  „die  Heilung  der  sozialen  Schäden  nicht  aus- 
schließlich durch  die  Unterdrückung  sozialdemokratischer  Aus- 
schreitungen möglich  war";  und  wenn  das  gelegentlich  dahin  zu- 
gespitzt wurde,  es  handele  sich  „um  den  Kampf  um  die  Seele 
des  einzelnen  Mannes"  '),  so  war  das  nichts  anderes  als  die  Idee 
der  police  citoyenne  des  18.  .Jahrhunderts^).  Nachdem  nun  aber 
die  Arbeiterversicherung    geltendes  Recht   geworden  ist,   ist  jenes 


% 


')  So  Di'l  brück  noch  190S  bei  Einbringiiüg  einer  Novelle  zum  Berg- 
gesetz über  Einführung  von  Arboiterkontrolleuren  zwecks  sicherer  Vorbeugung 
von  Unfällen. 

2)  Vgl.  oben  51,  30. 
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polizeistaatliclie  Element,  das  zu  ihrer  Ausgestaltung  mitgewirkt 
hat,  für  die  Bolle,  die  sie  in  unserem  Staatsleben  spielt  nahezu 
Völlig  bedeutungslos  geworden:  sie  ist  staatsrechtlich  „eigen- 
artige sozialpolitische  Fürsorge,  aber  doch  wiederum  nicht 
Armenpflege,  weil  ihre  Begründung  auf  die  geleistete  Arbeit,  die 
sie  als  eine  Art  öffentlichen  Dienstes  erfaßt,  beide  von  einander 
scheidet^)."  Staatswissenschaftlich  heißt  das  nichts  anderes,  als: 
sie  erscheint  uns  heute  nur  noch  als  ein  Produkt  des  Geno«sen- 
schaftsgedankens,  der  Gründung  von  Rechten  gegenüber  der  Ge- 
samtheit auf  die  Pflichten  gegenüber  der  Gesamtheit.  Und  wie 
von  dem  Arbeiterversicherungsrecht  gilt  es  von  dem  gesamten 
Arbeiterschutzrecht:  alle  polizeilichen  Beschränkungen  erscheinen 
als  Ausfluß  der  genossenschaftlichen  Zusammengehörigkeit  der 
Einzelnen  zum  Staat.  Am  deutlichsten  tritt  dieser  genossen- 
schaftliche Charakter  der  heutigen  Wohlfahrtspolizei  gegenüber 
derjenigen  des  Polizeistaats  und  der  Restauration  hervor  in  dem 
Gegensatze  zwischen  den  heutigen  Vorschriften  über  die  Sonntags- 
ruhe und  den  älteren  über  die  Heilighaltung  der  Feiertage  2): 
während  letztere  stark  darauf  gerichtet  waren,  mit  dem  Sinn 
für  religiöse  Ordnung  und  Autorität  den  Sinn  für  Ordnung 
u)id  Autorität  überhaupt  zu  fördern  2),  haben  erstere  lediglich  das 
Ziel  der  Erhaltung  der  voiklichen  Kraft  im  Auge  und  gehören 
gedanklich  in  den  Komplex  der  Vorschriften  über  die  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  (Arbeitszeitschutz)*).  Die  polizei- 
lichen Vorschriften  des  Arbeitsrechts  sind  aber  nur  diejenigen 
Materien  des  Verwaltungsrechts,  in  denen  der  Unterschied  der 
modernen  Wohlfahrtspolizei  von  der  älteren  am  stärksten  hervor- 
tritt. Vorhanden  ist  dieser,  auf  dem  genossenschaftlichen 
Charakter  der  modernen  Normen  beruhende,  Gegensatz  auch  in 
allen     andei'en    Materien,    wenn    auch    nicht    überall    in    gleich 


^)  Kosin,  Art.  .,Arbeiterver8icherung"  in  v.  Stengel-Fleischmann» 
Wbch.  St.  üder  Verw.  R.  I,  179. 

2)  Vgl.  V. Kirchenheim,  Art.  „Sonntagsruhe"  in  v.  Stengel- Fleisch- 
mann, Wbch.  St.  u.  Verw.  R.  III,  444  f. 

3)  oben  118  f. 

*)  0.  V.  ZwitMÜneck-Südenhorst,  Arbeiterschutz  und  Arbeiterver- 
sicherung. (Aus  Natur  und  Geisteswelt  LXXVIII)  2.  Aufl.  1912,  38  ff.; 
H.  Potthoff,  Probleme  des  Arbeitsrechts  1912,  210,ff. 
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starker  Weise  und  vielfach  noch  nicht  fest  ausgebildet.  Denn 
der  Genossenschaftsgedanke  ist  ein  immanentes  Entwicklungs- 
element unseres  gesamten  modernen  Staatslebens. 

Ist  sonach  die  Annäherung  des  heutigen  Polizeigedankens 
an  denjenigen  des  Polizeistaats  nur  eine  scheinbare,  so  gilt  ganz 
dasselbe  von  seiner  Entfernung  von  dem  der  Aufklärung. 
Das  ist  nicht  nur  eine  Folgeziehung  in  der  politischen  Idee, 
sondern  auch  eine  Tatsache  in  der  politischen  Institution.  Die, 
€ine  Wohlfahitslorderung  bezweckenden,  verwaltungsrechtlichen 
Normen  des  Arbeiterversicherungs-  und  des  Arbeiterschutzrechtes 
sind  und  bedeuten  heute  nicht  mehr  eine  utilitaristische  staats- 
egoistische Bekämpfung  der  „roten  Gefahr'-  unter  der  eudä- 
monistischen  Flagge  „christlicher  Gesittung".  Sie  bedeuten  uns 
ebensowenig  eine  staatliche  Charitasübung.  Aber  endlich  auch 
nicht  nur  das  „sozialistische  Moment",  von  dem  die  Regierungs- 
vorlage von  1881  sprach.  Denn  sie  sind  weder  die  Erfüllung 
einer  rein  ethischen,  noch  die  einer  rein  politischen  Forderung. 
Sie  sind  vielmehr  nur  die  Verwirklichung  des  Gedankens  der 
Erzeugung  des  Rechts  durch  die  Pflicht,  wie  er  die  Grundlage 
der  Idee  der  genossenscliaftlichen  Bindung  der  Volksgenossen 
untereinander  und  an  den  Staat  bildet,  also  eines  rechtlichen 
Gedankens,  wenn  anders  überhaupt  es  ein  „rechtliches"  Denken 
gibt.  Wir  müssen  hier  unter  Berufung  auf  den  Sprachgebrauch, 
der  „Rechtlichkeit"  und  „Gerechtigkeit"  begrifflich  nicht  von 
einander  zu  isolieren  vermag,  es  als  eine  psychologische  Tatsache 
annehmen,  daß  es  Fragen  des  „suura  cuique  tribuere"  gibt,  m 
denen  das  fas  und  das  ius  und  das  rectum  völlig  miteinander 
verbunden  ist;  in  denen  daiier  die  Frage  des  Sittlichen  zu  un- 
mittelbar auf  die  Gerechtigkeit,  des  „Rechts  Grund  und  Ziel", 
gerichtet  ist,  um  nicht  selbst  schlechthin  als  eine  Frage  des 
Rechts  zu  erscheinen ').  Eine  Frage  des  Rechts  in  diesem  Sinne 
ist  auch  die  nach  den  Forderungen  des  Genossenschaftsgedankens. 
Sie  ist  das  aber  nicht  nur  nach  einem  juristisch  unzünftlerisclien 
Sprachgebrauch  und  in  einem  begrifflich  vielleicht  nicht  ein- 
wandslreien    Denken,     sondern    sie    war    es    —    was    hier    ent- 


^)  Ich   luuß  hier   eiiislwcileu   auf  uieiuo  Ausfühvungon  in  „Staatsricht 
und  Naturrcchl"  5"J4  ff.  vi  iwcisen. 
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sclieidend  ist  —  in  der  Staats-  und  Rechtstheorie  der  Auf- 
klärung. Sie  fällt  für  diese  geradezu  mit  der  Grundfrage  des 
Rechts  und  der  Staatsordnung  zusammen.  Nachdem  Rousseau 
)nit  der  Eindringlichkeit  der  Empfindung  und  der  Anschaulich- 
keit der  Phantasie  die  Idee  der  Genossenschaft  zur  gedanklichen 
Grundlage  des  Staates  und  seines  Rechts  erhoben  hatte,  war 
diese  Vorstellung  und  Anschauung  auch  dem  Geistesleben  des 
deutschen  Klassizismus  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen  i). 
"Wie  für  Kant  die  Genossenschaft  das  Grundprinzip  des  Staates, 
war  sie  für  Fichte  die  Grundidee  des  Rechts:  denn  die  Verein- 
lieitlichung  von  „Freiheit"  und  „Gemeinschaft"  ist  recht  eigent- 
licli  der  Inhalt  des  Genossenschaftsgedankens-).  Demnach  ist 
dieser  von  der  Rechtsstaatstheorie  der  Aufklärung  nicht  sowohl 
formell  als  vielmehr  nur  materiell  verschieden  hinsichtlich  des 
gedachten  Endziels  von  Freiheit  und  Gemeinschaft.  Aber  auch 
dieser  Unterschied  ist  wohl  kaum  ein  qualitativer,  sondern  nur 
ein  potentieller.  Dem  soziologisch  geschulten  modernen  Blick 
erscheint  als  „Freiheit"  und  „Sicherheit"  etwas  ganz  anderes,  als 
dem  vernunftrechtlich  eingestellten  Auge  der  Aufklärung.  In 
dem  Schutz  des  Arbeiters  vor  den  Schäden  von  Krankheit, 
Unfall  und  Alter  sieht  die  moderne  Nationalökonomie  einen 
Schutz  seiner  „moralischen  Sicherheit,  die  nur  eine  Form  der 
Freiheit  bildet" ;  die  Lohnsicherung,  Lohnregulierung,  Arbeits- 
zeitbeschränkung,  ja  die  ganze  wirtschaftliche  Hebung  des 
Arbeiters  ist  ihr  ein  Schutz  seiner  „Freiheit"  ^).  Es  sind  uns 
aber  zugleich  nach  der  Auffassung  unseres  Rechts  die  Forde- 
rungen des  Genossenschaftsgedankens.  Der  soziologischen  Grund- 
idee nach  ist  daher  der  moderne  (lenossenschaftsgedanke  der 
Rechtsstaatsidee  der  Aufklärung  sehr  nahe  verwandt,  wenn  auch 
die  Folgerungen  aus  beiden  infolge  anderer  Bewertung  der 
Zweckmomente  weit  auseinanderklaffen,  da  die  der  letzteren 
wesentlich  restriktiv,    die  des  ersteren  expansiv   sind.     Und  doch 

^)  Vgl.  dazu  im  AUgomoinen  die  gehaltvolle  Studie  von  G.  Falter 
über  die  „Staatsidealc  unserer  Klassiker"  1911;  aber  auch  oben  171  f. 

2)  C.  Brinkmann,  Freiheit  und  Staatlichkeit  in  der  älteren  deut- 
schen Verfassung  11)12,    50;    Wolzendo'rll',     Vom    .leutschen    Staat,    17  ff, 

^)  Vgl.  die  Ausführungen  von  E.  Mahaiin,  Sur  la  liberte,  Festgabe  für 
Brentano  1916,  376  f. 
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fehlt  es  auch  dem  Genossenschaftsgedanken  nicht  an  immanenten 
Beschränkungen,  die  in  dem  gemeinsamen  Gegensatz  zum 
Polizeistaatsgedanken  seine  innere  Verwandtschaft  mit  der 
Kechtsstaatstheorie  noch  deutliolu-r  hervortreten  lassen. 

Die  genossenschaftliche  Idee  ist  jeder  Ausdehnung  des 
Polizeigedankens  im  eudämonistischen  Sinne  ebenso  zuwider,  wie 
die  strenge  Rechtsstaatstheorie.  Es  ist  das  nur  die  Folge  davon, 
daß  sie  ein  organisches  Element  des  modernen  konstitutionellen 
Staates  ist,  dessen  Lebensprinzipien  selbst  hervorgegangen  sind 
aus  jenen  selben  staatstheoretischen  Ideen  der  Aufklärung,  die, 
in  nur  geschichtlich  zu  verstehender  Reaktion,  in  der  „strengen" 
Eechtsstaatstheorie  ihre  Überbildung  erfahren  hatten.  Der 
Genossenschaftsgedanke,  die  Idee  der  Gründung  staatsbürgerlichen 
Rechts  auf  staatsbürgerliche  Pflicht,  verlangt  bewußte  bürgerliche 
Pflichterfüllung,  auch  in  der  Freiheitsbeschränkung;  er  verlangt 
die  Aktivität  des  Bflrgersinns,  die  die  Voraussetzung  einer 
gesunden  Lebensarbeit  des  gesamten  konstitutionellen  Staats- 
organismus ist.  Diese  Aktivität  des  Büigersinns  steht  abei"  in 
unvereinbarem  Gegensatze  mit  dem  polizeistaatliehen  Postulat 
der  „Ruhe  und  Mc.destie"  des  Bürgersinns,  der  absoluten  Unter- 
ordnung staatsbürgerlichen  Strebens  und  Denkens  unter  die 
Vormundschaft  der  Obrigkeit,  wie  ja  auch  die,  letzterem  Postulat 
zu  gründe  liegende,  Vorstellung  der  „Unmündigkeit"  des  Volkes 
durch  die  Einführung  des  konstitutionellen  Sj^stems  staats- 
theoretisch schlechterdings  widersinnig  geworden  ist. 

Das  genossenschaftliche  Element  im  modernen  Polizeigedanken 
schließt  daher  —  in  sich,  wie  in  seiner  wesentlichen  Zusammen- 
gehörigkeit mit  dem  konstitutionellen  System  —  jede  Tendenz 
einer  Bevoimundung  des  geistigen  Innenlebens  der  Bürger  mit 
polizeilichen  Mitteln  (Zwang  in  der  inneren  Verwaltung),  d.  h. 
jeden  Eudämonismus,  aus.  Und  hierin  decken  sich  die  Wir- 
kungen des  genossenschaftlichen  Moments  im  Polizeigedanken 
vollständig  mit  denjenigen  des  Autoritätsmoments.  Ist  doch,  wie 
wir  uns  erinnern,  die  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  der  Ein- 
schränkung autoritativen  Verwaltungshandelns  gegenüber  Dingen 
des  menschlichen  Innenlebens  nur  eine  Konsequenz  derjenigen 
von  ihrer  praktischen  Undurchführbarkeit  und  der  Schädlichkeit 
undurchführbaren  Befehleus  füi-  die  Autorität.     So  muß  vielleicht 
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der  Kulturkampf  und   die  Sozialistengesetzgebung  als  der  Todes- 
ritt des  polizeistaatlichen  Polizeigedankens  angesehen  werden. 

Wenn  der  Genossenschaftsgedanke  jeden  eigentlichen  Eudä- 
monismus  ausschließt,  so  läßt  er  gerade  damit  das  Autoritäts- 
prinzip freier  und  reiner  zur  Geltung  kommen.  Die  quantitative 
Einschränkung  der  Autoritätswahrung  bedeutet  nur  ihre  quali- 
tative Stärkung.  Für  sie  gibt  es  nur  realsten  Utilitarismus. 
Denn  sie  ist  nicht  eigener,  selbständiger  Zweck  des  Staates, 
der  in  sich  seinen  Wert  trägt.  Sie  ist  nur  Dienerin  der 
staatlichen  Gesamtzwecke.  Es  gilt  daher  nicht,  sie  als  Idee, 
sondern  nur  als  Wirkung  zu  wahren.  Diese  ist  die  unent- 
behrliche Stütze  der  staatlichen  Macht  und  daher  aller  von 
dieser  zu  verfolgenden  Zwecke.  Nur  mit  Rücksicht  auf 
diese  Zweckdienlichkeit  ist  die  Autoritätswahrung  als  Prinzip 
staatlichen  Handelns  anzuerkennen.  Daher  kann  die  Idee 
der  Autorität  in  der  Praxis  um  ihres  Zweckes  willen  ihre 
eigene  Zurückstellung  verlangen  zu  Gunsten  ihrer  Wirksamkeit. 
So  wird  das  Autoritätsprinzip  im  Polizeigedanken  nicht  nur  — 
in  Übereinstimmung  mit  dem  Genossenschaftsprinzip  —  den 
Verzicht  auf  jede  Gesinnungspolizei,  sondern  auch  auf  jedes 
andere  polizeiliche  Befehlen  verlangen,  das  praktisch  nicht  durch- 
zusetzen   ist^).     Es   wird   aber   auch   das   ünteilas?en   aller  Malj- 


^)  Die  Kriegspolizei  hat  uns  eine  Fülle  von  Beispielen  solcher  gut 
gemeinter,  aber  undurchführbarer  Befehle  gebracht,  vor  allem  auf  dem  Ge- 
biet der  Bekämpfung  jugendlicher  Verwahrlosung.  Diese  sind  sehr  lehr- 
reich und  wichtig,  denn  die  Erwägungen  für  ein  Jugendgesetz,  das  zu  deu 
dringÜQhsten  Friedensaufgaben  gehören  wird,  werden  an  den  Erfahrungen 
aus  den  Experimenten  der  Kriegspolizei  nicht  vorübergehen  können.  So 
ist  z.  B.  das  Rauchverbot  nach  dem  Urteile  eines  so  erfahrenen  Praktikers 
wie  Köhne  (Deutsche  Strafrechtsztg.  III,  16)  undurchsetzbar.  (Vgl.  auch 
Hell w ig  in  Concordia  XXIII,  Heft  1).  Ebenso  wird  kein  Praktiker  der 
Polizei  und  Strafjustiz  an  der  gänzlichen  Undurchführbarkeit  einer  Ver- 
ordnung zweifeln,  die,  ohne  irgendwelche  nähere  Bestimmung,  das  ^zweck- 
lose Umherstreifen"  von  „Personen  unter  18  Jahren"  verbietet.  Die  Polizei- 
exekutive wirä  auf  ihre  Anwendung  überhaupt  mehr  oder  weniger  verzich- 
ten müssen.  Denn  daß  z.  B.  weder  ein  siebzehnjähriger  Fähnrich  auf  Urlaub, 
noch  die  schulentwachsene  Tochter  eines  Superintendenten,  noch  ein  vier- 
jähriges Kind  von  einem  Schutzmann  solle  angehalten  und  nach  dem  ,  Zweck" 
seines  oder  ihres  Aufenthaltes  unter  freiem  Himmel  befragt  werden  können, 
ist   zweifellos.     Andererseits   fehlt  jeder  Maßstab    für   die  Grenzen  der  ob- 
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regeln  verlangen,  deren  Aufwand  an  staatlichem  Apparat  in 
gänzlichem  Mißverhältnis  zu  der  Kleinlichkeit  des  Ziels  stände; 
denn  die  Lächerlichkeit  ist  die  größte  Gefährdung  der  Persön- 
lichkeit, auch  für  den  Staat,  und  keine  Legalität  kann  gegen  sie 
schützen^).     Die  Wirkung  der  Lächerlichkeit  durch  das  Prinzip 


jcktiven  Anwendbarkeit  jenes  Verbots.  Die  zu  weite  Fassung  eines  Ver- 
bots ist  überhaupt  immer  eine  Gefahr.  So  können  vereinzelt  ergangene 
Strafverbote  „deutschfeindhcher  Äußerungen"  sehr  schwer  zur  Anwendung 
gebracht  werden,  ohne  die  Rechtspflege  zum  Popanz  der  Privatrache,  ge- 
meiner Denunzianten  zu  machen,  und  die  Erfahrung  wird  die  Behörden 
hier  —  zum  Schaden  des  an  sich  gesunden  legislatorischen  Gedankens  — 
bald  dahin  bringen,  lieber  zu  wenig  als  zuviel  einzuschreiten.  Die  Gefahr 
aller  solcher  Maßregeln  liegt  darin,  daß  sie  jedenfalls  im  Ganzen  und  auf 
die  Dauer  der  Gesamtheit  mehr,  schaden  als  nutzen.  [Eben  deshalb  bleibt 
die  Frage  offen,  ob  sie  nicht  vorübergehend,  wie  sie  jetzt  als  Kriegspolizei 
vorliegen,  mehr  nutzen  können  als  sie  schaden.  Desgleichen  andererseits 
aber  auch  die  Frage,  ob  überhaupt  für  die  innere  Stärke  eines  Staates 
nicht  schon  auch  die  vorübergehende  Biegung  des  Rechts  aus  vermeint- 
lichem Interesse  der  Staatsraison  gefährliche  Wirkungen  haben  kann,  wie 
die  allen  jenen  Maßnahmen  und  meist  auch  ihrer  gerichtlichen  Beurteilung 
zu  Grunde  liegende  Auslegung  der  „öfl'entlichen  Sicherheit"  in  §9b  G.  t. 
4.  6.  1851  als  einer  Erweiterung  des  Polizeizwecks,  während  sie  doch  tat- 
sächlich nur  einen  beschränkten,  den  engsten  Teil  des  Polizeizwecks  be- 
zeichnet, vgl.  oben  S,  215  Anm.  1.] 

')  Vor  einigen  Jahren  verbot  die  Regierung  eines  mitteldeutschen 
Staates  das  Automobilfahren  für  die  Dauer  der  Anwesenheit  des  Landes- 
herm  im  Staatsgebiet  —  oder  in  der  Residenzstadt,  ich  weiß  das  nicht 
mehr  so  genau  — ,  weil  es  eine  ernstliche  Gefährdung  für  die  in  diesei 
Zeit  gänzlich  durch  die  Aufmerksamkeit  auf  den  landesfürstlichen  Wagen 
in  Anspruch  genommene  Bürgerschaft  bilde.  Gegen  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  hingegen  war  in  den  Zerbstischen  Landen  ein  Verbot  des 
Fürsten  augeschlagen  worden;  „Höchstdemsclben  nachzulaufen  oder  durch 
unmittelbaren  Antritt  Höchstdieselben  zu  behelligen."  Beide  Anordnungen 
entsprachen  an  sich  durchaus  den  jeweils  geltenden  Polizeigrundsätzen: 
im  absolutistischen  Staate  waren  die  Staatsbürger  nur  Objekte  der  Staats- 
gewalt und  daher  verbat  sich  diese  und  ebenso  ihr  persönlicher  Träger 
jede  aktive  Teilnahme  ihrerseits:  der  modenie  konstitutionell-monarchische 
Staat  ist  auf  das  aktive  Interesse  der  Staatsbürger  aufgebaut,  und  das 
ihm  innewohnende  Majoritätsprinzip  läßt  es  als  eine  Forderung  der  poli- 
zeilich zu  schützenden  öffentlichen  Ordnung  erscheinen,  daß  der  berech- 
tig*eD  Angewohnheit  der  Mehrzahl  der  Staatsbürger  zu  einer  primitiven 
Betätigung  ihres  monarchischen  Interesses  das  Interesse  der  Minderheit  an 
einer  Ausnutzung   moderner   technischer  Mittel  zu  Luxus-  und  Wirtschafta- 
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der  „Ruhe"  im  Sinne  des  Polizeistaats  und  der  Restauration 
auszuschalten,  ist  lür  den  heutigen,  auf  das  "Volk  gestellten,  Staat 
auch  nicht  mehr  möglich.  Denn  der  aktive  Bürgersinn,  der  ihm 
Lebensbedingung  ist,  kann  nicht  vereinbart  werden  mit  jener 
staatlichen  Skepsis,  der  Hugo  Grotius  den  naiven  Ausdruck  gab: 
„ferri  leges  ab  hominibus  solent  et  debent  cum  sensu  humanae 
imbecilitatis." 

Diese  letxten  Erwägungen  haben  uns  auf  einen  weiteren, 
ganz  allgemeinen  Wesenszug  des  Polizeigedankens  gebracht: 
Der  Polizeigedanke  trägt  die  Forderung  seiner  eigenen  Klar- 
heit  in    sich. 


3.  Das  Problem  der  Klarheit  des  Polizeigedankens 

Nur  die  absolute  Klarheit  über  Zweck  und  Ziel  und 
Verwirklichungsmöglichkeit  einer  polizeilichen  Anordnung  kann 
dieser  die  Tauglichkeit  zum  Dienste  gegenüber  der  Autori- 
täts-  oder  Genossenschaftsidee  geben,  aus  dessen  Erfüllung  sie 
allein  ihre  Berechtigung  herleiten  kann.  Durch  die  berühmten 
rein  „praktischen  Erwägungen"  „von  Fall  zu  Fall"  kann 
diese  Klarheit  nicht  ersetzt  werden.  Nur  die  Zielsicherheit 
des  älteren  Polizeigedankens  hat  zur  Schaffung  des  modernen 
Staates  geführt.  Die  Stumpfheit  des  Polizeigedankens  der 
Restauration  hatte  den  Zusammenbruch  des  ancien  regime  1848 
im  Gefolge.  „Ziellosigkeit  und  Unentschlossenheit" ,  die  nach 
Bismarck  in  der  auswärtigen  Politik  zu  einer  Untergrabung  der 
Autorität  des  Staates  und  Schädigung  seiner  gesamten  politi- 
schen Interessen  führen,  haben  dieselben  Wirkungen  in  der 
inneren  Politik.  Vielleicht  ist  unsere  Politik  in  Elsaß-Lothringen 
ein  Schulbeispiel    dafür  und   der  Fall  Zabern   nur   die  Folge  der 


zwecken  weiche.  In  größeren  Staaten  wird  man  erstere  Maßregel  damals 
ebenso  lächerlich  gefunden  haben,  wie  heute  letztere;  und  der  Fluch  der 
Lächerlichkeit  wird  nicht  jenseits  der  Grenze  geblieben  sein.  —  Ein 
anderes  Beispiel  für  die  autoritätsgefährdende  Bedeutung  der  Lächerlich- 
keit bietet  das  Spielen  mit  der  Staatsgewalt  in  den  sog.  „Btirgerwehren", 
gegen  das  daher  z.  B.  das  preußische  Recht  sorgfältige  Vorkehrungen  -ge- 
troffen hat  (vgl.  meine  Ausführungen  Pr.  Verw.  Bi.  XXXVI,  55  ff.). 
Woliendorff,  Foliz«igeduke  15 
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inneren  Unsicherheit  des  Autoritätsprinzips  auf  Seiten  der 
Regierung,  des  Genossenschaftsgedankens  auf  Seiten  der  Be- 
völkerung. 

Es  handelt  sich  hier  um  ein  wesentlich  formales  Prinzip. 
Einen  richtigen  materiellen  Inhalt  des  Poüzeigedankens  im  ein- 
zelneu oder  auch  nur  in  großen  Leitsätzen  —  über  die  Anerkennung 
des  Autoritäts-  und  Genossenschaftsprinzips  hinaus  —  prinzipiell 
aufzustellen  oder  vorzuschreiben,  muß  unbedingt  abgelehnt  werden. 
Denn  das  würde  nur  den  Rückfall  in  mühsam  überwundene  ge- 
fährliche Fehler  bedeuten:  in  den  doktrinären  Rationalismus  des 
Naturrechts,  der  sich  in  der  Vergangenheit  so  schädlich  erwiesen 
hat.  Es  bedarf  das  immerhin  der  Feststellung,  da,  so  selbst- 
verständlich es  theoretisch  erscheinen  mag,  doch  ebenso  groß 
praktisch  die  Gefahr  ist,  daß  die  Folgerung  daraus  in  der  An- 
wendung auf  das  politische  Denken  übersehen  werde.  Denn  das 
erkenntnistheoretische  Bewußtsein  der  Überlegenheit,  mit  der 
Staats-  und  Rechtslehre  —  oft  viel  zu  einseitig  —  das  Natur- 
recht als  abgetan  und  töricht  bei  Seite  gelegt  haben,  schützt  uns 
im  gewöhnlichen  politischen  Denken  leider  noch  nicht  davor, 
uns  in  den  Schlingen  seiner  Methode  lahm  legen  zu  lassen. 
Sind  wir  doch  oft  gerade  dort,  wo  wii*  glauben,  Triumphe  der 
Realpolitik  zu  feiern,  dem  Doktrinarismus  am  nächsten,  wie 
denn  überhaupt  das  „praktische"  Denken  auf  allen  Gebieten  vor 
einer  blinden  Verehrung  vermeintlicher  Erfahrungsgrundsätze 
sich  oft  weniger  geschützt  erweist,  als  das  kritisch  orientierte 
theoretische  Denken  vor  einer  Überschätzung  wissenschaftlicher 
Dogmen.  Deshalb  birgt  schon  die  bloße  Ausprägung  aller,  mit 
dem  Anspruch  der  Allgemeingültigkeit  auftretender  Regierungs- 
maximen, die  als  Teil  und  Ausfluß  eines  allgemeineren  grund- 
sätzlich fixierten  Polizeigedankens  zu  bewerten  sind,  die  Gefahr 
schwerer  Irreleitung  in  sich.  Eine  rechtopolitische  Fundamental- 
frage des  Polizeirechts  gibt  das  anschaulichste  Beispiel. 

Daß  die  Bewegungsfreiheit  und  die  Betätigungsmöglichkeiten 
der  Verwal^^ung  in  dem  Maße  zunehmen  müssen,  als  ihre  gesetz- 
lichen Ermächtigungen  weit,  ihre  gesetzlichen  Beschränkungen 
locker  gehalten  sind,  ist  ein  Satz,  dessen  realpolitische  Weisheit 
offenbar  mit  Recht  hoch  bewertet  wird.  Man  wird  zugeben 
müssen,    daß    er    nichts    weniger    als    unpraktisch    und    ratio  na 
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listisch  ersciieint.  Trotzdem  birgt  er  als  Grundsatz  alle  Ge- 
fahren eines  irreleitenden  Rationalismus  in  sich.  Er  ist  1)  als 
praktischer  Grundsatz  nicht  nur  nicht  unbedingt  brauchbar,  es 
läßt  sich  ihm  sogar  2)  der  andere  gegenüberstellen:  die  Be- 
■wegungsfreiheit  und  Betätigungsmoglichkeit  der  Verwaltung 
-wächst  nicht  mehr,  sondern  mindert  sich  mit  der  Weite  ihrer 
gesetzlichen  Beschränkungen,  sobald  diese  einen  bestimmten 
Grad  erreicht  hat. 

1.  Eine  allgemeine  Ermächtigungsklausel  der  Polizei,  wie 
sie  in  Preußen  besteht,  zwingt  die  Gerichte,  beim  Nachprüfen 
der  Gesetzmäßigkeit  polizeilicher  Anordnungen  den  ganzen 
Komplex  jener  Normen  in  Anwendung  zu  bringen,  der  —  wie 
wir  fanden  —  aus  der  grundsätzlichen  Staats-  und  rechtsgedank- 
lichen Gegensätzlichkeit  des  Polizeistaats  und  des  modernen 
konstitutionellen  Rechtsstaats  sich  ergibt  und  mit  dem  Wortlaut 
des  §  10.  II.  17  A.  L.  R.  nur  angedeutet  ist.  Aus  der  damit 
notwendigen  Nachprüfung  der  Zweckrichtung  der  polizeilichen 
Anordnung  ist  tatsächlich  eine  Nachprüfung  fast  der  ganzen 
administrativen  Erwägung  unvermeidlich.  Denn  eine  Prüfung 
der  „Notwendigkeit"  der  Polizeiverordnung  ist,  wenn  auch  ge- 
setzlich ausgeschlossen,  praktisch  im  Rahmen  des  bestehenden 
Rechts  einfach  nicht  immer  zu  umgehen.  Und  bei  der  Polizei- 
verfügung wird  eine  Prüfung  nicht  nur  der  Tatsache,  sondern 
auch  sogar  des  Grades  der  Notwendigkeit  als  rechtlich  zulässig 
(„Verhältnismäßigkeit  von  Störung  und  Abwehr")  erachtet;  dem- 
entsprechend ist  aber  weiter  hier  endlich  auch  eine  logisch 
konsequente  Ausschließung  der  Prüfung  der  „Zweckmäßigkeit" 
unmöglich.  Das  alles  wirkt  natürlich  nicht  nur  unmittelbar, 
sondern  auch  mittelbar,  da  die  Verwaltung  sich  der  Gerichts- 
praxis anzupassen  gezwungen  ist.  Umgekehrt:  wo  der  Ge- 
setzgeber der  Verwaltung  nicht  so  weiten  Spielraum  liat  lassen 
wollen,  wie  ihn  eine  Generalklausel  gibt,  und  er  daher  zum 
System  der  Spezialermächtigung  gegriffen  hat,  ist  zwar  das  Ge- 
fühl der  Rechtssicherheit  vollständig  befriedigt,  aber  die  Recht- 
sprechung begnügt  sich  erfahrungsgemäß  leicht  mit  der  Nach- 
prüfung, ob  überhaupt  für  einen  bestimmten  Gegenstand  (z.  ß, 
Straßenverkehr,  Polizeistunde)  polizeiliche  Regelung  formell  zu- 
gelassen ist,   ohne  sich  weiter  Sorge  zu  machen,   ob  materiell  die 

15* 


2i6  Zweischneidigkeit  starrer  Prinzipien 

unerläßlichen  „objektiven  ^'Voraussetzungen"  (Pr.  0.  V.  G.),  der 
Charakter  einer  mesure  de  police  (nicht  nur  raatiere  de 
police)  gegeben  sind.  Entsprechend  leicht  oder  leichter  macht 
es  sich  natürlich  die  Verwaltung,  sie  hat  also  in  Wirklichkeit 
viel  mehr  Freiheit  als  bei  einer  weiteren  Fassung  ihrer  recht- 
lichen Ermächtigung. 

2.  Bestimmt  demnach  die  Weite  oder  Enge  gesetzlicher 
Bindung  nicht  ohne  weiteres  im  gleichen  Maße  die  Freiheit  oder 
Unfreiheit  der  Verwaltung,  so  kann  fernerhin  sogar  die,  einen 
gewissen  Grad  überschreitende,  Lockerung  der  gesetzlichen  Bin- 
dung geradezu  eine  Lähmung  der  Bewegungsfreiheit  und  Be- 
tätigungsmöglichkeit der  Verwaltung  bedingen.  Eingehendere  ge- 
setzliche Grenzziehung  nämlich  verhindert,  oder  hemmt  wenig- 
stens, einen  allzu  starken,  allemal  zur  Schablone  und  Ertötung 
der  Initiative  führenden,  Zentralismus  der  Verwaltungshand- 
habung. Je  mehr  Gesetz,  desto  größer  die  Scheu  der  Zentral- 
stellen, sich  durch  Anweisungen  an  die  mittleren  und  unteren 
Instanzen  festzulegen.  Umgekehrt:  je  mehr  durch  das  Gesetz 
der  zentralistischen  Verwaltungsregelung  Raum  gelassen  ist,  desto 
grußer  die  Versuchung,  von  der  rechtlichen  Machtfülle  möglichst 
ergiebigen  Gebrauch  zu  machen ;  desto  größer  aber  auch  die 
Gefahr,  daß  sich  jener  Wesenszug  des  alten  Polizeistaats  üppig 
entfaltet,  den  man  das  „papierne  Regiment"  nennt,  das  die 
Arbeitsfähigkeit  der  unteren  Instanzen  vollständig  damit  ausfüllt, 
die  „herausgekommenen  Verfügungen"  zu  lesen  und  „Berichte"^ 
zu  schreiben,  jede  eigene  Aktivität  aber  in  ihnen  erstickt  und 
die  schöpferische  Kraft  freien  Pflichtgefühls  nicht  aufkommen 
läßt.  Es  tritt  gerade  das  Gegenteil  der  Freiheit,  eine  Bindung 
der  Verwaltung  in  den  zu  unmittelbarem,  praktischem  Wirken 
berufenen  Instanzen  ein.  ^) 


^)  Ein  ganz  paralleles  Beispiel  bildet  die  jetzt  sehr  moderne  Idee,  daß 
die  „Zuführung  frischen  Blutes  in  die  Bürokratie"  durch  Besetzung  höherer 
Stellen  mit  Laien  ein  ganz  sicheres  Mittel  ist,  um  der  eingerosteten  Ver- 
waltung ungeahnte  Lebensfrische  und  Elastizität  zu  verleihen.  Mit  minde- 
stens dem  gleichen  Rechte  läßt  sich  ihr  die  andere  gegenüberstellen,  daß 
die  Lebensfrische  und  Elastizität  der  Verwaltung  mit  solcher  Zufuhr 
„frischen  Blutes"  sich  mindern  muß,  sobald  diese  an  Qualität  und  Quantität 
ein  gewisses   Höchstmaß    überschreitet.     An    sich    ist    es  schon    nicht    ohne 
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Es  war  nötig,  auf  die  Gefährlichkeit  der  Aufstellung  von 
Prinzipien  —  auch  im  Gewände  der  Realpolitik  —  hinzuweisen, 
weil  gerade  im  deutschen  politischen  Leben  die  Neigung  zur 
Dogmatisierung  jedes  einmal  erprobten  Grundsatzes  besonders 
stark  ist;  und  das  hemmungslose  Wirken  dieser  Neigung  unser 
Staatsdenken  unmittelbar  wieder  in  das  unfruchtbare  System 
eines  Naturrechts  zurückzuführen  droht,  dessen  Schädlichkeit  wir 
viel  zu  sehr  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  statt  auch  auf 
dem  der  Politik  suchen.  Tatsächlich  ist  die  so  sehr  verbreitete 
dogmatische  und  doktrinäre  Behandlung  politischer  Probleme 
nichts  anderes  als  d;is  eigentlichste  Wesen  der  Methode  des  ent- 
entarteten Naturrechts:  Rationalismus.  Nur  die  Phraseologie  ist 
anders:  wa&  man  im  achtzehnten  Jahrhundert  „Vernunft" 
nannte,   nennt    man    beute  „Gesinnung"    oder  „Weltanschauung". 


Huuiur.  wie  die  Vertreter  ijanz  verschiedener  politischer  Grundaiischauiing>.ri 
sich  in  jenem  Dogma  begegiu-ii.  d,iL5  am  besten  /.um  Dienst  der  staatlichen 
Verwaltung  diejenigen  geeignet  sind,  die  —  iiitweder  als  Berufsoffiziere 
(Ansicht  von  rechts)  oder  als  Kanfleute  (Ansicht  von  links)  —  die  beste 
Gelegenheit  hatten,  nie  etwas  davon  zu  lernen.  In  Wirklichkeit  werden 
solche  Leute,  wie  alle  Laien,  meist  dort  anfangen,  wo  man  erst  aufhören 
kann.  In  ihrer  völligen  Unkenntnis  der  technischen  Schwierigkeiten  folgen 
sie  frisch  und  unbedenklich  ihren  Programmen,  die  sie  reichlich  in  der  Tasche 
zu  haben  pflegen,  und  dekretieren  dementsprechend  darauf  los.  Da  man  den 
Verwaltungsbeamten  die  Aufgabe  entrissen  und  sie  in  ihre  Hände  gelegt  hat, 
damit  die  Sache  aus  dem  alten  Gleis  kommt,  mässen  sie  die  Ablehnung 
jeder  amtlichen  Erfahrungsbelehrung  als  unbedingten  (jirundsat/.  ansehen. 
Wenn  ihre  ungeeigneten  Reformen  nichts  helfen,  dann  jagt  eine  Verfügung 
die  andere,  bis  schließlich  die  ausführenden  Behörden  dahin  kommen,  jedes 
Interesse  beiseite  zu  legen  und  nur  noch  mechanisch  das  formal  zulässige 
Mindestmaß  des  Befohlenen  auszuführen.  Das  Pubikum  merkt  bald,  woher 
der  Wind  weht,  daß  die  Anordnungen  nur  erlassen  sind,  damit  die  neue 
Richtung  oder  Arbeitsfreudigkeit  dokumentiert  ist,  und  daß  man  daher  die 
Befehle  nicht  allzu  tragisch  zu  nehmen  brauche.  Nun  bleibt  es  entweder 
dabei;  dann  gewöhnt  sich  das  Publikum  daran,  die  behördlichen  Anordnungen 
als  rhetorisches  Spiel  zu  betrachten,  und  die  Autorität  geht  drauf.  Oder 
aber  man  besinnt  sich  plötzlich  einmal  auf  Durchführung,  die  dann  auf 
Befehl  von  oben  blind  geschieht,  bald  aber  wegen  der  praktischen  Un- 
möglichkeiten aufhört:  dann  entsteht  Rechtsunsicherheit,  Verbitterung  und 
die  Autorität  wird  ebenfalls  unterhöhlt.  Der  Grundsatz,  der  zunächst  als 
Ausfluß  eines  klaren  Polizeigedankens  erscheint,  erweist  sich  geradezu  als 
dessen  Auflösung. 


^30  F'ir'lnunj^  klarer  Zielsetzung  im  Einzelnen 

Die  Denkart  ist  dieselbe,  auch  vielfach,  wenn  niclit  von  Ge- 
sinnung Oller  Weltanschauung,  sondern  von  „Realpolitik** 
geredet  wird.  Ein  geistreicher,  erfahrener  Staatsmann  hat  daher 
kürzlich  diese  Denkart  durch  ihr  allzu  starkes  Fernhalten  eines 
mehr  gefühlsmäßigen  politischen  Empfindens  kennzeichnen  zu 
sollen  geglaubt  ^).  Wie  stark  und  schädlich  gerade  in  unserem 
V^jlke  die  Neigung  zu  dieser  Denkart,  zur  „Systematisierung  und 
Schematisierung"  ist,  wird  man  nicht  unterschätzen  dürfen,  wenn 
man  die  Eindringlichkeit  beachtet,  mit  der  aus  der  reichsten 
politischen  Erfahrung  derselbe  Staatsmann,  Fürst  v.  Bülow^),  vor 
den  Gefahren  unseres  „logischen  Fanatismus"  in  der  Beurteilung 
innerpolitischer  Probleme  warnt.  Von  keinem  Problem  kann  das 
mehr  gelten  als  von  dem  des  Polizeigedankens. 

So  schädlich  aber  ein  materielles  Dogma  über  den  Inhalt 
des  Polizeigedankens  wäre,  so  unentbehrlich  ist  jenes  formale 
Prinzip  seiner  eigenen  Klarheit:  in  welcher  konkreten  Ziel- 
setzung auch  immer  der  Polizeigedanke  sich  äußern  mag,  sein 
Wesen  verlangt  Klarheit  über  diese  Zielsetzung,  wenn  anders 
seine  konkrete  Äußerung  nicht  seinem  allgemeinen,  wesentlichen 
Ziele,  dem  durch  den  Genossenschaftsgedanken  ergänzten  Autori- 
tätsprinzip, zuwider  laufen  soll.  Das  ist  keine  rationale  Dok- 
trin, sondern  ein  Erfahrungsgrundsatz.  Einfache  empirische  Be- 
obachtung des  Verwaltungslebens  lehrt  seine  Bedeutung.  Sie 
zeigt,  daß  die  Aufstellung  eines  solchen  allgemeinen  Grundsatzes 
nichts  weniger  als  schulmeisterliche  Prinzipienreiterei  und  Welt- 
fremdheit —  „der  einzelne  Bürger  sogar  verfährt  leichtsinnig", 
sagte  Friedrich  der  Große ^),  „wenn  er  nicht  nach  Grundsätzen 
handelt"  —  sundern  im  wahren  Sinne  realpolitisch  ist;  wenn 
sie  auch  die  Forderung  eines  gewissen  wissenschaftlichen  Denkens 
in  sich  schließt.  Nicht  logische  Gründe,  sondern  nur  Beispiele 
können  das  beweisen. 

Das    uns   jetzt    am    nächsten    liegende    Beispiel    ist    das  an- 
schaulichste   und    wichtigste.     Im    Winter    1014/10    und    später 


1)  Fürst  Baiow,  DoiUseho  Tolitik  191H,  192  f. 

2)  ebenda  193  f. 

3)  ^Kegieriingsformen  und  Herrschaftspflichten "  1777.  Die  Werke 
Friedrichs  des  Großen  in  deutscher  1  bersetz.  7.  Bd.  hrsg.  v.  G.  B.  Volz. 
1912,230. 
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noch  ist  mancher  Krä^teverbrauch  und  manche  Unzufriedenheit 
nur  dadurch  entstanden,  daß  wir  mit  z.  T.  recht  verunglückten 
Experimenten  ausprobten,  was  als  sorgsam  ausgeprobtes  System 
uns  fertig  zur  Verfügung  stand:  viele  der  Polizeimaßnahmen  zur 
Begelung  des  wirtschaftlichen  Lebens  hätten  wir  einfach  aus 
Delamare  oder  Sonnenfels  abschreiben  können^),  wenn  wir  uns  dar- 
über klar  geworden  wären,  daß  der  Polizeigedanke  uns  diktiert 
war  durch  das  Zurückgeworfensein  in  die,  freilich  noch  ver- 
schärfte, Lage  des  Merkantil  Staats.  Wären  wir  uns  von  vorn- 
herein darüber  klar  'geworden,  daß  der  Polizeigedanke,  dem  wir, 
notgedrungen.  Schritt  für  Schritt  folgten,  kein  anderer  war  und 
sein  konnte,  als  der  merkantilistische  des  Polizeistaats;  hätten 
wir  daher  die  Konsequenz  gezogen,  ihn  sofort  ganz  allgemein 
und  systematisch  zur  Richtschnur  zu  machen*),  so  wäre  uns 
manche  durch  ihre  Halbheit  verkehrte  Maßregel  und  damit  manche 
Unzufriedenheit  und  Enttäuschung  erspart  geblieben,  deren 
schädigende  Wirkung,  auf  den  Autoritätsgedankenn  sowohl  wie 
auf  den  Genossenschaftsgedanken,  rmr  durch  die  außergewöhnliche 
allgemeine  Sicherung  beider  in  dieser  Zeit  verhindert  worden 
ist-'').  Doch  ist  diese  ganze  Frage  unserer  Kriegspolizei  viel  zu 
umfassend    und    schwierig,    als    daß    der    Versuch    näherer    Er- 


h  vgl.  oben  IG  IT. 

2;  Freilich  hätte  daxu  eine  historisch-fundierte  staatswissciischaftliche 
Kenntnis  von  dem  l'roblem  des  Poiizeigcdankens  gehört.  Vor  allein  wäre 
vielleicht  wichtig  gewesen  Klarheit  darüber,  daß  der  vermeintliche  ,.Staats- 
sozialismus"  viel  weniger  eine  Konzession  an  die  Ideen  der  Sozialdemokratie, 
als  vielmehr  —  gerade  in  diesem  Fall  —  au  diejenigen  der  absoluten 
Monarchie  bedeutet.  Das  scheint  mir  gerade  das  interessante  —  und  eine 
spätere  Untersuchung  der  Materie  könnte  hier  wohl  viel  für  die  Entwick- 
lungsgeschichte der  Verwaltungslehre  wertvolles  zu  Tage  fördern  —  daß  im 
Gesamtbilde  der  Kriegspolizei,  besonders,  neben  den  wirtschaftlichen,  in 
den  volkserzieherischen,  auf  §  9b  G.  v.  4.6.  1851  gestützten,  Anordnungen, 
der  vermeintliche  Futurismus  des  Polizeigedankens  eher  als  Archaismus  sich 
darstellt. 

3)  Man  darf  sich  m.  E.  nicht  darüber  täuschen,  daß  diese  Helastungs- 
probe  des  Bnrgersinns  nur  deshalb  so  gut  überstanden  wurde,  weil  einerseits 
der  Genosseuschaftsgedankc  in  unserem  Volke  durch  den  Ernst  der  Zeit  eine 
ganz  außergewöhnliche  Kraft  erhalten  hatte  und  andererseits  bei  Beginn 
der  Schwierigkeiten  durch  eine  merkwürdige,  glückliche  psychologische 
"Wendung  das  Volksgemüt  dasjenige,  was  die  Zivilregierung  an  Autorität  bei 
ihm  verlor,  der  militärischei)   Regicrtmg  zuwandte. 
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läuterung   und   Begründung  des  angedeuteten   Urteils  uns    nicht 
▼öUig  vom  Wege  unserer  Betrachtung  abführen  müßte. 

Es  muß  hier  überhaupt  die  allgemeine  Bemerkung  ein- 
geschaltet werden,  daß,  wenn  auch  vereinzelte  Beispiele  der  jetzt 
im  Kriege  angewandten  Polizeiprinzipien  wegen  ihres  ganz 
besonderen  Anschaulichkeitswertes  für  die  von  uns  betrachteten 
entwicklungsgeschichtlichen  Erscheinungen  nicht  unbeachtet 
bleiben  durften,  diese  Kriegspolizei  als  ganzes  und  als  einheit- 
liche besondere  Erscheinung  von  der  Untersuchung  prinzipiell 
ausgeschlossen  bleiben  mußte.  Das  aus  einem  doppelten  Grunde. 
Einmal  ist  das  Problem  zu  ungeheuer  umfangreich,  als  daß  jetzt 
schon  ein  Überblick  möglich  wäre;  ganz  abgesehen  davon,  daß 
wir  noch  gar  nicht  wissen  können,  was  die  Entwicklung  noch 
weiter  bringen,  vor  allem  aber,  was  ihre  Wirkung  sein  wird. 
Können  wir  doch  heute  noch  nicht  einmal  sagen,  ob  einer 
späteren  überschauenden  Betrachtung  des  im  Kriege  aus- 
gebildeten polizeilichen  Systems  das  Gesamtbild  der  Kriegspolizei 
mehr  einen  futuristischen,  nach  sozialistischen  Idealen  hin- 
weisenden, oder  einen  archaistischen,  auf  den  Polizeistaat  zurück- 
führenden, Wesenszug  aufweisen  wird^).  Zum  andern  aber,  — 
und  das  ist  der  Hauptgrund  für  die  prinzipielle  Ausschaltung 
dieser  ganzen  Materie  —  läßt  sich  heute  gar  nicht  beurteilen,  ob 
es  sich  bei  jenem  System  um  die  Anbahnung  einer  neuen  Ent- 
wicklungsstufe oder  um  einen,  durch  die  besonderen  Verhältnisse 
erzeugten  und  daher  auch  in  seinem  Bestände  bedingten,  Not- 
behelf handelt,  der  nicht  eine  Fortbildung  der  Entwicklung, 
sondern  eine  zeitweise,  ihren  weiteren  Gang  nicht  wesentlich 
beeinflussende  Unterbrechung  oder  Ablenkung  derselben  bedeutet. 
Die  Vermutung  scheint  mir  für  letzteres  zu  sprechen.  Denn  die 
einseitige  Ausprägung  einer  besonderen  Richtung  des  Regierungs- 
handelns wird  regelmäßig  —  wenn  sie  nicht  so  lange  dauert, 
um  zur  Gewohnheit  zu  führen  —  alsbald  nach  Aufhören  ihrer 
außergewöhnlichen  Ursache  mit  dem  Eintritt  normaler  Verhält- 
nisse eine  Reaktion  hervorrufen,  die  gerade  die  schärfsten  Wir- 
kungen ihrer  Eigenart  wieder  aufheben  und  so  eben  die  Konse- 


1)  Vgl.  oben  231  Anm.  2. 
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quenz  ihres  eigentlichsten  Wesens  und   damit  dieses  selbst  auf- 
zulösen bestimmt  ist. 

Auch  in  der  besonderen  Frage,  zu  der  uns  der  Weg  unserer 
Betrachtung  geführt  hatte,  werden  wir  daher  sicherer  weiter- 
kommen, wenn  wir  es  bei  dem  einfachen  Hinweis  auf  die 
entwicklungsgeschichtliche  Bedeutung  jener  außergewöhnlichen 
Materie  der  polizeilichen  Regelung  des  Wirtschaftslebens  im 
Kriege  bewenden  lassen,  und  uns  den  Beispielen  alltäglicherer 
Dinge  zuwenden,  die  in  engem  Zusammenhange  mit  früher  Be- 
sprochenem stehen.  Wir  erinnern  uns,  daß  die  Gesetzgebung 
zur  Ausgestaltung  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  auf 
der,  den  modernen  Polizeigedanken  ganz  allgemein  bestimmenden, 
Modifizierung  des  in  unserem  Staatsleben  traditionellen  Autori- 
tätsprinzips durch  den  Genossenschaftsgedanken  beruht,  wie  er 
die  Grundlage  des  konstitutionellen  Staats  ist.  Die  Versamm- 
lungsfreiheit bedeutet  die  Verneinung  des  Gedankens,  daß  ein 
Zusammenkommen  der  Staatsbürger  zum  Gedankenaustausch  über 
sie  gemeinsam  interessierende  Fragen  an  sich  schon  eine  Gefährdung 
der  staatlichen  Ordnung  darstellen  können^).  Dieser  Polizei- 
gedanke stand  für  den  Gesetzgeber  so  fest,  daß  er  im  Reichs- 
vereinsgesetz eine  Bestimmung  des  Begriffs  „Versammlung" 
nicht  für  nötig  hielt.  Die  Bedeutung  des  Versammlungsrechtes 
ist  allerdings  für  unser  heutiges  staatliches  Leben  eine  Selbst- 
verständlichkeit, und  wenn  es  Gerichte  gibt,  die  dafür  keinen 
Sinn  haben  und  den  Unterschied  von  Versammlungen  und  öffent- 
lichen Vergnügungen  (Theatervorstellungen,  Tanzvergnügen), 
nicht  zu  erkennen  vermögen,  so  beweist  das  nur,  daß  alle  Klar- 
heit des  Polizeigedankens  nichts  hilft,  wenn  sie  nicht  auch  |in 
die  Köpfe  der  Behörden  gedrungen  ist.  Dem  Gesetzgeber  stand 
jedenfalls  fest,  daß  das  Versammlungsrecht  ein  echt  genossen- 
schaftliches, staatsbürgerliches  —  daher  auch  nicht  auf  Aus- 
länder erstrecktes  —  Recht  ist,  daß  es  aber  eben  infolge  dieses 
seines  Charakters  nicht  die  Befugnis  zur  Übertretung  allgemeiner 
Strafgesetze,   daher   insbesondere   aller  reichsgesetzlichen    Verbot 


1)  Vgl.  üben  213  f.,  244  f.  und  meine  Ausführungen  in  Verw.-Arch. 
XVIII,  271  ff.  und  „Die  Polizei"  VIII,  301  f.:  Tgl.  auch  Delius  in  Pr.  Verw. 
Bl.  XXXII,  659,  sowie  die  Kommentare  zum  R.  V.  G. 
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enthalten  Kann  (§  1  R.  V.  G.).  Nicht  völlig  klar  aber  war  sich 
der  Gesetzgeber  über  den  Polizeigedanken,  der  sich  hus  diesen 
beiden  Prinzipien  ergibt.  Zwei  Beispiele!  1.  Vom  Autoritäts- 
prinzip aus  ist  es  zwar  klar,  daß  aus  dem  Versammlungsrecht 
nicht  eine  außergewöhnliche  Erlaubnis  zum  Abhalten  ausgedehn- 
ter Zechgelage  gegeben  sein  soll:  daher  Beschränkung  von  Ver- 
sammlungen, in  denen  getrunken  wird,  an  die  Polizeistunde, 
deren  Überschreitung  reichsrechtlich  unter  Strafe  gestellt  ist» 
(§  865  St.  (j.  B.).  Vom  Genossenschaftsgedanken  aus  aber  ist  das 
zweifelhaft:  plerumque  in  conviviis  Consultant,  berichtet  Tacitus 
von  unsern  Vorfahren,  und  es  scheint,  als  ob  noch  heute  das  Zu- 
sammenkommen, von  Staatsbürgern  zu  geraeinsamer  Aussprache 
ohne  Trinken  als  eine  Zumutung  angesehen  wird,  die  ärgster  Po- 
lizeiherrschaft gleichkommt.  Daher  ist,  da  die  Gelehrten  sich 
über  die  Eechtslage  nicht  einig  sind,  eine  ausgedehnte  öffentliche 
Diskussion  ^)  entstanden,  deren  zweifelloses  Ergebnis  nur  eine 
Erschütterung  der  Rechtssicherheit  und  damit  Gefährdung  des 
Autoritätsprinzipes  ist.  Der  Gesetzgeber  hätte  sich  über  den 
Widerstreit  der  Interessen  und  den  daraus  gebotenen  Polizeige 
danken  klar  werden  vmd  in  ausdrücklicher  Bestimmung  seine  An- 
wendung sichern  müssen.  2.  Das  Autoritätsprinzip  verlangt,  daß 
die  Polizei  in  der  Lage  sein  muß,  gegen  die  Gefährdungen,  die 
von  einer  Versammlung  unter  freiem  Himmel  oder  einem  Aufzug 
entstehen  können,  Vorkehrungen  zu  treffen.  Daher  gestattet  das 
Gesetz  solche  Veranstaltungen  nur,  wenn  sie  von  der  Polizei  ge- 
nehmigt sind.  Der  Genossenschaftsgedanke  verlangt  aber,  daß 
die  Genehmigung  nur  aus  besonders  wichtigem  Grunde  versagt 
werden  soll.  Dem  Autoritätsprinzip  entsprechend  hat  das  Gesetz 
als  solchen  festgestellt  die  Gefährdung  der  „öffentlichen  Sicher- 
heit", d.  h.  desjenigen  Zustandes  „in  welchem  die  im  Gemein- 
wesen bestehende  Rechtsordnung  gegen  rechtswidrige  Angriffe 
Einzelner  geschützt  ist".  In  der  Allgemeinheit  dieser  Einschrän- 
kung der  polizeilichen  Befugnisse  aber  liegt  eine  Unklarheit  des 
Polizeigedankens.  Sie  war  durch  den  Genossenschaltsgedanken 
nur   so   weit   erfordert,    als   das  rechtliche  Grundprinzip  der  Ver- 


1;  Nähoros    dazu    Pr.  Voiw.  Bl.  XXXII,    614  tt.,    wo    ich    auch    meine 
rcehtlicho  .\ullassiiiig  dargelegt  habe. 
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patiimlungst'reiheit  —  Freiheit  der  Meinnni^säußerung,  insbeson- 
(Jere  der  politischen  —  geht.  Das  gelit  aber  niclit  dahin,  daß 
jeder  Kegelklub  in  der  Lage  sein  soll,  durch  einen  „Aufzug** 
den  Verkehr  tausender,  ihrem  Berufe  nachgehender  Mitbürger  auf 
den  öffentlichen  Straßen  stören  zu  können.  Unter  der  Wirkung 
dieser  Erwägung  ist  die  Rechtsanwendung  dahin  gelangt,  auch 
wegen  Verkehrsstörungen,  unter  der  Firma  „Sicherheit  des  Ver- 
kehrs**, Genehmigungsversagungen  als  zulässig  anzusehen.  Damit 
ist  nun  aber  nicht  nur  dem  Gesetz  Gewalt  angetan  —  an  sich 
schon  eine  Verletzung  des  Autoritätsprinzips  — ,  sondern  weiter 
auch  gegeii  Aufzüge,  die  als  echte  Ausübung  des  Rechts  der 
Staatsbürger  auf  öffentliche  Meinungsäußerungen  erscheinen,  also 
insbesondere  gegen  sog.  Demonstrationen,  eine  Handhabe  zu  poli- 
zeilichem Einschreiten  gegeben,  die  durchaus  nicht  dem  Polizei- 
gedanken des  Vereinsgesetzes  entspricht^).  Hier  beginnen  nun 
aber  erst  die  eigentlich  schädlichen  Folgen  der  Unklarheit  dieses 
Polizeigedankens.  Zielbewußte  Demonstranten  setzen  sich  der 
Gefahr  einer  Verweigerung  der  Genehmigung  nicht  aus,  indem 
sie  diese  gar  nicht  erst  nachsuchen.  In  der  vom  Standpunkt  des 
Autoritäts-,  wie  <les  Genosseuschaftsgedankens  wohl  verständlichen 
Krwägung,  aus  einem  rein  formalen  Rechtsgrund  keine  schwereren 
Erschütterungen  des  staatlichen  Lebens  herbeizuführen,  verzichtet 
die  Polizei  auf  eine  gewaltsame  Verhinderung  des  Aufzuges  und 
begnügt  sich  mit  der  Verhaftung  einiger  besonders  vorlauter 
Krakehler.  Damit  ist  zwar  für  den  konkreten  Fall  ein  Ausweg 
gefunden,  aber  ein  für  den  Polizeigedanken  höchst  bedenklicher 
Ausweg,  denn  die  Autorität  des  Rechts  und  der  Staatsgewalt 
wurde  zurückgelassen.  Einmal  wird  diese  unmittelbar  schwer 
verletzt  dadurch,  daß  die  Demonstranten  ihren  formal  rechts- 
und  bürgerpflichtwidrigen  Willen  durchgesetzt  haben,  die  Be- 
hörde rechtspflichtwidrig  eine  vom  Gesetz  verbotene  Handlung  zu 
verhindern  unterlassen  hat.  Zum  anderen  mittelbar  dadurch,  daß 
vom  Polizeigedanken  des  Vereinsgesetzes  aus  das  Herausgreifen 
einiger  Tumultuanten  zur  Rettung  des  Scheines  der  Autorität 
etwas  Willkürliches  ist,  das  nur  mangelhaft  überdeckt  wird  durch 
das   Geschick   der   Exekutivbeamten,    gerade   die   richtigen    Leute 


1)  Näiieres  siehe  Pr.  Vorw.  Bl.  XXXII,  312  f. 
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herausfinden,  die  durch  Unfug,  Widerstand  oder  ein  sonstiges 
Delikt  wenigstens  eine  Handhabe  zur  Bestrafung  geben;  denn 
die  eigentlichen  Rechtsbrecher  sind  nicht  diese  turaultierendeu 
„Mitläufer",  sondern  die  Veranstalter  des  Aufzuges^).  DaB  es 
an  den  technischen  Handhaben  zu  deren  polizeilicher  Feststellung 
fehlt 2),  ist  auch  nur  eine  Folge  der  Unklarheit  des  Polizei- 
gedankens des  §  7  des  Reichsvereinsgesetzes.  Wohl  selten  ist 
«in  Gesetz  so  gut  genneint  gewesen  wie  dieses.  Wenn  es  trotz- 
dem weder  die  Bedürfnisse  des  Bürgers,  noch  die  der  Regierung 
befriedigt,  liegt  es  bloß  daran,  daß  der  Gesetzgeber  in  dem 
Streben,  möglichst  vielen  Wünschen  gerecht  zu  werden,  das 
Wichtigste  vergaß:  Klarheit  über  seinen  eigenen  Willen  zu 
schaffen,  d.  h.  Klarheit  des  Polizeigedankens,  den  er  verwirk- 
lichen wollte. 

Die  Gefahr  der  Unklarheit  des  Polizeigedankens  liegt  eben 
darin,  daß  diese  in  seiner  Anwendung  zu  Komplikationen  führen 
muß.  aus  denen  ein  AusAveg  nur  auf  Kosten  des  Autoritäts-  oder 
Genossenschaftsinteresses  der  Gesamtheit  oder  des  bürgerlichen 
oder  rechtlichen  Interesses  des  Individuums  möglich  ist.  Dem 
allgemeinen  Grundcharakter  des  modernen  Polizeigedankens  ge- 
mäß ist  unsere  Prostitutionspolizei  abgestellt  auf  Duldung  und 
Beaufsichtigung  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheit  und 
Sicherheit.  Um  diesen  Polizeigedanken  durchzuführen,  hat  die 
Polizei  ein  Interesse  daran,  daß  die  Prostituierten  bei  Leuten 
wohnen,  die  sich  in  der  Fügsamkeit  unter  die  zur  Durchführung 
der  gesundheits-  und  sicherheits-,  insbesondere  kriminalpolizei- 
lichen Aufgaben  erforderliche  Aufsicht  be"-ährt  haben.  Sie 
macht  deshalb  solchen  Leuten  möglichst  wenig  Schwierigkeiten, 
um   ihre  Willfährigkeit   zu   erhalten.     Sie   duldet  aber  damit  eine 


M  Obwohl  t't»  isclbstvcrständlicli  sein  dürfte.  d;iß  ich  hier  —  wie  in 
der  ganzen  Studie  —  nicht  {insgedachte  Fälle  vorführe,  sondern  nur  solche, 
die  das  reale  Leben  konstruiert  und  zwar  nach  meiner  Eifalirung  nicht  al.-* 
vereinzelte,  sondem  als  typische,  sei  doch  noch  einmal  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen.  Man  muß  den  Konflikt,  der  sich  aus  Fällen  wie  dem  obigen 
zwischen  der  materiellen  Staatsdicustpflicht  und  der  formeilen  Hechtspflicht 
(vgl.  unten  241  f.,  aber  auch  237  Anm.  3)  ergibt,  erlebt  haben,  um  die  ganze 
Tragweite  der  Unklarheit  des  Polizeigedankens  zu  vorstehen. 

2)  Vgl.  Gerland  in  Vr.  Verw.  IM.  XXXII,  193  f. 
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Handlung,  die  nach  geltendem  Recht  strafbar  ist.  Macht  nun 
irgend  ein  trüber  Geselle  aus  RacJisucht  oder  einem  beliebigen 
anderen  außerrechtlichen  Motiv  gegen  jene  Leute  eine  Strafan- 
zeige, so  wird  dadurch  der  ganze*  strafverfolgende  Apparat  des 
Staates  unweigerlich  in  Bewegung  gesetzt,  um  einen  von  der  Poli- 
zei im  wohlverstandenen  Autorität?-  und  genossenschaftlichen  Inter- 
esse mühsam  geschaffenen  Zustand  zu  beseitigen '),  Ein  denkbar 
unwürdiger  Zustand  für  Polizei  und  Recht  2)  und  ein  Unrecht 
gegen  den  betroffenen  Gesetzesübertreter,  das  dessen  Rechtssinn 
gewiß  nicht  zu  heben  geeignet  ist^).  Aber  alles  nur  die  Folge 
der  Unklarheit  des  Polizeigedankens,  der  im  Reichsstrafgesetz- 
buch eine  Bestimmung  nicht  zu  beseitigen  vermocht  hat,  die 
heute  schlechterdings  eine  staatliche  Unmöglichkeit  ist. 

Nicht  uninteressant  ist  es ,  daß  in  der  letztgedachten 
Materie  des  Prostitutionswesens  die  Stärkung  des  Genossen- 
schaftsgedankens im  Kriege  uns  einen  Schritt  vorwärts  zu 
bringen  scheint,  indem  das  Wachsen  ehrlichen  staatsbürgerlichen 
Verantwortungssinnes  auf  der  einen  Seite  den  blinden  sitten- 
richterlichen Unterdrückungsgedanken,  auf  der  anderen  Seite  die 
gar  zu  zarte  humanitäre  Bekämpfung  aller  polizeilichen  Aufsicht 
sich  vermindert  haben,  und  so  die  Vereinigung  zweier  Meinungen 
zu  erhoffen  ist,  an  deren  unausgeglichener  Gegnerschaft  bisher 
wesentlich  alle  Reforraversuche  scheiterten.  Auch  der  Gedanke 
der  Notwendigkeit  einer  unmittelbaren  Verbindung  sozialer  Für- 
sorge mit  der  polizeilichen  Bekämpfung  der  (Gefahren  der  Prosti- 


')  Ein  krasses  Beispiel    habe    ich  Arch.  öffl.  ß.  XXIV,  490  angeführt 
2)  Wolzendorff,    Polizei    u.    Prostitution    73f.;    0.   Mayer,    Art, 
„Sittenpolizei"  in  v.  Stcngel-Fleischmann  Wbch    St,  u.  Verw -R.  2.  Aufl. 
111,435;   W.  Haldy,  Die  Wohnungsfrage  der  Prostituierten  11  ff.,  136  ff. 

')  Wer  überhaupt  für  die  Idee  des  Rechts  Sinn  hat,  'wird  auch  dies 
Moment  nicht  für  gleichgültig  erachten,  wenn  er  einmal  im  Gcrichtssaal 
vor  der  Notwendigkeit  gestanden  hat,  die  Abweisung  der  Berufung  einer 
wegen  Kuppelei  verurteilten  simplen  Person  aus  dem  Volke  zu  erkennen 
oder  zu  beantragen,  die  in  wirtschaftlicher  Not  Prostituierte  bei  sich  auf- 
genommen hat,  wie  sie  es  von  anderen  gesehen  hat,  und  den  Gedanken 
nicht  fassen  kann,  daß  bei  ihr  es  „etwas  unrechtes"  gewesen  sein  soll,  wa» 
jene  stets  unter  den  Augen  der  Beh'Jrde  getan  haben. 


<2'->,i*i  Vd6  staatsgedanklichc  Probli-m  dca  Medizitialwosen.s 

tution,  der  in  der  letzten  Zeit  große  Fortschritte  gemaclit  hat^) 
bedeutet  ein  Zusammenkommen  der  beiden  Auffassungen.  Wenn, 
diese  Entwicklung,  was  zu  hoffen  ist,  weiter  ginge,  wäre  es  nur 
das  Durchringen  des  Polizeigedaukens  zur  Klarheit,  was  zuiu 
Fortschritt  führt.  Vielleicht  bringt  uns  diese  dann  aber  auch, 
von  jenem  besonderen  Gebiet  ausgehend,  die  Überwindung  der 
überlebten  doktrinären  Anwendung  der  „ Gewerbefreiheit "  auf  das 
Gesundheitswesen,  indem  das  Problem  der  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten die  Notwendigkeit  rechtsorganisatorischer 
Abwehr  der  von  dem  Kurpfuschertum  der  Volksgesundheit 
drohenden  Gefahren  als  eine  grundsätzliche  Forderung  der  Idee 
volklicher  Genossenschaftliclikeit  deutlich  hervortreten  läßt.  Wie 
denn  umgekehrt  die,  gerade  unter  den  Erfahrungen  des  Krieges 
immer  festere  Gestaltung  gewinnende,  Vorstellung  von  der  Not- 
wendigkeit einer  ärztlichen  Nachforschungs-  und  Anzeigeptlicht 
über  die  Ansteckungsquelle  bei  Geschlechtskranken'^)  dahin 
führen  muß,  in  der  Auffassung  der  sozialen  Stellung  der  Ärzte 
überhaupt  das  „Gewerbe"  wieder  mehr  —  in  Annäherung  an 
ältere  Auffassungen  —  hinter  dem  Dienst  gegenüber  der  Volks- 
genossenschaft zurücktreten  zu  lassen;  und  damit  die  Grundlage 
der  „Gewerbefreiheits"-Idee,  die  jetzt  schon  sinnlos  ist,  zu  er- 
schüttern^),   und    den    modernen   Polizeigedanken    klar    von    dem 


^)  Die  größten  Schwierigkeiten  worden  hier  rein  technische  der  Ver- 
waltung sein:  daß  „Fürsorge"  und  , Polizei"  nicht  gegeneinander  arbeiten 
und  80  ihre  gemeinsamen  Ziele  gefährden.  Auch  hier  wird  die  Lösung 
nur  durch  absolute  Klarheit  des  Polizeigedankens  zu  erreichen  sein.  Sehr 
wertvolle  Erfahrungen  haben  sich  für  diese  Frage  besonders  jetzt  in  den 
okkupierten  Gebieten  ergeben.  Duch  ist  deren  kritische  Erörtern:»^'  luor 
und  jetzt  noch  nicht  möglich. 

2)  Neisser,  Die  Geschlechtskrankheiten  und  ihre  Bekämpfung  1916 
117  ff.;  auch  für  diese  Frage  ist  in  den  okkupierten  Gebitteu  von  der 
Militär-    und    Zivilverwaltung    reiches    und    wertvolles   Material    gesammelt. 

^)  Selbstverständlich  handelt  es  sich  nach  meiner  oben  (210)  dar- 
gelegten Auflassung  hier  nur  um  das  stärkere  Hervortreten  eines  Moments, 
das  bei  richtiger  sozialer  Würdigung  schon  jetzt  das  entscheidende  ist. 
Das  Durchdringen  dieser  Auffassung  müßte  dann  freilich  zu  einer  gans 
anderen  Stellungnahme  des  Staats  gegenüber  den  Ärzten  führen  (so  schoa 
W.  Schücking,  Neue  Ziele  der  staatlichen  Entwicklung  1913,  83},  auch 
in  der  „Kassen"-Frage,  wo  dann  wieder  die  Freiheit  im  wirtschaftlichea 
Sinne,  d.  h.  die  wirtschaftliche  Sicherung,   nur  durch  stärkere  Beschränkung 
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der  manchesterlichen  Rechtsstaatsidee  loszulösen.  Die  Frage  des 
Fortschritts  ist  also  hier  überall  eine  Frage  der  Klärung  des 
Polizeigedankens. 


4.  Der  Dualismus  im  heutigen  Polizeigedanken 
und  die  rechtliche  Organisation  der  Polizeiverwaltung 

Das   Problem  der    Klarheit   des  Polizeigedankens    im   einzel- 
nen ist  um  so  wichtiger  und  schw^ieriger,   als  der  Polizeigedanke 
in    seinem    doppelten  Charakter,    der  aus  seiner  Entwicklungsge- 
schichte ihm  anhaftet,   einen  gewissen    Keim   zu  Unklarheiten  in 
sich   trägt.     Ich    meine  jenes   eigentümliche    Verhältnis   zwischen 
dem    Autoritätsprinzip    und    dem    des   Genossenschaftsgedankens 
das    noch  in    der    Entwicklung    begriffen  ist   und  zur    Zeit  mehr 
auf   der    Forderung  als   auf   der   Verwirklichung   des   Au  gleichs 
der     beiden     Elemente    beruht,     die    geschichtlich    in    gewissem 
Gegensatz    stehen.     Denn    das    primäre    von    ihnen    ist,    wie  wir 
fanden,    das    aus    der   Einheit    der    Staatsgewalt    sich   ergebende 
Autoritätsprinzip,  das  Produkt  des  Polizeistaats.    Zu  ihm  ist  hin- 
zugekommen   als  Modifizierung,   d.  h.  als   Gegengewicht,   also  in 
gewissem   Maße  als  Gegensatz,    der  Genossenschaftsgedanke,    das 
Produkt   des  konstitutionellen  Umbaus    der    absoluten    Monarchie. 
Der  Gegensatz   beider  Gedanken  ist  —  zum  mindesten    historisch 
—  so  wesentlich,    daß  zu  der  Zeit,   da  zuerst  die  Erkenntnis  des 
genossenschaftlichen,    oder,   wie  man   es    damals   ausdrückte,    des 
„gesellschaftlichen"    Elements    in   der    Polizei    sich    durchsetzte, 
man  die  Polizei   als  eine  Tätigkeit   zum  Schutze  der  Gesellschaft 
anderen    staatlichen    Tätigkeiten,    die  dem    unmittelbaren    Schutz 
des    Staates   selbst  dienend    gedacht   wurden,    absolut  gegenüber- 
stellen zu  sollen  glaubte.    Jene  Auffassung  war  bei  Soden  zutage 
getreten,   sie  hatte  bei  Hegel  eine  Rolle  gespielt,    sie  ist  sogar  in 
den  Lehren  des  größten    deutschen  Juristen  der  Zeit,   Rudolf  von 
Ihering,  deutlich  zu  erkennen^).    Sie  stellt  nur  eine  Übertreibung 


der  rechtlichen  Freiheit  zu  erreichen   wäre.     Das  Problem  ist  eben  das  der 
Zurückdämmung  der  einseitigen  „Rechtsstaats^-Idee. 

^)  In  einem  historischen  Exkurs  über  die  Zweckobjekte  der  römischen 
Magistraturen  stellt  Ihering  (Zweck  im  Recht  3.  Aufl.,  I,  50?  ff)  c'ie  polizei- 
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des  einen  der  beiden  wesentliciien  Elemente  des  Polizeigedankens 
des  modernen  konstitutionellen  Staates  dar,  die  zwar  einseitig  ist 
—  aber  vielleicht  nicht  einmal  so  stark  einseitig  war,  wie  es  die 
liistorisch  notwendige  Reaktion  gegen  die  anders  gerichtete  Ein- 
seitigkeit des  älteren  Polizeigedankens  erfordert  hätte.  Denn 
gerade  die  Tatsache,  daß  —  infolge  der  verhältnismäßig  geringen 
wissenschaftlichen  Wirkung  Sodens  und  Ave  -  Lallemants  — 
die  in  dem  genossenschaftlichen  Element  liegende  neue  Seite  des 
Polizeigedankens  des  modernen  konstitutionellen  Staates  in  ilirer 
Besonderheit  nicht  stärker  hervorgekehrt  wurde'),  bewirkte,  daß 
der  Gegensatz  zwischen  dieser  neuen  Seite  des  Polizeigedankens 
und  seiner  alten,  der  autoritären,  im  verwaltungswissenschaft- 
lichen Denken  latent  blieb;  und  von  diesem  daher  auch  zu. 
seinem  notwendigen  Ausgleich  in  der  Praxis  keine  Vor-  und 
Mitarbeit  geleistet  wurde. 

So  stehen  die  beiden  Elemente  des  Polizeigedankens  noch 
heute  in  einem  nicht  völlig  ausgeglichenen  Gegensatze.  Nicht 
nur  das,  sondem  dieser  erhält  infolge  der  mangelnden  klaren 
Erkenntnis  seiner  selbst  einerseits  und  des  Prioritätsverhält- 
nisses zwischen  jenen  andererseits  ein  Schwergewicht  nach  der 
Seite  des  Autoritätsprinzips,  das  die  Richtung  seiner  Anwendung 
beeinflussen  muß.  Durch  diese,  in  der  historischen  und  gedank- 
lichen Eigenart  des  heutigen  Polizeigedankens  begründete,  Be- 
einflussung seiner  Anwendung  erhält  nun  aber  seine  Wirkung 
eine  Neigung  eben  nach  der  Seite,  deren  Bedeutungsminderung 
gerade  durch  das  neu  hinzugekommene  und  damit  eigentlich 
wesensbestimmende  Element,  den  Genosseuschaftsgedanken,  eine 
Forderung  aus  dem  Entwicklungsgesetze  unseres  staatlichen 
Lebens  ist.  Jene  Neigung  ist  gegenüber  dieser  Forderung 
Wirklichkeit  und  Tatsache.  Die  psychologische  Tatsache  aber 
dieses  Zwiespalts  zwischen  dem  programmatischen  Inhalt  des 
Polizeigedankens  und  der  aus  diesem  selbst  entspringenden 
Tendenz  seiner  Anwendung  bildet  einen  stets  vorhandenen  Keim 
zu    Unklarheiten,  deren    Entwicklung    nur    durch    eine    bis    zum 

liehe  Aufgabe    der  Zcnsoreu  und    Ädilen  als    de:s  Schutzes    der  Gesellschaft 
in  prägnauien  Gegensatz  zur  Aufgabe  des  Schutzes  des  Staates,  wie  sie  den 
Konsuln  zugekomincn  sei. 
')  üben  170  f.  mit  1G8. 
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äußersteu   gehende    gedankliche  Bestimmtheit    des  aus   ihm   ent- 
springenden konkreteii  Polizeiwillens  vorgebeugt   werden  kann. 

Die   in  dem   unausglichenen  Gegensatz   der   beiden  Elemente 
des    Polizeigedankens    für  diesen   in   der  Anwendung    begründete 
einseitige    und    daher    abwegige    Neigung    ist  nun   aber  in   ihrer 
Wirkung  dadurch  unterstützt,  daß  die  ganze  Organisation,  unseres 
Polizeiwesens    einen    sehr    günstigen    Boden    für    diese  Wirkung 
bildet.     Wir   erinnere  uns,    daß  die    rechtliche    Organisation    der 
Polizeiverwaltung    in   Preußen  —  auf   das    ich  mich   auch   hier, 
um    Zersplitterung    zu    vermeiden,    beschränke  —  aufgebaut    ist 
durchaus    auf  dem  Prinzip    des  Vorrangs   des  •  autoritären   gegen- 
über  dem   genossenschaftlichen   Element   des  Polizeigedankens.  ^) 
Alle   Polizeiverwaltung   geschieht  „im  Namen    des  Königs".     Die 
Polizeibehörden     sind    daher    Repräsentanten    der    Autorität    der 
Regierung.       Ihre    Organe    sind    deshalb    Diener    der  Autorität 
der  Regierung.     Sie  sind,  wie  man  das  nennt,  politische  Beamte, 
d.  h.   solche,    die   ihr  amtliches  Verhalten    nach    den    politischen 
Axiomen  der  Regierung  zu   richten  haben.     Ihre   Amtspflicht,  die 
politischen    Interessen    der    Regierung    wahrzunehmen ,    muß   sie 
jegelmäßig  in  Konflikt  mit  der  Rechtspflicht  bringen,  sobald  in 
der  rechtlichen  Regelung  einer  polizeilichen  Materie   das  Autori- 
tätsprinzip   des  Polizeigedankens  stark  durch  das   genossenschaft- 
liche modifiziert  ist.     Die  Lösung  des  Konflikts   ist  in  thesi  sehr 
einfach.      Denn    die    Amtspflicht    der    Polizeibehörden    hat    ihre 
Grenzen    an  den    rechtlichen  Schranken  ihrer  Amtsbefugnis.     Die 
Polizeibehörden    dürfen    daher    ihre    politischen    Aufgaben,    ihre 
Auigaben    als    Diener    der   Autorität,    nur    soweit    mit    „polizei- 
lichen"   Mitteln,   unter  Anwendung   ihrer  Zwangsbefugnisse,    ver- 
folgen,  als    diese  Aufgaben  zusammenfallen  mit  denjenigen,   die 
sich  aus  dem,   Recht  gewordenen,   konkreten  und  das  Autoritäts- 
prinzip mehr  oder  weniger  durch  das  genossenschaftliche  modifi- 
zierenden Polizeigedanken  ergeben.     In  praxi  ist  die  Anwendung 
dieser  Regel   aber  oft  sehr  schwierig;  man   denke   nur  an  die  in 
der   Polizei    der    politischen    Vereine    und    Versammlungen   ent- 
haltenen  praktischen  Probleme^),    wie   wir  sie   bereits    betrachtet 


^)  Vgl.  obeu    130,  1801".  =')  Das   habe    ich    schon    1912   in    ,Die 

Polizei"  XVII,  46  f.  näher  ausgeführt. 
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haben .  Manche  Parlamentsreden  über  polizeiliche  „Willkür" 
gerade  auf  diesem  Gebiete  würden  sehr  an  Schwung  verloren 
haben,  wenn  man  sich  nicht  gar  so  sehr  an  die  Wirkungen,  wie 
sie  auf  der  Oberfläche  liegen,  gehalten  hätte,  statt  den  Schwierig- 
keiten in  ihrer  Tiefe,  die  die  Ursachen  enthalten,  nachzuforschen. 
Die  Schwierigkeit  liegt  in  der  Zwiespältigkeit  der  praktisch-poli- 
tischen und  der  formal-juristischen  Aufgabe  der  Polizei,  die 
selbst  nur,  wie  wir  fanden,  ein  normales  Produkt  der  ünausge- 
glichenheit  unseres  Polizeigedankens  ist.  Sie  ist  aber  damit  eine 
stete  Befruchtungsquelle  für  die  Keime  der  Unklarheit,  die  dieser 
selbst  in  sich  birgt.  Sogar  ein  eigenes  rechtstechnisches  Hilfs- 
mittel hat  sie  sich  geschaffen,  den  Vorwand  eines  anderen 
Grundes  für  die  in  Wirklichkeit  aus  nicht  gesetzmäßigen  re- 
gierungs-politischen  Gründen  erlassene  polizeiliche  Anordnung^). 
Sie  erhöht  daher  schon  durch  ihre  Existenz  die  Notwendigkeit, 
den  konkreten  Polizeigedanken,  der  zu  unmittelbarer  Anwendung 
für  ein  einzelnes  Lebensgebiet  bestimmt  ist,,  mit  der  größtmög- 
lichen Klarheit  auszuprägen,  insbesondere  dann,  wenn  in  ihm 
das  für  das  heutige  Staatsleben  wichtigste,  der  Entwicklungsge- 
schichte und  den  Grundlagen  der  Verwaltungslehre  nach  aber 
nur  sekundäre  Element  des  Genossenschaftsgedankens  zur  Geltung 
kommen  soll. 

Hier  schiebt  sich  ein  weiterer  Gedanke  ein,  den  wir  nicht 
umgehen  können.  Die  Bedeutung  und  Stärke  des  neueren  Poli- 
zeigedankens gegenüber  allen  älteren  glaubten  wir  darin  er- 
blicken zu  können,  daß  er  nicht  „naturrechtlich",  d.  h.  nicht 
ein  Produkt  aprioristischer,  rationaler  Erwägungen,  sondern  der 
Strebungen  und  Kräfte  des  Staatslebens  ist.  Er  ist  eine  Tat- 
sache des  Staatslebens,  nicht  ein  Dogma  der  Staatstheorie.  So- 
weit das  Staatsleben  mit  geeigneten  Mitteln  beeinflußbar  ist, 
wird  daher  auch  mittelbar  eine  Wandlung  des  Polizeigedankens 
möglich  sein.  Nie  aber  wird  das  möglich  sein  durch  theoretische 
Dekretierung  seiner  Änderung;  auch  nicht  durch  gezetzgeberische, 
der  rechtstechnische  Erfolg  des  „Vorwandes"^)  beweist  das.     Wir 

')  W.  Jellinek,  Gesetz,  Gesetzesanwendung  und  Zweckmäßigkeitser- 
wlgung  1913,  349  ff.;  dazu  meine  Ausführungen  in  Pr.  Yerw.  Bl.  XXXYI, 
128  und  Wal  deck  er  in  Annalen  d.  D.  Reichs  1915,  339. 

*^  W.  Jellinek,  353:  „Eine  Verordnung  oder  eine  Verfügung  darf  nicht 
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müssen  den  Polizeigedanken  nehmen,  wie  er  im  Staatsleben  ist; 
mit  allen  Mängeln,  die  sozialwissenschaftliche  Betrachtung  an 
ihm  feststellen  mag.  Daraus  ergibt  sich  aber  die  andere  Er- 
wägung: wenn  solche  Mängel  durch  besondere  Verhältnisse 
unseres  Staatslebens  in  ihrer  Wirkung  verstärkt  werden,  ist  die 
Frage  nicht  zu  umgehen,  ob,  gerade  weil  jene  Mängel  selbst 
nicht  unmittelbar  zu  beseitigen  sind,  nicht  wenigstens  jene, 
ihre  Schädlichkeit  steigernden,  Verhältnisse  beseitigt  werden 
können  und  müssen.  Mit  anderen  Worten,  wir  kommen  zu  der 
Frage:  welche  Forderungen  ergeben  sich  aus  dem  tatsächlichen 
"Wesen  des  heutigen  Polizeigedankens  für  die  Beibehaltung  oder 
Änderung  der  jetzigen  rechtlichen  Organisation  der  Polizei- 
verwaltung? 

Wir  müssen  kurz  wiederholen,  worauf  es  ankommt.  Es 
handelt  sich  um  die  Verminderung  der  aus  der  Unausgeglichen- 
heit des  allgf^meinen  Polizeigedankens  für  die  Klarheit  der  auf 
ihm  fußenden  konkreten  polizeilichen  Zielsetzung  drohenden  Ge- 
fahren. Diese  beruhen  darauf,  daß  zwar  für  das  Wesen  des  Poli- 
zeigedankens heute  der  Genossenschaltsgedanke,  zum  mindesten  als 
Entwicklungstendenz,  bestimmend  ist,  daß  tatsächlich  jedoch  für 
seine  Wirkung  dies  genossenschaftliche  Element  durch  das  mit 
dem  älteren  und  daher  gefestigteren  Besitztitel  psychologisch  im 
Vordergrund  stehende  autoritäre  Element  zurückgedrängt  wird;  und 
daß  weiter  diese  letztere  psychologische  Tatsache  einen  dauernden, 
ihre  Wirkung  fördernden,  Rückhalt  findet  in  der  durchaus  vor- 
wiegend nach  dem  Autoritätsprinzip  orientierten  rechtlichen  Orga- 
nisation unserer  Polizeiverwaltung.  Daraus  ergibt  sich,  daß  der,  aus 
dem  allen  entspringenden,  Gefahr  abwegiger  Einseitigkeit  des  Poli- 
zeigedankens in  der  Anwendung  vorgebeugt  oder  wenigstens  ent- 
gegengearbeitet werden  könnte,  wenn  das  letztere  Moment,  das  die 
tatsächlich  vorhandene  und  durch   einfaches  Dekretieren  nicht  zu 


deshalb  für  ungültig  erklärt  werden,  weil  sie  unter  einem  Vorwand  er- 
lassen sei".  Vgl.  auch  die  dort  354  ff.  angeführte  Rechtssprechung.  Wenn 
Jellinek  (353)  meint,  der  „Vorwaud"  begründe  den  „Vorwurf  der  Lügen- 
haftigkeit" und  könne  daher  im  Disziplinarverfahren  geltend  gemacht  werden, 
80  ist  das  iuristisch  schön  und  gut,  hilft  aber  in  unserem  Falle  gar  nichts, 
denn  es  handelt  sich  ja  gerade  darum,  daß  der  Beamte  dienstlich  „pflicht- 
mäßig",  nur  dem  Sinn  und  Willen  des  objektiven  Rechts  entgegengehandelt  hat. 

IG* 
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beseitigende  psycholoi^ische  Tendenz  fördert,  in  der  Verwaltungs- 
organisation ausgesehaltet  und  ersetzt  werden  könnte  durch  ein 
entgegen  wirkendes,  d.  h.  auf  dem  Genossenschaftsgedanken  be- 
ruhendes. In  welcher  Weise  das  geschehen  könnte,  hat  die 
wissenschaftliche  Genossenschaftstheorie  stets  erkannt:  durch 
Übertragung  der  Polizeiverwaltung  —  wenigstens  in  der  zur  un- 
mittelbaren Anwendung  bestimmten  untersten  Instanz  —  an  die 
lokalen  Selbstverwaltungskörper  zu  eigenem  Kecht.  Diese  Auf- 
fassung erscheint  von  unserem  Standpunkt  durchaus  konsequent. 
Denn,  wie  die  Regierung  ihrem  Wesen  nach  Trägerin  des 
Autoritätsprinzips  ist,  ist  die  Gemeinde  Trägerin  des  Genossen- 
schaftsgedankens. Dazu  kommen  jedoch  noch  einige  andere  Er- 
wägungen aus  dem  Wesen  des  Polizeigedankens,  wie  wir  es  er- 
kennen zu  können  geglaubt  haben.  Einmal  haben  wir  gesehen  *), 
daß,  wenn  auch  heute  formaljuristisch  die  Polizeigewalt  der  Ee- 
gierung  die  einzig  existente  ist,  in  der  lebendigen  Wirkung,  dem 
politischen  Gehalt  des  Rechts  sich  doch  noch  vielfach  —  vor 
allem  in  Materien  von  offenbar  überwiegend  genossenschaftlichem 
Interesse  —  tatsächlich  eine  Gemeindepolizei  äußert.  Woraus 
sich  ergibt,  daß  die  rechtsorganisatorische  Anerkennung  einer 
kommunalen  Polizeigewalt  zum  Teil  nur  eine  Änderung  der 
juristischen  und  politischen  Formel,  nicht  eine  Umwälzung  des 
Rechts-  und  Staatslebens  darstellen  wüide.  Zum  anderen  ist  die 
psychologische,  sowie  rechts-  und  staatsgeschichtliche  Tatsache 
zu  berücksichtigen,  daß  von  der  Gemeinde  ausgehende  polizei- 
liche Beschränkungen  —  wie  wir  oben  sahen  —  eben  wegen  des 
Bewußtseins  ihres  genossenschaftlichen  Charakters  weniger  oder 
überhaupt  kaum  als  Beschränkungen  vom  Bürgersinn  empfunden 
werden,  weil  das  Moment  des  Gegensatzes  zur  bürgerlichen  Frei- 
heit, das  im  Begriff  und  Wesen  der  Autorität  liegt,  fehlt.  Da- 
nach würde  also  durch  die  Kommunalisierung  der  Ortspolizei 
der  von  dem  bisherigen  Organisationssystem  gesteigerten  Gefahr 
der  Unklarheit  des  Polizeigedankens  und  damit  der  in  ihr  dro- 
henden Autoritätsschädigung  vorgebeugt  werden  nicht  nur  in  der 
Anwendung  des  Polizeigedankens,  sondern  auch  in  der  Wirkung 
auf    den    Bürgersinn.      Was     also    durch    diese    organisatorische 


')  oben  211  f.  und  Verw.-Arch.  XXI,  519  ff. 
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Verschiebung  der  Zuständigkeit  von  der  Trägerin  des  Autoritäta- 
prinzips  auf  die  des  Genossenschaftsgedankens  das  erstere  foimal 
verlöre,  gewänne  es  materiell  reichlich  wieder.  Der  Polizeige- 
danke aber  käme  damit  wirklicher  Einheitlichkeit  näher  und  zwar 
einer  solchen,  die  der  ihm  innewohnenden  Entwicklungstendenz 
entspräche. 

Ob  nun  wirklich  eine  Kommunalisierung  der  Ortspolizei  zu 
fordern  ist,  ist  eine  ganz  andere  Frage.  Diese  ist  kürzlich  von 
Anschütz,  der  sie  mit  H.  PreuB  bejaht,  in  tiefgründiger,  scharfer 
Erörterung  behandelt  worden,  sodaß  ich  mich  damit  begnügen 
kann,  für  ein  Bedürfnis  genauerer  Kenntnis  des  status  contro- 
versiae  auf  jene  zu  verweisen  ^).  Nur  eines  muß  ich  dazu  be- 
merken. Wenn  die  Frage  heute  zu  legislatorischer  Entscheidung 
stünde,  würden  darin  nach  meiner  Überzeugung  Gesichtspunkte 
parteipolitischer  Dugmntik  stark  mitwirkend  werden  2).  Gerade 
deshalb  glaube  ich  betonen  zu  müssen,  daß  mit  den  bisherigen 
Feststellungen  staatstheoretisch  die  Entscheidung  der  Frage  noch 
längst  nicht  gegeben  ist.  Sowohl  das  autoritäre  als  das  ge- 
nossenschaftliche Element  des  Polizeigedankens  verlangen  in 
erster  Linie  Objektivität  in  seiner  Anwendung.  Daß  bei  der 
jetzigen  Organisation  die  dieser  entgegenstehenden  psychologi- 
schen Schwierigkeiten  gesteigert  werden,  haben  wir  gesehen. 
Werden  aber  bei  der  anderen  nicht  noch  bedeutsamere  entgegen- 
stehen? Ich  denke  z.  B.  an  die  stärkere  privatwirtschaftliche 
Interessiertheit  der  Gemeinde,  an  die  größere  Einflußmöglichkeit 
von  Parteien  und  Cliquen.  Das  Rückgrat,  das  die  staatliche 
Verwaltung  in  der  jahrhundertealten  starren  Tradition  des 
^Staatsdiener"-Pttichtbewußtseins  erhalten  hat,  kann  in  seiner 
Bedeutung  als  Garantie  des  Willens  zur  Objektivität  gar  nicht 
überschätzt  werden.  Ob  das  in  dem  kurzen  Leben  der  Selbst- 
verwaltung sich  schon  zu  solcher  Stärke  ausgebildet  hat,  um  die 
Belastung  des  Machtbewußtseins  zu  tragen,  kann  hier  weder  be- 
jaht  oder  verneint,    noch  überhaupt  untersucht  werden,   es  würde 


'}  G.  Anschütz,  „Polizei,  Staat  und  Gomeinde  in  Preußen",  Peat- 
scbn.c  für  Brunner,  349—355. 

*)  Der  einfache  Gegensatz  nämlich  zwischen  liberal  und  konservativ: 
mal»  traut  einer  kommunalen  Polizei  mehr  Liberalismus  zu. 


54 ß  Entwirklungstcr.dc-nz  oder  -tatsacho 

Ulis  auf  ein  zu  weites  Feld  führen.  Es  genügt  der  Hinweis,  datt 
auch  vom  Standpunkt  verwaltungswissenschaftlicher  Betrachtung 
des  Polizeigedankens  Redenken  gegen  eine  Koramunalisierung  der 
Ortspolizei  nicht  fehlen.  Das  ist  auch  gar  nichts  Merkwürdiges, 
denn  im  Polizeigedanken,  wie  in  unserem  gesamten  Staatsleben, 
ist  die  Bedeutung  der  Genossenschaftsidee  wesentlich  die  eines 
Entwicklungselementes.  Sie  ist  mehr  eine  Tendenz,  ein  Ideal,  als 
eine  vollendete  Tatsache.  Ich  habe  mich  stets  zur  Wertschätzung 
dieses  Ideals  und  daher  zu  dern  Gedanken,  es  nach  Möglichkeit  zu 
stützen,  bekannt  ^).  Aber  gerade  deshalb  habe  ich  davor  gewarnt, 
dies  Ideal,  solange  und  soweit  es  nur  ein  solches  und  noch  nieht 
eine  soziale  und  rechtliche  Kraft  ist,  selbst  als  Stütze  staat- 
licher und  rechtlicher  Einrichtungen  zu  verwenden').  Daraus 
muß  ra.  E.  auch  in  der  Frage  der  rechtlichen  Organisation  der 
Polizeiverwaltung  die  Entscheidung  gefunden  werden.  Und  mit 
dieser  Feststellung  können  und  wollen  wir  es  hier  bewenden 
lassen.  Das  Suchen  nach  der  Entscheidung  würde  uns  in  das 
Gebiet  der  zukünftigen  Gestaltung  des  Polizeigedankens  führen. 
Wir  waren  uns  aber  klar,  daß  wir  unsere  Betrachtung  — 
wollten  wir  uns  nicht  ins  Unendliche  verlieren  —  auf  die  ent- 
wicklungsgeschichtlichen Elemente  des  heutigen  Polizeigedankens 
beschränken  müssen. 


5.  Altes  und  Neues  im  Polizeigedanken 
und  die  Entwicklungslinie  ihres  Wirkungsverhältnisses 

Von  den  Entwicklungselemonten  des  heutigen  Polizeige- 
dankens haben  Avir  nur  einige  herausgegriffen,  die  uns  im  Zu- 
sammenhange mit  unseren  geschichtlichen  Beobachtungen  am 
nächsten  lagen.  Ihnen  allen  ist  ein  Charakteristikum  gemeinsam, 
das  wohl  nicht  unerwähnt  bleiben  darf:  nil  novi!  Wie  die 
negativen,  so  haben  wir  auch  die  positiven  Werte  immer 
wiederkehren  sehen.  Die  ewige  „Spirale  der  Entwicklung": 
ein  Gedanke,  eine  Einrichtung  werden  verworfen,    weil  sie  Schäd- 


1)  Veiw.-Aich.  XV,  568,  XXI,  538  ff. ;    Her  Gedanke    des    Volksheere» 
(Staat  und  Recht  IV)  1914,  61  ff. 

2)  Verw.-Arch.  XV,  567,  XX,  292  Anm.  2. 
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lichkeiten  vernrsacht  hatten;  nachdem  diese  verschwunden  sind, 
vermißt  man  dann  auch  die  guten  Folgen,  die  man  früher 
übersehen  hatte.  Die  staatliche  Zersplitterung  des  ständi- 
schen Staates  mußte  dem  Einheitsprinzip  der  salus  publica 
zum  Opfer  fallen.  Die  Wirkung  dieses  Polizeigedankeus  weckte 
wieder  den  Sinn  für  den  Wert  der  „Rechte  und  Freiheiten"  des 
ständischen  Staates,  und  man  stellte  jenem  die  «taatsbürgerlichen 
Freiheitsrechte  gegenüber.  Von  der  Schlaffheit  des  Polizeige- 
dankens der  Restauration  sind  wir  wieder  zur  Straffheit  des- 
jenigen des  Polizeistaats  zurückgekehrt.  Von  dem  Souveränitäts- 
prinzip des  Polizeistaats  und  dem  Ruheprinzip  der  Restauration 
haben  wir  uns  zurückgerettet  in  den  mittelalterlichen  Genossen- 
schaftsgedanken aktiven  Bürgertums.  Dies  Wiederkehren  alter 
Gedanken  und  Einrichtungen  ist  für  kritische  Beobachtung  wohl 
geeignet,  die  Werteinschätzung  des  Fortschrittes  mit  einer 
starken  Dosis  Skepsis  zu  untermengen.  Demgegenüber  muß 
daran  festgehalten  werden,  daß  der  Entwicklungsgang  doch  nur 
der  der  Spirale  ist,  in  der  scheinbarer  Rückschritt  in  Wirklich- 
keit doch  ein  Fortschritt  ist.  So  wenig  der  Schritt  von  der  ab- 
soluten Monarchie  zur  konstitutionellen  den  Rückschritt  vom 
modernen  zum  ständischen  Staat  bedeutet,  so  wenig  bedeutet  das 
Wiederaufleben  polizeistaatlicher  Verwaltungsideen  und  alter 
deutscher  Rechtsgedanken  in  dem  modernen  Polizeigedanken,  daß 
dieser  nun  der  der  mittelalterlichen  Städte  und  des  Polizeistaats 
ist.  Diese  Feststellung  mag  gedanklich  ungemein  trivial  er- 
scheinen.    Praktisch  ist  sie  nicht  entbehrlich. 

Drei  Gründe  machen  eine  zweifelsfreie  Feststellung  der 
grundsätzlichen  und  wesentlichen  Verschiedenheit  des  heutigen 
Polizeigedankens  von  demjenigen  früherer  Staatsepochen  erforder- 
lich, mit  denen  er  eine  gewisse  Verwandtschaft  zu  haben  scheint. 
Einmal:  weil  wir  den  heutigen  Polizeigedanken  nicht  verstehen 
und  würdigen  können,  ohne  seine  entwicklungsgeschichtlichen 
Elemente  zu  verstehen  und  zu  würdigen,  müssen  wir  notwendig 
diese  in  einer  Weise  betrachten,  die  das  nach  der  sicheren 
Schablone  des  kompendiösen  Urteils  als  abgetan  feststehende  als 
doch  noch  nicht  so  ganz  abgetan,  als  doch  nicht  ganz  wertlos 
erscheinen  läßt;  und  unvermeidlich  dahin  führt,  die  näher 
liegende   Unterschätzung   des  Wertes  jener   historischen  Momente 
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durch  die  fernerliegende  und  daher  mehr  anreizende  Über- 
schätzung ihres  Wertes  zu  ersetzen.  Mit  diesem  ersten,  wesent- 
lich psychologischen  Grunde  sind  die  beiden  anderen  aufs  engste 
verbunden.  Nämlich:  dieser  Anreiz  zu  heterodoxer  Beurteilung 
der  schablonenhaften  Ansichten  über  die  entwicklungsgeschicht- 
lichen Fortschritte  findet  einen  besonders  günstigen  Boden  darin, 
daß  gerade  eine  schärfere  kritische  Betrachtung  einerseits  in 
unserem  Verwaltungsleben  in  Einzelheiten  noch  viele  und  er- 
hebliche Residuen  der  Polizeigedanken  überwundener  Staats- 
epochen in  reiner  Foma^)  bemerken  muß,  andererseits  auf  allen 
Gebieten  unseres  gesamten  heutigen  Lebens  das  Wirken  ver- 
schiedenartigster Kräfte  nicht  verkennen  kann,  denen  allen  ge- 
meinsam ist  die  Tendenz,  dem  Gemeinleben  eine  Richtung  zu 
geben  auf  eine  die  polizeistaatlichen  und  rein  genossenschafts- 
staatlichen Prinzipien  vereinigende  Wiederbelebung  dieser  ver- 
gangenen Staatsgedanken.  Diese  beiden  Punkte  bedürfen  etwas 
näherer  Erläuterung. 

Zunächst:  die  Ausschaltung  der  veralteten  Elemente  des 
Polizeigedankens  ist  nur  ein  Prinzip,  praktisch  aber  durchaus 
noch  nicht  allgemein  durchgeführt.  Was  dem  Prinzip  nach  nur 
als  ein  entwicklungsgeschichtliches  Element  des  heutigen  Polizei- 
gedankens für  sein  Wesen  mitbestimmend  ist,  ist  in  zahlreichen 
Einzelmaterien  noch  in  Reinkultur  erhalten  und  bestimmt  aus- 
schließlich sein  Wesen.  In  der  Regelung  des  Gewerbewesens  ist 
der  Genossenschaftsgedanke  stellenweise  (fakultative  Zwangs- 
innung) dem  mittelalterlichen  Recht  nahe  gekommen.  Die  Ge- 
sinde- und  die  Seemannspolizei  beruht  auf  einer  Mischung 
mittelalterlicher  und  polizeistaatlicher  Prinzipien.  Desgleichen  die 
organisatorische  Einrichtung  der  Gutsbezirke  als  Polizeiver- 
waltungsbezirke. Starke  Reste  ausge^^prochen  polizeistaatlicher 
Ideen  sind  enthalten  in  der  sog.  Polizei  der  öffentlichen  Sittlich- 
keit 2),   der  Polizei  der  Feiertagsheiligung'),   in  der  Theaterzensur 

')  Mit  bloßen  Anklängen  an  die  Polizeigedanken  älterer  Epochen 
haben  wir  uns  schon  verschiedentlich  zu  beschäftigen  gehabt.  Darum 
bandelt  es  sich  hier  nicht,  sondern  um  die  Töllige  Erhaltung  älterer 
Prinzipien  auf  einzelnen  Gebieten. 

2)  Vgl.  z.  B.  oben  198  ff. 

»)  oben  118, 
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mit  ihren  politisierenden  und  naoralisierenden  Tendenzen^);  vor 
allem  in  der  Organisation  der  Eiekutivpolizei :  rechtlich  in  der 
noch  weitgehend  erhaltenen  Konkurrenz  des  Militärs  mit  der  bür- 
gerlichen Polizei')  und  administrativ  in  der  —  vom  Standpunkte 
nicht  sowohl  nur  des  Bürger-  als  auch  gerade  de».  Staatsinteresses 
vielfach  bekämpften')  —  militaristischen  Auswahl  und  Schulung 
des  Exekutivpersonals;  endlich  aber  auch  in  den  Betätigungen 
eines  merkantil  istischen,  dem  Kameralwesen  dienenden  Polizei- 
gedankens,  wie  er  uns  im  Zollwesen*),-  in  der  Bier-  und  Brannt- 

')  Zwar  sind  die  wissenschaftlichen  Autoritäten  stets  solchen  Rück- 
fällen in  polizeistaatliches  Denken  entgegengetreten  (v.  Bar,  I).  J.  Z.  1903, 
206  f.:  Opet,  Deutsches  Theaterrecht  1897,  143  tf.;  Ders.,  D.  J.  Z.  1901,  16; 
Schultzenstein,  bes.  Verw.-Arch.  V,  469ff.;  siehe  auch  K.  Kleefeld, 
Die  Thoaterzcnsur  in  Preußen  1905),  aber  die  Praxis  leidet  noch  stark  an 
polizeistaatlichen  Hemmungen.  Berühmt  geworden  sind  die  Fälle  von 
G.  Hauptmanns  ,.I)ie  Weber",  Blnmenthals  „Der  tote  Löwe"  und  neuerdings 
F.  v.  ünruhs  ,.Prinz  Louis  Ferdinand"  (wobei  auch  die  oben  117  f.  erwähnte 
Verordnung  von  1844  eine  Rolle  spielte)  Charakteristisch  ist  auch  hier 
die  bereits  oft  angeführte  Entscheidung  thür.  O.  V.  G.  v.  5.  11.  13,  inter- 
essant ferner  die  von  mir  in  ü.  Strafrechts  Ztg.  II,  310  besprochene  Auf- 
fassung der  preußischen  Praxis,  daß  ein  Theaterstück  staatsgefährlich  sei, 
in  dem  Polizeibeamte  ,.in  besonders  grober  Weise  öffentlich  lächerlich  ge- 
macht werden".  Es  ist  nahezu  Lebensanschauungsfrage,  wie  man  solche 
Dinge  beurteilt.  Aber  die  Unterlagen  des  Urteils  sind  doch  staatswisson- 
Bchaftlich  zu  ermitteln.  Und  da  fällt  es  sehr  ins  Gewicht,  daß  wohl  kein 
Monarch  größere  Autorität  genoß  als  Friedrich  II.  —  und  war  doch  für 
das  „Niedriger  Hängen".  Jene  Auffassung  der  offiziellen  Staatskluglieit  ist 
graue  Theorie.  Das  Leben  sieht  ganz  anders  aus:  ein  kloin  wenig  Komik 
ist  da  für  die  Autorität  das  graniyn  salis,  durch  das  sie  dem  Untertan 
schmackhaft  wird.  Sie  ist  das  versöhnende  Element,  ohne  das  das  Über- 
gewicht eines  Menschen  gegenüber  anderen  für  diese  aufreizend  wii-d.  Und 
die  „gehobene  Stellung"  von  Polizeibcamten,  die  deren  Lächerlichmachung 
dem  0.  V.  G.  besonders  gefährlich  erscheinen  läßt,  ändert  gar  nichts  an 
dieser  Sachlage.  Im  Gegenteil.  Wir  hatten  einen  höheren  Polizeimann, 
der  wohl  mehr  als  je  irgend  einer  seinesgleichen  Gegenstand  ier  Satire 
in  Schrift  und  Bild  und  auf  der  Bühne  war  und  damit  nur  zu  einer 
unverminderten  Autorität  eine  stärkere  Popularität  erlangte,  als  irgend  einer 
seiner  Amtsgenossen  und  Vorgänger,    selbst  „Vater  Hinckeldey"  inbegriffen. 

2)  §  6  G.  v.  12.  2.  1850;  dazu  meine  Ausführungen  Verw.-Arch.  XXII, 
527  ff.,  bes.  537  ff. 

')  Vgl.  unten  251,  insbes.  Anm.  2. 

*)  Orientierende  Darstellungen  von  v.  Majr-Lusensky  in  v.  Stengel- 
Fleischmann,  Wtbch.  St.  u.  Verw.  R.  III,  979  ff.,  bes.  988  f.,  991  f. 
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Weinsteuergesetzgebung  (Bereitung8vorschriften  und  Herstellungs- 
und  Handelskontrolle)  ^)  und  dem  Verbot  des  Spielens  in  aus- 
ländischen Lotterien  -)  begegnet,  am  charakteristischsten  aber  seine 
polizeistaatliche  Natur  in  der  Totalisatorgesetzgebung  zum  Aus- 
druck bringt:  in  der  Form  volkserzieherischer  Maßregeln  wird  das 
rein  staats-egoistische  (vorwiegend  militärische)  Interesse  an  der 
Pflege  dei"  inländischen  Pferdezucht  verfolgt^).  Weiter  haben  wir 
aber  auch  gesehen  —  besonders  in  der  Frage  der  Gewerbefreiheit 
—  daß  es  selbst  an  Resten  des  manchesterlichen  Polizeigedankens 
des  strengen  Rechtsstaats  nicht  fehlt*;.  Gerade  deshalb,  weil 
der  heutige  Polizeigedanke  noch  so  viele  Elemente  überwundener 
Staatsideen  enthält,  —  eine  einlache  Folge  seiner  Bildung  nicht 
aus  naturrechtlichem  Rationalismus,  sondern  durch  organischen 
Prozeß  des  Staatslebens  —  ist  es  für  seine  Bewertung  und  Be- 
urteilung von  größter  Bedeutung,  welche  dieser  Entwicklungs- 
elemente im  Stadium  des  Aufblühens  und  Ausreifens,  welche  im 
Stadium  des  Abwelkens  sind. 

Unsere  geschichtliche  Beurteilung  gibt  uns  mancherlei 
Kriterien  für  diese  Bewertung  der  Lebenskraft  der  Entwicklungs- 
elemente des  Polizeigedankens.  Sie  muß  hier  für  sich  selbst 
sprechen,  im  Einzelnen  wie  im  Allgemeinen.  Der  Erwähnung  | 
bedürftig  jedoch  und  von  größerer  Bedeutung  für  unsere  be- 
sondere Frage  ist  die  der  Anwendung  jener  Kriterien  sich  über- 
all entgegenstellende  Schwierigkeit,  die  unmittelbar  in  ihrem 
eigenen  Wesen  wurzelt.  Denn  die  Entwicklung,  um  deren 
Elemente  es  sich  handelt,  ist  noch  nicht  abgeschlossen.  Daher 
hat  ihre  Bewertung  insbesondere'  stets  mit  dem  Grundproblera 
des  gegenwärtigen  Entwicklungsstadiuras  zu  kämpfen:  dem  un- 
ausgeglichenen Gegensatz  der  beiden  historischen  Prinzipien  der 
Autorität  und  der  Genossenschaftlichkeit.  Da  die  grundsätzliche 
Bedeutung  dieser  Schwierigkeit  hier,  ohne  uns  zu  weit  zu 
führen,  nicht  systematisch  erörtert  werden  kann,  sei  versucht,  sie 
an  dem  Beispiel  eines  der  soeben  erwähnten  Residuen  älterer 
Staats-     und    Verwaltungsprinzipien    zu    erläutern.      Hinsichtlich 


')  Rheinboldt  und  Zimmermann  in  v.  Stengel-Fleischmaun  I,  471, 
475,  511  ff.  2)  strutz,  ebenda  II,  788,  791. 

3)  Wolzendoiff,  ebenda  111,  453.  *j  oben  209  f. 
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der  Organisation  der  Exekutivpolizei  hat  s<3hon  vor  100  Jahren 
kein  Geringerer  als  der  Organisator  des  preußischen  Volksheeres, 
Hermann  v.  Boyen,  erkannt,  daß  sich  für  sie  aus  dem  Genossen- 
schaftsgedanken die  Forderung  der  Verbürgerlichung  (Schaffung 
einer  Konstabler-Garde)  ergibt,  und  zu  ganz  demselben  Ergebnis 
ist  1861  auf  empirischem  Wege  Ave-Lallemant  gelangt.  Seitdem 
ist  wiederholt  die  Ausschaltung  des  militaristischen  Charakters 
der  Exekutivpolizei  im  Interesse  der  Reibungsverminderung  bei 
ihrer  Tätigkeit  verlangt  worden,  über  deren  Notwendigkeit 
Staatstheoretiker  und  Verwaltungspraktiker  einig  sind'^).  Vom 
Standpunkte  der  Verwaltungslehre  halte  auch  ich  im  Prinzip 
jene  Forderung  für  richtig  3).  Voraussetzung  der  Verwirklichung 
des  Prinzips  ist  es  jedoch  auch  hier  wieder  —  und  diese  Ein- 
schränkung habe  ich  stets  gemacht*)  —  dali  der  Genossen- 
schaftsgedanke erst  wirklich  die  Stärke  haben  mulJ,  durch  die 
das  Autoritätsprinzip  entbehrlich  ist;  und  die  hat  er  heute  noch 
nicht.  Voraussetzung  für  die  Lebensfähigkeit  eines  „Konstabler"- 
Institutes  wäre  es,  daß  der  Bürgersinn  zu  dem  einfachen  ge- 
nossenschaftlichen ßechtsgedanken,  „daß  die  Sache  des  Rechts 
auch  die  seinige  ist",  wie  Ihering'  es  ausdrückt 5),  gelangt  wäre 
und  deshalb  auch  zu  der  von  Ihering  gepredigten  Selbst- 
verständlichkeit des  Willens,  der  „Polizei  und  der  Obrigkeit 
hülfreiche  Hand"  zu  leisten.  Leider  ist  es  eine  Tatsache,  die 
die  Praxis  dauernd  bestätigt,   daß  das  nicht  der  Fall  ist«).     Und 


^)  .\ve-Lanenian t,  Kiisis  18ff. 

'^)  Vgl.  z.B.  Hatschek,  Englisches  Staatsrecht  II,  Ü07  ff.;  E.  Pistor, 
Das  Verhältnis  des  Schutzmanns  zum  Publikum  in  England  und  Deutsch- 
land, Preuß.  Jahrb.  CXXIII,  356  ff;  Budding,  Die  Polizei  in  Stadt  und 
Land  in  (Großbritannien  1908  (Beiträge  zur  Reform  des  Strafprozesses  II, 
3)  51. 

')  Verw.-Arch.  XVII,  136.  ♦)  vgl.  oben  246. 

£>)  R.  Ihering,  Der  Kampf  ums  Recht.     12.  Aull.     1895,  70  f. 

«)  Am  deutlichsten  zeigt  sich  das  dort,  wo  die  Polizeiexekutive  tat- 
sächlich in  weitem  Maße  „bürgerlich"  ist,  auf  dem  Lande.  Was  sollte 
bei  dem  gesunden  Egoismus  der  bäuerlichen  Bevölkerung  aus  der  polizei- 
lichen Ordnung  werden,  wenn  sie  keinen  andern  Schutz  hätte  als  den  des 
armen,  von  der  Gemeinde  und  ihren  Gliedern  abhängigen  Ortsdieners; 
wenn  nicht  hinter  ihm  stände  der  starke  Halt  des  starren  militärischen 
Pflichtbewußtseins  des  Gendarmen  und  —  das  wollen  wir  nicht  vergessen 
—  seines  militärischen   Ehrgefühls,  das  ein   starker  Garant  für   die  Objek- 
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zwar  ist  es  nicht  nur  eine  politische,  sondern  auch  eine  ent- 
wicklungsgeschichtliche Tatsache:  es  ist  der  Flach  des  Polizei- 
staats, daß  unter  seiner  Nachwirkung  noch  heute  der  Bürgersinn 
nicht  die  Vorstellung  einer  Gegensätzlichkeit  zwischen  Obiigkeit 
und  Bürgertum  völlig  hat  überwinden  können,  aus  der  gegenüber 
polizeilichen  Anforderungen  die  Neigung  zu  einem  „es  darauf 
ankommen  lassen"  entspringt.  Die  Autorität  in  ihrer  typischsten 
Forai,  in  der  militärischen,  ist  daher  einfach  noch  nicht  zu  ent- 
behren^). Das  Dilemma  ist  ein  entwicklungsgeschichtliches 
Phänomen:  das  Eesiduum  polizeistaatlicher  Organtsation  schafft 
beständige  Reibungen,  die  das  bürgerliche  Genossenschafts- 
bewußtsein abstumpfen;  weil  dies  seinerseits  aber  mangelhaft  ent- 
wickelt geblieben  ist,  können  wir  jene  Organisation  nicht  entbehren. 
Nichts  wäre  daher  verkehrter  als  eine  einfach  auf  den  Gedanken 
der  Bürgerlichkeit  und  Genossenschaftlichkeit  gegründete  Reform. 
Andererseits  sind  die  Schäden  des  jetzigen  Zustandes  ebenso 
zweifellos,  wie  die  Tatsache,  daß  sie  wegen  seines  Widerspruchs 
zu  den  Entwicklungstendenzen  unseres  öffentlichen  Lebens 
dauernd  wachsen  müssen.  Diese  ganze  Schwierigkeit  beruht  auf 
der  entwicklungsgeschichtlich  bedingten  Zwiespältigkeit  unseres 
Polizeigedankens.  Und  doch  wäre  es  eine  ganz  verfehlte  Skepsis 
wenn  man  mit  dem  Achselzucken  wissenschaftlicher  Überlegen- 
heit gegenüber  populären  Schlagworten  bei  dem  Urteil  stehen 
bleiben  wollte,  daß  wir  eben  über  den  Polizeistaat  nicht  hinaus- 
kommen können.  Denn  das  wäre  ein  höchst  oberflächliches 
Urteil.  In  Wirklichkeit  beruht  ja  gerade  das  jetzige  Fortbe- 
stehen des  Polizeistaatsgedankens  nicht  auf  seiner  Stärke, 
sondern  auf  seiner  Schwäche:  nur  seine  eigene  schädigende 
Wirkung   ist   die  Ursache,   daß   wir   ihn  nicht  ohne  weiteres  auf- 

tivität  der  Vollziehung  staatlichen  Autoritätswillens  ist.  (Die  m.  E.  über- 
triebenen Bedenken,  die  Ave-Lallemaut,  Krisis,  18  if.,  gegen  die  Gen- 
darmerie erhob,  bezichtni  sich  nur  auf  ilirc  kriuj  inalpolii-eilicho  Brauch- 
barkeit. Die  Materie  der  Kriminalpolizei,  deren  organisatorische  lleform- 
bcdiirftigkeit  vielfach  und  wohl  mit  Recht  betont  wird,  gehört  aber  nicht 
«um  Gegenstand  unserer  Untersuchung). 

1)  Wolzendorff,  Verw.-Arch.  XV,  507,  XVII.  135;  Lemke,  Die 
preuß.  Kxckutivpolizei  1904,  210  f.;  Ortloff,  Lehrbuch  der  Kriminalpolizei 
1881,  19  £F.;  Laufer,  Unser  Polizoiwcscn  (Bibl.  d.  Rechts-  u.  Staatskunde 
XXIL  924). 
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geben  können.  Daraus  ergibt  sich  dann  auch  ohne  weiteres,  daß 
seine  völlige  Ausschaltung  nur  ermöglicht  werden  kann,  indem  seinen 
schädigenden  Wirkungen  zunächst  entgegengearbeitet  wird  durch 
Kräftigung  des  Biirgersinns,  also  gerade  durch  Anwendung  und 
Stärkung  der  Genossenschaftsidee,  d.  h.  eben  desjenigen  Elements 
des  heutigen  Polizeigedankens,  in  dem  sich  dieser  völlig  von 
demjenigen  des  Polizeistaats  unterscheidet;  indem  aber  gleich- 
zeitig zunächst  eine  Rückversicnerung  im  Autoritätsprinzip  orga- 
nisatorisch geschaffen  wird*). 


^)  Es  handelt  sich  liier  in  orstor  Linie    nur    um    die    ganz  allgemeine 
Wirkung    eines   stark    nach    der  genossenschaftlichen  Idee  zu  orientierenden 
Polizeigedankens.     Danebon    zeigt    aber    auch    gerade    die    Aufdeckung    der 
Schwierigkeit  des   organisatorischen  Problems   für  dieses   selbst  den  Punkt, 
an    dem    der    Hebel    zu    ihi'cr   Beseitigung    unmittelbar    vcrwaltuugsorgani- 
satorisch    angesetzt    werden    kann.     Auch  das  ist  für  die  prinzipielle  Frage 
80    wichtig,    daß    es    immerhin    angedeutet    werden    mag.     Wir    haben   zwei 
empirische    Tatsachen    vor    uns.     Einmal,    daß    die    auf   dem    einseitigsten 
Autoritätsprinzip    aufgebaute    militaristische    Organisation    der    Polizeicxc- 
kutive    in    wachsendem  Maße    mit   dem  Geiste  und  den  realen  Bedürfnissen 
unseres    öffentlichen    Lebens    unvereinbar   ist.      Zum    andern,   daß    der   Ge- 
nossenschaftsgedankc  heute  noch    nicht   die  Stärke  besitzt,    um  einer  jener 
gleichwertigen    und  sie  daher  entbehrlich   machenden   bürgerlichen   Organi- 
sation die  Grundlage   zu  liefern.     Auf  diesen  Tatbestand   haben  wir  unsere 
entwicklungsgeschichtlichc    Erkenntnis    anzuwenden.      Das    ist    erstens:    da 
die    Entwicklungs-Tendenz     auf    die    Ausdehnung     des    Genossenschaftsge- 
dankens   geht,    kann    die    durch    sie    gebotene  Reformarbeit   nur   nach  dem 
ideellen    Ziel    gerichtet    sein,    das    schon   H.  v.  Bojen    gekennzeichnet   hat: 
eine  , Konstablergarde"  aus  „Bürgern",  die  „die  Sorge  der  inneren  Ordnung 
übernehmen    und   durch    ihren    inneren  Wert  vielleicht  einen  neuen  persön- 
lichen   Kommunaladel     bilden."       Zweitens:     um    den    Weg    nach    diesem 
ideellen,   vielleicht   utopischen,  jedenfalls    aber   nach    der    bisherigen    Ent- 
wicklungsgeschichte im  buchstäblichsten  Sinne  richtigen  Ziel  zu  beschreiten, 
müssen   wir  von  dem  Punkte  ausgehen,  auf  deu^  heute  die  Entwicklungsge- 
schichte   steht:    Dualismus    des   Polizeigedankens,    in    dem    das   autoritäre 
Moment  das  primäre,  gefestigtere,  das  genossenschaftliche  das  aufstrebende 
ist.    Daraus  ergibt  sich  ohn«  weiteres  die  diesen  Momenten  in  dem  Versuch 
künstlicher  Weiterentwicklung   zu   gebende  Rolle.     Das    genossenschaftliche 
Element   bedarf   der  Stärkung    und  Erziehung,    das    autoritäre    bietet   ohne 
weiteres    einen    festen    Halt.      Die    erzieherische    Behandlung    des    ersteren 
kann    nur   nach    dem    Prinzip   jeder  Erziehung    geschehen:   Gewöhnung    an 
freie  Verantwortlichkeit.     Gegen  ungeschickten  Gebrauch  der  Freiheit   muß 
das  Korrektiv  eines  ergänzenden  Eingreifens  des  gefestigten  Elements  ge- 
geben   sein.     Das    heißt:   eine  Verbürgerlichung    der  Exekutivpolizei   wäre. 
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Bei  anderen  der  von  uns  erwähnten  Beispiele  zeigt  e?  sich 
noch  deutlicher,  daß  rein  polizeistaatliche  Residuen  in  unserem 
heutigen  Polizeigedanken  durchaus  anorganisch  sind  und  daher 
zu  einem  Eückscliluß  auf  dessen  Wesen  mit  nichten  berechtigen. 
Die  rechtliche  Konkurrenz  des  Militärs  mit  der  Zivilverwaltung 
in  der  Polizeiexekutive  nach  dem  Freiheitsschutzgesetz  war  1918 
so  vollständig  vergessen,  daß  selbst  der  Fall  Zabern  sie  nicht 
in  die  Erinnerung  rief,  bis  ein  Staatsrechtslehrer  die  betreffende 
Bestimmung  endlich  hervorholte^).  Die  Gesindepolizei  ist  den 
Grundsätzen  unseres  Soziallebens  so  zuwider,  daß  sie  tatsächlich 
so  gut  wie  ausgeschaltet  ist,  da  gesellschaftliche  Normen  ihre 
Anrufung  seitens  der  Dienstherren  hindern.  Andere  dieser 
Residuen  freilich,  wie  die  zahlreichen,  praktisch  höchst  bedeut- 
samen Verbindungen  zwischen  Polizei  und  Finanzwesen,  beweisen 
nur,  daß  der  Polizeistaat  gewisse  Verwaltungsprinzipien  gezeitigt 
hat,  die  für  den  modernen  Staat  schlechterdings  nicht  zu  ent- 
behren sind,  nicht  aber,  daß  sein  Polizeigedanke  im  allgemeinen 
im  heutigen  Staatsleben  wieder  auflebt.  Es  ist  einfach  eine 
Folge  der  wachsenden  Intensität  des  Staatslebens,  daß  sich  dem 
Polizeigedanken  immer  neue  Gebiete  eröffnen:  der  Staat  kann 
nicht  die,  zweifellos  dem  Genossenschaftsinteresse  dienenden, 
Eisenbahnen  einrichten  und  betreiben,  ohne  den  Polizeigedanken 
auf  den  Schutz  ihrer  Einrichtung  und  ihres  Betriebs  auszu- 
dehnen. Das  führt  uns  zu  der  zweiten  der  hier  zu  besprechen- 
den Erwägungen. 

Die  -wachsende  Intensität  des  Staatslebens,  die  notwendig 
eine  Ausdehnung  des  Polizeigedankens  zur  Folge  haben  muß, 
ist  selbst  nur  ein  Ausschnitt  aus  einem  ganzen  Komplex  ein- 
heitlich gerichteter,   aber   gegenständlich   von   ganz  verschiedenen 


wie  sie  erstrebenswert  ist,  auch  möglich,  wenn  zugleich  für  den  Fall  ihres 
Versagens  der  Rückhalt  an  einer  —  nicht  nur  militaristischen,  sondern 
militärischen  —  Organisation  geschaffen  würde;  mit  änderten  Worten:  wenn 
wir  zu  einer  Verallgemeinerung  der  Gendarmerie  und  damit  zur  größeren 
Ausnutzung  einer  der  wertvollsten  und  geschicktesten  organisatorischen 
Verwertungen  spezifisch  preußischer  Staatstraditionen  gelangten. 

*)  W.  Jellinek,  Zabern,  Über  das  Verhaftungsrecht  des  Militär». 
1914,  17ff. :  dazu  meine  Ausführungen  im  Yerw.-Arch.  XXII,  527  ff.,  so- 
wie 543  ff.  über  den  Charakter  jener  Vorschrift  als  einer  rechtshistorischen 
Reminiszenz  an  eine  Periode  überwundener  staatlicher  Ori^anisalion. 
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Gebieten  ausgehender  Ersclieinungen  des  modernen  sozialen 
Lebens  und  Denkens.  Diese  Erscheinungen,  für  deren  auch  nur 
dürftigste  kritische  Formulierung  hier  ganz  selbstverständlich 
nicht  der  Platz  ist,  die  aber  doch  für  unsern  Gegenstand  prak- 
tisch zu  viel  bedeuten,  als  daß  nicht  wenigstens  unter  diesem 
Gesichtspunkte  eine  Andeutung  versucht  werden  müßte,  lassen 
sich  auf  zwei  Grundformen  zurückführen:  auf  wesentlich  tech- 
nische und  wesentlich  gedankliche. 

Die  Tendenz  nach  einer  Ausdehnung  der  staatlichen  Be- 
tätigung aus  technischen  Gründen  liegt  vorwiegend  nicht  sowohl 
in  Eigentümlichkeiten  des  modernen  Staates,  als  in  dem  von 
außen  kommenden  Anstoß  zur  Ausbildung  dieser  Eigentümlich- 
keiten. Dieser  Anstoß  geht  aus  von  den  Fortschritten  der 
Technik  auf  allen  Wissensgebieten,  die  den  Staat  vor  die  Not- 
wendigkeit stellen  und  gleichzeitig  ihm  die  Möglichkeit  bringen, 
seine  eigene  Technik,  die  Verwaltungstechnik,  so  auszubilden, 
daß  die  Ausnützung  jener  gewährleistet  wird.  Denn  die  Fort- 
schritte der  Technik,  die  unserer  Zeit  das  (Gepräge  geben, 
können  vielfach  nur  in  der  stärksten  Form  sozialer  Organisation 
zu  voller  Ausnutzung  gebracht  werden;  teils,  weil  die,  auf 
größeren  Gewinn  angewiesenen,  privaten  Unternehmungen  zur 
Ausnutzung  aller  technischer  Möglichkeiten  einfach  wirtschaftlich 
nicht  im  Stande  sind,  auf  an  sich  rein  privatwirtschaftlichen  Ge- 
bieten dasselbe  zu  leisten  wie  staatliche  oder  kommunale  An- 
stalten; teils,  weil  im  Gefolge  der  technischen  Fortschritte  die 
Ansprüche  an  die  technisch  möglichst  vollkommene  Leistung 
so  sehr  an  Selbstverständlichkeit  gewinnen,  daß  hierin  das 
Wünschenswerte  immer  mehr  den  Charakter  des  direkt  Not- 
wendigen annimmt;  also  die  vollkommenere  Leistung  der  staat- 
lichen oder  kommunalen  Anstalt  immer  mehr  zu  einer  Not- 
wendigkeit im  sozialen  Leben  wird.  Es  handelt  sich  dabei  aber 
keineswegs  nur  um  die  rein  industrielle  Technik  (Eisenbahn, 
Post,  Telegraphie),  sondern  ebenso  um  die  wissenschaftliche,  vor 
allem  die  der  Medizin  und  Chemie.  Ich  habe  schon  an  anderer 
Stelle*)  auf  das  Beispiel  der  polizeilich  umwehrten  Trinkwasser- 
beschaffung durch  die  Kommunen  hingewiesen;  der  Schlacht- 
hauszwang ist  eine  parallele  Erscheinung  2).     Doch  zeigt  sich  die 

»)  V«nr.-. Vi  eh.  XXI,  538  f.  *)  Daseibat,  525  f. 
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Ausdehnung  des  Polizeigedankens  nicht  nur  in  dem  Schutz 
kommunaler  oder  staatlicher  gemeindienlicher  Anstalten,  sondern 
ebenso  in  beliebiger  anderer  Form:  der  Impfzwang,  die  neuere 
Gesetzgebung  über  die  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten  ge- 
hören hierher,  aber  auch  die  Aufgaben  der  Polizei  zur  Durch- 
führung des  Schulzwangs  u.  dgl.  mehr. 

Das  Gemeinsame  dieser  Erscheinungen  des  staatlichen  Lebens 
liegt  in  ihrer  Tendenz,  die  mit  dem  Schlagwort  einer  wachsenden 
Sozialisierung  des  bürgerlichen  Lebens  vielleicht  nicht  unrichtig 
gekennzeichnet  wird.  Von  unserem  Standpunkt  aus  bedeutet  diese 
Tendenz  eine  Rückkehr  zu  rein  polizeistaatlichen  Prinzipien,  ver- 
stärkt z.  T.  durch  extreme  genossenschaftliche  Ideen.  Dieser 
Tendenz  des  staatlichen  Lebens  entspricht  eine  völlig  gleiche 
des  Denkens  vom  Staat.  Denn  dies  Denken  steht  seit  langem 
durchaus  im  Zeichen  jener  Reaktion  gegen  den  klassischen  deut- 
schen Liberalismus,  die  durch  die  Schäden  des  Manchestertums 
mit  vollem  Rechte  verursacht  war.  Die  Eindrücke  der  gesamten 
Entwicklung  des  Staatslebens  der  letzten  Periode  mußten  diese 
Geistesrichtung  fördern  und  stärken.  Der  immense  Aufschwung 
staatlichen  Lebens,  der  mit  der  Überwindung  des  Manchesterturas 
zeitlich  verbunden  war,  die  Verbreitung  kollektivistischen  sozialisti- 
schen Denkens,  die  durch  die  Verwirklichung  der  Sozialgesetzgebung 
notwendig  eintreten  mußte,  der  Eindnick  der  enormen  Leistungen 
aller  praktischen  und  wissenschaftlichen  Technik,  dessen  wissen- 
schaftlicher Ausdruck  der  Materialismus  war  —  sie  alle  berühren 
sich  in  einem  Punkte:  sie  setzten  das  Staatsleben  unter  das  Zei- 
chen des  Erfolges,  dem  Staatsdenken  gaben  sie  das  Gepräge  des 
Sinnes  für  den  Erfolg.  Sie  mußten  dem  Staatsdenken  daher  mit 
Notwendigkeit  eine  eudämonistisch-utilitaristische  Färbung  geben, 
die  stark  in  diejenige  der  Polizeistaatsidee  hinüberspielte.  Die 
durch  das  Übergewicht  der  Naturwissenschaften  auf  alles  Denken 
mit  und  in  der  Entwicklungslehre  der  Biologie  erzeugte  und  von 
der  organischen  Staatsauffassung  geförderte  Neigung,  alles  Ge- 
schehen als  normmaßiges  Geschehen  zu  werten,  mußte  sich  mit 
jenem  Denken  vereinigen.  Das  Produkt  ihrer  Vereinigung  ist  jene 
Auffassung,  die  jetzt  im  Kriege  die  Wesensverwandschaft  von  So- 
zialismus und  Militarismus  in  für  uns  so  glücklicher  Weise  hat 
Ereignis  werden  lat^sen:  die  unbedingte  Wertschätzung  der  Orga- 
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iiisation.  Und  als  ihre  Ergänzung  das  Anathema  gegenüber  dem 
Individualismus,  durch  das  sich  heute  hei  uns  politische  Bildung 
qualifiziert. 

Und  doch  war  es  nur  der  Individualismus  der  Aufklärung 
und  des  Liberalismus,  der  den  Polizeistaat  überwunden  und  den 
Weg  zum  Verfassungs-  und  Nationalstaat  gewiesen  hatte.  Das  Ver- 
dienst dieser  Überwindung  wird  heute  nicht  angezweifelt.  Aber  der 
Polizeistaat  selbst  war  nichts  anderes  als  die  Vollendung  jenes 
Prinzips  der  Organisation,  das  heute  für  uns  leitend  ist.  Freilich 
einer  Organisation,  für  die  das  Volk  nur  Objekt,  aber  nicht  Sub- 
jekt war.  Aber  ist  das  ein,  alles  sonstige  Gemeinschaftliche  ver- 
nichtender, Wesensunterschied?  Wir  können  in  jedem  Leitfaden 
der  Staatslehre  lesen,  daß  der  Staat  Rousseaus  oder  gar  der 
sozialdemokratische  Zukunftsstaat  der  „ärgste  Polizeistaat"  sei. 
In  der  Beteiligung  des  Volkes  am  Staat  kann  demnach  allein 
eine  Sicherung  vor  den  anerkannten  Schäden  des  Polizeistaats 
füglich  nicht  gesehen  werden;  also  gehört  noch  dazu  das  andere 
Wesensraoment  des  heutigen  Staates:  die  gedankliche  Aner- 
kennung einer  staatsfreien  Sphäre  des  Individuums.  Darin  unter- 
scheidet sich  ja  gerade  die  Idee  der  Genossenschaftlichkeit,  in 
der  wir  ein  immanentes  Entwicklungselement  unseres  Staatslebens 
sehen,  von  derjenigen  des  Sozialismus.  Es  ist  kein  Zufall,  daß 
sozialistisch  orientierte  wissenschaftliche  Erörterungen  des  moder- 
nen Arbeitsrechts  das  Problem  des  Arbeiterschutzes  so  stark 
unter  den  Gesichtspunkt  der  „Menschenökonomie  ^)"  rücken  und 
damit  der  Selbstzwecklichkeit  des  interesse  Status  publici  des 
Polizeistaats  sehr  nahe  kommen,  der  die  Individuen  nur  als  Ob- 
jekte und  die  Arbeiter  unter  diesem  Gesichtspunkte  als  schutzbe- 


^)  Vgl.  dazu  z.  B.  11.  Potthof,  l^rublöme  des  Arbeiterrechts  1912, 
68  IT.,  der  zwar  selbst  den  Begriff  des  „Socialen"  ganz  auf  den  Schutz  der 
Persönlichkeit  abstellt  (CO  f.),  diese  dann  aber  in  der  Anwendung  doch  nur 
ale  Zweckmittel  der  salus  publica  bewertet.  Deutlicher  liegt  diese  Färbung 
des  sozialistischen  Denkens  in  den  jetzt  vielfach  hervortretenden  Vorschlägen 
der  „Bevölkerungspolitik"  zu  Tage,  die  dem  polizeistaatlichen  „Peuplierungs"- 
Sjstem  bedenklich  nahe  kommen.  Diesem  Denken  fällt  daher  auch  der 
ganze  Arbeiterschutz  unter  jene  staatsegoistische  Bevölkerungspolitik,  wie 
das  z.  B.  deutlich  hervortritt  in  dem  Aufsatz  von  Wiesel  über  Arbeitsrecht 
und  Versicherungsrecht  iu  Bozi  und  Heinemann,  Recht,  Verwaltung  und 
Politik  im  neuen  Deutschland  1916,  147  ff. 

Wol  aeud  Ol  f  f,  PolizeigedaBkc  1  ' 
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dürftig  galten^).  Während  doch  die  tatsäclüiche  Entwicklung 
unseres  Staatslebens  das  ganze  öffentliche  Arbeitsrecht  uns  als 
eine  Folgerung  aus  dem  Genossenschaftsgedanken  erscheinen 
lassen  muß  2),  für  den  Gemeinschaft  und  Individuum,  Organisa- 
tion und  Freiheit  zwar  untrennbare  aber  beides  gleich  wesentliche 
Wertelemente  sind.  Das  Wertmoment  der  Persönlichkeit  ist  aus 
dem  Wesen  des  modernen  Staates  nicht  auszuschalten. 

Nicht  nur  von  dem  allgemeinen  Wesen  des  modernen  Staates, 
sondern  vor  allem  von  dem  Wesen  und  der  Tradition  des  deut- 
schen und  besonders  des  preußischen  Volks-  und  Staatslebens  ist 
das  Wertmoment  der  Persönlichkeit  nicht  loszulösen.  Für  den 
preußischen  Staat  ist  es  in  dem  Wirken  der  Soharnhorst  und 
Stein,  Hardenberg  und  Humboldt,  Gneisenau  und  Boyen  geradezu 
die  Quelle  seines  ganzen,  neuen,  größeren  und  stärkeren  Lebens 
gewesen.  Und  der  Charakter  des  deutschen  Volks  macht  die 
Betonung  der  Persönlichkeit  im  Staatsleben  ebenso  notwendig  v/ie 
ungefährlich.  Denn  der  dem  deutschen  Volke  eigene,  in  Preußen 
durch  den  militärischen  Zug  der  monarchisch  erzeugten  Staats- 
tradition verstärkte,  rechtliche  Ordnungssinn  —  die  „natürliche 
Propensität  des  Charakters",  wie  ein  älterer  Publizist  es  nannte^) 

^)  Dazu  meine  Skizze  ^Das  Arbeitsrecht"  in  d.  Annalen  d.  1).  R.  1915, 
66,  65,  sowie  oben  29  ff. 

2)  oben  217  ff. 

3)  Brandes  1808  in  seinen  „Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in 
Deutschland".  Seine  Bemerkungen  zu  diesem  Punkte  sind  für  das  Problem 
des  Polizeigedankens  so  bedeutsam  und  auch  noch  heute  so  zutreffend,  daß 
ihre  Wiedervorführung  nicht  ungerechtfertigt  sein  dürfte  —  trotz  der  Ge- 
lehrsamkeit und  Reichhaltigkeit  unserer  ^Kriegsliteratur"  in  punkto  Staats- 
und Freiheitsgesinnung.  Nach  Brandes  (a.  a.  0.  61  f.)  haben  die  Deutschen 
„wohl  den  rechtlichsten,  zwar  langsamen,  aber  größten  Ordnungssinn,  der  je 
einer  Nation  zu  Theil  ward.  Die  Deutschen  könnten  weit  mehr  wie  ein 
anderes  Volk  mit  gehäuften  Reglements  verschont  werden,  ohne  Gefahr,  daß 
durch  den  Mangel  jener  die  wesentliche  mechanische  Ordnung  litte.  Die 
natürliche  Propensität  des  Charakters  bedarf  der  Regel  nach  keiner  besonderen 
Verstärkung.  Zwejtens  ist  es  unleugbar,  daß  gerade  der  deutsche  National- 
geist durch  die  schweren,  ihn  ganz  umwindenden  Fesseln  der  Formen  am 
meisten  verliert.  Wir  Deutschen  zeichneten  uns  nicht  ursprünglich  durch 
eine  schnellfassende,  unruhig  vorwärts  treibende  Leichtigkeit  aus,  der  viel 
rückhaltende  Gewichte  anzulegen  waren,  damit  sie  nicht  in  das  Wilde  davon 
liefe.  Wir  dürfen  nicht  stets,  nicht  stark  angezogen  werden,  sonst  ist  Ver- 
nichtung der  Schnellkraft  so  leicht  Folge:    eine  Schnellkraft,  die  unter  »hn- 
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—  muß  die  Gefallt-  einer  Erschütterung  des  Staatslebens  durch 
Ausschweifen  der  Persünlichkeitsstrebungen  bei  uns  geringer  er- 
scheinen lassen  als  bei  den  meisten  anderen  Völkern ;  während 
andererseits  die  Stärke  des  deutschen  Wesens,  wie  sie 
ganz  im  Gemüt  liegt,  auf  staatlichem,  wie  auf  jedem 
anderen,  Gebiet  zur  Entwicklung  und  Verwertung  fürs 
äußere  Leben  gebracht  werden  kann  nur  in  und  mit 
voller  Entfaltung  der  Persönlichkeit. 

Müssen  wir  daher  in  der  Idee  der  Persönlichkeit  ein  wesent- 
liches und  unentbehrliches  Wertmoment  nicht  allein  des  modernen 
Staates  im  Allgemeinen,  sondern  auch  ganz  besonders  des  deut- 
schen Volks-  und  Staatslebens  sehen,  so  dürfen  wir  uns  dies 
auch  über  allem  Streben  nach  wachsender  Sozialisiernng  und 
Verstaatlichung  nicht  verloren  gehen  lassen  ^),  wenn  anders  wir 
nicht  wieder  zur  Dumpfheit  eines  echten  Polizeistaats  zurück- 
kehren wollen.  Jene  Idee  aber  verlangt,  daß  der  Polizeigedanke 
stets,  wie  immer  geartete,  Schranken  behalten  muß.  Wie  weit 
diese  Schranken  auch  gezogen  werden  mögen,  sie  bleiben  vor- 
handen. 

Das  Wesen  des  modernen  deutschtii  Staates  selbst  verlangt, 
daß  der  Pulizeigedanke  nicht  schrankenlos  sei.  Die  Innehaltung 
der  durch  sein  Wesen  bestimmten  Schranken  ist  Lebensbedingung 

liehen  Umständeu  Niitiuiieii  mit  einem  leieliteren  Blute  und  besseren  Nerven 
dennoch  nicht  verlieren.  Hey  den  Deutschen  erzeugt  Erdrückung  dumpfen 
Knechtsinn.  l)ie  innewohnende  Ordnung  und  Rechtlichkeit  hält  die  Deut- 
schen vcrhällnismäliig  ab,  die  sie  umwindenden  Bande  zu  lüpfen.  Sic  suchen 
vielmehr  eine  Ehre  darin,  di(!  Andei'n  —  und  wohl  gar  sich  selbst  —  recht 
fest  um/uschnürcn ,  bis  endlich  die  Unerträgliehkeit  der  Ketten  eine  Ver- 
dorbenheit, dem  Volke  seine  edelsten  Eigenschaften  raubend,  lieriordringt." 
Die  Andeutung  der  letzteren  (JAjfahr  ist  nicht  so  jihantastisch,  wie  es  auf 
den  ersten  Blick  scheinen  mag.  Man  muli  nur  —  dem  heutigen  Sprachge- 
branch und  dem  offenbaren  Sinne  Brandes'  entsprechend  —  „Entartung" 
statt  „Verdorbenheit"  setzen  uin  zu  sehen,  dali  nichts  anderes  gesa>;t  ist,  als 
was  in  der  Restauration  Tatsache  geworden  ist  (oben  125  0")  und  bei  jeder 
ähnlichen  Überspannung  des  Polizeigedankens  wieder  Tatsache  werden  müßte. 
')  Von  anderen,  allgemeineren  Erwägungen  aus,  die  (^ine  höchst  inter- 
essante Ergänzung  zu  den  ganzen  Betrachtungen  dieses  Kapitels  bilden, 
gelangt  L.  v.  Wiese  in  seinem  anregenden  Schriftchen  über  ,.St;(atssoziali3- 
mus"  1916  zu  demselben  Ergebnis.  Vgl.  dazu  auch  den  Aufsatz  v.  Wiesea 
über  „Liberalismus  und  Demokratismus'"  in  der  Ztschrft.  f.  Politik  IX.  407  ff. 
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für  ihn.  Denn  der  Staatswille  kann  letzten  Endes  immer  nur  im 
Willen  der  Menschen  wirken,  die  den  Staat  bilden,  nicht  allein 
der  Regierenden,  sondern  auch  der  Regierten.  Hier  liegt  die 
praktische  Bedeutung  unserer  letzten  Erwägungen. 

Die  geschichtliche  Betrachtung  hat  uns  das  Gesetz  der 
Komplementarität  von  Polizeigedanke  und  Bürgersinn  gezeigt. 
Die  Verwirkliclmngsmöglichkeii  des  Polizeigedankens  ist  bedingt 
durch  die  Entwicklungsstärke  des  Bürgersinn^  und  die  darin  ge- 
gebene Fähigkeit,  Freiheit  und  Freiheitsbeschränkung  verstehend 
zu  ertragen.  Deshalb  bedarf  bei  wachsender  Intensität  des  Staats- 
lebens der  Polizeigedanke  unter  Umständen  zu  seiner  Verwirk- 
lichung einer  künstlichen  Erziehung  des  Bürgersinns  durch 
polizeiliche  Maßnahmen,  da  die  Stärke  des  Bflrgersinns  der 
Intensität  des  Staatslebens  augemessen  sein  muli,  aber  dies 
Schritthalten  bei  der  Kompliziertheit  und  daher  Unübersichtlichkeit 
des  modernen  Staatslebens  jenem  gar  nicht  immer  möglich  ist. 
Solche  polizeiliche  Zwangserziehung  des  Bürgersinns  hat  aber  in 
sich  ihre  Grenzen:  sowie  sie  eine  bestimmte  Grenze  über- 
schreitet, führt  sie  nicht  zur  Fortentwicklung,  sondern  zur  Er- 
stickung des  Bürgersinns  und  entzieht  hierdurch  dem  Polizeige- 
danken jede  Wirkungsmöglichkeit  oder  beschränkt  sie  wenigstens 
im  höchsten  Grade.  Denn  die  Wirkung  der  Polizeigewalt  ist,  wie 
die  jedes  Zwangs,  wesentlich  nur  eine  mittelbare,  psychologische. 
Wo  diese  aufhört,  ist  die  unmittelbare  Wirkung  des  Zwangs  zum 
mindesten  eine  sehr  durchlöcherte,  praktisch  völlig  unzureichende. 
Ein  Schulbeispiel  für  alles  das  liefert  wieder  unsere  Kriegspolizei, 
Hinsichtlich  der  notwendigen  wirtschaftlichen  Beschränkungen 
vertraute  man  anfangs  viel  zu  sehr  auf  das  selbständige  Ver- 
ständnis und  Pflichtbewußtsein  des  Bürgersinns,  statt  diesen  von 
vorneherein  fest  erzieherisch  anzufassen.  Als  die  Folgen  dieses 
Systems  aufs  äußerste  gewachsen  waren,  begann  eine,  vielleicht 
Überhastele,  Anwendung  des  Polizeigedankens,  die  nun,  infolge 
der  vorherigen  Versäumnisse,  so  ausgedehnt  war  und  sein  mußte,, 
daß  der  Bürger  fast  sein  ganzes  wirtschaftliches  Leben  obrigkeit- 
lich geregelt  sah.  Die  Wirkung  war  die  aller  Bevormundungs- 
polizei, d.  h.  immer  weiteres  Abstumpfen  des  Bürgersinns  aus  der 
Überzeugung:  wenn  etwas  noch  nicht  verboten  ist,  wird  es  schon 
„nicht  so  schlimm  sein"  sein;    daraus  wieder  wachsende  Notwendig- 
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keit  polizeilichen  Eingreifens  und  weitere  Abstumpfung  des  Bürger- 
siiins;  bis  schließlich,  ganz  wie  wir  das  in  der  Geschichte  über- 
all gesehen  haben,  sich  —  zum  Glück  nur  vereinzelt  —  dessen 
ganze  Energie  auf  die  negative  Seite  legte  und  nur  das  Streben 
des  Einzelnen,  die  Lästigkeiten  der  Beschränkungen  für  seine 
Person  möglichst  zu  umgehen,  übrigblieb.  Das  zeigt  die  ganze 
Schwierigkeit  des  Problems:  der  Versuch,  mit  der  Polizeigewalt 
Wirkun£,en  zu  erreichen,  für  die  der  Bürgersinn  nicht  reif  ist, 
trägt  iramei'  die  Gefahr  in  sich,  den  Bürgersinn  abzustumpfen 
und  damit  die  Verwirklichungsmöglichkeiten  zu  verringern*).  Und 
der  Genossenschaftsgedanke  hilft  hier  auch  nicht  als  Ideal, 
sondern  nur,  soweit  er  eine  reale  Kraft  im  Volksleben  und 
-denken  ist.  Das  Autoritätsprinzip  gibt  wenigstens  einen  Notbe- 
helf, aber  nicht  mehr.  Nur  in  ihrem  Ausgleich  können  beide  wirken. 
Und  damit  kommen  wir  zu  dem,  was  ich  anschaulich  machen 
wollte:  der  Polizeigedanke  ist  heute  nicht  mehr  der  Genossen- 
schaitsgedanke  des  germnnischen  Volksstaats,  wenn  das  auch  den 
Anschauungen  sozialer  Idealisten  entsprechen  mag.  Er  ist  aber 
auch  nicht  mehr  der  des  Polizeistaats,  wenn  auch  —  jeder 
Kulturmensch,  mehr  oder  weniger  unbewußt,  ihm  anhängt;  jeder 
möchte,  daß  den  andern  verboten  wird,  was  ihm  zuwider  ist,  sei 
es  als  Störung  seiner  egoistischen  Bedürfnisse,  sei  es  als  Ver- 
letzung   seiner    ethischen,    politischen    oder   rechtlichen  Ideale  2), 


1)  Man  braucht  diese  Sachlage  nur  einmal  durchxudenlien,  uui  die  ober- 
flächliche Kritik,  die  vielfach  zu  hören  war,  so  ungerecht  wie  töriclit  zu  linden. 
Das  Problem  ist  so  ungeheuer  schwierig,  der  Weg  zwischen  der  SzyUa,  durch 
früheres  polizeiliches  Eingreifen  den  in  der  vaterländischen  Begeisterung 
zweifellos  vorhandenen,  aber  nur  urteilsunfähigeu  Bürgersinn  von  vornelierein 
zu  verletzen  und  dadurch  noch  mehr  abzustumpfen,  und  der  Charjbdis,  durch 
Gewährung  der  Freiheit  den  letzton  Zeitpunkt  des  Eingreifens  zu  verpassen, 
so  unendlich  schmal,  daß,  zumal  bei  der  völligen' Neuheit  der  Situation,  nur 
die  Intuition  eines  Genies  das  Richtige  hatte  finden  können.  —  Damit  soll 
natürlich  kein  Urteil  gefällt  werden  über  die  ganz  andere  Frage,  ob  nicht 
andere  schlimme  und  unentschuldbare  Fehler  begangen  sind  in'  der  mangeln- 
den Folgerichtigkeit  der  Anordnung,  nngenflgcnder  Energie  ihrer  Durchführung 
u.  dgl.  Das  alles  gehört  nicht  hierher,  ist  aber  nicht  uninteressant  »uiter 
dem  oben  (230  ff.)  erörterten  Gesichtspunkt  der  Klarheit  des  Polizeigedankens. 

2)  Wer  möchte  nicht  als  Mensch  die  oben  (2i3  Anm.  Ij  erwälmten  An- 
ordnungen der  Kriegspolizei  gegen  die  Verwahrlosung  der  Jugend  in  ihrer 
Tendenz    billigen.     Und   doih   um«  man  si*-  vciwaltungswissenschaftlich  um 


2C2  rnmöglichkcit  bogrifllichor  Festlegung 

Und  die  Behörden  und  Gesetzgeber  sind  auch  Menschen.  Darum 
ist  es  nicht  überflüssig,  zu  betonen,  daß  genau  so  wie  das  anar- 
cliisch  entartete  einseitige  <7enossenscliaftswesen  auch  das  bevor- 
mundende Obrigkeitswesen  nicht  ohne  Grund  von  der  Geschichte 
des  Staatslebens  ausgeschaltet  ist. 

Der  Polizeigedanke  kann  heute  nicht  mehr  der  des  Polizei- 
staats sein  oder  werden,  weder  des  obrigkeitlichen  Loch  eines 
demokratischen,  sozialistischen.  Denn  er  ist  seinem  Wesen  nach 
nicht  schrankenlos.  •  Zwar  können  diese  Schranken  nicht  ein  für 
allemal  begriftlich  festgelegt  werden.  Aus  dem  Wesen  des  Poli- 
zeigedankens ergab  sich  uns  die  Unmöglichkeit  dei'  lehrsatz- 
mäßigen Aufstellung  eines  feststehenden  dogmatischen  Inhalts 
seiner  materiellen  Bedeutung,  wenn  anders  wir  nicht  in  den  ver- 
deiblii'hen  Rationalismus  des  Naturrechts  zurückverfallen  wollten^). 
Die  Tatsache  der  Existenz  solcher  Schranken  wird  aber  von  der 
Unmöglichkeit,  ihren  Verlauf  durch  eine  allgemeingültige  Formel 
zu  bestimmen,  nicht  berührt.  Denn  gerade  das  in  ihrer  realen 
Existenz  gegebene  Wesen  dieser  Schranken  ist  der  Grund  der 
Unmöglichkeit  ihrer  aprioristischen  dogmatischen  Festlegung, 
Gerade  weil  sie  in  der  politischen  WirklichJieit ,  nicht  in  ratio- 
nalen Sätzen  eines  Naturrechts  im  alten  Sinne  liegen,  die,  auf 
die  Vernunft  gegründet,  Anspruch  auf  Wirkung  vor  und  gegen- 
über dem  zeitlich  und  räumlich  vom  Staate  gesetzten  Recht  be- 
anspruchen, entziehen  sie  sich  rationaler  Definition:  sie  wollen 
nur  die  in  der  realen  Natur  der  Dinge  selbst  liegenden  Grenzen 
der  Wirkungsmöglichkeit  der  in  den  Formen  rechtlicher  Anord- 
nung auftretenden  staatlichen  Macht  aufzeigen ,  jenen  modus  in 
rebus,  jene  Grenzen,  quas  ultra  citraque  nequit  consistere  rectum. 


eben  dieser  Tendenz  willen  ablehnen,  denn  sie  schaden  ihr,  statt  ihr  zu 
nutzen.  Wenn  es  nur  auf  den  menschlichen  Wort  der  Tendenz  ankäme, 
könnte  ich  mit  einer  ganzen  Sammlung  von  Vorschlügen  aiifwartcn,  z.  B. 
hinsichtlich  dos  studentischen  Lebens  jetzt  im  Kriege  ist  das  der  Daheim- 
gebliobencn  nach  meinen  Erfahrungen  ein  z.  T.  reclit  trübes  Kapitel.  Ich 
wäre  z.  B.  auch  sehr  für  den  Vorschlag  von  Ihering,  ohne  dessen  Mischungs- 
verhältnis von  „Scherz  und  Ernst"  erörtern  zu  wollen:  Verbot  „unreifer" 
Bücher  durch  die  Polizei  (vgl.  oben  S.  5  .\nm.  2  am  Schluß).  Bloß  hat  bei 
alUii  derarttgen  .Maßiiainncn  die  Erfahrung  gezeigt,  daß  auf  die  Dauer  und 
im  (Janzen  und  Großen  die  schädigenden  Wirkungen  für  die  Gesamtheit 
leider  größer  sind  als  der  Nutzen.  ^)  oben  22(i  ff. 
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Könnte  man  sie  demnach  auch  als  „naturrechtliche"  Sätze  in 
einem  anderen,  neuen  Sinne  bezeichnen,  in  dem  natürliches  Recht 
nichts  anderes  als  der  Inhalt  des  aus  der  Natur  der  Dinge  durch 
die  Eechtspolitik  Gebotenen  ist^),  so  sind  sie  ihrem  Wesen  nach 
politische  Sätze.  Politik  ist  —  nach  einer  neuen  Definition  — 
die  Kunst,  „gesellschaftliche  Tendenzen  in  rechtliche  Formen  um- 
zusetzen" 2);  jene  Sätze  sind  technische  Regeln,  nach  denen  solche 
Umsetzung  zu  bewiiken  ist.  Daher  ist  unter  Zugrundelegung  der 
realen  Verhältnisse  der  Inhalt  dieser  Sätze  in  concreto  sehr  wohl 
zu  bestimmen,  wie  wir  das  an  einzelnen  Beispielen  gesehen 
haben ^).  Ebenso  wird  es  möglich  sein  —  welche  Aufgabe  wir  im 
Rahmen  dieser  Studie  ablehnen  mußten  —  diese  Sätze  mehr  oder 
weniger  organisch  zu  einem  System  der  Polizeipolitik  zusammen- 
zufügen. Deshalb  ändert  es  an  der  Anerkennung  ihrer  Existenz 
und  Bedeutung  nichts  —  ist  vielmehr  durch  letztere  bedingt  — 
daß  es  nicht  möglich  ist,  einen  materiellen  Inhalt  ihrer  (jesamt- 
heit  durch  eine  zusammenfassende  einheitliche  Formel  begrifflich 
festzulegen.  Das  Bestehen  und  der  —  aus  diesen  Gründen  hier 
nicht  näher  zu  bestimmende  —  Inhalt  eines  ganzen  Komplexes 
von  politischen  Sätzen,  die  dem  Polizeigedanken  Grenzen  ziehen, 
ergibt  sich,  wie  die  von  uns  betrachteten  Beispiele  gezeigt  haben, 
zugleich  aus  der  Entwicklung  der  gesellschaftlichen  Tendenzen 
seit  dem  Ende  des  \H.  Jahrhunderts  und  aus  der  dadurch  be- 
stimmten Entwicklung  der  politischen  Gestaltung  des  Staatslebens. 
Sie  sind  nicht  nur  soziale  Tendenzen,  sondern  wirkliche  politische 
Sätze. 

Sind  es  aber  politische  Satze,  die  dem  Polizeigedanken  Schran- 
ken ziehen,  so  muß  ihr  Vorhandensein  nachweisbar  sein  nicht  nur 
durch  soziologische  Eatrachtung  der  praktischen  Verhältnisse 
unseres  Staatslebens,  wie  wir  sie  bisher  versucht  haben,  sondern 
auch  durch  gedankliche  Folgeziehung  aus  den  Grundsätzen  der 
rechtlichen    und    politischen   Organisation    des    modernen,    insbe- 


'1  Vgl.  dazu  einstweilen  meine  Bemerkungen  in  „Staatsrecht  und  Natur- 
recht" 465  ff.  .\uch  der  Kohler'sche  Begriff  des  „Kulturrechts"  beruht  auf 
verwandten  Vorstellungen.  (J.  Kohl  er,  Recht  und  Persönlichkeit  in  der  Kultur 
der  Gegenwart,  1914,  "27.) 

2)  Ludo  M.  Hart  mann,  Das  Wesen  der  Politik,  in  der  Festschrift  für 
Lujo  Brentano  1916,  220.  3)  oben  230  ff. 
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sondere  des  deutschen  Staats.  Tatsächlich  sind  sie  aus  diesen 
klar  und  sicher  zu  erkennen.  Daß  dabei  der  im  einzelnen  sich 
ergebende  Verlauf  der  Grenzen  des  Polizeigedankens  nicht  mit 
formaler  Sicherheit  abzustecken  ist,  schwächt  nicht,  sondern 
stärkt  jenen  Gegenbeweis.  Die  Sätze  sind  vorhanden  in  dem 
Wesen  des  modernen  Staates  als  Produkt  seiner  Entwicklungsge- 
schichte. Denn  das  Vorhandensein  naturrechtlicher  oder  politi- 
scher Sätze,  die  der  Polizeigewalt  Schranken  weisen,  ist  staats- 
theoretisch nur  eine  notwendige  Folge  der  von  der  Genesis  des 
modernen  Staates  untrennbaren  Vorstellung,  „daß  das  Individuum 
auch  dem  Staate  gegenüber  eine  selbstberechtigte  und  daher  von 
ihm  anzuerkennende  sittliche  und  rechtliche  Größe  sei".  Diese 
von  dem  tiefsten  wissenschaftlichen  Kenner  des  modernen  Staates , 
G.  Jellinek^),  als  eines  seiner  Wesenselemente  nachgewiesene  Vor- 
stellung von  dem  Vorhandensein  „prinzipieller  Grenzen  zwischen 
Staat  und  Individuum",  der  moderne  Freiheitsgedanke,  ist  wirk- 
sam gewesen  in  der  ganzen  Entwicklungsgeschichte  des  Polizei- 
gedankens seit  der  Überwindung  des  historischen  Polizeistaats. 
Wir  haben  das  auf  dem  früheren  Wege  unserer  Untersuchung  im 
einzelnen  gesehen  und  müssen  hier  nur  noch  durch  einen  Rück- 
blick auf  die  Zusammenhänge  im  ganzen  deren  allgemeine  Be- 
deutung uns  vergegenwärtigen. 

Die  Entwicklung  des  heutigen  Polizeigedankens  hat  einge- 
setzt mit  dem  erfolgreichen  Auftreten  des  modernen  Freiheitsge- 
dankens in  der  Aufklärung  gegenüber  der  im  Polizeistaat  ein- 
seitig ausgebildeten  Idee  der  Einheitlichkeit  der  Staatsgewalt. 
Die  rechtsinstitutionelle  Form,  in  der  dieser  Freiheitsgedanke 
später 2)  zur  Verwirklichung  kam,  war  die  der  Anerkennung 
subjektiver  öffentlicher  Rechte,  gewonnen  aus  dem  rechtlichen 
und  staatlichen  Denken  des  älteren  deutschen  Staatslebens  ^).  Die 
staatstheoretische  Foi-m  hingegen,  in  der  jener  Gedanke  seinen 
Ausgleich  fand  mit  der  vom  Polizeistaat  geschaffenen  Forderung 
des  Vorrangs  des  Gemeininteresses  vor  dem  Eirtzelinteresse,   war 


')  Allg.  Staatslehre  327. 

2)  In  Frankreich  mit  der  Revolution,   in  Preußen   mit  der  Vorfassung; 
vgl.  oben  83  f.,  134  if. 

3)  vgl.  oben  56  und  meine   dort  zitierten  Darlegungen   in  „Staatsrecht 
und  Naturrecht". 
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die  Idee  der  Genossenschaftlichkeit,  ebenfalls  entnommen  dem 
alten  deutschen  Staatsleben,  dem  modernen  Staatsdenken  ver- 
mittelt durch  die  naturrechtliche  Lehre  vom  Staatsvertrage  ^).  Die 
Genossenschaftsidee  ist  so  entwicklungsgeschichtlich  und  staats- 
theoretisch in  ihren  gedanklichen  Grundlagen  wesentlich  verbunden 
mit  der  Idee  einer  Beschränkung  des  Polizeigedankens  durch  den 
Fi'eiheitsgedanken.  Daß  die  Tatsache  dieser  Verbindung  auch 
empirisch  feststellbar  war^),  gibt  die  Probe  aufs  Exempel. 

Die  Idee  der  Genossenschaftlichkeit  des  Zweckes  der  Polizei- 
gewaltübung  und  die  Verneinung  ihrer  Schrankenlosigkeit   bilden 
eine  gedankliche  Einheit  und  sind  nur  daraus  zu  verstehen.    Wie 
aber    ist    damit    das  Element    des  Autoritätsprinzips  im  heutigen 
Polizeigedanken  zu  vereinen  und  zu  erklären?    Es  ist  gedanklich 
nicht  mit  ihm  zu  vereinen,  sondern  nur  geschichtlich  zu  erklären. 
Zwischen   der  Genossenschaftsidee  und  dem   Autoritätsprinzip  be- 
steht ein  Dualismus.     Es  ist  aber  nur  jener  Dualismus,  der  nach 
G.  Jellinek  überhaupt  für   das   Wesen    des  modernen  Staates  im 
Gegensatz  zum  antiken  Staate  charakteristisch  ist^).     Der  mittel- 
alterliche  Gegensatz    von   Fürst    und  Volk  hat   bei  uns  nie  ganz 
überwunden    werden    können,    weil   der  Versuch    der  Herstellung 
einer    Staatseinheit   unternommen    wurde   in    der    Verwirklichung 
der,    italienischen  Vorbildern  entstammenden,    von   romanistischer 
Formalistik    gestützten    Idee    der  absoluten    Monarchie.     Als  Re- 
aktion   dagegen    wurde    das   Zurückgreifen  nötig  auf  die  in  dem 
älteren     deutschen    Staatsleben    und     -denken    gegebenen    Frei- 
heitsrechte   einerseits    und   den   Gegensatz    von   rex   und   regnum 
andererseits,    wie  er  im  konstitutionellen  Staate   „in  dem   Neben- 
einander-, Zusammen-   und  Entgegenwirken   vom  Staatshaupt  mit 
seiner    Regierung   und    dem  Parlament    aufbewahrt"    ist*).     Nur 
ein   Reflex    dieser   allgemeinen   Entwicklungserscheinungen  ist  es, 
daß  im  Polizeigedanken  dem  vom  Polizeistaat  zunächst  allein  ge- 
schaffenen Autoritätsprinzip  der  Gedanke  einer  individuellen  Frei- 
heitssphäre gegenüber  und  die  Idee  der  Genossenschaftlichkeit  zur 
Seite  gestellt  worden  ist. 

')  Mein  „Staatsrecht  und  Naturrecht"  524  ff.,  sowie  oben  171  ff. 
2)  oben  166  ff.  3j  Allgemeine  Staatslehre.  330  f. 

*)  Zu  allen  diesen  Fragen  jetzt  Wolzendorff,  Vom  deutschen  Staat, 
2  ff.,  12  ff.,  23  ff. 


Schluß 

Von  der  Entwicklungsgeschichte  staatlichen  Lebens  und 
Denkens  ist  für  den  Polizeigedanken  nichts  verloren,  doch  aber 
alles  Vergangene  überwunden.  Ausgenutzt  sind  die  Kräfte  der 
Kindheit  unseres  Staatslebens  mit  der  Naivität  gegenseitigen  Ver- 
trauens in  der  germanischen  Genossenschaftsidee,  aber  auch  des 
knabenhaften  naiv-idealen  Eigensinns  der  Idee  der  Freiheiten 
und  Gerechtigkeiten  des  ständischen  Staates.  Verwertet  sind  die 
Kräfte  der  Jugendzeit  des  öffentlichen  Lebens,  in  der  im  Polizei- 
staat und  in  der  Aufklärung  Individuum  und  Staat  unbekümmert 
um  einander  den  Weg  ihrer  eigenen  Entwicklung  und  Entfaltung 
gingen.  Aber  eben  deshalb,  weil  es  sich  hier  um  Entwicklungs- 
stadien handelt,  sind  sie  nicht  nur  unverlierbar,  sondern  auch 
unwiederbringlich.  So  verfehlt  es  war,  daß  die  Aufklärung  mit 
ihrer,  ganz  dem  germanischen  Staat  entsprechenden,  Rechtsstaats- 
theorie glaubte  den  Gang  der  Entwicklung  zurückwenden  zu  können, 
so  verkehrt  wäre  es,  wenn  wir  heute  uns  von  dem  Erfolge  der 
Organisation  und  Technik  und  utilitaristischem  Denken  auf  die 
Bahn  des  Polizeistaats  zurückdrängen  lassen  wollten. 

Gerade  die  Bewertung  des  Vergangenen  lehrt  uns,  daß  es 
uns  nicht  dienen  kann,  das  vom  Leben  Überwundene  zu  restau- 
rieren, sondern  nur,  seine  vor  der  Geschichte  erwiesene  Entwick- 
lungskraft den  Forderungen  unserer  Zeit  dienstbar  zu  machen^). 
Diese  Forderungen  andererseits  aber  müssen  gedanklich  auf  eine 
Plattform  gebracht  werden,  die  dem  Zuge  der  Entwicklung  ein- 
gepaßt ist,  und  so  eine  Verwertung  der  in  dieser  vorhandenen 
Kräfte  möglich   macht.     Die  Entwicklungskräfte  sind  das  Autori- 


^)  Vgl.  zu  dieseui  Gedanken  im  allgeraeiucn  die  oben  erwähnte  geist- 
Tolle  neuerliche  Abhaudluiig  Hartniajins  über  „das  ^Ycsen  der  Politik", 
a.  a.  0.,  insbesondere  216. 
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tätsprinzip  und  der  Genossenschaftsgedanke,  die  Einheitsidee  und 
der  Freiheitsgedanke  des  modernen  Staates.  Voll  verwertbar 
werden  sie  erst  werden,  wenn  es  gelingt,  die  Reibungen,  die  -ihr 
Dualisnnus  bedingt,  auszuschalten  durch  einen  organischen  Aus- 
gleich zwischen  dem  Autoritätsprinzij)  und  dem  Oenossenschafts- 
gedanken. 

Macht  aber  die  prinzipielle  und,  wie  wir  landen,  zum  minde- 
sten historisch  gegensätzliche  Wesensverschiedenheit  zwischen 
Autoritätsprinzip  und  Genossenschaftsidee  ihren  einigenden  Aus- 
gleich nicht  formell  unmöglich?  Kann  und  muß  der  Aus- 
gleich dann  nicht  rein  materiell  in  der  Weise  erhofft  werden,  daß 
der  Genossenschaftsgedanke  nach  der  Erfüllung  der  historischen 
Aufgabe  des  Autoritätsprinzips  dieses  völlig  zu  ersetzen  bestimmt 
ist?  Wird  er  dazu  im  stände  sein,  wird  er  unser  ganzes  inneres 
Staatsleben  so  duichdringen  und  dadurch  so  organisch  zu  einer 
sicheren,  ihren  Halt  in  sich  findenden,  Einheit  zusammenfügen 
können,  daß  die  künstliche  Stütze,  an  der  geschichtlich  im  Ver- 
waltungsleben die  heranwachsende  Idee  der  staatlichen  Einheit 
ihren  Halt  hatte,  das  Autoritätsprinzip,  dadurch  entbehrlich  wird? 
Das  sind  die  Zukunftsfragen,  die  das  Problem  des  Polizeigedan- 
kens birgt.  Ihre  Beantwortung  kann  die  Staatstheorie  nicht 
geben,  sondern  allein  die  iu-aft,  die  den  Polizeigedanken  des 
modernen  Staats  selbst  erzeugt  und  seine  Entwicklung  bestimmt 
hat:  die  Wirklichkeit  des  politischen  Lebens,  wie  sie  bedingt  ist 
durch  die  Notwendigkeiten  unseres  Staates  und  die  politischen 
Fähigkeiten  unseres  Volkes. 

Nur  über  eines  kann  die  Staats-  und  Verwaltungslehre  zu 
jenen  Zukunftsfragen  aussagen:  über  ihre  Bedeutung.  Das  Pro- 
blem des  Polizeigedankens  —  so  muß  diese  Aussage  lauten  —  ist 
letzten  Endes  nichts  mehr  und  nichts  weniger  als  ein  Teil  eines 
einheitlichen  Problems  unseres  Staatslebens,  und  zwar  jenes  Pro- 
blems innerstaatlichen  Ausbaus,  dessen  Lösung  der  gegenwärtige 
Existenzkampf  unseres  Staates  und  Volkes  mit  Macht  uns  als 
Forderung  vor  Augen  gedrängt  hat:  der  Einheit  von  Staat  und 
Volk.  Denn  der  Ausgleich  zwischen  dem  Autoritätsprinzip  und 
dem  Genossenschattsgedanken  im  Leben  der  Verwaltung  bedeutet 
im  Gesamtbilde  des  Staatslebens  den  Ausgleich  zwischen  der  vom 
Polizeistaat   geschaffenen    und  vom   Sozialismus   beeinflußten  Ein- 
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heitsidee  des  modernen  Staates  und  seinem,  aus  der  Ideenwelt 
des  alten  deutschen  Rechts-  und  Staatserapfindens  stammenden, 
Ton  der  Aufklärung  hervorgeholten  und  dem  klassischen  deut- 
schen Liberalismus  fortgebildeten,  Freiheitsgedanken.  Er  bedeutet 
die  Versöhnung  der  friderizianischen  Staatsidee  mit  den  Idealen 
von  1848  und  den,  aus  den  wirtschaftlichen  Wandelungen  seit 
1871  entstandenen,  sozialpolitischen  Notwendigkeiten.  Das  ist 
aber  nichts  andere?  als  das  große  Hoffen  des  Herbstes  1914. 
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tarietischer  Charakter  dos  Autoritätsprinzips-  (223)  Oa)«u« 
Forderung  des  Verzichts  auf  polizeilich  undurchführbare 
Tendenzen  (223)  Notwendigkeit  der  Vermeidung  von  Klein- 
lichkeit und  Oefahr  der-.IjÄcherlichkeit  (224). 

3.  Notwendigkeit  der  Klarheit  des  Potizeigedankens  225— 2S9 

Bedeutung  der  Zielsicherheil  in  der  (jleschichte  des 
Polizeigodankens  (2'25).  Wesentlich  formaler  Charakter  des 
Prinzips  innerer  Klarheit,  Gefahr  der  Ausprägung  materi- 
eller Inlialtsbos'tinnnung  mit  Anspruch  auf  Allgcmein- 
gültigkeit  (226).  Beispiel  dos  rechtspolitischen  Problem» 
einer  d<  111  Bürger-  wie  dem  Staatsinteresse  möglichst  nütx- 
lichen  gesetzlichen  Delegation  der  Polizcigewalt  an  die 
Verwaltung  (227).  Gefahr  des  Rationalismus  im  heutigen 
politiscJicn  Denken  (229).  Forderung  der  Klarheit  der  Ziel- 
setzung in  cmcrctu  als  Erfahrungsgrundsatx  (230).  Beispiele: 
Wirtschaftspolizoiliche  Maßnalimen  des  abgeschlossenen 
Staates  (231).  Problem  der  Kriogspolizei  (232),  i:Tnklarheil 
der  jtolizeigedanklichen  Zielsetzung  im  Versammluiigsrocht 
und  seine  schädigenden  Wirkungen  für  das  Autoritäts- 
interi'sse  (233),  gleiche  Wirkung  der  Unklarheit  in  der  Bc- 
handlimg  der  Prostitution  und  der  VVohnungskuppelei  ^236j. 
sozialer  Charakter  der  (jcsnudheitspolizei  und  Problem  der 
staatlichen  Stellung  der  Ärzte  (237). 

4.  Der   Dualismus    im    heutigen  Polizeigedanken    und 

die  rechtliche  Organisation  der  Polizeiverwaltung  .  23;»— 246 
Erschwerung  der  polizeigedanklichen  Klarheit  durch  das 
dualistische  Verhältnis  von  Autoritätsprinzip  und  Genosseii- 
schaftsgodanke  (239).  KonJliktsmöglichkeiten  zwischen 
Amtspflicht  und  Reclilsptlicht  der  Polizeibehörden  aus 
ihrem  rcchtsorgaiiisatorisch  begründeten  politischen 
Charakter  (241).  Das  rechtspolitische  Problem  al^  Problem 
der  Organisation  (242).  Staatliclie  oder  kommunale  Polizei? 
(243). 

5.  Altes    und  Neues    im  Polizeigedanken  und  die  Ent- 
wicklungslinie ihres  Wirkungsverhäitnisses  ....     246-26.) 
Geschichtliche  Wiederholung  der  Erscheinungen  (246)  Fort- 
schritt   oder    Stillstand?    (247)    Residuen    alter    und    Auf 

tauchen    ihnen    verwandter    neuer    Elemente    des  Polizeige- 
dankens (248).  Polizeistaatliche  Residuen  (248';  ihre  Erklärung 
nicht     aus     den     Vorteilen,     sondern     den     nachwirkenden 
Schäden  des  alten  Polizcistaatsregimep-.  Beispiel  der  <)rgani 
sation    der    l'^xckutivptdizei  (250).    .^usdehnunj:    des  Polizei- 
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gedankens  durch  die  wachsende  Intensität  des  Staatslebens 
(254).  Moderne  Tendenzen  eines  Staatssozialismus  als 
Produkte  technisch-politischer  Entwicklungselemente  (555) 
und  allgemeiner  Geistesstiümungen  (256).  Unentbehrlichkeit 
des  staatlichen  Wertmomeutes  der  Persönlichkeit  als 
Gegengewicht  gegen  diese  Tendenzen  (257).  Persönlichkeits- 
gedanke, deutscher  und  preußischer  Staatsgedanke  (258). 
Staatsgedankliche  Unmöglichkeit  eines  schrankenlosen 
Polizeigedankens  im  modernen  deutschen  Staat  (259).  Prak- 
tische Bedeutung  de«  Problems  der  Beschränkung  des 
Polizeigedankens:  technische  Uimiöglichkeit  unbeschränkter 
autoritärer  Lenkung  (260).  Überwindung  des  geschichtlichen 
reinen  Genossenscha*'tswesens,  wie  der  autoritäi-en  Bevor- 
mundung (261).  Schrankensetzung  durch  politische  Sätze 
(262).  Das  Vorbandeusein  solcher  Sätze  nachweisbar  in  der 
staatstheoretischeii  Bestimmung  des  entwicklungsgeschicht- 
lichen Wesens  des  modernen  Staates  (263).  Einheitlichkeit 
der  Staatsgewalt,  Gonossenschaftsidee  und  Freiheitsgedanke 
(264).  Das  Gegeneinander  von  Autoritäts-  und  Freiheits- 
idee und  das  Nebeneinander  von  Autoritäts-  und  Genossen- 
schaftsprinzij)  im  heutigen  Polizeigedanken  als  Reflex  der 
Entwirklnngsgeschichte  des  modernen  deutschen  Staats- 
gedankens (26.^). 


Schluß 

Endgültige  Überwindung  ler  früheren  entwicklungsgeschicht- 
lichen Stadien  und  bleibender  Gewinn  daraus  (266).  Das 
Zukunftsproblem  des  Ausgleichs  zwischen  Genossenschafis- 
gedanke  und  Autoritätsprinzij)  (267).  Der  Polizeigedanke 
und  die  Hoffnungen  von   1914  (267). 
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